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Fur Keugeſtaltung des deutſchen Eherechts 


A. 


Von Reichsgruppenwalter Rechtsanwalt Dr. H. Droege, 
Hamburg. 


Die Mängel des geltenden Eheſcheidungsrechts find ge— 
rade in letzter Zeit wiederholt in der juriſtiſchen Fachpreſſe 
bargeſtellt und eingehend erörtert worden!). 

Die Kritik läßt ſich letzten Endes in allen Fällen auf die 
uneinheitliche und weltanſchaulich unklare Grundauffaſſung 
zurückführen, von der das BGB. bei feiner Regelung aus- 
geht). Das BGB. kennt einmal abſolute Scheidungsgründe, 
bei deren Vorliegen die Ehegatten ohne Rückſicht auf die tat⸗ 
ſächlichen Folgen für die beſtehende Ehe geſchieden werden 
müſſen; es kennt daneben den relativen Scheidungsgrund 

er allgemeinen tiefen Zerrüttung, der aber für ſich nicht zur 
egründung des Scheidungsbegehrens ausreicht, ſondern nur, 
wenn er ſubjektiv von einem der Ehegatten ſchuldhaft her- 
beigeführt worden ift. Und dieſe ſubjektiv verſchuldeten Tat⸗ 
umſtände führen auch nur dann zur Scheidung, wenn die 
Aufrechterhaltung der Ehe dem anderen Ehegatten nicht mehr 
zumutbar erſcheint. Hier wird auf das eigene perſönliche 
Verhalten des anderen Ehegatten abgeſtellt und von dieſer die 
Prüfung der Scheidung abhängig gemacht. — Das Recht der 
erſonenſorge für die Kinder wird nicht ausſchließlich durch 
das Kindeswohl ſelbſt beſtimmt, ſondern richtet ſich weit⸗ 
gehend ſchematiſch danach, welcher der beiden Ehegatten die 
Schuld an der Scheidung nach den Feſtſtellungen des Schei⸗ 
bungsurteils trägt. — Die für die Mehrzahl der Ehegatten 
lebenswichtige Frage der Gewährung von Unterhalt nach der 
cheidung wird nicht aus dem natürlichen Familien- und 
Sippegedanken beantwortet, ſondern iſt ausſchließlich ab⸗ 
A gig von der Schuld an der Herbeiführung der Scheidung. 
Diefe Regelung trägt ſomit den Charakter einer Strafe für 
enjenigen, der im Scheidungsurteil als der Schuldige feſt⸗ 
geſtellt worden iſt. 

Trotz der für die Gegenwart unzulänglichen Regelung 
des materiellen und formellen Scheidungsrechts muß an⸗ 
erkannt werden, daß die deutſchen Richter und Rechtsanwälte 
im allgemeinen den praktiſchen Anforderungen des Lebens 
gerecht geworden und zu tatſächlich brauchbaren Ergebniſſen 
gelangt ſind. Es iſt bereits von Schneiders) betont wor⸗ 
en, daß in den meiſten Fällen, in denen in der Vergangen⸗ 
heit ein Urteilsſpruch zu der geſunden Anſchauung des Volkes 
in Widerſpruch trat, dies nicht auf einem Fehlgriff des Rich- 
fers bei der Anwendung einer Allgemeinbeſtimmung beruhte, 
ſondern regelmäßig auf ſtarren kaſuiſtiſchen Regelungen, die 
munerlich überholt waren, dennoch aber wegen ihres formellen 

eiterbeſtehens den Richter zu einer ganz beſtimmten Ent⸗ 


| eidung zwangen. — Die Erkenntnis aus dieſer Tatſache 
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wird auch für die Neuregelung des Eheſcheidungsrechts von 
entſcheidender Bedeutung ſein bei Entſcheidung der Frage, ob 
dem Richter die Handhabung eines generellen Scheidungs⸗ 
grundes anvertraut werden kann, oder ob er in kaſuiſtiſche 
Einzelbeſtimmungen poſitiv⸗ rechtlicher Geſetzesregelung ein- 
zuengen iſt. 

Damit ſoll keineswegs geſagt werden, daß ein künf⸗ 
tiges Eheſcheidungsrecht nur eine farbloſe Generalklauſel zu 
enthalten brauche und alles Weitere der Auslegung und 
Handhabung durch die Praxis überlaſſen dürfe. Der Geſetz⸗ 
geber kann heute dem Richter und Rechtsanwalt zwar voll 
Vertrauen einen größeren Spielraum geben, als er es früher 
tun konnte. Er hat demgemäß der Praxis z. B. im Vollſtrek⸗ 
kungsrecht und im geſamten Arbeitsrecht weite Rahmenbeſtim⸗ 
mungen zur Ausfüllung überlaſſen. Nie wird aber der Geſetz⸗ 
geber zu einer Generalklauſel Zuflucht nehmen, um der not⸗ 
wendigen Entſcheidung grundſätzlicher Art aus dem Wege zu 
gehen und damit die Verantwortung von ſich auf den Richter 
oder Rechtsanwalt abzuwälzen. 

Es genügt nicht eine bloß negative Abkehr von der 
Regelung des BGB. Feſte neue Grundlagen find zu ſuchen; 
an ihnen iſt die Neuordnung auszurichten. Hier hat der 
NS.⸗Rechtswahrerbund in einem im „Deutſchen Recht“ 1937, 
251 ff. veröffentlichten Entwurf zu einem neuen Chefchei- 
dungsrecht wertvolle Vorarbeit geleiſtet. Nachdrücklich ſind die 
Schwierigkeiten der heutigen Geſetzeslage in der Begründung, 
die dem Entwurf beigefügt iſt, aufgezeigt worden; dabei 
wurden, was beſonders zu begrüßen iſt, zugleich klare, poſitive 
Vorſchläge für die geſetzliche Neuregelung gemacht. 

Nachſtehend ſoll nicht auf einzelne Grundfragen der Re⸗ 
form des Scheidungsrechts, wie z. B. die Einführung des ſo⸗ 
genannten Zerrüttungsprinzips an Stelle des Verſchuldens⸗ 
grundſatzes, eingegangen werden. Hierüber herrſcht, wie aus 
der juriſtiſchen Fachliteratur erſichtlich iſt, jetzt im weſent⸗ 
lichen Einigkeit und Klarheit. Es ſollen einige Fragen be⸗ 
handelt werden, die in der Praxis aufgetaucht ſind, und deren 
Erörterung noch erforderlich erſcheint. 

1. Einigkeit beſteht zunächſt darüber, daß ein national⸗ 
ſozialiſtiſches Eheſcheidungsrecht keine grundſätzliche Erleich⸗ 
terung ber Eheſcheidung bringen darf. Das ergibt ſich aus der 
Bedeutung der Ehe für das Volksganze. Daraus folgt, daß 
ein künftiges Geſetz weder ausdrücklich Schei⸗ 
dungserleichterungen zulaſſen kann, noch Beſtim⸗ 
mungen enthalten darf, die mittelbar zu einer Er⸗ 
leichterung der Scheidung führen. 

a) Dem weitverbreiteten Irrtum vieler Volksgenoſſen, 
die ſelbſt in unglücklicher Ehe leben, das neue Eheſcheidungs⸗ 
recht werde eine grundſätzliche Erleichterung der Schei⸗ 
dung einführen, kann nicht ſcharf genug entgegengetreten wer⸗ 
den. Jeder Anwalt kennt die Auffaſſungen, die hier in weiten 
Volkskreiſen vorherrſchen, und die Erwartungen, die deshalb 
an eine geſetzliche Neuregelung des Scheidungsrechts geknüpft 
werden. Jeder Anwalt hat deshalb die Pflicht, aufklärend dar⸗ 
auf hinzuwirken, daß dieſer Irrtum beſeitigt wird. Wenn der 
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Nationalſozialismus auch die römiſch⸗katholiſche Auffaſſung 
von der Unlöslichkeit einer Ehe ablehnt, ſo hält er die Ehe des⸗ 
wegen doch für nicht weniger heilig. Er wird ſich allerdings 
von überkommenen, konfeſſionell bedingten aber heute nicht mehr 
ſinnvollen Eheſcheidungsgründen löſen und die Scheidungs⸗ 
gründe auf ihren innerlich allein gerechtfertigten Sinn zurück⸗ 
führen. Er wird eine ehrliche und klare Scheidung in den 
Fällen ermöglichen, in denen die Grundlagen der Ehe wirklich 
zerſtört ſind, und daher die Ehe keinen Wert und keinen 
Sinn mehr hat, ſondern zu einer Gefahr für ihre Umgebung 
eworden iſt. An dieſen Maßſtäben ausgerichtet, wird er 
künftig eine Scheidung auch ſolcher „Ehen“ zulaſſen, die nach 
bisheriger Geſetzeslage nur auf Umwegen, unter Irrefüh⸗ 
rung des Gerichts oder nach abſichtlicher Herbeiführung eines 
Scheidungs,grundes“ getrennt werden konnten. 


Dabei wird das neue Eheſcheidungsrecht keine Beſtand⸗ 
teile enthalten dürfen, die Rück ſtände des alten Wil⸗ 
lensſcheidungsprinzips ſind. Die Zulaſſung einer 
Scheidung auf beiderſeitigen Antrag der Ehegatten hat ſicher 

ewiſſe techniſche Vorteile, die anders nicht erreicht werden 
önnen ). Sie ermöglicht einen einfachen und ſchnellen 
Prozeß und erſpart damit den Parteien langwierige, un⸗ 
erfreuliche Verhandlungen vor Gericht. Beſonders bei Kinder⸗ 
lofigkeit der Ehe iſt eine ſolche Regelung in Anlehnung an 
früher gültige Beſtimmungen des Pr ALR. von 1794 immer 
wieder ernſtlich vorgeſchlagen worden. Ihr ſtehen jedoch grund⸗ 
ſätzliche Bedenken entgegen. Sie geht auf ein Vertragsdenken 
im Cherecht zurück und beruht auf der Vorſtellung, daß die 
vertragliche Bindung, die die Ehegatten durch Eheſchluß ein⸗ 
gegangen ſind, auch nach dem Willen der Ehegatten wieder 
gelöſt werden kann. Im übrigen herrſcht Übereinſtimmung, 
daß eine geſetzliche Unterſcheidung zwiſchen kinderloſen Ehen 
und ſolchen Ehen, aus denen Kinder hervorgegangen ſind, 
im Scheidungsrecht bedenklich iſt. Sie könnte zu bevölkerungs⸗ 
politiſch unerwünſchten Ergebniſſen führen). 

b) Ebenſo darf das neue Eheſcheidungsrecht keine Be⸗ 
ſtimmungen enthalten, die mittelbar eine unerwünſchte 
Scheidungserleichterung zur Folge haben würden. Auch das 
müßte im Ergebnis zu einer Auflockerung der Ehe führen und 
iſt deshalb zu vermeiden. Der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber 
wird demgegenüber eindeutig die Aufgabe der Ehe als Dienſt 
am Volk betonen und daher die Scheidung nur bei ſolchen 
Ehen zulaſſen, die dieſen Charakter völlig und auf die 
Dauer verloren haben. 


Der Haupteinwand, der im Schrifttum gegen die be⸗ 
abſichtigte Einführung des ſogenannten Zerrüttungsprinzips 
im Scheidungsrecht und damit gegen jede Generalklauſel auf 
dieſem Gebiet überhaupt erhoben worden iſt, gründet ſich dar⸗ 
auf, daß der Scheidungstatbeſtand, den eine ſolche allgemeine 
Beſtimmung vorſehen würde, willkürlich von den Ehegatten, 
die geſchieden werden wollen, herbeigeführt werden 
könnte. Wenn das bei einer Geſetzesregelung der Fall ſei, 
fehle der erforderliche Anſporn zur Überwindung auch nur 
kleinerer Eheſchwierigkeiten. Keiner der Ehegatten würde ſich 
dann noch ernſte Mühe geben, mit vorübergehenden Schwierig⸗ 
keiten, die in der beſten Ehe vorkommen könnten, fertig zu 
werden, da er ja ſtets das Bewußtſein habe, leicht geſchieden 
werden zu können. 

Sicher darf ein nationalſozialiſtiſches Eheſcheidungsrecht 
ſelbſt nie den Ehegatten den Weg weiſen, auf dem ſie leicht 
und ſchnell zur Scheidung gelangen können. Trotzdem iſt es 
aber grundſätzlich nicht Aufgabe eines Eheſcheidungs⸗ 
rechts, durch Ausſchluß oder Beſchränkung der Scheidungs⸗ 
möglichkeit aktiv erzieheriſch zu wirken. Eine ſo weitgehende 
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Auf ätze 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Aufgabe kann dem geſchriebenen Geſetz nie zugemutet werden. 
Leichtfertige Scheidungen wirklich zu verhindern, wird jtel? 
Aufgabe der allgemeinen Menſchenführung und erziehung 
ſein. Insbeſondere iſt es die Aufgabe der deutſchen Richter 
und Rechtsanwälte, von vornherein leichtfertigen Scheidungs⸗ 
anträgen aus ihrer nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung vom 
Sinn der Ehe entgegentreten. — Wenn man weiß, daß vor 
dem Kriege in Deutſchland im Jahresdurchſchnitt nur halb 
fo viel Eheſcheidungen auf 1000 Eheſchließungen entfielen wie 
im Jahresdurchſchnitt ſeit 1920, ohne daß eine Geſetzes“ 
änderung ſtattgefunden hätte, ſo iſt dies ein 
deutliches Beiſpiel dafür, daß die entſcheidende Auswirkung 
einer Norm nie vom Geſetz ſelbſt ausgeht, ſondern von den 
Menſchen, von denen und auf die die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen angewandt werden. 

Gerade bei Kenntnis dieſer Tatſachen muß man aber auch 
berückſichtigen, daß die heute im BOB. feſtgelegten Scheidung? 
gründe einfeitig, willkürlich und objektiv leicht von den Ehe 
gatten herbeigeführt werden können, die geſchieden werden 
wollen. Gibt ein Ehegatte dem anderen einen ſogenannten 
abſoluten Scheidungsgrund, ſo muß die Ehe auf deſſen an 
trag grumdfäßlich immer getrennt werden. Gerade die ſo⸗ 
genannten abſoluten Scheidungsgründe im heutigen Rech! 
ſtellen alſo in einem gewiſſen Sinne Überbleibſel des Prinzip? 
der Willensſcheidung dar und führen oftmals zu voreiligen, 
ungerechtfertigten Scheidungen. 

Hier wird eingewandt, daß die tatſächliche Handhabung 
der Zerrüttungsklauſel durch Richter und Anwälte ſich künftig 
trotz der guten Abſicht des Geſetzgebers in der Praxis weſenk⸗ 
lich anders geſtalten werde. Wolle in Zukunft ein Ehegatte 
geſchieden werden, ſo brauche er nur eine Zeitlang mit dem 
anderen Ehegatten kein Wort zu ſprechen, brauche nur das 
Zimmer zu verlaſſen, wenn der andere es betrete, und ſchon 
werde nach 14 Tagen die Hausangeſtellte vor Gericht erd⸗ 
lich bezeugen können, daß die Ehe reſtlos zerrüttet jel- 
Noch einfacher liege es, wenn beide Ehegatten übereinſtimmend 
geſchieden werden wollen. — Dieſer Einwand geht von den 
allgemeinen Mängeln menſchlicher Erkenntnisfähigkeit aus, 
die auch bei dem beſten Richter nicht völlig auszuſchließen 
ſind. Menſchen können immer irren. In der betonten 
Schwierigkeit einwandfreier Beweisfeſtſtellung und Beweis 
würdigung betrifft der Einwand jedoch keine grundſätzlich“ 
Frage. Auch heute iſt der Richter nicht ſicher, ob der Ehe 
bruch, den der ſchuldige Ehegatte eingeſteht, tatſächlich be“ 
gangen worden iſt, oder ob es ſich um einen fingierten Zar 
beftand handelt, der dem Gericht vorgetragen wird. Er kann 
nicht wiſſen, was ſich hinter dem Zeugnisverweigerungs rech 
von dem der am Ehebruch angeblich beteiligte Dritte Gebraun 
macht, tatſächlich verbirgt. Ein grundſätzliches Argument gegen 
die Einführung eines generellen Scheidungsgrundes kann des 
halb aus dem Einwand nicht hergeleitet werden. 

2. Die Befürchtung, eine Generalklauſel an Stelle von 
kaſuiſtiſch aufgezählten Einzelſcheidungsgründen werde oble 
tiv zu einer erleichterten Scheidung führen, iſt meines er 
achtens nach den Erfahrungen der Praxis nicht ge 
rechtfertigt. Die Einführung der Scheidung wegen ſogenann 
ter allgemeiner Ehezerrüttung hat nämlich nicht etwa, dur 
Folge, daß künftig voreilig nur der gegenwärtige Zuſtan 
einer Ehe feſtgeſtellt und einige Zeugen über das augendi* 
liche Verhältnis der Ehegatten zueinander vernommen 10 
werden brauchen und daß dann die Ehe bereits gefchieh? 
werden kann. Auch der oben erwähnte Entwurf des NSR. 
der ſich klar zum Zerrüttungsprinzip bekennt, beſtimmt he 
feinem § 3, daß im Scheidungsurteil der Grund der ch, 
rüttung ausdrücklich feſtzuſtellen ift. Durch dieſe Beſtimmun 
iſt der Richter auch künftig gezwungen, ſtets zu prüfen, wel 5 
der beiden Ehegatten die Verantwortung für das Scheitel, 
der Ehe trägt. Er muß alſo forgfältig die Einzelheiten, „4 
zur Zerſtörung der Ehe geſührt haben, erforſchen, da er |; 
in allen Fällen eindeutig Klarheit darüber verſchaffen 1 
welche Umſtände zur Zerrüttung des Eheverhältniſſes gef, 
haben. Er tut das allerdings nicht, um einen äußerlichen 
objektiven Scheidungsgrund zu finden, auf den er ſein Urte, 
ſtützen kann. Ihm dienen dieſe Tatſachen nur als Aha? 
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punkte für das Vorliegen der Ehezerrüttung. Dieſe Auffaſ⸗ 
ſung geht alſo von der allein richtigen Erkenntnis aus, die 
auch in der Begründung zu dem Entwurf des NSR B. klar 
zum Ausdruck kommt, daß eine Ehe regelmäßig nicht 
durch ſubjektive Einzelhandlungen zerſtört wird, 
ſondern daß dieſe nur äußerliche Kennzeichen ſind, während 
die Zerſtörung der Grundlage der Ehe auf dem inneren Vor⸗ 
gang der gegenſeitigen Entfremdung beruht. 

3. Es ſcheint mir überhaupt von entſcheidender Bedeu— 
tung zu ſein, daß die künftige Regelung des Scheidungsrechts 
nicht mehr auf ein ſubjektives Verhalten eines 
oder beider Ehegatten abſtellt, ſondern auf den ob⸗ 
jektiven Wert oder Unwert einer Ehe. Im Prozeß 
wird dadurch der bisherige Zuſtand beſeitigt, wonach es häufig 
das Ziel des Vorbringens beider Parteien war, den anderen 
Ehegatten perſönlich möglichſt zu erniedrigen, und jedenfalls 
niemals zuzugeben, daß deſſen Verhalten etwa auf einer 
krankhaften Nervoſität beruhte, da der Scheidungsgrund dann 
nicht ſchuldhaft herbeigeführt war. Gerade dieſer objektive 
Maßſtab für die Beurteilung der Aufrechterhaltung oder 
Scheidung einer Ehe wird künftig verhindern, daß der Schei— 
dungsgrund leicht und willkürlich von dem Ehegatten, der 
geſchieden werden will, herbeigeführt werden kann. 


4. Wenn man fo den Tatbeſtand der allgemeinen Zer- 
rüttung einer Ehe als zentralen Scheidungsgrund für die 
Neuregelung anerkennt, ſo kann es zunächſt zweifelhaft 
ein, ob daneben in gewiſſem Umfang noch einzelne ſelb— 
ſtändige Scheidungsgründe im Geſetz beizubehalten 
ſind. Dieſer Vorſchlag iſt in der Literatur beſonders mit dem 
Hinweis gemacht worden, daß unter den Begriff der Zer⸗ 
rüttung künſtlich um des Prinzips willen Lebensvorgänge ge— 
preßt werden, die mit einer wirklichen Ehezerrüttung nichts zu 
tun haben. Wenn ein Ehegatte geiſteskrank wird, ſo wäre es 
nach dieſer Auffaſſung ungerechtfertigt, die Ehe erſt über den 
Begriff der Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes zu ſcheiden. 
Der Geiſteskranke empfinde infolge ſeiner Krankheit die 
Treue, Liebe und Zuneigung des anderen Ehegatten nicht 
mehr; ſeine Ehe habe damit ihrem inneren Weſen nach auf— 
gehört zu exiſtieren; es ſei lebensfremd und gezwungen, jetzt 
erſt eine Zerrüttung zu konſtruieren und die Ehe, die wegen 
der unheilbaren Erkrankung eines Eheteils geſchieden zu wer⸗ 
den verdiene, wegen „Zerrüttung“ zu trennen. Oder, ein 
junger Bauer lebe mit ſeiner Frau in der glücklichſten Ehe, 
bis er eines Tages feſtſtelle, daß er wegen Unfruchtbarkeit 
einer Frau keine Kinder mit ihr haben könne. Nach reif⸗ 
licher Überlegung und um ſeinen Hof nicht in fremde Hände 
fallen zu laſſen, entſchließe er ſich, ſich von feiner Frau ſchei⸗ 
den zu laſſen, um eine andere zu heiraten und ſo doch noch 
Kinder zu erhalten. Er liebe ſeine Frau trotz der Feſtſtellung 
ihrer Unfruchtbarkeit in gleicher Weiſe weiter, und er ſei 
gezwungen, von einer Zerrüttung der Ehe zu ſprechen, wenn 
er ſich aus überwiegenden Gründen im Intereſſe ſeines Erb⸗ 
hofes dazu durchringe, ſich von ihr zu trennen. 

Es kann nach meiner Überzeugung allerdings zweifelhaft 
ſein, ob das Wort „Zerrüttung“ in glücklicher Weiſe das zum 

usdruck bringt, was die, die es gebrauchen, tatſächlich dar⸗ 
unter verſtehen. Gemeint iſt ſowohl in dem Vorſchlag der 
kademie für Deutſches Recht als auch in dem Entwurf des 
NSR B., daß eine Ehe geſchieden werden ſolle, wenn ihre 
eigentlichen Grundlagen ſo ſehr zerſtört und vernichtet ſind, 
daß die Wiederherſtellung einer dem Weſen der Ehe ent⸗ 
brechenden Lebensgemeinſchaft nicht mehr erwartet werden 
kann. Das knappe Wort „Zerrüttung“ trifft nur recht un⸗ 
vollkommen dieſen endgültigen Wegfall der rechten ehelichen 
Geſinnung als der objektiven Ehegrundlage. Wenn man ſich 
darüber im klaren iſt und den Begriff der „Zerrüttung“ jo 
auffaßt, dann iſt allerdings die Ehe des Geiſteskranken zer⸗ 
rüttet, weil ihr die objektiven Grundlagen entzogen ſind. 
Und auch die Ehe des Bauern hat ihre tatſächliche Wert⸗ 
grundlage verloren. Trotz der Liebe zu der erſten Frau iſt 
te konkrete Einzelehe infolge des feſten Wunſches des Man⸗ 
nes, einen Hoferben zu beſitzen, und wegen der Unmöglich⸗ 
keit, mit der erſten Frau Kinder zu erhalten, tatſächlich wert⸗ 
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los geworden, alſo wegen Wegfalls der Ehegrundlage zu 
ſcheiden. 

Die angeführten Beiſpiele zeigen, daß es gefährlich iſt, 
mit den bisherigen Vorſtellungen von einem ſubjektiv ver⸗ 
ſchuldeten Scheidungsgrunde an den neuen Begriff der objek⸗ 
tiven Vernichtung der Ehegrundlagen heranzugehen. Sie 
ſtellen m. E. kein zwingendes Argument gegen den Zentral⸗ 
tatbeſtand der allgemeinen Ehezerrüttung als 
alleinigen Scheidungsgrund dar. Allerdings bin ich 
auch der Auffaſſung, daß der Geſetzgeber dem Richter gewiſſe 
Leitbilder typiſcher Zerrüttungsfälle an die Hand geben 
ſollte, um ihm ſo ſeine Arbeit zu erleichtern, und ihn im 
Intereſſe der Rechtseinheit klar wiſſen zu laſſen, wann der 
Geſetzgeber regelmäßig eine Ehe als zerrüttet anſieht. Das 
verhindert zugleich eine unterſchiedliche Handhabung einer 
nur allgemein gehaltenen Beſtimmung. 

Dagegen wird nun geltend gemacht, der normale Volks⸗ 
genoſſe wünſche keine Generalklauſel mit bloßen Beiſpielen 
für die Auslegung. Er wolle feſte Anhaltspunkte, um klar zu 
wiſſen, wann er geſchieden werden könne. Dieſer Einwand 
geht von einer innerlich längſt überwundenen Vorſtellung vom 
Weſen des Prozeſſes und insbeſondere des Scheidungsprozeſſes 
aus, auf die unten noch kurz einzugehen iſt. Ihm liegt die 
Vorſtellung zugrunde, der einzelne Volksgenoſſe habe unter 
gewiſſen klar zu umreißenden Vorausſetzungen ein ſubjektives 
Recht, einen Anſpruch, auf die Scheidung. 

5. Ich bin nach alledem der Überzeugung, daß auch wegen 
der ſonſtigen Auswirkungen die kompromißloſe Einführung des 
zentralen Scheidungstatbeſtandes der allgemeinen Zerrüttung 
zu begrüßen iſt. Die Frage der Verzeihung iſt heute völlig 
unbefriedigend geregelt. In der Begründung zu dem Entwurf 
des NSRB. („Deutſches Recht“ 1937, 255) find die einzelnen 
Argumente, die gegen die heutige Regelung ſprechen, treffend 
aufgeführt. Es iſt darüber hinaus hier noch auf den Geſichts⸗ 
punkt hinzuweiſen, daß ſtets nur ein Verſchulden 
verziehen werden kann, und daß die Behandlung der Ver- 
zeihung im BGB. ein typiſches Zeichen für das heute über⸗ 
wundene Vertragsdenken im Eherecht iſt. — Wenn die Frage 
nach dem Verſchulden nicht mehr den Ausgangspunkt der kom⸗ 
menden Regelung des Scheidungsrechts bildet, ſo muß das 
zugleich praktiſche Folgen für die Behandlung der Verzeihung 
haben. Wenn künftig ein objektiver Wertmaßſtab an jede Ehe, 
deren Scheidung beantragt iſt, gelegt wird, ſo wird der Richter, 
der die objektive Zerrüttung feſtzuſtellen hat, hierbei gleich⸗ 
zeitig prüfen, ob wegen erfolgter Verzeihung eine Zerrüttung 
der Ehe nicht mehr vorliegt. Er wird alſo die Frage, ob Einzel- 
handlungen infolge echter Verzeihung von ißrer zerſtörenden 
Auswirkung auf die beſtehende Ehe ausgeſchloſſen ſind, nicht 
wie bisher unter dem ſubjektiven Geſichtspunkt einer perſönlich 
verziehenen Schuld betrachten, ſondern unter dem objektiven 
Maßſtab der Einwirkung auf die Ehe. 

Zweckmäßigerweiſe müßten jedoch hier in Ergänzung des 
Entwurfs des N Sei. gewiſſe Friſten eingeführt werden, 
bei deren Ablauf eine Vermutung dafür beſteht, daß die 
Einzelhandlung eine Zerrüttungswirkung nicht gehabt hat. 
Hierfür beſteht in der Praxis ein dringendes Bedürfnis, weil 
ſonſt unter Umſtänden der Richter auf eine ſehr weit zurück⸗ 
liegende Zeit einzugehen gezwungen iſt. Das wäre ſtets mit 
beſonderen Beweisſchwierigkeiten verbunden, und würde auch 
nicht der unbedingt wünſchenswerten Klarheit dienen, die 
zwiſchen den Ehegatten ſelbſt beſtehen ſoll. — Ich ſchlage des⸗ 
halb folgende Ergänzung vor: Wenn die Scheidungs⸗ 
klage wegen eines beſtimmten Grundes erhoben werden könnte, 
innerhalb einer gewiſſen Friſt etwa von einem Jahr aber 
nicht eingereicht wird, ſo ſoll eine Vermutung dafür beſtehen, 
daß dieſer Grund die Wirkung der Ehezerrüttung nicht gehabt 
hat, daß er alſo durch Verzeihung ausgelöſcht iſt. 

6. Eine weitere Frage, für deren poſitive Regelung nach 
meinen Erfahrungen ein beſonderes Bedürfnis der Praxis be- 
ſteht, iſt die Zulaſſung einer Vereinbarung über die 
Unterhaltsregelung. Das RG. ſieht bekanntlich auch 
heute noch faſt jede vor der Scheidung getroffene Abrede über 
die Unterhaltsgewährung als nichtig an, da ſie auf eine Er⸗ 
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leichterung der Scheidung der Ehe gerichtet und deshalb un⸗ 
ſittlich ſei. Dieſe Rechtſprechung begünſtigt den Ehegatten, 
der dem anderen vor der Scheidung alles mögliche verſpricht, 
aber von vornherein nach der Scheidung nichts halten will. — 
Gerade den ernſten und ſittlich hochſtehenden Menſchen, die 
ſich vor ihrer Scheidung darüber Gedanken machen, was nach 
der Scheidung aus dem anderen Teil wird, bleibt, wie man 
als Anwalt immer wieder feſtſtellt, dieſe Rechtſprechung des 
RG. völlig unverſtändlich. Dem Eheſcheidungsprozeß würde 
viel von ſeiner Bitterkeit genommen, wenn es nach dem Willen 
des Geſetzgebers und im Einklang mit der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung zur Regel würde, daß ſich die Ehegatten vor der 
Scheidung über die Unterhaltsregelung ausſprechen und ver⸗ 
ſtändigen. — Beſonders wenn das künftige Scheidungsrecht die 
Unterhaltsgewährung nicht mehr regelmäßig von der Feſt⸗ 
ſtellung des Verſchuldens an der Scheidung abhängig macht, 
ſondern von der natürlichen Unterhaltspflicht des Mannes 
grundſätzlich ausgeht, fo iſt ein überwiegender Grund gegen 
die Zulaſſung einer vorherigen vertraglichen Regelung der 
Unterhaltsfrage m. E. nicht erſichtlich. — Entſprechendes gilt 
auch von der Abrede der Eltern über die künftige Sorge 
für die Kinder. Jedoch würde ich hier in allen Fällen 
eine Beſtätigung durch das Gericht für erforderlich 
halten, um zu gewährleiſten, daß die vereinbarte Regelung 
ſtets wirklich und ausſchließlich dem Kindeswohl ent- 
ſpricht. 

7. Während inſoweit bereits weitgehende Klarheit über 
das materielle Eheſcheidungsrecht beſteht, iſt dies bei der Be⸗ 
handlung des formellen und prozeſſualen Rechts der 
Scheidung noch nicht der Fall. Weitere Einzelanregungen 
können hier nur der Sache förderlich ſein. — Nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung kann kein Rechtsanſpruch des einen 
Ehegatten gegen den Staat auf Scheidung ſeiner Ehe beſtehen. 
Das Scheidungsbegehren iſt nur ſinnvoll als Anrufung des 
Gerichts nachzuprüfen, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für 
eine Scheidung der Ehe vorliegen, und als Antrag, für dieſen 
Fall die Trennung der Ehe auszuſprechen. — Beſondere Auf⸗ 
gabe des Rechtsanwalts iſt es hier, dieſe Auffaſſung des Schei⸗ 
dungsprozeſſes in das Volk zu tragen. Die Ehe ſteht über dem 
Willen der Prozeßparteien, ſie iſt ihrer Verfügung entzogen. 

Wie vielleicht auf keinem anderen Gebiet der deutſchen 
Rechtserneuerung wird der Erfolg der Reformen im Ehe⸗ 
ſcheidungsrecht von den Menſchen abhängen, die das Geſetz 
ſpäter handhaben müſſen, alſo in erſter Linie von dem Richter 
und dem Rechtsanwalt. — Dieſe Zeilen haben den Zweck, zu 
ihrem Teil von der Praxis her zu der Klärung der Grund⸗ 
lagen des nationalſozialiſtiſchen Scheidungsrechts beizutragen, 
damit auf klaren Grundlagen klare Einzelentſcheidungen aufs 
gebaut werden können. 


15% 
Von Rechtsanwalt Wilhelm Brombacher, Karlsruhe i. B. 


Der Beruf des Rechtsanwalts iſt voller Eutſagungen. Der 
freiſchaffende Künſtler betrachtet ſtolz ſein vollendetes Werk. 
Es geht auf die Nachwelt über. Nicht ſo der Rechtsanwalt. 
Nach Erledigung des Prozeſſes legt er die Akten weg. Dank 
wird ihm ſelten zuteil. Und doch gibt es ein Gebiet, wo er 
wirklich für die Dauer ſchaffen könnte, ein Gebiet, wo er es 
mit blutvollen Menſchen und ihrem Schickſal zu tun hat, wo 
ſeine Arbeit für Generationen richtunggebend ſein kann. Es 
iſt dies das Gebiet des Eherechts. Aber gerade hier zeigt ſich 
beſonders deutlich das Auseinanderklaffen zwiſchen geſchriebe⸗ 
nem Geſetz und Wirklichkeit. Die Gegenwart hat ſich frei⸗ 
gemacht von den Theſen einer klerikalen oder individualiſtiſch⸗ 
liberalen Betrachtungsweiſe, auf deren unnatürlichen Ver⸗ 
bindung das Eherecht des BGB. beruht. Sie ſieht in der Ehe 
weder das Heilsmittel eines Sakraments noch eine Art von 
Vertrag, von dem man zurücktreten kann; für ſie iſt die Ehe 
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vielmehr Dienſt am Volk, das ſich auf der geſunden Familie 
aufbaut. Hier entſtehen für den Rechtsanwalt, der ſeinen Beruf 
als Wahrung des als wahr erkannten Rechts auffaßt, täglich 
Konflikte, aus denen er angeſichts der Geſetzgebung und der 
Rechtſprechung keinen Ausweg findet, und die ihm Stunden 
bringen von einer Bitterkeit, daß er faſt an ſeinem Beruf ver⸗ 
zweifeln möchte. Er wirkt dabei mit, wie täglich Ehen ge⸗ 
ſchieden werden, wo minderwertige Menſchen dem Richter 
einen „handfeſten“ Scheidungsgrund geben, der ihn ermäch⸗ 
tigt, in faſt ſchematiſcher Weiſe die Ehe zu löſen. Ich erinnere 
in dieſem Zuſammenhang an die vorgedruckten Urteils⸗ 
formulare unſeligen Angedenkens, in denen das Nichtzutref⸗ 
fende nur durchgeſtrichen zu werden brauchte. Der Rechts“ 
anwalt ſieht aber auch, wie wertvolle Menſchen, die in⸗ 
folge einer Schickſalsfügung aneinandergekettet ſind, nicht aus⸗ 
einanderkommen können, weil fie zu anſtändig find, ſich ſo 
zu verhalten, wie es die Scheidungstatbeſtände vorſchreiben, 
oder es verſchmähen, krumme Wege zu gehen. Dazu tritt dann 
der weitere Fall, wo die Ehe zwar längſt brüchig iſt, aber 
Gründe materieller oder ähnlicher Art den einen Gatten eigen 
ſinnig an der Scheinehe feſthalten laſſen. Gerade der eben 
erwähnte „krumme Weg“ iſt es wieder, der den Rechtsanwalt 
in beſonders ſchwere Gefahren bringt. Auch der Tüchtigſte 
und Sorgfältigſte wird angeſichts eines erſchütternden Tak⸗ 
beſtandes, wie er ſich ihm darbietet, da und dort in die Lage 
kommen, ſeine Hand zu einer Löſung zu bieten, die er inner⸗ 
lich und ſtandesrechtlich als ſeiner unwürdig anſieht. 

Deshalb wird niemand mehr die Erneuerung des Ehe⸗ 
rechts begrüßen als die deutſche Rechtsanwaltſchaft. Sie weiß, 
daß der Geſetzgeber des Dritten Reiches bei allen ſeinen Gr 
fegen eine überaus glückliche Hand gehabt hat, und daß er 
es nicht von ſich weiſt, ganze Arbeit! zu machen, die fi) von 
dem Überkommenen völlig loslöſt und die Gedanken national⸗ 
ſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung in kriſtallener Klarheit zum 
Ausdruck bringt. Sie iſt deshalb feſt davon überzeugt, da 
dies auch bei der kommenden Eherechtsreform der Fall ſein 
wird. Dann kann es aber nur einen Leitſatz geben, der das 
ganze kommende Recht beherrſchen muß, nämlich: Weg von 
dem als unhaltbar erkannten Verſchuldensprinzip und ſein 
Erſatz durch das Zerrüttungsprinzip. Die Bahn für dieſen 
Grundgedanken hat Mößmer in ſeiner „Neugeſtaltung des 
deutſchen Eheſcheidungsrechts“ freigemacht. Der Entwurf, der 
aus einer Arbeitsgemeinſchaft des NSR.) hervorgegangen 
iſt, hat dieſen Gedanken folgerichtig weiter ausgebaut und 
ihn zu einem Geſetzesentwurf verarbeitet, der nicht nur feiner 
knappen Faſſung, ſondern auch feiner konzeſſionsloſen Biel? 
ſicherheit wegen volle Billigung verdient. 

Das Zerrüttungsprinzip iſt hier in ſeiner ganzen Rein⸗ 
heit durchgeführt. Der Grundſatz, daß die Ehe geſchieden wer 
den kann, wenn ſie ſo tief zerrüttet iſt, daß die Wieder⸗ 
herſtellung einer dem Weſen der Ehe entſprechenden Leben?“ 
gemeinſchaft nicht mehr erwartet werden kann, iſt vorangeſtellt. 
Durch eine Ausgleichsklauſel werden ungerechte Härten ver 
mieden. Aus erzieheriſchen Gründen werden einzelne Typen 
tatbeftände hervorgehoben, bei denen der Richter jeweils dn 
Zerrüttung der Ehe feſtſtellen muß. Folgerichtig wird von 
einem beſonderen Verzeihungstatbeſtand abgeſehen, ebenſo von 
einer Friſt zur Geltendmachung von Scheidungsgründen. 45 
was aber den Entwurf ſo wertvoll macht, iſt weiter, daß eben 
falls in Anlehnung an Mößmer die Unterhaltsfrage grund, 
ſätzlich von der Frage des Verſchuldens unabhängig gemach: 
wird, und daß in gleicher Weiſe das Verſchulden auch I 
der Sorge für die Kinder außer Betracht zu bleiben hat, viel 
mehr einzig und allein das Wohl der Kinder maßgebend Wr 
Gerade hier hat die bisherige Geſetzgebung unendlich viel Un 
heil mit ſich gebracht. 5 

Man wende gegen dieſen auf dem Zerrüttungsvrinzi 
aufgebauten Entwurf nicht ein, es werde hierdurch eine u 
erwünſchte Erleichterung der Eheſcheidung geſchaffen. Hier 5 
gerade das Gegenteil richtig. Der Richter iſt zunächſt an bi 


1) Vgl. „Deutſches Recht“ 1937, 251 und die dort angefügt? 
eingehende Begründung zu den einzelnen Beſtimmungen. 


f 66. Jahrg. 1937 Heft 32 
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Einleitung des Geſetzes gebunden, die beſagt, daß die Er⸗ 
haltung und der Schutz der Ehe Aufgabe des völkiſchen Staates 
it. Möß mer hat dies in $1 ſeines Entwurfs noch ſchärfer 
formuliert, nämlich dahin, daß die Ehe grundſätzlich unlös⸗ 
bar iſt. Dann muß aber der Richter prüfen, ob die Ehe zer⸗ 
rüttet iſt in dem oben wiedergegebenen Sinn. Hierbei iſt er 
nicht, wie bisher, an gewiſſe Außerlichkeiten gebunden, bei 
deren Vorliegen er im Zweifel den Rückſchluß auf die Zer⸗ 
rüttung zog, er wird vielmehr alle nur irgendwie für die 
Entſtehung und Führung dieſer Ehe in Betracht kommenden 
Merkmale zu prüfen haben auf Grund eines Tatbeſtandes, den 
die Partei ihm in Anwendung der geltenden Wahrheitspflicht 
ebenſo ehrlich wie ſachlich vorzutragen haben wird. Für eine 
gewiſſe Übergangszeit wird allerdings die Zahl der Schei⸗ 
dungen anſchwellen. Hier handelt es ſich aber um Ehen, die 
ſchon längſt zerrüttet ſind und deren Träger heute mit banger 
Sorge auf die kommende Reform warten, um aus einem als 
unmöglich erkannten Zuſtand herauszukommen. Damit iſt 
gleichzeitig geſagt, daß das neue Geſetz keineswegs darin be⸗ 
ſtehen darf, daß ohne Voranſtellung des leitenden Grund⸗ 
gedankens einzelne Tatbeſtände aufgeſtellt werden, die ſich im 
weſentlichen mit den bisherigen decken und vielleicht da und 
dort mit nationalſozialiſtiſchem Rechtsdenken verbrämt werden. 
Denn die äußeren Tatbeſtände ſind es ja gerade, die oft der 
Meiſterung der ſchwierigſten, auf inneren Vorgängen auf⸗ 
gebauten Tatbeſtänden hindernd im Wege ſtehen. 

Dieſes Ziel läßt ſich aber auch nicht dadurch erreichen, 

daß man an den äußeren Tatbeſtand der mehrjährigen Tren⸗ 
nung ohne Ausſicht auf Wiederherſtellung der ehelichen Le⸗ 
bensgemeinſchaft die Möglichkeit der Scheidung anſchließt. 
Denn gerade hierdurch wäre wieder den ſogenannten Fiktiv⸗ 
prozeſſen und den damit zuſammenhängenden Vereinbarungen 
Tür und Tor geöffnet, ein Zuſtand, mit dem im Intereſſe 
aller Beteiligten aus Gründen der Reinlichkeit endlich einmal 
Schluß gemacht werden ſollte. 
Von gleich großer Bedeutung wie das materielle Schei- 
dungsrecht iſt auch das Verfahren, mit dem es durchgeſetzt 
wird. Möß mer hat vorgeſchlagen, alle Eheſachen aus dent 
regelmäßigen Prozeßbetrieb der Zivilgerichte herauszunehmen 
und einem beſonderen Ehe- oder Familiengericht zu über⸗ 
ragen, bei dem auch Laienrichter mitwirken ſollen und bei 
dem die Zuziehung von geeigneten Arzten als Eherichter be- 
onders erwägenswert iſt. Dem möchte ich nicht das Wort 
reden. Der Entwurf des NS.⸗Rechtswahrerbundes nimmt zu 
dieſer Frage keine Stellung; er behandelt nur das materielle 
Scheidungsrecht. In der Begründung wird betont, daß die 
Verfaſſer zunächſt die bisherige prozeſſuale Zuſtändigkeit in 
Ehe⸗ und Familienſachen vorausgeſetzt haben. Allerdings wird 
bie Frage nach der Zweckmäßigkeit der Schaffung eines ein⸗ 
heitlichen, beſonders ausgewählten Familienrichters geſtellt 
und bejaht. 

Das Eheverfahren wird immer ein Streit ſein, muß alſo 
m. E. mit allen Garantien eines geordneten Streitverfahrens 
ausgeſtattet bleiben. Die Ehegatten dürfen nicht Objekte eines 
Amtsverfahrens fein, müſſen vielmehr das Recht haben, durch 
ihre Rechtsanwälte beſtimmend auf den Prozeßverlauf ein⸗ 
zuwirken. Die höhere Inſtanz, wie ſie der ſtreitige Prozeß 
dorſieht, hat ſich m. E. auch für die Eheprozeſſe in den meiſten 
Hällen als ſegensreich erwieſen. Sie bietet den Parteien eine 
karke Garantie dafür, daß letztlich eine richtige Entſcheidung 
ergeht. An dieſer Stelle ſei eingeſchaltet, daß auch die Re⸗ 
Non wieder zugelaſſen werden müßte, ganz abgeſehen da⸗ 
von, daß die mit dem neuen Eherecht auftauchenden Rechts⸗ 
Tagen nur einheitlich gelöſt werden können. — Der gegen- 
wärtige Zuſtand iſt äußerſt unbefriedigend. Er hat dazu ge⸗ 
führt, daß eine zum Teil veraltete Rechtſprechung des R., 

der es heute wohl kaum mehr feſthalten würde, immer 
noch nachgebetet wird. Ein beſonders treffendes Beiſpiel hier⸗ 
für findet ſich bei Mößmer auf ©. 37. 

, Ebenfowenig wäre m. E. die Bildung beſonderer Ehe⸗ 
erichte zu befürworten. Dies würde bei kleinen Gerichten auf 
HE unüberwindliche Schwierigkeiten ſtoßen. Es iſt auch nicht 
Ricuſehen, weshalb gerade in Eheſachen Laien die beſſeren 
Richter fein Sollen, 
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Arzte kommen wohl nur für pfychiatriſche Fragen in Be- 
tracht. Für dieſe verhältnismäßig ſeltenen Fälle ſtehen jedem 
Gericht erfahrene Sachverſtändige in genügender Anzahl zur 
Verfügung. Dagegen ließe ſich ſehr wohl eine Beſtimmung 
denken, wonach in Eheſachen mindeſtens zwei verheiratete 
Richter dem erkennenden Gericht angehören und daß bei gro⸗ 
ßen Gerichten beſondere Kammern für Eheſachen gebildet wer⸗ 
den ſollen, bei deren Beſetzung Richter mit Kindern zu be⸗ 
vorzugen ſind. 

Daß der Anwaltszwang beibehalten werden ſoll, iſt ſo⸗ 
wohl für Mößmer wie den Entwurf des NS. Rechts⸗ 
wahrerbundes eine Selbſtverſtändlichkeit. 

Die vorſtehenden Ausführungen machen keinesfalls An⸗ 
ſpruch auf Vollſtändigkeit. Sie ſollen nur zum Ausdruck 
bringen, welche Gedanken die Rechtsanwaltſchaft gegenüber 
der Eherechtsreform bewegen, was ſie hierbei erhofft. Beruht 
das neue Recht auf der folgerichtigen Durchführung des Zer⸗ 
rüttungsprinzips und macht es ſich auch die übrigen als rich- 
tig erkannten Gedanken der Vorſchläge von Mößmer und 
des NS.⸗Rechtswahrerbundes zu eigen, fo darf der Geſetz⸗ 
geber der freudigen Mitarbeit der Rechtsanwaltſchaft an die⸗ 
ſem großen Aufbauwerk gewiß ſein. 


C. 
Von Rechtsanwalt Dr. Otto Rilk, Berlin. 
Je 


Mit Recht führt Wieackery aus, daß fich nirgends ſo 
ſicher wie im Recht der Familie die Geſtaltungsgrundſätze be⸗ 
ſtimmen laſſen, an die ſich die nationalſozialiſtiſche Geſetz⸗ 
gebungspolitik anſchließen wird. Laſſen ſich aber dieſe Grund⸗ 
ſätze ſo klar erkennen, fo iſt es für den heutigen Staat eine 
Selbſtverſtändlichkeit, an dieſen Grundſätzen nicht vorüber⸗ 
zugehen. 

In der neueren Literatur ſind dieſe Grundſätze ſo außer⸗ 
ordentlich oft ausführlich dargelegt worden, daß ſich ein 
Eingehen bis ins einzelne erübrigt. Siebert?) wies mit 
Recht darauf hin, daß es ſich bei der Eheſchließung nicht um 
einen Vertrag beſonderer Art handelt, der mangels abwei⸗ 
chender Geſetzesvorſchriften den Vertragslehren des allgemei⸗ 
nen Teils des bürgerlichen Rechts unterworfen iſt. Die Fa⸗ 
milie, und ſomit die Ehe, iſt als Ordnung des Volkes auf⸗ 
zufaſſen, die bereits vor jeder rechtlichen Regelung beſtand 
und lebte und die die Volksgeſtaltung in ſich trug. Somit 
iſt für uns heute der Begriff der Ehe nicht in Zuſammen⸗ 
hang zu bringen mit konfeſſionellen, dogmatiſchen und doktri⸗ 
nären Bindungen. Von dieſen Bindungen hat dann auch frei 
zu ſein das neu zu geſtaltende Eheſcheidungsrecht. 

Iſt die Ehe, wie es für jeden nationalſozialiſtiſch den⸗ 
kenden Rechtswahrer ſelbſtverſtändlich iſt, das Fundament für 
die Zielſetzung des heutigen Staates, ſo ergibt ſich hieraus 
auch allein ihre grundſätzliche Untrennbarkeit; lediglich alſo 
aus der Ausrichtung des Grundſatzes von dem Wert der ge- 
ſunden Familie für das Volksganze. Der Gedanke, daß eine 
Ehe aus der Idee des naturgegebenen Daſeins der Familie 
im Volke grundſätzlich untrennbar zu ſein hat, entbindet uns 
andererſeits nicht von der Verpflichtung, eine Ehe zu trennen, 
die nach unſerer Einſtellung und unſerem Denken keine Ehe 
iſt. In dem Schrifttum verweiſt man in dieſem Zuſammen⸗ 
hang ſehr häufig darauf, daß durch die Trennung einer ſol⸗ 
chen Ehe ganz beſonders dann, wenn ſie kinderlos iſt, den 
getrennten ehemaligen Ehepartnern die Möglichkeit gegeben 
wird, eine neue geſunde und vielleicht kinderreiche Ehe, die 
im Intereſſe des Volkes wertvoll iſt, einzugehen. Dieſes 
Beiſpiel allein kann m. E. aber nicht als erſchöpfend angeſehen 
werden. Unſer Reich braucht zu ſeinem Aufbau jede Kraft. 
Mit Recht können wir in der geſunden Ehe die Heimſtätte 
für den ſchaffenden Mann und die wirtſchaftlich beſte Art 
der Verſorgung der Eheleute und der aus der Ehe hervor— 
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gegangenen Kinder erblicken. Die geſunde Ehe wird der 
Schaffenskraft des Mannes ſehr förderlich ſein. Das Gegen⸗ 
teil hiervon iſt in einer kranken Ehe der Fall. Beide Ehe⸗ 
partner verbrauchen in den gegenſeitigen Reibungen die beſte 
Kraft, die ihnen die Natur zur Verfügung geſtellt hat. Han⸗ 
delt es ſich bei einer derartigen Ehe um eine ſolche, aus der 
Kinder hervorgegangen ſind, ſo iſt es naheliegend, daß auch 
die Kinder körperlich und ſeeliſch leiden müſſen. Wird eine 
derartige Ehe getrennt, auch zu einer Zeit, in der man nicht 
mehr erwarten kann, daß die Begründung einer neuen, viel⸗ 
leicht kinderreichen Ehe möglich iſt, ſo iſt die Trennung den⸗ 
noch im Intereſſe des Volksganzen erforderlich, da durch die 
Trennung Krafte für den Aufbau frei werden. 


1 


Nach den bisherigen Erörterungen in dem Schrifttum 
kann es m. E. keinem Zweifel unterliegen, daß an die Stelle 
des Verſchuldensprinzips das ſogenannte Zerrüttungsprin⸗ 
ziv zu treten hat. Sehr zu bedauern wäre es, wenn aus 
irgendwelchen falſchen Vorſtellungen, wie, es würde in der 
erſten Zeit zu einer großen Anzahl von Scheidungen kom⸗ 
men, das Zerrüttungsprinzip nicht rein, ſondern mit dem 
Verſchuldungsprinzip vermengt, eingeführt werden würde. 
Für das Zerrüttungsprinzip ſpricht m. E. durchſchlagend der 
Umſtand, daß bei unzählig vielen Ehen die Vorausſetzungen 
für das gedeihliche Zuſammenleben der beiden Ehepartner 
fehlen. Der Mangel dieſer Vorausſetzungen kaun, wie fo 
häufig ausgeführt worden iſt, beruhen auf verſchiedenartigem 
Denken, verſchiedenartiger Charakterveranlagung u. dgl. mehr. 
Man kann hier nicht von der Schuld des einen oder des 
anderen Ehepartners ſprechen. Dieſe Ehe muß getrennt wer⸗ 
den, weil die Trennung im Intereſſe des Volksganzen er⸗ 
forderlich iſt. Vielfach hört man hiergegen den Einwand, daß 
die Parteien es dann ſehr leicht in der Hand haben, eine 
Scheidung zu erreichen. Mit Umgehungen des Geſetzes werden 
wir immer rechnen müſſen. Es ſoll durchaus zugegeben wer⸗ 
den, daß die fingierten Prozeſſe, die wir bisher hatten, auch 
in Zukunft möglich ſind. Dieſer Umſtand kann doch aber nicht 
dazu führen, die Grundſätze, die nach der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Weltanſchauung ihre Ausrichtung erfahren haben, zu 
verlaſſen. Aufgabe des Geſetzgebers muß es dann ſein, pro⸗ 
zeſſual die Möglichkeit zu ſchaffen, derartigen Prozeſſen vor⸗ 
zubeugen. Es iſt in Erwägung gezogen worden, beſondere Fa⸗ 
miliengerichte mit der Eheſcheidung zu beauftragen und eine 
ganz beſonders ſorgfältige Auswahl der Richter vorzuneh⸗ 
men. Daß dies von allen Volksgenoſſen außerordentlich be⸗ 
grüßt werden wird, bedarf keiner weiteren Begründung. Oft 
hatte man den Eindruck, als ob gerade in Eheſcheidungs⸗ 
ſachen eine ſonſt nicht vorhandene Oberflächlichkeit und Gleich⸗ 
gültigkeit bei der Handhabung des Prozeſſes und der Urteils⸗ 
findung feſtzuſtellen war. Auf allen Gebieten des deutſchen 
Lebens wird immer wieder, und dies mit vollem Recht, dar⸗ 
auf hingewieſen, daß es auf die Perſönlichkeit und nur auf 
dieſe ankomme. Dasſelbe gilt naturgemäß erſt recht für die 
Beſetzung der zu ſchaffenden Familiengerichte. Starke Perſön⸗ 
lichkeiten, die durchdrungen ſind von dem Wert deſſen, was 
eine Ehe für die Volksgemeinſchaft bedeutet, werden mit 
wenigen, aber klaren Geſetzesvorſchriften ihrer Aufgabe ge⸗ 
recht werden. 

Von Eheſcheidungsrichtern in den Beratungsgemein⸗ 
ſchaften für das neue Eheſcheidungsrecht im Gau Berlin 
wurde wiederholt darauf hingewieſen, daß es erwünſcht ſei, 
mit der Schaffung der neuen materiellen Beſtimmungen auch 
die prozeſſualen Beſtimmungen zu erneuern. Dieſer Wunſch 
iſt durchaus gerechtfertigt. Die formellen Beſtimmungen ſind 
nun einmal eine notwendige Ergänzung der materiellen Be⸗ 
ſtimmungen. Unumgänglich notwendig erſcheint mir die Er⸗ 
neuerung dieſer Beſtimmungen ganz beſonders mit Rückſicht 
auf die Einführung des Zerrüttungsprinzips. Dem Richter 
muß m. E. vorgeſchrieben werden, daß er bei der Feſtſtellung, 
daß die Ehe ohne Schuld einer Partei zerrüttet iſt, die Ehe 
ohne Schuldausſpruch zu ſcheiden hat. Stellt der Richter da- 
gegen feſt, daß an der Zerrüttung der Ehe ein Partner oder 


beide Partner die Schuld tragen, ſo müßte m. E. dies im 
Urteilsſpruch zum Ausdruck kommen. Man kann bei die⸗ 
ſer vorgeſchlagenen Tenorierung nicht ſagen, daß dies eine 
Vermengung des Zerrüttungs- und Verſchuldensprinzips Tel 
das Scheidungsbegehren erfolgt einzig und allein nach ber 
überwiegenden Meinung des Schrifttums aus der Zerrüttung. 
Wenn bei unverſchuldeter Zerrüttung der eine oder beide Ehe⸗ 
partner die Schuld zuerkannt erhalten, ſo trägt man der im 
Volke verwurzelten Anſchauung Rechnung, ohne daß man aus 
Inkonſequenz beide Prinzipien vermengt. Bei der Ausgler⸗ 
chung der formellen Vorſchriſten an die zu erwartenden mate⸗ 
riellen wäre es m. E. durchaus zweckmäßig, dem Richter 
weitgehendſte Machtbefugniſſe einzuräumen. Er müßte be 
rechtigt und verpflichtet ſein, alle die zur Aufrechterhaltung, 
aber auch die zur Trennung der Ehe in Frage kommenden 
Tatſachen von Amts wegen zu ermitteln. Gerade hierdurch 
würde man das Gericht in die Lage verſetzen, Prozeſſen, in 
denen ein fingierter Sachverhalt vorgebracht wird, entgegen“ 
zutreten und den wahren Sachverhalt zu ermitteln. Es iſt 
dies auch eine Forderung, die aus dem Grundſatz der Wahr? 
heitspflicht des $ 138 3PO. folgt. Selbſtverſtändlich iſt es, 
daß das Scheidungsverfahren nicht nur von den Ehegatten, 
ſondern in den Fällen, in denen das Volkswohl es erfor⸗ 
dert, von Amts wegen betrieben werden darf. Den Aus 
führungen von Mößmer?) ift beizuſtimmen. 

Die Beratungsgemeinſchaften Gau Berlin wieſen in 
dieſem Zuſammenhang auf die Unhaltbarkeit des gegen? 
wärtigen Sühneverfahrens vor dem Amtsgericht hin. Es ik 
auch nicht einzuſehen, warum die Ehegatten ſich der Tori? 
ausſetzen ſollen, zweimal vor ganz verſchiedenen Inſtanzen 
alle ihre Ehegeheimniſſe preiszugeben, zumal der Amtsrichter, 
wenn ſie geſchieden werden wollen, ſchließlich doch nichts an 
deres machen kann, als das ſogenannte Atteſt über den frucht⸗ 
loſen Sühneverſuch zu geben. Ganz anders liegt die Sache 
ſchon, wenn ſogleich das Scheidungsgericht für die Frage der 
Sühne zuſtändig iſt, dann kann die Kammer oder auch der 
Berichterſtatter, wie im Armenrechtsverfahren, den Tat 
beſtand ſchon klären. Er kann den Parteien in ruhiger nicht 
öffentlicher Verhandlung alles darlegen, was für ſie wichtig 
iſt. Wenn er ſieht, daß er helfen und verſöhnen kann, wird 
ſein Wort ganz anders wirken, da die Partei weiß, daß ſie 
mit dem künftig erkennenden Richter ſpricht und deſſen 9 
urteilung der Sache unterworfen iſt. Die Parteien werden 
dann alſo die ganzen Streitigkeiten ſchon ſo eingehend vor 
tragen können, daß ihnen die Wiederholung der als unerheb⸗ 
lich erkannten Streitpunkte erſpart bleibt. > 

Bei der Frage der Erneuerung der formellen Vorſchrif 
ten wäre auch von großer Bedeutung die evtl. Neugeſtaltung 
des Ausſageverweigerungsrechtes. Mit Rückſicht darauf, daß 
dem Zeugen die Ausſage zur Unehre gereicht oder aber ale 
einer ſtrafbaren Handlung ausſetzt, kann der Zeuge die Aus 
ſage verweigern. Wir wiſſen alle, daß viele Zeugen namhaft 
gemacht werden, die lediglich zu dem Zweck erſcheinen, um zu 
ſammen mit der „belaſteten Partei“ die Ausſage zu ver⸗ 
weigern. Würden wir dem Zeugen ganz allgemein die Ver⸗ 
pflichtung auferlegen, in jedem Falle ausſagen zu mütſſen, ſo 
würde ein derartiges Manöver vor den Gerichten unterblel 
ben. Der eine Grund, nämlich, daß der Zeuge die Ausſage 
verweigern kann, weil ihm die Ausſage zur Unehre gereicht, 
könnte unbedenklich in Fortfall kommen. Schließt nämlich vu“ 
Gericht aus der Ausſageverweigerung, daß der Zeuge ent, 
weder Ehebruch getrieben oder ehewidrige Beziehungen untek, 
halten habe, ſo gereicht ihm die Feſtſtellung des Ger” 
nicht weniger zu ſeiner Unehre, als dies durch ſeine Ausſab, 
geſchehen wäre. Der weitere Grund zur Verweigerung * 
Ausſage, die Möglichkeit der ſtrafrechtlichen Verfolgung 
führt uns in ein drittes Gebiet, ins Strafrecht. Daher 5 
nur ganz kurz dieſe Frage erörtert. Ich kann mir nicht — 
ken, daß der nat.⸗ſoz. Staat die Beſtrafung wegen Ehebrua⸗ 
als Antragsdelikt beibehalten wird. Konſequenterweiſe müßen 
man entweder das Delikt ſtraffrei laſſen oder aber es ve 
Amts wegen verfolgen. Wir wiſſen alle, daß gerade unlauter 
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Charaktere die Möglichkeit, den Antrag auf Beſtrafung ſtellen 
zu können, zu ihrem Vorteil ausnutzen, daß aber lautere 
Charaktere auf die Beſtrafung nicht den geringſten Wert 
legen. Entſchließt ſich daher die Geſfetzgebung, den Ehebruch 
von Amts wegen zu verfolgen, jo würde man allerdings durch 
die Erzwingung der Ausſage in jedem Fall von dem Zeugen 
menſchlich mehr verlangen, als man nach unſerem Rechts⸗ 
denken verlangen kann. 

Dem von dem NSR B.) veröffentlichten Entwurf eines 
neuen Eheſcheidungsrechtes kann man alſo, ſoweit es ſich um 
die Einführung des Zerrüttungsprinzips handelt, durchaus 
zuſtimmen. Jukonſequent ſcheint mir aber der $ 3 zu ſein: 

„Die Scheidung iſt nicht mehr zuläſſig, wenn zehn 
Jahre verſtrichen ſind, ſeitdem das Scheidungsbegehren 
zuläſſig geworden iſt.“ 

Wenn wir infolge der fehlenden Vorausſetzung eine Ehe 
zur Auflöſung bringen wollen, ſo können wir dies m. E. 
nicht zeitlich begrenzen. Es iſt bekannt, welches Unheil die 
ogenannte Verzeihung im Eheſcheidungsrecht unſeren Volks⸗ 
genoſſen gebracht hat. Es kam recht häufig vor, daß ein Ehe⸗ 
gatte glaubte, dem anderen Ehegatten einen Fehltritt ver⸗ 
zeihen zu können. Wurde dies ausdrücklich oder ſchlüſſig zum 
Ausdruck gebracht, ſo verlor der Ehepartner ſein „Recht“ auf 
Scheidung. Nach einiger Zeit, oft ſchon nach einigen Tagen, 
ſtellte nun dieſer Ehegatte feſt, daß er den Fehltritt des an⸗ 
deren doch nicht überwinden konnte. Er hatte ſich mehr zu⸗ 
getraut, als er pſychiſch aufzubringen in der Lage war. Zog 
er nun die Konſequenzen und verließ er den anderen Teil, ſo 
wurde er wegen böswilligen Verlaſſens mit alleiniger Schuld 
geſchieden. In der Regel aber führten die beiden ein Eheleben 
weiter, was mit dem Begriff der Ehe auch nicht im geringſten 
in Zuſammenhang gebracht werden kann. 

Warum, fo frage ich, ſoll man, wie es im 8 3 des ge- 
nannten Entwurfs geſchieht, eine Friſt einführen? Fehlen für 
unſere Begriffe die Vorausſetzungen für die Ehe, ſo kann es 
m. E. keinen Unterſchied bedeuten, wie lange dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen fehlen. Es find Fälle denkbar, in denen Menſchen 
zehn und noch mehr Jahre brauchen, um ſich von der dogma⸗ 
üfchen Unnatur konfeſſioneller Sturheit freizumachen. Da 
Nationalſozialiſten keine Phariſäer ſind, kann man Volks⸗ 
genoffen, die eine fo lange Zeit für ihre Entwicklung be- 
nötigen, dies auch nicht zum Vorwurf machen. 

Die Frage, ob es richtig oder auch nur zweckmäßig iſt, 
um Geſetz beſtimmte Tatbeſtände aufzuführen, iſt mit den zu⸗ 
treffenden Ausführungen von Möß mer bejahend zu beant- 
worten. Mit gutem Recht wird darauf hingewieſen, daß durch 
bie bisherige Geſetzgebung beſtimmte Tatſachen als befondere 
Ehezerrüttungsgründe in das Volksbewußtſein eingedrungen 
lind. Allerdings wird die Auffaſſung vertreten, daß es nicht 
nötig ſei, daß beſtimmte Tatſachen zur Zerrüttung führen 
müſſen, und daß daher die Aufrechterhaltung der abſo⸗ 
luten Eheſcheidungsgründe damit nicht gerechtfertigt 
werden könne, daß die Erhebung der Klage durch den kla⸗ 
genden Ehegatten die Vermutung begründe, daß eine Zer⸗ 
rüttung vorliege. Außerdem nähme man mit der Aufſtellung 
abſoluter Eheſcheidungsgründe dem Richter als dem Vertreter 
der Volksgemeinſchaft in der Rechtſprechung die Entſcheidung 
und lege jie völlig in den Willen des Ehegatten. Es dürfte 
nicht mit dem Grundſatz nationalſozialiſtiſcher Weltanſchau⸗ 
ung zu vereinbaren ſein, daß nämlich der einzelne hinter der 
Holksgemeinſchaft zurückzutreten hat, daß er ſich aus eigen⸗ 
üchtigen Beweggründen nicht beſtimmen laſſen darf, und 
daß jeder und insbeſondere jeder Ehegatte Opfer zu bringen 
und ſich überperſönlichen Forderungen unterzuordnen hat. Es 
dürfte dem Richter nicht die Möglichkeit genommen werden, 
zu prüfen, aus welchen Gründen der klagende Ehegatte die 
Ferrüttung der Ehe als vorliegend anfieht, und ob dieſe 
| ründe objektiver Prüfung ſtandhalten. Die Aufſtellung ab- 
Outer Eheſcheidungsgründe werde vielfach, fo auch vom Fa⸗ 
milienausſchuß (Mößmer S. 32) geradezu als Anreiz der 
fcelgeibangstlage angeſehen en e e Wegweiſer 

en, der der Bindung der Ehe ledig zu ſein wünſche. 
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Endlich aber ſpreche gegen die Aufnahme abſoluter Eheſchei⸗ 
dungsgründe ſehr gewichtig die Tatſache, daß ihre Auswahl 
ſtets willkürlich ſein wird. Aus welchem Grunde bei Ehebruch 
die Zerrüttung unwiderleglich zu vermuten ſein ſolle, bei 
Begehung von Hochverrat, Mord, Sittlichkeitsverbrechen an 
Kindern, — vornehmlich was gar nicht ſo ſelten iſt, an den 
eigenen — aber nicht, werde niemand verſtehen. Bei einer 
Ausſprache mit allen Mitgliedern der Beratungsgemeinſchaf⸗ 
ten des Gaues Berlin hat ſich die überwiegende Mehrheit auf 
den Standpunkt geſtellt, daß zumindeſt der Ehebruch ſeinen 
Charakter als abſoluten Scheidungsgrund behalten müſſe. 
Der Ehebruch gilt im Volksbewußtſein als ſtärkſter Stö⸗ 
rungsfaktor für das eheliche Vertrauensverhältnis. Den Ehe⸗ 
bruch nur als relativen Scheidungsgrund anzuſehen, und fo- 
mit mit den ſonſtigen Eheverfehlungen auf gleiche Stufe zu 
ſetzen, entſpricht nicht dem Volksempfinden. Man kann es 
nicht dem Richter überlaſſen, erſt feſtzuſtellen, ob tatſächlich 
infolge des Ehebruchs eine Zerrüttung vorliegt, da dies leicht, 
insbeſondere bei Beurteilung der Frage, inwieweit Frauen 
gegenüber einen Ehebruch des Mannes als zumutbar an⸗ 
geſehen werden ſoll, zu Fehlentſcheidungen führen kann. Das 
Volksempfinden verbindet mit dem Wort „Ehebruch“ den 
Begriff der bereits erfolgten Eheauflöſung, die 
durch das Scheidungsurteil nur noch zu beſtätigen iſt. Wenn 
zur Rechtfertigung der Auffaſſung, daß Ehebruch kein ab- 
ſoluter Scheidungsgrund bleiben könne, das beachtliche Bei- 
ſpiel gibt: „ein Ehemann, der jahrelang Ehebruch treibt und 
hierdurch feine Ehefrau ſeeliſch und körperlich zugrunde ric)- 
tet, könne doch nicht mit einer Scheidungsklage gegen ſeine 
Ehefrau durchdringen, wenn ſie zermürbt etwa einmal ſelbſt 
der Verſuchung unterlegen iſt“, fo zwingt dieſes Beiſpiel 
nicht dazu, den abſoluten Scheidungscharakter ablehnen zu 
müſſen. Auch unter Berückſichtigung der Beweislaſt trete ich 
dafür ein, daß dem Ehebruch, der nach dem Volksempfinden 
ſchwerſten Eheverfehlung, der abſolute Scheidungscharakter 
verbleibt. 

Wegen der Schaffung eines allgemeinen Tatbeſtandes 
(Generalklauſel) im Falle objektiver Zerrüttung ohne Ver⸗ 
ſchulden iſt noch folgendes zu jagen: Eine derartige General⸗ 
klauſel muß gefordert werden, ſie muß aber ſo gefaßt ſein, 
daß ſie nicht die Möglichkeit gibt, jedem beliebig begründeten 
Scheidungsbegehren Tür und Tor zu öffnen. Durch die Schaf- 
fung eines Allgemeintatbeſtandes werden die verhängnis⸗ 
vollen Unwahrheiten des Scheidungsprozeſſes beſeitigt wer⸗ 
den. Dem Richter muß aber ſtets vor Augen gehalten werden, 
daß die Scheidung ohne Verſchulden des anderen Teiles nur 
bei beſonders tiefer und anhaltender Zerrüttung der Ehe be- 
rechtigt iſt, und daß ſich ohne genaueſte Kenntnis der Ehe 
und der höchſtperſönlichen Eigenſchaften und Fähigkeiten der 
Beteiligten nicht über die Zerrüttung und den Zuſtand der 
Ehe überhaupt urteilen läßt. Dieſe Hervorhebung einer be⸗ 
ſonders tiefen Zerrüttung als Vorausſetzung einer Scheidung 
ohne Verſchulden iſt auch deshalb zu empfehlen, weil dann 
unmittelbar betont wird, daß jeder Gatte grundſätzlich für 
jeine Handlungen die volle Verantwortung trägt und die 
Folgen eines Verſchuldens auf ſich zu nehmen hat, und daß 
nur unter beſonderen Umſtänden, wenn ein ſchickſals⸗ 
mäßig gewordener Umſtand über die Kräfte eines der beiden 
Ehegatten geht, dieſe aus der Kette von Schuld und Sühne 
gelöſt und unter Hinnahme des ſchickſalhaft Gewordenen als 
eines gegebenen Tatbeſtandes aus dieſer Ehe befreit werden 
könne. Die Faſſung des § 1 des Entwurfs entſpricht m. E. 
nicht ganz dieſen Forderungen. 


III. 


In der Rechtſprechung unſerer oberſten Gerichte, ins⸗ 
beſondere der des Reichsgerichts, hat die Frage der Zumut⸗ 
barkeit einen außerordentlich großen Platz eingenommen. Es 
ſollen hier nicht die Fälle aufgezählt werden, die oft nicht den 
Juriſten, noch viel weniger den Parteien einleuchtend erſchie⸗ 
nen. Die Ehe war, ſo erkannte man zwar, zerrüttet, oft konnte 
man ſogar auch auf beiden Seiten eine Schuld feſtſtellen, aber 
die Schuld des die Scheidung begehrenden Ehegatten war jo 
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groß, daß er ſich das Verſchulden des anderen gefallen laſſen 
mußte. Wir kennen alle Fälle wie den folgenden: 

Der Ehemann E. wurde durch Vernachläſſigung ſeiner Ehe⸗ 
frau, durch hyſteriſche, unbeherrſchte Anfälle zu einer anderen 
Frau getrieben. Die Frau erfuhr nun nicht nur von den Be⸗ 
ziehungen, ſondern auch davon, daß ſie ſich auf Grund des 
Ehebruchs ihres Mannes alles an Beſchimpfungen und ſchlech⸗ 
ter Behandlung leiſten konnte, und machte hiervon reichlich 
Gebrauch. Die Scheidung einer ſolchen Ehe war regelmäßig 
nicht zu erreichen, denn für den die Scheidung begehrenden 
Ehemann war auf Grund feines Ehebruchs das Verhalten 
ſeiner Ehefrau zumutbar. 

8 1 Abſ. 2 des genannten Entwurfs beſtimmt, daß die 
Ehe auf Grund der Zerrüttung nicht geſchieden werden ſoll, 
wenn die Zerrüttung ausſchließlich auf ehrloſem oder unſitt⸗ 
lichem Verhalten des Ehegatten beruht, der die Scheidung be⸗ 
gehrt. Mir iſt von Mitgliedern der Beratungsgemeinſchaften 
des Gaues Berlin häufig geſagt worden, daß wir durch 
dieſe Vorſchrift im weſentlichen die alte Rechtſprechung des 
Reichsgerichts in der Frage der Zumutbarkeit beibehalten 
würden. Dem kann ich mich nicht voll anſchließen. Es iſt rich⸗ 
tig, daß der Zerrüttungsgrundſatz eine Durchbrechung durch 
die Beſtimmung des § 1 Abſ. 2 findet, denn obwohl eine 
ſolche Ehe nach unſerer Auffaſſung zerrüttet iſt, wird die Schei⸗ 
dung nicht ausgeſprochen, weil die Zerrüttung ausſchließ⸗ 
lich auf ehrloſem oder unſittlichem Verhalten des Ehegatten 
beruht, der die Scheidung begehrt. 

Keine Logik läßt ſich aber bis zur letzten Konſequenz 
durchführen. Ohne die Einſchränkung des Abſ. 2 würde man 
bei Einführung des Zerrüttungsprinzips jedem Ehepartner die 
Möglichkeit geben, allein durch ſein Verhalten, beiſpielsweiſe 
durch feinen unſittlichen Lebenswandel, die Scheidung der Ehe 
zu erreichen. Es iſt alſo nicht mangelnde Logik des Syſtems 
im 8 1 Abſ. 2 des Entwurfs, ſondern das Beſtreben der Mit⸗ 
menſchen, das Geſetz egoiſtiſch für ihre Ziele auszuwerten, die 
zu dieſer Beſtimmung führte. 

Der Grundſatz der Zerrüttung wird alſo lediglich in dem 
einen Fall aufgegeben, in dem die Zerrüttung aus ſchließ⸗ 
lich auf ehrloſem oder unſittlichem Verhalten des Ehegatten 
beruht, der die Scheidung begehrt. Das Wort „ausſchließlich“ 
nimmt alſo der Rechtſprechung die meiſten Fälle aus dem 
Dominium der ſogenannten Zumutbarkeit. 

Verkennen läßt ſich nicht, daß noch eine große Anzahl 
von Fällen übrig bleibt, in denen die Frage der Zumutbar⸗ 
keit eine Rolle ſpielt und m. E. durchaus Beachtung finden 
ſoll. Wie vorſtehend ausgeführt wurde, muß der Urteils⸗ 
ſpruch in den Fällen, in denen ein Ehegatte oder beide Gatten 
die Schuld an der Zerrüttung tragen, dies zum Ausdruck 
bringen. Sehr häufig wird gerade eine Frau auf dieſen Aus⸗ 
ſpruch großen Wert legen. Dies, das iſt nicht zu verkennen, 
auch dann, wenn die Frage des Unterhalts nichts mehr mit 
dem Schuldſpruch zu tun hat. Die Gründe hierfür ſind 
naheliegend. Die Frau als Mutter will gerade ſpäter vor 
ihren Kindern, ſobald ſich dieſe hierüber Gedanken machen, 
ohne Schuld daſtehen. Sie will dies auch für den Fall einer 
neuen Eheſchließung. Nichts liegt näher als die Tatſache, daß 
auch in dieſer Beziehung das Urteil ganz allgemein von gro⸗ 


ßer Bedeutung iſt. Man kann nicht ſagen, daß die Kinder oder 
der Mann, der um die Frau wirbt, beſſer als das Gerich 
die Frau kennen müßten und auf die Feſtſtellungen der 
Schuldfrage in dem Urteil keinen oder nur ſehr wenig Wer 
legen. Nur in ganz ſeltenen Ausnahmefällen wird dies jo ſein. 
Die Rechtswahrer ſollten dies nicht nur wiſſen, ſondern froh 
und ſtolz darüber ſein, daß den Feſtſtellungen über die Schuld“ 
frage auch im engſten Familienkreis eine ſo große Bedeutung 
beigemeſſen wird. Die Erkenntnis aber dieſes Umſtande⸗ 
ſollte dazu führen, mit ganz beſonderer Sorgfalt und Vor⸗ 
ſicht die Schuldfeſtſtellungen zu treffen. Urteile über ver⸗ 
mögensrechtliche Streitigkeiten können, wenn fie dem Sach⸗ 
verhalt nicht gerecht werden, was, ſolange Menſchen richten, 
immer der Fall ſein kann, nicht bei weitem die Bedeutung 
haben wie die Urteile in Eheſcheidungsprozeſſen. pr 

Es ift daher m. E. durchaus zu begrüßen, daß für das 
evtl. neue Eheſcheidungsrecht die Rechtſprechung die Frage der 
Zumutbarkeit weiterhin zu prüfen hat, allerdings in der von 
mir dargelegten Richtung. So häufig wird im Leben von den 
Volksgenoſſen der Grundſatz vertreten: „Ein Teil allein har 
niemals Schuld, es liegt an beiden.“ Dieſer Grundſatz kann 
von den Richtern nicht anerkannt werden. Es gibt Fälle, in. 
denen durch den einen Ehegatten die Ehe für den anderen 
Teil zu einem Martyrium wird. Ein Fall, der erſt kurze Zeit 
zurückliegt s), iſt geradezu als typiſch zu bezeichnen. Der Ehe⸗ 
mann erklärt, daß das während der Ehe geborene Kind nich 
von ihm herrühre. Er tritt die Frauenehre der Frau und 
Mutter in einer Weiſe in den Schmutz, wie es nicht ſchlimmer 
geſchehen kann, indem er darlegt, die Frau habe ja bereits vor 
der Ehe einen ihm zugeſtandenen Fehltritt begangen, 28 
ihr durchaus zuzutrauen, daß ſie auch das zweite Kind wäh 
rend der Ehe von einem anderen Manne empfangen habe. 
Obwohl keinerlei Beweiſe vorhanden waren, hat das Land⸗ 
gericht in überaus entgegenkommender Weiſe eine Blut⸗ 
gruppenunterſuchung angeordnet, die negativ ausfiel. Wen 
eine ſolche Ehefrau, wie es in dieſem Fall auch geſchah, au 
Grund der empörenden Vorwürfe einmal ihrem Herzen Lu 
macht und äußert, ein Mann, der derartige Behauptungen 
aufſtellt, gehöre ins Irrenhaus, dann ihre Sachen packt und 
mit ihren Kindern die Wohnung verläßt, handelt nicht im 
geringſten verwerflich. M. E. dürfte ein deutſches Strafgericht 
keine Bedenken tragen, eine ſolche Frau freizuſprechen, wenn 
ſie auf Grund derartiger Behauptungen zur Piſtole greift un! 
den Mann niederſchießt. Um ſo mehr hat ein deutſches Fam! 
liengericht, heute ein Eheſcheidungsgericht, Veranlaſſung, einer 
deutſchen Frau und Mutter ein ſolches Verhalten nicht zuatl® 
rechnen, indem es ihr die Mitſchuld zuſpricht. Die Schule 
trägt in derartigen Fällen lediglich der Ehegatte, der dle 
Reaktion bei dem anderen herbeiführte. Von dieſer Auffaſſunb 
iſt die Rechtſprechung in vielen Fällen leider noch weit ent 
fernt. Zurückführen kann man dies nur auf die Verkennung 
der Bedeutung der Ehe und der Pflichten, die dem Ehegatten 
im einzelnen obliegen. Nicht zuletzt auch darauf, daß Frauen 
und Mutterehre weit höher heute einzuſchätzen ſind als die? 
oft, wohl auf Grund der Nachwirkungen aus der Syſtem“ 
zeit, geſchieht. 


5) Urteil des KG. (9. ZivSen.) v. 15. Juli 1937. 


Fur Frage der Kechtswirkſamkeit des § 1594 886. 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Wetzel, (Raſſenpolitiſches Amt, Reichsleitunz der NS DAP.) 


Die Vorſchriften, die das BGB. über die Anfechtung der 
Ehelichkeit von in der Che geborenen Kindern gibt, laſſen 
nur allzu klar erkennen, wie wenig verſtändnisvoll der da⸗ 
malige Geſetzgeber der Frage der Klärung der wahren, d. h. 
der blutsmäßigen Abſtammung eines Menſchen gegenüber⸗ 
ſtand. Das iſt an ſich auch nicht verwunderlich. Zwar hatte 
der Begründer der heutigen Raſſenlehre, der franzöſiſch⸗nor⸗ 
manniſche Graf Gobineau, ſein grundlegendes Werk „Essai 
sur l'égalité des races immunes“ bereits in den fünfziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts veröffentlicht, aber ſeine 


Gedanken waren der Allgemeinheit verborgen geblieben. * 
Kommiſſionen, die das BGB. in den ſiebziger bis neunzig“ 
Jahren des vorigen Jahrhunderts ſchufen, ſie wußten niche, 
von der Raſſenlehre, der Grundlage des Rechts des heutige 
nationalſozialiſtiſchen Staates. Dies erklärt aber, warum 10 
heute die Beſtimmung des 8 1594 BGG B., der die Anfechtun 
der Ehelichkeit des Kindes nur binnen eines Jahres 1. 
Kenntnis des Ehemannes von der Geburt des Kindes zuläße⸗ 
in feinen rechtlichen Kanſeguenzen für fo untragbar mit „aß 
ſerer nationalſozialiſtiſchen Rechtsanſchauung empfinden. ” 
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diefe Beſtimmung bei der Neugeſtaltung des Familienrechts 
eine grundlegende Abänderung erfahren wird, iſt ſicher. Aber 
bis zur Schaffung des neuen nationalſozialiſtiſchen Familien⸗ 
rechts dürfte noch einige Zeit vergehen. Gerade heute find die 
Fälle der Anfechtung der Ehelichkeit von Kindern infolge der 
immer mehr in das Volk gedrungenen Erkenntnis von der 
Wichtigkeit der Klärung der blutsmäßigen Abſtammung er⸗ 
heblich geſtiegen. Von um ſo größerer Bedeutung iſt es 
daher, zu unterſuchen und feſtzuſtellen, ob die Vorſchrift des 
§ 1594 BGB. heute überhaupt noch rechtswirkſam, ob ſie 
heute noch Recht iſt. Daß die ſtarre Anwendung des § 1594 
BOB. zu für das Volk nicht verſtändlichen Ergebniſſen führt, 
iſt des öfteren von verſchiedener Seite betont worden. Man 
denke in dieſem Zuſammenhang an die Fälle, wo Ehefrauen 
mit Juden oder ſonſtigen Fremdraſſigen Ehebruch getrieben 
hatten und der Ehemann erſt nach Verſtreichen der in $ 1594 
BGB. vorgeſehenen Jahresfriſt den Ehebruch feſtſtellt. Die 
Folge war, daß der Ehemann nach der Vorſchrift des § 1594 
BGB. ſein Anfechtungsrecht verloren hatte, und daß das 
andersraſſige Kind ihm auf Grund der Vorſchriften der 
§8 1591 ff. BGB. als eheliches Kind unterſchoben wurde. Erſt 
vor kurzer Zeit iſt mir folgender recht eigenartig gelagerter 
Fall bekannt geworden: 

Eine Ehefrau erhält ein Kind, das nicht vom Ehemann 
ſtammt. Der Ehemann hat von dem Ehebruch keine Kenntnis 
und läßt infolgedeſſen die Anfechtungsfriſt des 8 1594 BGB. 
verſtreichen. Nach dem Ablauf der Anfechtungsfriſt erhält der 
Ehemann von dem Ehebruch Kenntnis und erhebt gegen den 
Erzeuger des Kindes Klage auf Freiſtellung von der Unter- 
haltspflicht. In dieſem Prozeß wird feſtgeſtellt, daß der Ehe— 
mann gar nicht Erzeuger des Kindes iſt, daß vielmehr der 
Ehebrecher als Vater des Kindes in Betracht kommt und dem⸗ 
zufolge auch für den Unterhalt des Kindes aufzukommen hat. 
Den gleichen Fall, daß ein Kind einen ehelichen und einen 
unehelichen Vater hat, behandelt auch das RG. in ſeiner 
Entſcheidung vom 23. Nov. 1936: JW. 1937, 740 ff., in der 
das RG. dem Ehemann gegen den wirklichen Erzeuger des 
1 einen Schadenerſatzanſpruch gemäß 8 826 BGB. zus 
illigt. 

Alle dieſe Rechtsfolgen haben nach der Machtergreifung 
dazu geführt, daß immer wieder und wieder Bedenken gegen 
die Rechtswirkſamkeit des $ 1594 BGB. erhoben wurden. In 
JW. 1936, 16 ff. hat Shmidt-Klevenom in feinem Auf⸗ 
ſatz „Zur Frage der Feſtſtellung der Unehelichkeit und Ab- 
ſtammung eines Kindes“ den damaligen Standpunkt der 
Frage unter Anführung der damals vorhandenen Literatur 
und Rechtſprechung eingehend erörtert. Auch in der Folgezeit 
iſt die Behandlung der Frage der Rechtswirkſamkeit des 
§ 1594 BGB. nicht zur Ruhe gekommen. Das OLG. Naum⸗ 
burg hat in feinem Beſchluß vom 3. Juli 1936 (JW. 1936, 
2819) die Rechtsgültigkeit des 8 1594 BGB. bejaht. Das 
OLG. Hamburg hat demgegenüber in einem Beſchluß vom 
22. Mai 1936: JW. 1936, 3063 ff. zum Ausdruck gebracht, 
daß man an der Rechtswirkſamkeit des 8 1594 BGB. dann 
zweifeln könne, wenn raſſenpolitiſche Geſichtspunkte bzw. Er⸗ 
wägungen der Erbgeſundheit eine Rolle ſpielten. Das OLG. 
Frankfurt a. M. hat noch weitergehend in ſeinem Urteil vom 
10. Sept. 1936: JW. 1936, 3482 dahin entſchieden, daß der 
§ 1594 BGB. in ſeinen Folgen dem gefunden Volksempfin⸗ 
den widerſpreche, das ſeine Grundlage in der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung habe, die verlange, daß jeder Volks⸗ 
genoſſe zu ſeiner Sippe gehöre. Auf Grund dieſer Erwägun⸗ 
gen hat es die Vorſchrift des 8 1594 BGB. für überholt er⸗ 
klärt und dabei ausgeführt, daß bei der Entſcheidung der 
Frage das Intereſſe des Kindes an einer alsbaldigen Nicht⸗ 
feſtſtellung ſeiner Unehelichkeit und das Intereſſe der Volks⸗ 
gemeinſchaft an der Feſtſtellung der der Wirklichkeit ent⸗ 
ſprechenden Abſtammung des Kindes abzuwägen ſeien; die 
Allgemeinheit habe an der richtigen Feſtſtellung der Abſtam⸗ 
mung des Kindes ein größeres Intereſſe, ſo daß aus dieſem 
Grunde eine Anfechtung der Ehelichkeit des Kindes trotz der 
Vorſchrift des §S 1594 BGB. noch zuläſſig fein müßte. Tri⸗ 
nius, der der Entſcheidung des OLG. Frankfurt a. M. folgt, 
hat ſich in feinem Aufſatz im „Deutſchen Recht“ vom 15. Dez. 


1936 S. 499 gleichfalls dahin ausgeſprochen, daß die Aus⸗ 
ſchlußfriſt des S 1594 BGB. unbeachtet bleiben müſſe, wenn 
es um die Klarheit der blutsmäßigen Abſtammung gehe. 
Demgegenüber hat das RG. in der Entſcheidung des IV. Zivil⸗ 
ſenats vom 23. Nov. 1936: ZW. 1937, 154 ff. dahin ent⸗ 
ſchieden, daß der $ 1594 BGB. heute noch geltendes Recht 
ſei und nicht im Widerſpruch zur nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung ſtehe. Das RG. führt in dieſer Entſcheidung aus, 
daß die Vorſchrift des §S 1594 BGB. nur den Schutz des 
ehelichen Familienſtandes bezwecke, in keiner Weiſe aber die 
Frage der blutsmäßigen Abſtammung beſtimmen wolle. Trotz 
Ablauf der Aufechtungsfriſt des 8 1594 BGB. ſei die Mög⸗ 
lichkeit nicht ausgeſchloſſen, die blutsmäßige Abſtammung noch 
im entgegengeſetzten Sinne feſtzuſtellen. Die in den 88 1593 ff. 
BGB. enthaltenen Beſchräukungen der Ehelichkeitsanfechtung 
habe der Geſetzgeber des BGB. in bewußter Abwägung des 
Intereſſes am Schutze der Familie gegenüber dem Intereſſe 
an der Klärung der wahren Abſtammungsverhältniſſe geſchaf⸗ 
fen. Er habe die Entſcheidung darüber, ob ein in der Ehe ge⸗ 
borenes Kind als ehelich gelten ſolle, in die Hand des Fami⸗ 
lienoberhauptes gelegt, das binnen Jahresfriſt ſeit Kenntnis 
der Geburt des Kindes zu beſtimmen habe, ob das Kind zur 
Familie gehören ſolle oder nicht. Maßgebend ſei der Ge— 
danke geweſen, die Kinder gegen Unklarheiten ihres Familien⸗ 
ſtandes zu ſchützen und ihnen die Stellung vollberechtigter 
Familienmitglieder zu geben. Das RG., das inſoweit im 
weſentlichen der Begründung des OLG. Hamburg in feiner 
Eutſcheidung vom 22. Mai 1936: JW. 1936, 3063 folgt, läßt 
es dann am Schluſſe der Entſcheidung dahingeſtellt, ob für 
den Fall der Raſſenverſchiedenheit der Beteiligten die Ent⸗ 
ſcheidung anders zu lauten habe. Dieſe Entſcheidung des RG. 
hat erheblichen Widerſpruch im Schrifttum gefunden. So hat 
ſich insbeſondere Kallfelz in feinem Aufſatz „Zur Frage 
der Ehelichkeitsanfechtung (8 1594 BGB.)“: IW. 1937, 
598 ff. gegen die Entſcheidung des RG. ausgeſprochen. Auch 
das Raſſenpolitiſche Amt der NS DAP. hat in einem Artikel 
in „Ziel und Weg“, der Zeitſchrift des NS. „Deutſchen Arzte⸗ 
bundes, Heft 8, 1937, S. 207 —208 gegen die Entſcheidung 
des RG. Stellung genommen. Das RG. ſelbſt hat in einer 
ſpäteren Enticheidung des IV. Zivilſenats vom 30. Nov. 1936: 
JW. 1937, 620 ff. in Beziehung auf 8 1591 BGB. aus⸗ 
geführt, nach der durch das nationalſozialiſtiſche Gedankengut 
geläuterten Auffaſſung des Volkes und damit nach dem deut⸗ 
ſchen Recht ſei die Abſtammung und die aus ihr folgende 
Sippenzugehörigkeit das wirklich Wichtige; ihr gegenüber habe 
die rechtliche Stellung als eheliches Kind keine unbedingt 
ſchutzwürdige Bedeutung, wenn dieſe Stellung der wirklichen 
Abſtammung nicht entſpreche. Hier bringt alſo das RG. klar 
und deutlich eine andere Meinung als in der Entſcheidung 
vom 23. Nov. 1936: JW. 1937, 154 ff. zum Ausdruck. Wäh⸗ 
rend es in der Entſcheidung vom 23. Nov. 1936: JW. 1937, 
154 ff. ausdrücklich hervorhebt, daß die Ehelichkeitsbermutung 
(88 1591, 1592 BOB.) und die Beſchränkungen der Ehelich⸗ 
keitsaufechtung (S8 1593 ff. BGB.) den Schub des ehelichen 
Familienſtandes bezweckten und nichts über die Frage der 
blutsmäßigen Abſtammung beſtimmten, wird in der Entſchei⸗ 
dung vom 30. Nov. 1936 der Standpunkt vertreten, daß es 
in erſter Linie bei den aus den 88 1591 ff. BGB. hergeleiteten 
Fragen auf die wahre Abſtammung ankomme, und daß die 
rechtliche Stellung des Kindes als eheliches Kind neben dieſer 
Frage nur untergeordnete Bedeutung habe. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden erſcheint es zweifelhaft, ob das RG. im Hinblick auf 
die Entſcheidungsgründe des Urteils vom 30. Nov. 1936 noch 
ſeine Anſicht im Urteil vom 23. Nov. 1936 aufrecht erhalten 
will und kann. 

Hinzu kommt aber weiter, daß der VI. Zivilſenat des 
RG. in feinem Urteil vom 23. Nov. 1936 (JW. 1937, 740) 
dem auf § 826 BGB. geſtützten Schadenserſatzanſpruch des 
Ehemannes, der die Anfechtungsfriſt des 8 1594 BGB. ver⸗ 
ſäumt hat, gegen den Erzeuger des Kindes ausdrücklich ſtatt⸗ 
gegeben hat, was, worauf Roquette in ſeiner Anmerkung 
zu dieſer Entſcheidung mit Recht hinweiſt, praktiſch eine Auf⸗ 
hebung der aus 8$ 1593 ff. BGB. folgenden Rechtswirkun⸗ 
gen bedeutet. Wir haben hier alſo den Fall, daß das Kind 
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einen ehelichen und einen unehelichen Vater hat und der for⸗ 
mell eheliche Vater die Unterhaltspflicht praktiſch auf Grund 
von 8 826 BGB. auf den wahren unehelichen Erzeuger ab⸗ 
wälzen kann. Solchen rechtlichen Auswirkungen ſteht das Volk 
verſtändnislos gegenüber. Das Volk wird und kann es mit 
ſeinem geſunden Rechtsempfinden nicht verſtehen, daß zwiſchen 
der Ehelichkeit eines Kindes im Sinne der 88 1594ff. BGB. 
und ſeiner wahren blutsmäßigen Abſtammung derart ſcharfe 
Trennungsſtriche gezogen werden ſollen, wie das RG. in der 
Entſcheidung des IV. Zivilſenats vom 23. Nov. 1936: JW. 
1937, 154 ff. es will. Gegen die Begründung des Urteils des 
IV. Zivilſenats des RG. vom 23. Nov. 1936 ſind aber noch 
weitere nicht unerhebliche Bedenken zu erheben. Wenn das 
RE. in dieſer Entſcheidung ſagt, der Geſetzgeber habe die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob ein in der Ehe geborenes Kind als ehe⸗ 
lich gelten ſoll, in die Hand des Familienoberhauptes gelegt 
und dieſes gezwungen, die Entſcheidung binnen Jahresfriſt 
ſeit Kenntnis von der Geburt zu treffen, ſo wird dabei über⸗ 
ſehen, daß der Ehemann doch nur das Kind in ſeinen Fami⸗ 
lienverband aufnehmen will, das wirklich von ihm herſtammt. 
Da ihm die Frau in den meiſten Fällen die Folgen eines Ehe⸗ 
bruches verſchweigen wird, wird er kaum wiſſen, daß das Kind 
von ihm nicht herrührt, zumal im erſten Lebensjahr des Kin⸗ 
des ſich nur in wenig Fällen irgendwelche beſonders ab⸗ 
weichende äußerliche Merkmale feſtſtellen laſſen können, die den 
Ehemann argwöhniſch machen könnten. Gerade die beſonderen 
körperlichen Merkmale treten gewöhnlich erſt nach mehreren 
Jahren hervor. Der Ehemann, der alſo in Wirklichkeit bin⸗ 
nen der geſetzlichen Jahresfriſt nur in den ſeltenſten Fällen 
feſtſtellen kann, ob das Kind von ihm herſtammt oder nicht, 
muß das Kind, wenn er die Anfechtungsfriſt verſäumt, als 
ehelich gelten laſſen, obwohl er gar nicht in der Lage war, 
den wahren Sachverhalt zu erkennen. Das RG. iſt ſich aber 
auch offenbar bewußt, daß es eine derartige Entſcheidung für 
den Fall, daß Raſſenverſchiedenheit zwiſchen Ehemann und 
Kind in Betracht kommt, nicht aufrechterhalten kann, denn 
ſonſt wäre die Bemerkung am Schluß des Urteils, dieſer Fall 
könne in dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle unerörtert 
bleiben, nicht recht verſtändlich. Wenn aber das RG. im 
Falle der Raſſenverſchiedenheit der in Betracht kommenden 
Beteiligten den $ 1594 BOB. nicht mehr für rechtswirkſam 
erachtet, ſo gibt es durch dieſe Schlußbemerkungen eigentlich 
die die Entſcheidung des IV. Zivilſenats vom 23. Nov. 1936 
tragenden Sätze wieder auf. Denn wenn es in der Entſchei⸗ 
dung heißt, die 88 1591 ff. BGB. hätten mit der bluts⸗ 
mäßigen Abſtammung an ſich nichts zu tun, ſo müßte es für 
den Fall der Raſſenverſchiedenheit zu der gleichen Entſchei⸗ 
dung wie im gewöhnlichen Fall des § 1594 BGB. kommen. 
Ein ſolches Ergebnis billigt aber offenbar auch das RG. nicht. 
Weiter bedeutet aber die Tatſache, daß das RG. im Falle 
der Raſſenverſchiedenheit die Vorschrift des $ 1594 BOB. 
anſcheinend nicht mehr für rechtsverbindlich auſehen will, auch 
ſchon einen Einbruch in den vom RG. in der Eutſcheidung 
des IV. Zivilſenates aufgeſtellten Grundſatz, daß die für die 
Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften des BGB. nicht durch das nationalſozialiſtiſche Ge⸗ 
dankengut außer Kraft geſetzt ſeien. Alles dieſes läßt die 
Entſcheidung des IV. Zivilſenates vom 23. Nov. 1936 aber 
bedenklich erſcheinen. 

Die Entſcheidung ſetzt ſich aber weiter auch in Wider⸗ 
ſpruch zu den Ausführungen, die der Führer in feiner Reichs⸗ 
tagsrede vom 30. Jan. 1937 gemacht hat. Ausdrücklich hat 
der Führer in dieſer grundlegenden Rede auf die Vlut⸗ und 
Raſſenlehre des Nationalſozialismus und die dadurch bewirkte 
Umwälzung der Erkenntniſſe hingewieſen. Es ſei hier nur an 
die Worte des Führers erinnert: „Unſer nationalſozialiſtiſches 
Programm ſetzt an Stelle des liberaliſtiſchen Begriffes des 
Individuums, des marxiſtiſchen Begriffes der Menſchheit das 
blutbedingte und mit dem Boden verbundene Volk. Ein ſehr 
einfacher und lapidarer Satz, allein von gewaltigen Auswir⸗ 
kungen ...“ Und weiter: „So wie die Erkenntniſſe des Um⸗ 
laufs der Erde um die Sonne zu einer umwälzenden Neu⸗ 
geſtaltung des allgemeinen Weltbildes führte, ſo wird ſich 
aus der Blut⸗ und Raſſeulehre der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 


wegung eine Umwälzung der Erkenntniſſe und damit des Bil⸗ 
des der Geſchichte der menſchlichen Vergangenheit und ihrer 
Zukunft ergeben.“ 

Dieſe Ausführungen des Führers ſind ſo grundlegender 
Natur, daß ſie auch den deutſchen Rechtswahrer binden müſſen. 
Denn das Wort des Führers iſt für alle, die im deutſchen 
Recht heute ſchaffen, Befehl. 

Die nationalſozialiſtiſche Blut⸗ und Raſſenlehre iſt ſomit 
die Grundlage, von der jeder Rechtswahrer heute bei ſeinen 
Entſcheidungen auszugehen hat. Sie iſt durch die Führerrede 
als die Grundlage auch des Rechts des nationalſozialiſtiſchen 
Staates verankert. 

Mit Recht hat Reichsminiſter Dr. Frank in ſeinem 
Aufſatz „Raſſe als Grundlage und als Gegenſtand des 
Rechts“: ZW. 1937, 1140 dies als zwingende Konſequenz der 
Führerrede hervorgehoben, wenn er dort ausführt: „Die 
Raſſe iſt die Grundlage, der Ausgangs⸗ und Zielpunkt des 
geſamten Rechtslebens. Auf dem Boden der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Raſſenlehre allein hat das Recht ſeinen Nutzen für 
das Volk und damit ſeine einzig mögliche Legitimation.“ In 
ähnlicher Weiſe hat ſich auch Schmidt⸗Klevenow in 
ſeinem Aufſatz „Die bevölkerungspolitiſche Aufgabe des deut⸗ 
ſchen Rechts und Rechtswahrers“: Deutſches Recht 1937, 227 
geäußert, wenn er dortſelbſt ausführt, daß alles Recht raſ⸗ 
ſiſch bedingt ſei. Jede Rechtsbeſtimmung, die wirkliches Recht 
und nicht bloß eine leere Formalbeſtimmung iſt, fußt letzten 
Endes auf dem Raſſengedanken. Denn nur ein Recht, das 
auf der nationalſozialiſtiſchen Raſſenlehre, auf der Lehre 
von Blut und Boden ſich aufbaut, kann nach der Rede des 
Führers vom 30. Jan. 1937 überhaupt nur „Recht“ ſein, und 
nur ein ſolches Rechts kann als „Recht“ vom Volk empfunden 
werden. Wenn aber dem ganzen Recht die Lehre und Erkennt⸗ 
niſſe von der Raſſe, alſo der Blut⸗ und Bodengedanken des 
Nationalſozialismus, zugrunde liegt, ſo führt dies allein ſchon 
zu dem Ergebnis, daß Rechtsbeſtimmungen, die früher aus 
ganz anderen Geſichtspunkten und Weltanſchauungen heraus 
geſchaffen worden ſind, dann nicht mehr für rechts verbindlich 
erachtet werden können, wenn ſie den Fundamentalgeſetzen 
unſerer heutigen Rechtsanſchauung und damit dem Grund⸗ 
ſatz von der Raſſe und der blutsmäßigen Abſtammung zu⸗ 
widerlaufen. Dazu bedarf es keines beſonderen Aufhebungs⸗ 
geſetzes. Diejenigen Beſtimmungen der Weimarer Verfaſſung, 
die heute zweifellos keine Geltung mehr haben, ſind auch nicht 
durch ein beſonderes Geſetz ausdrücklich aufgehoben worden. 
Trotzdem wird niemand der Anſicht ſein, daß die in Betracht 
kommenden Beſtimmungen der Reichsverfaſſung vom 11. Aug. 
1919 noch „Recht“ darſtellen. $ 1594 BGB. verſtößt nun 
aber einmal, wenn man ſeine Folgen berückſichtigt, gegen den 
Raſſegedanken des Nationalſozialismus, denn er führt zu der 
Konſequenz, daß bei ihm nicht die raſſiſchen, blutsmäßigen 
Belange entſcheidend ſind, ſondern andere Geſichtspunkte. 
Wenn das RG. in ſeiner Entſcheidung des IV. Zivilſenates 
vom 23. Nov. 1936 ausführt, der 8 1594 BGB. habe an ſich 
mit der Frage der blutsmäßigen Abſtammung, alſo mit dem 
Raſſegedanken als ſolchem, nichts zu tun, ſo verkennt er 
damit, daß jeder Rechtsvorſchrift des heutigen Staates der 
Raſſengedanke, d. h. alſo die Lehre von Blut und Boden zu⸗ 
grunde liegt. Damit müſſen aber auch bei der Anwendung 
des 8 1594 BGB. die Grundſätze der nationalſozialiſtiſchen 
Raſſenlehre beachtet werden. Wenn man, wie das RG. es 
tat, die Bedeutung des $ 1594 BGB. dahin einſchränkt, daß 
er ſich nicht auf die Frage der blutsmäßigen Abſtammung be⸗ 
ziehe, ſo bedeutet dies letzten Endes eine Einſchränkung des 
nationalſozialiſtiſchen Rechtsbegriffs der Raſſe. 2 

Es geht aber auch nicht an, die nationalſozialiſtiſche 
Raſſenlehre auf dem Gebiet des Rechts in der Weiſe zu be⸗ 
ſchränken, daß man nur von einem „Raſſenrecht“ ſpricht und 
dies allein als ein beſonderes neben den anderen Rechts⸗ 
gebieten beſtehendes Sonderrecht bezeichnet. Es muß vielmehr 
ſchärfſter Widerſpruch dagegen erhoben werden, wenn nur die 
Geſetze, die heute in beſonderer Weiſe den Raſſengedanken 
hervorheben, wie z. B. das Blutſchutzgeſetz oder das Reichs⸗ 
bürgergeſetz, allein das Raſſenrecht umfaſſen ſollen. Das 
würde, worauf Schmidt⸗Klevenow in feinem oben er 
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wähnten Aufſatz: Deutſches Recht 1937, 227 mit Recht hin⸗ 
gewieſen hat, eine völlige Verkennung der Gedanken von Raſſe 
und Recht fein. Gegen eine derartige einſchränkende Auffaſ⸗ 
ſung hat ſich auch Reichsminiſter Dr. Frank in ſeinem 
gleichfalls oben zitierten Aufſatz auf das ſchärfſte aus⸗ 
geſprochen und darauf hingewieſen, daß der Begriff der Raſſe 
im nationalſozialiſtiſchen Syſtem des Rechts eine doppelte 
Funktion einnehme, einmal als die Grundlage des geſamten 
Rechts, dann aber auch in einem ſpezielleren Sinne als Gegen⸗ 
ſtand des Rechts. 

Da ſomit davon auszugehen iſt, daß die national⸗ 
ſozialiſtiſche Raſſenlehre jeder Rechtsvorſchrift des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechts zugrunde zu legen iſt, kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß auch bei $ 1594 BGB. im Gegen⸗ 
ſatz zu der vom IV. Zivilſenat des RG. in ſeiner Ent⸗ 


ſcheidung vom 23. Nov. 1936: JW. 1937, 154ff. vertretenen 
Auffaſſung der Gedanke der blutsmäßigen Abſtammung zu 
berückſichtigen iſt. Damit kommen wir aber zu dem Ergebnis, 
daß dann, wenn die rein formelle Anwendung des § 1594 
BGB. in Widerſpruch zu dem Gedanken der blutsmäßigen 
Abſtammung tritt, die Rechtswirkungen des $ 1594 BGB. in⸗ 
ſoweit aufgehoben ſind. Es muß daher auch auf Grund des 
geltenden Rechtszuſtandes in derartigen Fällen die Anfechtung 
der Chelichkeit des Kindes nach Ablauf der in $ 1594 BGB. 
vorgeſehenen Jahresfriſt für zuläſſig erachtet werden. Nur ein 
ſolches Ergebnis wird nicht nur den Intereſſen der Beteilig⸗ 
ten, ſondern letzten Endes auch den Intereſſen des Staates 
und damit der Allgemeinheit gerecht und ſetzt ſich auch nicht 
in Widerſpruch mit den Grundgedanken der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Welt⸗ und Rechtsanſchauung. 


Die Möglichkeiten der Beendigung von Eheprozeſſen 


Von Kammergerichtsrat Dr. Gaedeke, Berlin 


In dem erſten, JW. 1937, 1934 (Heft 31) veröffentlichten 
Teil iſt die Frage behandelt, welche verſchiedenen Arten der Be⸗ 
endigung von Eheprozeſſen verfahrensrechtlich denkbar ſind. Es 
iſt insbeſ. erörtert, daß ein Vergleich in Eheſachen — ſofern ein 
ſolcher anerkannt wird — nur in Rücknahme von Klage (Wider⸗ 
klage) ausmünden kann, eine unmittelbar beendigende Wirkung 
dagegen dem ſelbſt gerichtlich geſchloſſenen Vergleich nicht zukommt. 
Es iſt ſodann an Hand der Rechtſprechung des RG. die Not⸗ 
wendigkeit dargelegt, nach Erlaß eines Scheidungs⸗(Nichtigkeits⸗) 
Urteils in erſter Inſtanz Berufung einzulegen, um in höherer 
Inſtanz auf dem Wege über Rücknahme von Klage (Widerklage) 
bzw. Verzicht auf den Anſpruch eine Aufhebung des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteils zu erreichen, die ſchon aus Gründen der Rechts⸗ 
ſicherheit unbedingt geboten iſt. Dabei iſt beſonders unterſtrichen 
worden, daß die nt auf dem Spiele ſtehenden Intereſſen 
der Parteien nicht durch Sondermeinungen einzelner Gerichte 
gefährdet werden dürfen und daß den Parteien nicht die Be⸗ und 
Ausnützung der Berufungsinſtanz zwecks reſtloſer Klarſtellung 
der Rechtslage verwehrt werden darf, insbeſ. auch nicht etwa 
aus fiskaliſchen Intereſſen, um in Armenſachen der Reichskaſſe 
die Aufwendungen für die zweite Inſtanz zu erſparen. 


II. Teil 


il, 


Die Feſtſtellung, daß jeder Vergleich der Parteien in 
Eheſachen, um prozeßbeendigend zu wirken, in eine prozeſ⸗ 
ſuale Rücknahmeerklärung der Parteiſen) ausmünden muß, 
it auch noch in anderer Hinſicht von einſchneidender Bedeu⸗ 
tung. Neuerdings tauchen Entſcheidungen einzelner OLG. 
auf, die den Parteien perſönlich das Recht zugeſtehen, durch 
eigene Erklärungen ohne Hinzuziehung ihrer Anwälte den 
anhängigen Prozeß zu beſeitigen. Als Weg hierzu wird ein 
Sühnetermin im Prozeß oder ſogar der Vergleich im Armen⸗ 
rechtsverfahren gemäß $ 118 a Abſ. 3 ZPO. für zuläſſig er⸗ 
achtet. So hat z. B. OLG. Frankfurt: JW. 1936, 3327 — 
unter Bezugnahme auf unveröffentlichte Entſcheidungen des 
OLG. Hamm — es für verfahrensrechtlich möglich und zu⸗ 
läſſig erklärt, daß, nachdem im erſten Rechtszuge Urteil auf 
Scheidung ergangen und dagegen Berufung eingelegt war, 
die Parteien perſönlich vor dem beauftragten Richter in einem 
gemäß § 118 a 3 O. anberaumten Termin im Armenrechts⸗ 
verfahren zweiter Inſtanz ohne Zuziehung ihrer zweit⸗ oder 
erſtinſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten die Erklärung abgaben, 
daß ſie ſich verglichen und daß ſie demgemäß Klage und 
Widerklage zurücknähmen. OLG. Frankfurt hat darin ſowohl 
einen das Verfahren unmittelbar beendigenden Vergleich als 
auch eine zuläſſige und wirkſame Klagerücknahme erblickt und 
danach für eine Bewilligung des Armenrechts mindeſtens zum 
Zwecke einer prozeſſual wirkſamen Klagerücknahme in der 
Berufung keinen Raum mehr erachtet. 


In gleicher Weiſe iſt OLG. Köln in einem — nicht ver⸗ 


öffentlichten — Falle (2 U 43/36) verfahren. Der Kläger hatte 
Berufung eingelegt mit der Begründung, ſich mit dem Be⸗ 
klagten ausgeſöhnt zu haben, er werde daher ſeine Klage zu⸗ 
rücknehmen und nur noch Abweiſung der Widerklage be⸗ 
antragen. Die Beklagte hat die Ausſöhnung zugegeben und 
um Bewilligung des Armenrechts gebeten, da die Parteien 
ſich auf Rücknahme von Klage und Widerklage vergleichen 
wollten. In dem hierauf anberaumten „Sühnetermin“ vor 
dem beauftragten Richter des OLG. Köln waren nur die 
Parteien perſönlich erſchienen, erklärten zu Protokoll, daß ſie 
ſich wieder ausgeſöhnt hätten, und ſchloſſen nunmehr folgen⸗ 
den „Vergleich“: Der Kläger nimmt die Klage, die Beklagte 
die Widerklage zurück. Die Koſten werden gegeneinander auf⸗ 
gehoben. — In einem anderen Falle (LG. Prenzlau, 
2 R 154/32) enthält das „Sühnetermins“ protokoll ſogar nur 
folgende Feſtſtellung: „Ein Sühneverſuch wurde vorgenom⸗ 
men. Der Verſuch hatte Erfolg.“ Damit iſt das Verfahren 
von den Parteien und vom Gericht als beendet angeſehen und 
demgemäß nichts weiter veranlaßt worden. 

In Wahrheit iſt in keinem der angeführten Fälle der 
Eheſcheidungsprozeß abgeſchloſſen, jedenfalls nicht in dem 
von den Parteien erſtrebten und vom Gericht vermeinten 
Sinne der Erledigung der Scheidungsklage. Darauf wird 
noch näher eingegangen werden. 


2. 


Allen dieſen Fällen iſt gemeinſam eine grundlegende 
Verkennung ſowohl des Vergleichsbegriffs in Eheſachen 
als auch der verfahrensrechtlichen Möglichkeit, einen Anwalts⸗ 
prozeß überhaupt und einen Eheprozeß insbeſondere zu be⸗ 
enden, als ſchließlich auch der Tragweite des § 1182 ZRD. 
Überſehen iſt gerade in dem Falle des OLG. Köln fernerhin, 
daß nach bereits erfolgter Ausſöhnung in der Hauptſache 
jedenfalls kein Vergleich mehr denkbar war. Denn die Aus⸗ 
ſöhnung der Ehegatten iſt der Vergleich, aus dem nunmehr 
nur noch verfahrensrechtlich die unabwendbaren Konſequenzen 
gezogen werden mußten, da andernfalls Klage und Wider⸗ 
klage wegen Verzeihung hätten abgewieſen werden müſſen. 

Im übrigen iſt eingangs bereits dargelegt, daß jeder 
Vergleich in Eheſachen begrifflich nur in eine Rücknahme von 
Klage, Widerklage, Rechtsmittel ausmünden kann und muß, 
um ſich verfahrensrechtlich auszuwirken. Inſofern iſt alſo 
ſowohl die Anſicht des LG. Prenzlau, mit der Feſtſtellung er⸗ 
folgreicher Sühne ſei das Scheidungsverfahren beendet, als 
die Anſicht der OLG. Frankfurt und Köln, das Verfahren ſei 
durch Vergleich nach 8 1184 380. abgeſchloſſen, verfahrens⸗ 
rechtlich irrig. Schließlich aber widerſpricht es 
den Grundregeln des Anwaltsprozeſſes, pro⸗ 
zeſſuale Erklärungen wirkſam durch die Par⸗ 
teien ſelbſt abgeben zu laſſen. Nach § 78 3D. 
kann das ausſchließlich der prozeßbevollmächtigte Anwalt der 
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jeweiligen Inſtanz tun. Eine Umgehung diefer Grundregeln 
wird auch weder durch einen regelrechten Sühnetermin nach 
8 296 3PO. noch durch einen ſolchen nach 8 1182 ZPO. 
(übrigens kein echter Sühnetermin!) ermöglicht. 


3. 


Gewiß iſt in denjenigen Fällen, in denen ein Vergleich 
mit unmittelbar prozeßbeendigender Wirkung überhaupt ge⸗ 
ſchloſſen werden kann, auch ein Vergleich im Armenrechts⸗ 
verfahren (8 118a 3PO.) mit dieſer Wirkung nur durch die 
Parteien ſelbſt ohne Zuziehung ihrer Anwälte mög⸗ 
lich. Denn in dieſen beſonderen Fällen iſt ſelbſt im Anwalts⸗ 
prozeß Anwaltszwang nicht vorgeſehen und ein gerichtlicher 
Vergleich auch ohne Beteiligung der Anwälte zuläſſig. Wo 
aber — wie in Eheſachen — ſtets nur die Rücknahme⸗ 
erklärung, d. h. eine dem Anwaltszwang unterliegende pro⸗ 
zeſſuale Erklärung zur Beendigung des Verfahrens führen 
kann, entfällt ſchlechthin jedwede Möglichkeit, ohne Zu⸗ 
ziehung der Anwälte (RG. v. 15. Mai 1912: JW. 1912, 802) 
dasſelbe Ziel zu erreichen. Das bedeutet nichts anderes, als 
daß in ſämtlichen oben erwähnten Fällen nur ſcheinbar 
eine Prozeßbeendigung durch Vergleich eingetreten iſt, in 
Wahrheit dagegen nach wie vor Rechtshängigkeit beſteht und 
der Erhebung einer neuen Scheidungsklage entgegenſteht, 
wenn nicht gar — dieſe Gefahr iſt beſonders groß und wird 
trotzdem erſtaunlicherweiſe von den Gerichten offenbar gar 
nicht berückſichtigt! — das erſte Urteil rechtskräftig ge 
worden iſt (was allerdings hier, da Berufung eingelegt wor⸗ 
den war, nicht zutrifft). 

Damit offenbart ſich deutlich die ungeheure Gefahr der⸗ 
jenigen Anſicht, die ſogar ohne Beſchreiten der Berufung die 
Erledigung des Rechtsſtreits herbeiführen zu können glaubt. 
Denn wozu führt dieſe Anſicht? Nehmen wir den Fall, daß 
Berufung nicht eingelegt iſt. Im Armenrechtsverfahren der 
höheren Inſtanz iſt der Rechtsſtreit „beigelegt“ worden, d. h. 
verfahrensrechtlich iſt in Wahrheit nichts Wirkſames ge⸗ 
ſchehen. Erfolg: es iſt dann unter Mithilfe des Gerichts ver⸗ 
abſäumt worden, Berufung einzulegen. Das Scheidungs⸗ 
urteil iſt rechtskräftig geworden, trotz Ausſöhnung 
der Parteien iſt ihre Ehe geſchieden, ein Ergebnis, von dem die 
allein Intereſſierten, nämlich die Eheleute, nichts wiſſen! 

Die Frage, ob und wieweit hier vielleicht noch durch 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand — weil die Mitwirkung 
des Gerichts den Eintritt der Rechtskraft gleichſam ver⸗ 
ſchuldet hat — geholfen werden kann, ſoll hier nur erwähnt 
werden. Selbſt die Gewährung der Wiedereinſetzung würde 
nicht immer imſtande ſein, Unheil abzuwenden, da ſie zwar 
nachträglich die Rechtskraft des Scheidungsurteils, nicht aber 
daraus in der Zwiſchenzeit bereits gezogene Konſequenzen 
beſeitigen könnte. 


4. 


Selbſt bei Zugrundelegung einer Auffaſſung, die an ſich 
eine unmittelbare prozeßbeendigende Wirkung eines Ver⸗ 
gleichs in Eheſachen auch ohne hinzutretende prozeſſuale Er⸗ 
klärungen anerkennen will — ſo der Fall des OLG. Frank⸗ 
furt —, verſagt trotzdem der Weg, mit Hilfe des § 1184 
ZPO. unter Ausſchaltung der Anwälte den Cheftreit ver⸗ 
fahrensrechtlich abzuſchließen, und zwar aus der ebenſo ein⸗ 
fachen wie wenig bekannten Erwägung, daß § 118 a 3 PO. 
auf Eheprozeſſe nicht anwendbar iſt. Dieſe Behaup⸗ 
tung bedarf des Beweiſes. Denn das Geſetz ſelbſt enthält 
keine ausdrückliche diesbezügliche Beſtimmung, umfaßt alſo 
dem erſten Anſchein nach ausnahmslos ſamtliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, gleich, ob vermögensrechtlicher oder nichtver⸗ 
mögensrechtlicher Natur, gleich, ob unter dieſen letzteren Ehe⸗ 
ſachen oder ſonſtige nichtvermögensrechtliche Streitigkeiten ſich 
befinden. Allein die Unanwendbarkeit des §S 1182 ZPO. 
ergibt ſich aus der Erwägung, daß dieſe Vorſchrift ihrer 
Zweckbeſtimmung nach nur Prozeſſe über ſolche Rechtsſtreitig⸗ 
keiten im Auge hat, die der Verfügungsmacht der 
Parteien wie außerhalb fo innerhalb eines etwaigen Pro⸗ 
zeſſes unterliegen. Denn § 118 a Abſ. 3 ZPO. ſagt: „Einigen 
ſich die Parteien bei der Anhörung des Gegners über den 


ſtreitigen Anſpruch, fo iſt der Vergleich zu richterlichem Proto- 
koll zu nehmen.“ 

„Einigen“ ſetzt als erſtes Begriffsmerkmal die recht⸗ 
liche Möglichkeit einer Einigung, damit alſo einen ſolchen 
Anſpruch voraus, der der rechtlich ungehinderten Verfügungs⸗ 
macht der Prozeßparteien unterliegt. Auszuſcheiden iſt dabei 
die bloß prozeſſuale Einigung über das Prozeßrechtsverhält⸗ 
nis. Denn der ſtreitige Anſpruch ſelbſt muß Gegenſtand 
der Einigung der Parteien ſein, eine Selbſtverſtändlichkeit, 
wenn man bedenkt, daß das Armenrechtsverfahren an ſich ein 
dem Prozeßverfahren vorgeſchaltetes Verfahren iſt, daß mit⸗ 
hin — theoretiſch betrachtet — vor deſſen Erledigung ein 
Prozeßrechtsverhältnis noch nicht zur Entſtehung gelangt. 
Daß tatſächlich die Verhältniſſe vielfach anders liegen, 
ändert nichts an dem konſtruktiven Aufbau des Geſetzes und 
an der für § 118 a ZPO. rechtsgrundſätzlichen Betrachtung. 
Dabei muß man ſich allerdings vergegenwärtigen, daß 8 118a 
3PO. eine unorganiſch eingefügte, in das prozeſſuale Syſtem 
eigentlich nicht paſſende Vorſchrift iſt (vgl. hierzu bereits 
Gaedeke, „Vergleiche nach 8 11842 3PO.“: JW. 1935, 
2865). Denn ſchon das Armenrechtsverfahren der höheren 
Inſtanz iſt ſtrenggenommen nicht mehr vorgeſchaltet, ſondern 
zwiſchengeſchaltet und muß deshalb, wenn es in einem Ver⸗ 
gleich endet, notwendigerweiſe auch das Prozeßverfahren mit⸗ 
erfaſſen und ebenſo abſchließen, wie es ſonſt ein regelrechter 
Prozeßvergleich getan hätte. Das iſt durch die Einreihung 
des 8 118 a unter die Vergleiche des 8 794 Ziff. 1 3PO. 
zweifelsfrei klargeſtellt. 

Auch in dieſem Falle muß es aber ſtets der den Gegen⸗ 
ſtand des Prozeſſes bildende Anſpruch ſelbſt ſein, über 
den ſich der Vergleich verhält. Denn nur zu ſeiner Erledi⸗ 
gung ſtellt das Geſetz — ausnahmsweiſe — ſchon das Armen⸗ 
rechtsverfahren und einen in dieſem zu ſchaffenden vollſtreck⸗ 
baren Schuldtitel zur Verfügung. 

Ob nun die in den in 8 606 ZPO. aufgeführten Pro⸗ 
zeſſen geltend gemachten Rechtsanſprüche Anſprüche ſind, die 
der Verfügungsmacht der Parteien unterliegen, iſt bekannt⸗ 
lich ſtreitig, richtiger Anſicht nach aber zu verneinen und 
wird denn auch wohl ſelbſt von den Vertretern derjenigen 
Auſicht, die eine Vergleichsmöglichkeit anerkennen, durchaus 
nicht allgemein bejaht. Kaum je in Zweifel gezogen wird 
aber, daß auch dieſe „Vergleiche“, ſollen ſie zur Prozeßbeendi⸗ 
gung führen, ſtets nur in eine prozeſſuale Rücknahmeerklä⸗ 
rung einer oder beider Parteien ausmünden müſſen, wie ich 
oben dargelegt habe. Allein damit beantwortet ſich aber be⸗ 
reits die Frage, ob eine Einigung in dem in § 118a BRD. 
gemeinten Sinne mit dem Ziele und der Wirkung eines voll⸗ 
ſtreckbaren Titels (8 794 Ziff. 1 ZPO.) in Eheſachen möglich 
iſt. Sie iſt nicht denkbar. Denn der alleinige Sinn und 
Zweck gerade dieſes privilegierten Vergleichs iſt der, ohne 
irgendwelche prozeſſualen Erklärungen unmittelbar auch 
verfahrensrechtlich verbindlich zu ſein und eben einen Voll⸗ 
ſtreckungstitel zu ſchaffen. Wo beide Wirkungen nicht ein⸗ 
treten können, iſt logiſcherweiſe für die Anwendung des 
§ 118 a 3PO. kein Raum. 


5. 


Gegenüber dieſen Erwägungen iſt es ohne Belang, daß 
das materielle Recht ein „Recht auf Scheidung“ (§ 1570 
BGB, zu vgl. auch 81565 Abſ. 2 daſelbſt: „Das Recht auf 
Scheidung iſt ausgeſchloſſen ...“) anerkennt in der Form, daß 
der verletzte Ehegatte „auf Scheidung klagen kann“. Damit iſt 
zwar die Geltendmachung von Scheidungsgründen als eine 
Befugnis des verletzten Ehegatten ausgeſtaltet, von der er 
Gebrauch machen, von der er auch Abſtand nehmen, die er 
auch durch Zeitablauf oder Verzeihung oder nach § 616 ZPO. 
verlieren kann. Trotzdem erfüllt dieſes Recht niemals den 
Begriff des Anſpruchs im Sinne des 8 194 BGB. Nur auf 
dieſen ſtellt es aber, wie vor allem auch die Einbeziehung 
des 8 118 ZPO. in den 8 794 Ziff. 1 zeigt, $ 118 a Abſ. 3 
30 O. ab, wenn er eine „Einigung der Parteien über den 
ſtreitigen Anſpruch“ innerhalb dieſes Verfahrens, die gericht⸗ 
liche Protokollierung dieſer Einigung und die Wirkung ſolchen 
Verfahrens als gerichtlichen Vergleichs zuläßt (zu ogl. hierzu 
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auch Baumbach 2 0 zu § 794 ZRDO.: „Inhaltlich beſchrän⸗ 
ken den Prozeßvergleich die Grenzen der Parteiherrſchaft. 
Vergleich iſt unzuläſſig, wo ſie verſagt, d. h. wo die Partei 
über den Streitgegenſtand nicht verfügen kann, ſo bei Streit 
über das Beſtehen einer Ehe“). 

In Eheſachen iſt folglich für die Anwendung 
des § 1184 3PO. kein Raum. Die Parteien können ſich 
zwar wie auch ſonſt jederzeit ſo naturgemäß auch innerhalb 
eines Armenrechtsverfahrens, ſo vor allem in einem „Sühne⸗ 
termin“ unter Mitwirkung des Gerichts ausſöhnen, mehr 
aber auch nicht. Dieſe Ausſöhnung ſtellt keine Einigung über 
einen ſtreitigen Anſpruch dar. Die Tatſache erfolgter Aus⸗ 
ſöhnung kann ſelbſtverſtändlich im gerichtlichen Protokoll vermerkt 
werden, iſt deshalb aber — und kann es begrifflich nicht ſein — 
noch keine Einigung „zu gerichtlichem Protokoll“. Daran 
ändert auch nichts der Umſtand, daß dieſe Ausſöhnung — 
armenrechtsverfahrens rechtlich geſehen — dieſelben 
Funktionen erfüllt wie ſonſt ein Vergleich, nämlich die Be⸗ 
willigung des Armenrechts überflüſſig macht, ſofern es ſich 
um einen erſt beabſichtigten Eherechtsſtreit handelt. Schon 
bei einem bereits anhängigen Eheprozeß zeigt ſich die 
Unzulänglichkeit der Einigung: zwar kann der Prozeß, ſofern 
ein Urteil noch nicht ergangen iſt, nunmehr durch förmliche 
Rücknahmeerklärung beendigt werden (wohlgemerkt niemals 
durch die Parteien perſönlich). Iſt dagegen Urteil ergangen — 
in Frage kommt immer nur ein ſolches, das dem Begehren 
des klagenden Teils ſtattgegeben hat —, dann muß trotz der 
Einigung das Armenrecht, nämlich für die höhere Inſtanz, 
bewilligt werden, um ſo die erfolgte Ausſöhnung der Parteien 
ſich verfahrens⸗ wie materiellrechtlich auswirken zu laſſen. 
Ein klarerer Beweis für die Richtigkeit des Satzes, $ 118 a 
Abſ. 3 ZPO. ſei in Eheprozeſſen unanwendbar, kann eigent⸗ 
lich gar nicht erbracht werden. Denn bei richtiger verfahrens⸗ 
rechtlicher Handhabung beendet der Vergleich des § 118 a4 
Abs. 3 das Armenrechtsverfahren und läßt für eine Ent⸗ 
ſcheidung, gleich in welcher Richtung, keinen Raum mehr (zu 
vgl. dazu Gaedeke, „Vergleiche gemäß § 11842 3 O.“: 
JW. 1935, 2865). 


Damit erweiſt ſich die in den oben erörterten Fällen von 
den Gerichten vertretene Auffaſſung, durch von ihnen bzw. 
vor ihrem beauftragten Richter geſchloſſenen Vergleich ſei der 
ſchwebende Eheprozeß erledigt worden, als rechtlich nicht 
haltbar. 


6. 


Es bleibt nun nur noch übrig, einmal genauer auf die 
verhängnisvollen Folgen dieſes Rechtsirrtums einzugehen, 
wie ſie im Laufe der Erörterung bereits kurz geſtreift wor⸗ 
den ſind und auf welche, wie ausdrücklich anerkannt ſei, zum 
Teil die in den erwähnten Fällen beteiligten Anwälte die 
Gerichte — allerdings vergeblich — hingewieſen haben. 

Beiſpiele wirken am anſchaulichſten. 

a) LG. hat auf Klage und Widerklage geſchieden. Beide 
Teile legen Berufung ein, um die Abweiſung der gegneriſchen 
Klage zu erreichen. Sie „vergleichen“ ſich im Armenrechts⸗ 
verfahren zweiter Inſtanz dahin, daß „ſie ſich ausſöhnen“ 
oder daß der „Sühneverſuch Erfolg“ hatte. Damit iſt der 
Eheprozeß nach der ihnen mitgeteilten Auffaſſung des Ge- 
richts beendet. Spätere Zwiſtigkeiten führen zu einem neuen 
Scheidungsprozeß, in welchem — vielleicht erſt durch 
e I überraſchenderweiſe feſtgeſtellt wird, daß der 
frühere Rechtsſtreit immer noch in zweiter Inſtanz anhängig 
iſt. Denn eine verfahrensrechtlich ordnungsmäßige Erledigung 
hat nicht ſtattgefunden. Entweder muß nunmehr, da die 
Rechtshängigkeit hier von Amts wegen zu berückſichtigen iſt, 
die neue Klage abgewieſen werden oder die Parteien beenden 
nachträglich ihren früheren Prozeß, d. h. ſie holen jetzt das 
bisher Verſäumte nach und erklären durch ihre früheren zweit⸗ 
inſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten die Rücknahme von Klage 
und Widerklage und erwirken die Aufhebung des erſten Ur⸗ 
teils durch Ausſpruch der höheren Inſtanz. Gegebenenfalls 
muß ihnen das BG. hierfür das Armenrecht — alſo trotz des 
„Vergleichs“ im Armenrechtsverfahren — bewilligen und An⸗ 


wälte beiordnen, alſo nachträglich das tun, was nach der 
urſprünglichen Lage bereits geboten geweſen wäre. 

So hat ſich das Verfahren in der oben genannten Sache 
2 KR 15432 LG. Prenzlau abgeſpielt, nachdem im zweiten 
Prozeß das KG. auf die Gefahr der Abweiſung der zweiten 
Klage wegen Rechtshängigkeit hingewieſen hatte. 

Eine beſonders ſchwierige Rechtslage würde dann ent⸗ 
ſtehen, wenn das BG. auch jetzt noch entweder ſich weigert, 
das Armenrecht zu bewilligen oder ein aufhebendes Urteil zu 
erlaſſen, weil es nach wie vor an feinem — unzutreffenden — 
Rechtsſtandpunkt feſthält. Damit wäre den Parteien die 
Möglichkeit verſagt, die rechtswirkſame Beendigung des Vor⸗ 
prozeſſes nachzuweiſen. Es bliebe auch dem jetzt neu ent⸗ 
ſcheidenden Gericht kein anderer Weg, als die neue Klage 
wegen Rechtshängigkeit abzuweiſen. Dabei könnte es ſich zu⸗ 
nächſt nur um rein koſtenrechtliche Geſichtspunkte handeln, 
indem nämlich die Parteien folgerichtig dann immer noch das 
erſte Verfahren wieder fortſetzen könnten. Auch dieſe Mög⸗ 
lichkeit wäre ihnen aber angeſichts der Stellungnahme des 
BG. verwehrt, das ja den Eheprozeß für endgültig beendet 
hält, eine Einſtellung, die durch keine höhere Inſtanz korri⸗ 
giert werden kann. Folge: die Parteien leben ſtändig in Ehe⸗ 
ſcheidung. Sie können dieſen Zuſtand niemals beendigen. Sie 
können weder die Rechtskraft des erſten Urteils herbeiführen, 
um wenigſtens eine rechtskräftige Scheidung zu erreichen, noch 
können ſie, trotz aller Ausſöhnungen, eine Aufhebung des 
erſtinſtanzlichen Scheidungsurteils erreichen. Dieſe möglichen 
Folgen ſind ſo abſurd, daß jede rechtliche Einſtellung, die ſie 
hervorrufen kann, unbedingt falſch ſein muß! Selbſt wenn in 
dem neuen Verfahren das Gericht „großzügig“ wenigſtens 
die Tatſache nachträglich erfolgter Klage- und Widerklagerück⸗ 
nahme als ausreichenden Beendigungsnachweis gelten laſſen 
würde, wäre damit nur dann etwas gewonnen, wenn nunmehr 
rechtskräftig geſchieden würde. Würde dagegen die Klage ab⸗ 
gewieſen, dann wäre die Situation die gleiche: die Parteien 
leben in Wahrheit nach wie vor — dauernd — in Scheidung! 


b) CG. ſcheidet auf Klage und Widerklage. Die Parteien 
beabſichtigen, Berufung einzulegen, und ſuchen zunächſt 
das Armenrecht nach. Im Armenrechtsverfahren „vergleichen“ 
ſie ſich in derſelben Weiſe wie im Falle zu a. Später erhebt 
der eine Ehegatte erneut Scheidungsklage wegen Ehebruchs des 
anderen Teils. In dieſem Verfahren wird zur allgemeinen 
Überraſchung und Beſtürzung feſtgeſtellt, daß die Ehe ja be⸗ 
reits ſeit Jahren rechtskräftig geſchieden iſt! Denn 
die Monatsfriſt des 8 516 ZPO. feit der — von Amts wegen 
bewirkten — Zuſtellung des erſtinſtanzlichen Scheidungs⸗ 
urteils iſt verſtrichen, ohne daß Berufung eingelegt worden 
iſt. Die Parteien haben alſo in der Annahme, noch Eheleute 
zu ſein, weiter zuſammen gelebt, vielleicht Kinder gezeugt. 
Tatſächlich haben ſie in wilder Ehe gelebt, die Kinder ſind 
unehelich, der angebliche Ehebruch iſt kein Ehebruch, weil eine 
zu brechende Ehe nicht mehr beſtand. Man ſtelle ſich vor, 
daß dieſe Rechtslage ſogar noch in dem neuen Prozeß über⸗ 
ſehen und daß wegen Ehebruchs geſchieden wird. Erſt im 
Strafverfahren wegen Ehebruchs trifft der Strafrichter dieſe 
Feſtſtellungen und ſpricht mit entſprechender Feſtſtellung frei. 
Oder im Ehedispensverfahren nach 88 1312, 1322 BOB. 
ergibt ſich dieſe Rechtslage. Dieſe Möglichkeiten ließen ſich 
1910 weiter ausſpinnen (Unterhaltsklagen, Erbanſprüche 
u. dgl.). 

c) Umgekehrt kann aber die „Einigung“ der Parteien im 
Armenrechtsverfahren zweiter Inſtanz auch dahin gehen, 
daß fie, und zwar perſönlich, ihre beiderſeitigen Rechts⸗ 
mittel gegen das die Scheidung ausſprechende Urteil erſter 
Inſtanz zurücknehmen, um ſo die rechtskräftige Scheidung 
herbeizuführen. Damit würde die Rechtshängigkeit dieſes 
Scheidungsprozeſſes nicht beſeitigt worden ſein. Tatſächlich 
gehen aber die Parteien, das Gericht und der Urkunds⸗ 
beamte davon aus, letzterer erteilt demgemäß auch das 
Rechtskraftatteſt. Die Parteien haben daraufhin anderweit 
Ehen geſchloſſen, bis ſich herausſtellt, daß ſie in Doppelehe 
leben. Denn die erſte Ehe iſt noch nicht geſchieden, da der 
erſte Prozeß noch anhängig iſt. 
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Dieſe Beiſpiele zeigen in nicht etwa künſtlich konſtruierter, 
ſondern aus der naturgemäßen, jederzeit möglichen Entwick⸗ 
lung ſich ableitender Weiſe anſchaulich und eindrucksvoll die 
zum Teil ungeheuerlichen Folgen eines Verfahrens in Ehe⸗ 
ſachen, das nicht den klaren, prozeſſual eindeutig einwand⸗ 
freien Weg innehält, ſofern bereits ein die Scheidung aus⸗ 
sprechendes Urteil ergangen iſt. Dieſes iſt bis zu ſeiner ge⸗ 
gerichtlichen Außerkraftſetzung eine ſtändige Gefahren⸗ 
quelle, die aus zunächſt nur Rechts unklarheit über 
Rechtsunſicherheit zu ſchwerſten, meiſt irreparablen Rechts⸗ 
nachteilen für die Parteien führen kann. Kein Gericht kann 
die Verantwortung auf ſich nehmen, aus beſonderer rechtlicher 
Einſtellung heraus die Parteien ſolcher Gefährdung auszu⸗ 
ſetzen. Allein ſchon die Frage der Rechtsſicherheit iſt, wie 
ſchon erwähnt, keine bloße Zweckmäßigkeits⸗ ſondern eine 
Rechtsfrage. Die Parteien haben demgemäß einen Rechts⸗ 
anſpruch darauf, daß dieſe in eindeutig klarer Weiſe gelöſt 
wird und das Gericht ihnen keine Maßnahme verſagt, die 
dazu beiträgt, mag es ſich zunächſt nur um die Bewilligung 
8 Armenrechts für beabſichtigte Maßnahmen der Parteien 
oder um die Terminsanberaumung, die Entgegennahme der 
prozeſſualen Erklärungen der Parteien oder ſchließlich um des 
Wichtigſte, den gerichtlichen Ausſpruch handeln, der das ein⸗ 


mal ergangene Scheidungsurteil aus der Welt ſchafft und ſo 
jede Gefährdungsmöglichkeit endgültig beſeitigt. 


Jedenfalls kann eine Rechtsauffaſſung, die auch nur die 
bloße Möglichkeit ſolcher Konflikte für die Parteien herauf⸗ 
beſchwört, wohl nicht kraſſer ad absurdum geführt werden 
als durch eben die Gefahr ſolcher Komplikationen, wie die 
genannten Beiſpiele ſie zeigen. Ich möchte deshalb hier mit 
der Wiederholung eines ſchon erwähnten Geſichtspunktes 
ſchließen: da, wo es in der Berufungsinſtanz zum Urteil 
kommt, beſteht die Möglichkeit und gegebenenfalls Ver⸗ 
pflichtung, zwecks Wahrung der Einheitlichkeit der Recht⸗ 
ſprechung die Reviſion zuzulaſſen. In Fällen der oben er⸗ 
örterten Art kommt es niemals zum Urteil in der Berufungs⸗ 
inſtanz. Dieſes — das Berufungsgericht gleichſam ent⸗ 
laſtende — „Sicherheitsventil“ kaun alſo in das Ver⸗ 
fahren nicht eingeſchaltet werden. Um fo größer die Ver⸗ 
antwortung der Oberlandesgerichte für jede Maßnahme, mit 
der ſie glauben, den Erlaß eines Urteils verwehren und den 
ſchwebenden Eheprozeß auch ſo zu einem endgültigen, auch 
verfahrensrechtlih mit den Grundſätzen der reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung im Einklang ſtehenden Abſchluß bringen zu 
können. 


Hat die geſchiedene Mutter, der nur die perſonenſorge zuſteht, Anſpruch 


auf einen Beiſtand: 
Von Kammergerichtsrat i. R. Dr. Scholtz, Berlin 


1. Eine ſchuldlos geſchiedene Frau, der nach § 1635 
BGB. die Sorge für die Perſon ihrer Kinder zuſtand, hatte 
die Beiordnung eines Beiſtandes beantragt. Sie wurde in drei 
Inſtanzen abgewieſen, zuletzt durch Beſchluß des KG. vom 
16. März 1917 (OL GRſpr. 34, 268; KG J. 50, 26). Seither 
iſt dieſe Entſcheidung im Schrifttum und in Sammelwerken 
allenthalben übernommen und als Beleg einer unwider⸗ 
ſprochenen Lehrmeinung angeſprochen worden. So in RG⸗ 
Komm. 81687 Nr. 1; bei Staudinger § 1687, III; 
Sörgel 81687, 1a; Warneyer 8 1687 uff. 

Der Beſchluß kann im Ergebnis nicht befriedigen und 
in der Begründung nicht überzeugen. 

2. Bei unbefangener Betrachtung will es auf den erſten 
Blick nicht einleuchten, daß der Mutter, der lediglich die Sorge 
für die Perſon der Kinder obliegt, eine Rechtswohltat zu ver⸗ 
ſagen ſei, die ihr bei Ausübung der vollen elterlichen Gewalt 
unbedenklich zugebilligt wird. Erwägungen eines mangelnden 
Bedürfniſſes kommen nicht in Betracht, ebenſo wenig läßt ſich 
für die Verſagung anführen, daß die Beiſtandſchaft mit einer 
Einſchränkung des Geſchäftskreiſes nicht vereinbar ſei. 

Das Bedürfnis nach Beratung und Hilfe kann und wird 
oft gerade in den lebenswichtigen Fragen der Perſonenſorge, 
als Erziehung, Berufswahl uff. eintreten. Das Geſetz ſelbſt hat 
für die Beiſtandſchaft die Beſchränkung auf beſtimmte Aus⸗ 
ſchnitte des Elternrechts vorgeſehen (S 1688 BGB.). Dem⸗ 
gemäß ſteht auch nichts im Wege, der Mutter, die ſich im 
Vollbeſitz der elterlichen Gewalt befindet, einen Beiſtand 
lediglich für den Geſchäftskreis der Perſonenſorge, oder auch 
nur für einen Ausſchnitt aus dieſem Gebiet beizuordnen. Der 
Umſtand, daß für eine auf die bloße Perſonenſorge beſchränkte 
Mutter die Beiſtandſchaft ſich zwangsläufig auch auf die Sorge 
für die Perſon der Kinder beſchränkt, kann gegen die Zulaſſig⸗ 
keit nicht ins Gewicht fallen. Das Ergebnis einer fachlichen 
Einſchränkung der Betätigung iſt in beiden Fällen das gleiche. 
Wem damit gedient ſein ſoll, daß der Mutter, die ſich dem 
ihr obliegenden Aufgabenkreis der Erziehung uff. allein nicht 
gewachſen fühlt, in dem einen Falle geholfen, im anderen 
Falle der Schutz verſagt wird, iſt bei der im Geſetz offenbar 
vorausgeſetzten grundſätzlichen Schutzwürdigkeit — und Be⸗ 
dürftigkeit — der Mutter nicht einzuſehen. 

Bei dieſem Sachſtande dürfte die den Beiſtand verſagende 


Entſcheidung ſich nur unter der Vorausſetzung eines ein⸗ 
deutigen Geſetzestextes oder unabweisbarer Gründe der Aus⸗ 
legung rechtfertigen laſſen. Dem hält die Begründung des 
Beſchluſſes nicht ſtand. 

3. Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht — wie in der Be⸗ 
gründung zutreffend erwähnt iſt — nicht für ſondern gegen 
die Einſchränkung. § 1687 BOB. beſagt ſchlechthin: „Das 
VormGer. hat der Mutter einen Beiſtand zu beſtellen, 
wenn uff.“, ohne eine Einſchränkung für die Mutter zu 
machen, die ſich im Vollbeſitz der elterlichen Gewalt befindet. 
Die Annahme liegt nahe, daß das Geſetz dieſe Einſchränkung 
nicht unterlaſſen hätte, wenn ſie ſeinem Willen ent⸗ 
ſprochen hätte. 

Nun iſt in der Begründung weiter geſagt, daß der Wort⸗ 
laut des Geſetzes allein angeſichts der ſonſtigen Erwägungen 
nicht den Ausſchlag geben könne. Unter Berufung auf 
Kohler, „FamR.“ S. 453 wird dann weiter ausgeführt: 
„Der Zweck der Beiſtandſchaft gehe dahin, der Mutter es 
praktiſch zu ermöglichen, ohne ſtändige Einwirkung des Ge⸗ 
richts ihre Rechte auszuüben. Die Einreichung ſei aber nur 
für die im Beſitz der elterlichen Gewalt befindliche Mutter 
vorgeſehen. Bei einer nur mit der Perſonenſorge betrauten 
Mutter treffe dieſe Vorausſetzung nicht zu. Die abweichende 
Anſicht ſei weder mit den Motiven noch mit der Entſtehungs⸗ 
geſchichte, dem Zweck und der Stellung der Beiſtandſchaft im 
Syſtem des Geſetzes vereinbar. 

Dieſe Begründung geht, wie unſchwer zu erkennen it, 
an dem Problem vorbei, indem fie das gewünſchte Ergebnis 
als erwieſen vorwegnimmt. 

Die elterliche Gewalt ſtellt ſich nach der e e 
die ihr im Geſetz zuteil geworden iſt, nicht als Inbegriff 
unteilbarer Befugniſſe und Pflichten dar, ſondern ſie iſt gerade 
in dem hier in Betracht kommenden Falle des § 1635 BGB. 
einer Spaltung fähig. In ungeteiltem Zuſtande umfaßt ſie 
die Perſonenfürſorge einſchließlich der geſetzlichen Vertretung 
in perſönlichen Angelegenheiten, die Vermögensfürſorge ein” 
ſchließlich der geſetzlichen Vertretung und das Nießbrauchs⸗ 
recht Staudinger 8 1626 Vorbem 3). Bildet ſomit die 
Perſonenſorge, mit der die Mutter gemäß § 1635 BGB. be⸗ 
traut wird, einen weſentlichen Beſtandteil des Inbegriff 
elterlicher Gewalt (Staudinger 8 1635 N. 4), fo it es, 
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auch nicht angängig, ihr in dieſem Falle ſchlechthin elterliche 
Gewalt abzuſprechen und von dem Tatbeſtande des Nicht⸗ 
beſtehens elterlicher Gewalt auf ſeiten der Mutter auszu⸗ 
gehen. In Wahrheit kommt die in § 1635 BGB. vorgeſehene 
Betrauung der Mutter mit der Perſonenſorge auf eine Tei⸗ 
lung der Gewalten heraus, und man wird auch ſchwerlich 
ſagen können, daß der auf die Mutter entfallende Anteil, der 
das Recht der Erziehung, Beaufſichtigung, Berufswahl, Auf- 
enthaltsbeſtimmung uſf. umfaßt, gegenüber dem dem Vater 
vorbehaltenen Recht zur Vertretung, Vermögensfürſorge und 
Nutznießung derart zurücktritt, daß er billig übergangen wer⸗ 
den kann. Die Bürde und Verantwortung der Perſonenſorge 
wird ſich oft als gewichtiger erweiſen als der bei dem Vater 
verbliebene Gewaltanteil — zumal wenn Vermögen der Kinder 
nicht zu verwalten iſt. Die Betätigung der Mutter erfolgt im 
Falle des 81635 BGB. auch nicht etwa in Vertretung des 
Vaters, ſondern aus eigenem Recht. 

Worauf die Begründung des Beſchluſſes mit dem Hinweis 
auf die Motive und die Stellung der Geſetzesbeſtimmung im 
Syſtem hinzielt, iſt mangels näherer Darlegung nicht erkenn⸗ 
bar. In den Motiven iſt bei der Behandlung der Beiſtand⸗ 
ſchaft des Falles geteilter elterlicher Gewalt ebenſowenig ge⸗ 
dacht, wie bei Kohler a. a. O., auf den die Begründung ver⸗ 
weiſt. Kohler behandelt den Gegenſtand lediglich mit dem 
einen Satz: „Hat die Mutter die elterliche Gewalt als Witwe 
oder als quaſi Witwe, fo kann ihr ein Beiſtand zugeordnet 
werden.“ Ob hierbei dem Verfaſſer der Fall beſchränkten 
Elternrechts der Mutter auch vorgeſchwebt und wie er über 
ihn gedacht hat — oder gedacht hätte, wenn er ihm gegen- 
wärtig geweſen wäre, dürfte ſich aus der knappen Wort⸗ 
faſſung ſchwerlich herleiten laſſen, und darum ſcheint die 
Berufung auf Kohler mindeſtens gewagt. Die Motive wür⸗ 
den ſchließlich auch nicht maßgebend ſein, wenn die Auf⸗ 
faſſung im Geſetz ſelbſt keinen Ausdruck gefunden hätte. 

Aus der Einordnung der einſchlägigen Beſtimmungen — 
88 1626 ff., 1635, 1684 ff., 1687 BGB. — in dem Abſchnitt 
über die elterliche Gewalt läßt ſich gewiß entnehmen, daß 
die Beiſtandſchaft das Beſtehen elterlicher Gewalt auf ſeiten 
der Mutter zur Vorausſetzung hat. Daß aber hier nur an die 
volle, ungeteilte elterliche Gewalt gedacht iſt, laßt die Stellung 
im Syſtem nicht erkennen. 

Soweit das Geſetz mit der Einrichtung der Beiſtandſchaft 
den Zweck verfolgt, der Hilfsbedürftigkeit alleinſtehender Mütter 
ohne jedesmalige Inanſpruchnahme des Vormundſchaftsrichters 
abzuhelfen, wird er — wie bereits eingangs ausgeführt — 
an der beſchränkt berechtigten Mutter ebenſogut erfüllt wie 
bei der vollberechtigten. 

An letzter Stelle findet ſich in den Ausführungen des Be⸗ 
ſchluſſes noch eine Art Troſtgrund nachgeſchoben, mit dem 
Hinweis darauf, daß es der beiſtandloſen Mutter freiſtehe, 
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ſich beim VormGer. Rat und Hilfe einzuholen. Hiermit wird 
aber offenbar das Gebot des Gleichmaßes bei der Rechts⸗ 
findung verletzt. Wenn die Möglichkeit, den Vormundſchafts⸗ 
richter in Anſpruch zu nehmen, hinreicht, um die Beiſtandſchaft 
entbehrlich erſcheinen zu laſſen, ſo trifft das bei der voll⸗ 
berechtigten Mutter ebenſo zu wie bei der beſchränkt be⸗ 
rechtigten. Inanſpruchnahme des Richters einerſeits und ſeine 
Behelligung durch die Kindesmutter andererſeits wiegen in 
beiden Fallen gleich ſchwer. Mit dieſer Begründung verleugnet 
der Beſchluß den von ihm ſelbſt vorangeſtellten Zweck des 
Geſetzes: der Mutter ohne jedesmalige Angehung des Ge⸗ 
richts die Erfüllung ihrer Aufgabe zu ermöglichen. 

4. Im Ergebnis würde ſich hiernach herausſtellen: Die 
Zulaſſung eines Beiſtandes für die mit der Perſonenſorge 
betraute Mutter iſt mit dem Wortlaut des Geſetzes vereinbar, 
ſie wäre geeignet, dem Zweck des Geſetzes zu dienen und eine 
unbillige Ungleichmäßigkeit bei der Handhabung zu beſeitigen. 
Motive, Entſtehungsgeſchichte und Stellung im Syſtem des 
Geſetzes geben keinen Anhalt für die ablehnende Auffaſſung. 

Eine Nachprüfung der Frage durch das RG. wäre um fo 
mehr zu begrüßen, als in der gerichtlichen Praxis unter dem 
ne tatſächlicher Bedürfniſſe nicht gleichmäßig verfahren 
wird. 

Sofern bei der Rechtsfindung den Bedürfniſſen des 
Lebens und der Pflicht und dem Vorrecht des Rechtswahrers 
gefolgt wird, zu helfen, ſolange das Geſetz nur irgendeine 
Handhabe dazu bietet, dürfte der Ausfall der Entſcheidung 
kaum auf ernſthafte Zweifel ſtoßen. 

5. Die dargelegte Meinung führt nicht dazu, daß auch 
die uneheliche Mutter Auſpruch auf Beiordnung eines Bei⸗ 
ſtandes hat. Zwar hat fie genau fo wie die ſchuldlos ge- 
ſchiedene Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon 
des Kindes zu ſorgen, aber die Beiordnung eines Beiſtandes 
iſt hier entbehrlich, weil das Geſetz beſtimmt: Der Vormund 
des Kindes hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die 
rechtliche Stellung eines Beiſtandes (8 1707 BGB.). 

6. Durch die geplante Neuregelung des Eheſcheidungs⸗ 
rechts wird ſich — ſoweit erſichtlich — das Problem nicht 
völlig erledigen. Nach dem Entwurf (8 9 II) ſoll allerdings 
die Sorge für die Perſon und für das Vermögen nicht ge⸗ 
trennt werden. Unter dem Ausdruck „Sorge“ iſt offenbar 
auch das Recht der Vertretung mit einzubeziehen, vermutlich 
auch das Nießbrauchsrecht. Darauf ſcheint die Begründung 
des Entwurfs (C II 1 b) hinzudeuten, nach der die bisher 
beſtehende Möglichkeit der Teilung der elterlichen Ge⸗ 
walt beſeitigt werden ſoll. Unter dem Ausdruck „elterlicher 
Gewalt“ iſt vermutlich der Inbegriff aller Elternrechte zu 
verſtehen. Immerhin handelt es ſich nur um eine Sollvor⸗ 
ſchrift, die in beſonderen Fällen auch eine abweichende Rege⸗ 
lung offen läßt. 


Führung der Bezeichnung „Frau“ durch unverheiratete 
weibliche Derjonen 


Durch AV. d. RIM. v. 3. Juli 1937 (DS. 1937, 1070) 
wird nachſtehender RdErl. d. RußrMdJ. v. 24. Mai 1937 
bekanntgegeben: . 

1. Unverheiratete weibliche Perſonen dürfen im täglichen 
Leben die Bezeichnung „Frau“ führen, ohne daß es einer 
amtlichen Genehmigung hierzu bedarf. 

2. Mütter eines unehelichen Kindes ſind auch im amt⸗ 
lichen Verkehr als „Frau“ zu bezeichnen, wenn ſie vor der 
für ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort zuftän- 
digen Ortspolizeibehörde die Erklärung abgegeben haben, daß 
fie die Bezeichnung „Frau“ führen wollen. Eine minder⸗ 
jährige uneheliche Mutter bedarf zur Abgabe der Erklärung 
der vorherigen Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters. Die 
Erklärung kann widerrufen werden. Die Ortspolizeibehörde 


teilt die Abgabe und den Widerruf der Erklärung auf Wunſch 
der unehelichen Mutter anderen beteiligten Behörden (Vor⸗ 
mundſchaftsgericht, Jugendamt, Wahlamt, Arbeitsamt, Finanz⸗ 
amt uſw.) mit. Der unehelichen Mutter iſt auf Antrag eine 
Beſcheinigung auszuſtellen, daß ſie die Erklärung abgegeben 
habe, die Bezeichnung „Frau“ zu führen. Die Annahme der 
Bezeichnung „Frau“ iſt ſchriftlich oder zu Protokoll zu er⸗ 
klären. Bei einem Wechſel des Wohnſitzes iſt die Erklärung 
zu wiederholen. 

3. Nimmt eine unverheiratete weibliche Perſon die Be⸗ 
zeichnung „Frau“ an, ſo wird dadurch ihre Verpflichtung, 
ſich bei amtlichen Erhebungen über den Familienſtand wahr⸗ 
heitsgemäß als ledig zu bezeichnen, nicht berührt. 

4. Soweit in einzelnen Ländern beſondere Vorſchriften 
über die amtliche Bezeichnung einer unverheirateten weiblichen 
Perſon als „Frau“ beſtehen, bleiben dieſe vorläufig weiter 
in Geltung, ſoweit ſie ſich nicht auf uneheliche Mütter beziehen. 
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Nochmals die Genehmigung von obligatoriſchen Verträgen, die für den 
Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffnung ohne Vertretungsmacht ab⸗ 


geſchloſſen ſind 


A. 
Von Rechtsanwalt Dr. Reinhold, Düſſeldorf 


I. Kieſow (ZW. 1937, 1375) bezeichnet in feiner Stel⸗ 
lungnahme zu meinem unter dem obigen Thema auf S. 1374 
veröffentlichten Aufſatz als ein auffallendes Ergebnis, daß bei 
Genehmigung eines ohne Vertretungsmacht abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages durch den Gemeinſchuldner die Forderung des Ver⸗ 
tragsgegners Konkursforderung, dagegen bei Genehmigung 
durch den Konkursverwalter Maſſeforderung werde. Meines 
Erachtens iſt das Ergebnis nicht auffallend, ſondern entſpricht 
der allgemeinen Regel, daß Handlungen des Gemeinſchuldners 
Konkursforderungen erzeugen, Handlungen des Konkursverwal⸗ 
ters dagegen Maſſeforderungen. Derſelbe Unterſchied in den 
Folgen beſteht auch bei der Aunahme eines dem Gemeinſchuld⸗ 
ner gemachten Antrags durch den Gemeinſchuldner und einer 
Annahme durch den Verwalter, wobei ſich übrigens auch wieder 
die Frage erhebt, ob der Konkursverwalter allein den Antrag 
annehmen kann. Der grundlegende Unterſchied unſerer Auf⸗ 
faſſung beſteht darin, daß ich die Genehmigung des Konkurs⸗ 
verwalters als ein Geſchäft und eine Handlung des Konkurs⸗ 
verwalters i. S. des § 59 Ziff. 1 KO. auffaſſe, aus welcher 
der Anſpruch gegen die Maſſe entſteht, Kieſow dagegen als 
Entſtehungsurſache den vorher abgeſchloſſenen Vertrag anſieht, 
die Genehmigung aber nur als eine Heilung der fehlenden 
Vertretungsmacht. Aber auch in letzterem Falle bleibt doch 
die Genehmigung ein Rechtsgeſchäft, alſo ein Geſchäft oder 
eine Handlung, und die Heilung iſt notwendig, um die Ver⸗ 
bindlichkeit entſtehen zu laſſen, denn ohne die Heilung entſteht 
zweifellos keine wirkſame Verbindlichkeit. Die Verbindlichkeit 
für die Maſſe entſteht aus dem Vertrag und der Genehmi⸗ 
gung; alſo entfteht fie jedenfalls auch aus der Genehmigung. 
Das Geſetz ſetzt aber keineswegs voraus, daß die Verbindlich⸗ 
keit nur durch eine Handlung des Konkursverwalters ent⸗ 
ſteht, ſondern nur, daß die Handlung zur Entſtehung not⸗ 
wendig iſt. So entjteht bei jedem Vertrage die Verbindlichkeit 
der Maſſe nicht nur durch die Handlung des Konkursverwal⸗ 
ters, vielmehr iſt dazu auch die Handlung des Vertragsgegners 
erforderlich. Trotzdem ift die Verbindlichkeit eine aus der Hand⸗ 
lung des Verwalters entſtandene. Gegenüber der Herabdrückung 
der Bedeutung der Genehmigung verweiſe ich darauf, daß das 
RG. die Genehmigung als eine Verfügung anſieht, alſo keines⸗ 
wegs den Standpunkt vertritt, daß die Verfügung lediglich 
das genehmigte Rechtsgeſchäft iſt (RGRKomm. Vorbem. vor 
8 104 Ziff. 7). 

Das Geſetz geht ſogar in ſeinem Streben, aus Geſchäften, 
die durch den Willen des Konkursverwalters beeinflußt ſind, 
Maſſeſchulden entſtehen zu laſſen, noch weiter: Verlangt der 
Konkursverwalter aus einem gegenſeitigen Vertrag Erfüllung, 
ſo wird die Verpflichtung des Gemeinſchuldners zur Gegen⸗ 
leiſtung Maſſeſchuld. Wenn ſchon der Wille des Verwalters, 
einen ohne fein Zutun vom Gemeinſchuldner abgeſchloſſenen 
Vertrag durch den Gegner erfüllen zu laſſen, eine Maſſeſchuld 
erzeugt, wie vielmehr ein Vertrag, der erſt durch den Willen 
des Verwalters wirkſam geworden iſt! Daß durch den ohne 
Genehmigung abgeſchloſſenen Vertrag bereits vor der Konkurs⸗ 
eröffnung eine Bindung des Vertragsgegners entſtanden war, 
berührt die vorliegende Frage nicht. Eine ſolche Bindung liegt 
auch vor, wenn dem Gemeinſchuldner vor der Konkurseröff⸗ 
nung ein Antrag gemacht iſt; trotzdem erzeugt die Annahme 
des Antrags durch den Verwalter eine Maſſeſchuld. 

Kieſow folgert die Entſtehung einer bloßen Konkurs⸗ 
forderung weiter aus der Rückwirkung der Genehmigung. Die 
Rückwirkung hat aber nur eine zeitliche Wirkung. Die Folgen 
des Geſchäfts werden ſo geſtaltet, wie wenn die Genehmigung 
bereits in einem früheren Zeitpunkt erteilt wäre, und zwar 


die Genehmigung, wie ſie erteilt iſt, nicht etwa eine Genehmi⸗ 
gung, die auch abgeſehen von dem Zeitpunkt ihrer Erteilung 
ſich in irgendeinem Punkte geändert hätte, ſei es bezüglich ihres 
Inhalts, ſei es bezüglich der Perſon des Erklärenden. Der 
Konkursverwalter führt alſo durch ſeine Genehmigung einen 
Zuſtand herbei, der dem gleich iſt, der beſtehen würde, wenn 
die von ihm erteilte Genehmigung bereits in dem früheren 
Zeitpunkt erteilt worden wäre, nicht einen Zuſtand, der be⸗ 
ſtehen würde, wenn in dieſem früheren Zeitpunkt eine andere 
Genehmigung, nämlich eine Genehmigung durch den Gemein⸗ 
ſchuldner erteilt worden wäre. Daß der Konkursverwalter 
damals die Genehmigung tatſächlich noch nicht hätte erteilen 
können, weil er noch nicht Konkursverwalter war, iſt un⸗ 
erheblich. Bei der nachträglichen Genehmigung iſt die Sach⸗ 
lage ſtets die, daß ſie in dem früheren Zeitpunkt nicht mehr 
vorgenommen werden kaun. Die Rückwirkung der Genehmi⸗ 
gung bedeutet alſo ſtets die Unterſtellung einer unmöglichen 
Tatſache als wirklich, genauer: die Feſtſetzung von Folgen, die 
eingetreten wären, wenn die Tatſache ſich früher ereignet hätte. 
Ob dieſe Tatſache früher möglich geweſen wäre oder nicht, ifl 
unerheblich. 

Es iſt alſo nicht richtig, daß ich den Begriff der Rück⸗ 
wirkung über 8 184 BGB. hinaus erweiterte, ſondern um⸗ 
gekehrt erweitert Kieſow ihn, indem er ber Rückwirkung die 
Bedeutung einer Anderung der Genehmigung ſelbſt, abgeſehen 
von dem Zeitpunkt ihrer Vornahme, beimißt, indem er die 
Genehmigung des Verwalters in ihrer Wirkung einer Ge⸗ 
nehmigung des Gemeinſchuldners gleichſtellt. 

Was die von Kieſow behandelte praktiſche Bedeutung 
der Frage anlangt, ſo iſt richtig, daß für nicht beiderſeits er⸗ 
füllte zweiſeitige Verträge 8 17 KO. ſchon genügend Vorſorge 
trifft. Für zweiſeitige Verträge aber, die der Vertragsgegner 
bereits erfüllt hat, bleibt die Bedeutung der Frage beſtehen 
Auf die Frage, ob der Vertragsgegner erwarten könne, durch 
die Genehmigung des Konkursverwalters beſſer geſtellt zu 
werden als durch eine Genehmigung des Gemeinſchuldners, 
erwidere ich: Bei Genehmigung durch den Konkursverwalter 
ſteht der Vertragsgegner bei Annahme einer bloßen Konkurs⸗ 
forderung ſchlechter als bei der Genehmigung durch den 
Gemeinſchuldner. Denn bei einer Genehmigung durch den 
Gemeinſchuldner hat er die mehr oder weniger große Möglich⸗ 
keit, vor der Konkurseröffnung volle Befriedigung zu erlangen, 
bei einer Genehmigung durch den Konkursverwalter aber er⸗ 
hält er bei Annahme einer Konkursforderung nur anteilige 
Befriedigung. Ferner haftet bei einer Genehmigung durch den 
Gemeinſchuldner dieſer auch mit ſeinem konkursfreien Ver⸗ 
mögen, was bei einer nach Kie ſow genügenden Genehmi⸗ 
gung durch den Verwalter nach der herrſchenden Meinung 
nicht der Fall iſt. Sodann aber erhebe ich die Gegenfrage: 
Kann der Konkursverwalter billig erwarten, daß eine Haftung, 
die auf ſeinem Willen beruht, nicht eine Maſſeſchuld erzeugt, 
wie es bei ſeinen Handlungen nach dem Geſetz doch allgemein 
der Fall iſt? 

Die Entſtehung einer bloßen Konkursforderung wäre im 
Gegenteil ein höchſt ungerechter Vorteil für die Maſſe. Denn 
ſie würde dazu führen, daß für den Konkursverwalter die Ge⸗ 
nehmigung ſchon dann zweckmäßig wäre, wenn die Leiſtung 
des Vertragsgegners wertvoller wäre als die Konkursquote 
ſeiner Forderung, während für den Gemeinſchuldner eine Ge⸗ 
nehmigung nur wirtſchaftlich war, wenn die Leiſtung des 
Vertragsgegners ſeiner vollen Forderung mindeſtens gleich⸗ 
wertig war. Er, 

Noch ſtärker ift die Unbilligkeit der Annahme einer bloßen 
Konkursforderung bei Verträgen, die zwar nicht zu den zwei⸗ 
ſeitigen i. S. des § 17 KO., nämlich den gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen gehören, bei denen aber doch auf beiden Seiten For⸗ 
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derungen entſtehen können, ſo beim Auftrag (Mentzel, 
„KO.“ 817 Le). Man ſetze den Fall, daß der von einem 
Vertreter ohne Vertretungsmacht des Gemeinſchuldners Be⸗ 
auftragte in eigenem Namen für den Gemeinſchuldner eine 
ache käuflich erworben hat. Genehmigt nun der Konkurs⸗ 
berwalter den Auftrag, jo hat er einen Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe der Sache, der Beauftragte einen Auſpruch auf Erſatz 
ſeiner Auslagen, alſo Erſtattung des von ihm gezahlten Kauf⸗ 
preiſes; dieſer Anſpruch iſt nach Anſicht Kieſows nur eine 
Konkursforderung; der Beauftragte iſt auch nicht durch ein 
Zurückbehaltungsrecht geſchützt, da dies im Konkurs, abgejehen 
von dem kaufmänniſchen Zurückbehaltungsrecht, nicht wirkt. 
Der Beauftragte muß alſo den gekauften Gegenſtand heraus⸗ 
geben und wird für ſeine Erſatzforderung mit der Konkurs⸗ 
quote abgeſpeiſt! Ja, hat er den Kaufpreis noch nicht gezahlt, 
jo muß er ihn auf Grund des in eigenem Namen abgeſchloſſe⸗ 
nen Kaufvertrages noch zahlen, alſo infolge der Genehmigung 
des Verwalters eine Leiſtung bewirken, um dafür nur die 
Quote zu erhalten! 
E benſo liegt der Fall bei der Genehmigung einer Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag. 

Dieſe Beiſpiele ergeben, daß die praktiſche Bedeutung der 
Frage keineswegs ſo gering iſt, wie Kieſow meint. 

II. Auch meine Auffaſſung, daß außer der Genehmigung 

des Konkursverwalters die des Gemeinſchuldners erforderlich 
if, halte ich nach Nachprüfung aufrecht. Das Bedenken, daß es 
dann auch vom Willen des Gemeinſchuldners abhinge, ob die 
Maſſe mit einer Schuld belaſtet werde, ſchlägt m. E. nicht 
urch. Infolge der Konkurseröffnung iſt die Haftungsgrundlage 
ür den Vertragsgegner, nämlich das Vermögen des Gemein⸗ 
ſchuldners, in zwei Teile geſpalten, in die Konkursmaſſe, über 
welche nur der Verwalter, und das konkursfreie Vermögen, 
über welches nur der Gemeinſchuldner verfügen kann. Gegen⸗ 
über dem Vertragsgegner wäre es ein Unrecht, wenn ein Ver⸗ 
trag, den er mit Rückſicht auf die Haftung des ganzen Ver⸗ 
mögens geſchloſſen hat, ohne ſeinen Willen wirkſam würde 
unter Haftung nur eines Teiles dieſes Vermögens. Dies gilt 
erſt recht, wenn man der Anſicht Kieſows folgt, daß die 
Konkursmaſſe nur quotenmäßig haftet. 

Die an anderer Stelle geäußerte Meinung Kieſows, 
der ſchwebend unwirkſame Vertrag ſei nach der aktiven Seite 
eine Anwartſchaft, die der Zwangsvollſtreckung unterliege, ge⸗ 


höre alſo zur Konkursmaſſe, kann mich zu keinem anderen 


Ergebnis bringen. Zunächſt halte ich dieſe Meinung für un⸗ 
zutreffend. Der ſchwebend unwirkſame Vertrag begründet keine 
Anwartſchaft, die der Zwangsvollſtreckung unterläge, alſo zur 
Konkursmaſſe gehörte; dies würde vorausſetzen, daß ein pfän⸗ 
ender Gläubiger die Anwartſchaft verwirklichen könnte, indem 
er an Stelle des Gemeinſchuldners den Vertrag genehmigte; 
dies iſt aber nicht der Fall, da der Pfändungsgläubiger nicht 
an Stelle des Gemeinſchuldners genehmigen kann. Aber ſelbſt 
wenn dem doch ſo wäre, ſo wäre damit noch immer nicht das 
edenken ausgeräumt, daß die bloße Genehmigung des Ver⸗ 
walters dem Vertragsgegner nicht die Haftung bietet, auf welche 
hin er den Vertrag geſchloſſen hat. 
Wenn freilich die herrſchende Meinung, daß die Rechts⸗ 
handlungen des Konkursverwalters — von dem hier nicht 
intereſſierenden Falle des 8 17 KO. abgeſehen — das konkurs⸗ 
reie Vermögen nicht verhaften, unrichtig ſein ſollte, ſo fiele 
amit der Grund, aus dem heraus ich das Erfordernis der 
Genehmigung auch des Gemeinſchuldners hergeleitet habe, fort, 
und es würde die Genehmigung des Verwalters genügen: 


B. . 
Von Senatspräſident am Reichsgericht Dr. Kieſow, Leipzig 


Die Ausführungen Reinholds vermögen mich nicht 
von der Unrichtigkeit meiner Meinung zu überzeugen. 

1. Bei der Annahme eines Vertragsantrags liegt die Sache 
gerade in dem entſcheidenden Punkte anders als bei der Ge⸗ 
nehmigung. Denn erſt durch die Annahme des Vertragsantrags 
entſteht der Vertrag. Nimmt alſo der Konkursverwalter einen 

em Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffnung gemachten 
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Vertragsantrag an, jo entſteht erſt jetzt die dem Antrag eut⸗ 
ſprechende Verpflichtung des Antragenden, und zwar entſteht 
ſie gerade durch die Annahme des Konkursverwalters. Iſt 
daher der durch die Annahme zuſtande kommende Vertrag ein 
ſolcher, der auch Anſprüche des Autragenden erzeugt, fo find 
dieſe Anſprüche nach 8 59 Nr. 1 KO. allerdings Maſſeſchulden. 
Dabei iſt übrigens zu bemerken, daß es ſich keineswegs von 
ſelbſt verſteht, daß der Konkursverwalter Vertragsantrage an⸗ 
nehmen kann, die dem Gemeinſchuldner vor der Konkurseröff⸗ 
nung gemacht worden ſind. Es kommt vielmehr darauf an, ob 
der Vertragsantrag ſo auszulegen iſt, daß der Antragende auch 
mit dem Konkursverwalter einen Vertrag des von ihm an⸗ 
gebotenen Inhalts ſchließen wollte. Nur wenn dies der Fall 
iſt, kann man von einer Gebundenheit des Antragenden auch 
im Hinblick auf die Maſſe reden. 

2. Die Genehmigung wird m. E. gar nicht in ihrer Be⸗ 
deutung „herabgedrückt“, wenn man der Meinung iſt, daß nicht 
ſie, ſondern das genehmigte Geſchäft den Anſpruch erzeuge. 
Daß die Genehmigung einer Verfügung — nur darum handelt 
es ſich in der RGRKomm. Anm. 7 vor 8 104 angeführten 
RGB Z. 90, 395 — auch eine Verfügung iſt, beſtreite ich nicht. 
Daraus folgt aber nichts für die Frage, welcher Rechtsvorgang 
die Verpflichtung aus einem ſchuldrechtlichen Geſchäfte erzeugt. 
Die Genehmigung für ſich allein ſchafft keine Schuld; für 3 59 
Nr. 1 KO. kommt es aber darauf allein an, daß die Handlung 
oder das Gefchäft des Konkursverwalters einen Anſpruch erzeugt. 


3. Ich glaube auch nicht, den Begriff der Rückwirkung der 
Genehmigung unrichtig angewendet zu haben. Es kann ſich 
nur darum handeln, ob der Konkursverwalter aus dem Kon⸗ 
kurszwecke heraus überhaupt genehmigen kann. Kann er das 
— was ſich, wie geſagt, nicht ein für allemal beantworten 
läßt —, jo wirkt die Genehmigung auf die Vornahme des Ge⸗ 
ſchäfts zurück, aber nicht der Konkurs. Die Genehmigung des 
Konkursverwalters kann nicht zur Folge haben, daß auch ſchon 
der Konkurs als zur Zeit der Vornahme des Geſchäfts eröffnet 
angeſehen wird. Wenn der Erbe ein namens des Erblaſſers 
von einem anderen ohne Vertretungsmacht vorgenommenes 
Geſchäft genehmigt, ſo bedeutet die Rückwirkung dieſer Ge⸗ 
nehmigung auch nicht, daß nun der Erblaſſer als ſchon zur 
Zeit der Vornahme des Geſchäfts verſtorben gilt, das ge⸗ 
nehmigte Geſchäft alfo keine Nachlaßverbindlichkeit begründet. 
Es iſt übrigens gar nicht ſo ungewöhnlich, daß ein Ereignis, 
das nach der Konkurseröffnung eintritt, Rechtswirkungen für 
die Zeit vor der Konkurseröffnung äußert, ohne daß deshalb 
der Konkurs zurückwirkt. Ich will hier nur erinnern an die 
verbreitete, ja vielleicht herrſchende Meinung, wonach der Rück⸗ 
tritt, den ein Gläubiger auf Grund vertraglichen (8455 BGB.) 
oder geſetzlichen (8 326 BGB.) Rechts nach der Konkurs⸗ 
eröffnung erklärt, dergeftalt auf die Zeit vor der Konkurs⸗ 
eröffnung zurückwirkt, daß die durch den Rücktritt geſchaffene 
Rechtslage als ſchon zur Zeit der Konkurseröffnung beſtehend 
angeſehen wird. 

4. Darin, daß die ganze Frage für gegenſeitige Verträge 
ohne Bedeutung iſt, ſcheint Reinhold mir beizupflichten. 
Das Beiſpiel des Auftrags halte ich für wenig beweiskräftig. 
Es kommt hier praktiſch offenbar allein auf die Behandlung 
der Erſatzanſprüche für Aufwendungen an. Hat aber jemand 
im Namen des Schuldners einem anderen einen Auftrag er⸗ 
teilt, ohne dazu bevollmächtigt zu ſein — nur um dieſen Fall 
handelt es ſich wohl; denn ohne Zwiſchenſchaltung des Dritten 
läge Geſchäftsführung ohne Auftrag vor — und genehmigt der 
Schuldner vor der Konkurseröffnung, aber nach der Aus⸗ 
führung des Auftrags die Auftragserteilung, ſo muß der Be⸗ 
auftragte die auftragsgemäß angeſchaffte Sache auch zur Kon⸗ 
kursmaſſe herausgeben. Ob er ein Zurückbehaltungsrecht wegen 
ſeiner Aufwendungen für die Anſchaffung der Sache hat, das 
hängt, ſowohl wenn der Gemeinſchuldner vor der Konkurs⸗ 
eröffnung, als auch wenn der Konkursverwalter mit rückwirken⸗ 
der Kraft nach der Konkurseröffnung genehmigt, davon ab, ob 
man dieſe Ausgaben mit Jaeger 8 49 Anm. 42 (Bd. II 
S. 59 unt.) als nützliche Verwendungen i. S. von 8 49 
Nr. 3 KO. anſieht. Tut man es, dann hat der Beauftragte 
in beiden Fällen ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung; tut 
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man es nicht, dann iſt er in beiden Fällen wegen ſeiner Aus⸗ 
gaben nur Konkursgläubiger. Die Verpflichtungen, die der Be⸗ 
auftragte für die Anſchaffung der Sachen einem anderen gegen⸗ 
über eingegangen iſt, muß er in jedem Falle aus eigenem er⸗ 
füllen, gleichgültig ob der Auftrag genehmigt worden iſt und 
wer ihn genehmigt hat. Iſt der Auftrag auf Anſchaffung einer 
Sache für den Gemeinſchuldner zur Zeit der Konkurseröffnung 
noch nicht vollſtändig ausgeführt worden, ſo erliſcht er mit der 
Konkurseröffnung mit den Folgen des § 23 KO. in beiden 
Fällen, gerade wenn man die Genehmigung des Verwalters 
zurückwirken läßt, alſo auch hier beſteht kein Unterſchied 
zwiſchen der Genehmigung des Gemeinſchuldners vor der Kon⸗ 
kurseröffnung und der — zuläſſigen — Genehmigung des 
Konkursverwalters nach der Eröffnung. 

5. Nach wie vor ſcheint es mir mit dem Konkurszweck 
völlig unvereinbar, daß der Gemeinſchuldner durch ſeine Ge⸗ 
nehmigung, die ja nach Reinhold zu der des Konkurs⸗ 
verwalters notwendig hinzutreten muß, um überhaupt einen 
Erfolg zu erreichen, es in der Hand haben ſollte, nicht nur 
die Maſſe nachträglich noch mit einer Schuld zu belaſten, 
ſondern ihr ſogar eine Maſſeſchuld aufzubürden. 

6. In einem hat Reinhold freilich recht. Die Stellung 
des Vertragsgegners kann tatſächlich weſentlich günſtiger 


ſein, wenn ſchon der Gemeinſchuldner genehmigt hat oder wenn 
auch der Gemeinſchuldner genehmigt. Im erſten Falle erlangt 
er vielleicht Befriedigung noch vor der Konkurseröffnung, im 
zweiten vielleicht aus fpäterem Vermögen des Gemeinſchuld⸗ 
ners. Das kann aber nicht dazu führen, dem Vertragsgegner 
bei Genehmigung durch den Konkursverwalter einen Maſſe⸗ 
anſpruch zu geben, alſo ihn noch beſſer zu ſtellen, als er bei 
Genehmigung durch den Gemeinſchuldner ſtände. Sondern dieſe 
tatſächliche Anderung — und damit komme ich auf das bel 
Behandlung des Vertragsantrages Geſagte zurück — könnte 
ſich nur auswirken in einer Auslegung der Verpflichtung des 
Vertragsgegners, wenn ich mir auch, gerade angeſichts des 
§ 23 KO., Fälle ſchwer vorſtellen kann, in denen eine ſolche 
Auslegung Bedeutung gewinnen könnte. Schließlich bedürfte, 
ähnlich wie beim gegenſeitigen Vertrage, auch die Genehnt“ 
gung des Verwalters einer Auslegung. Bei einem noch nich 
ausgeführten Auftrag würde ſich die Genehmigung des Kon⸗ 
kursverwalters wohl nur als eigene Beauftragung deuten laſſen, 
fo daß dann allerdings § 59 Nr. 1 KO. zur Anwendung kämk, 
Denn es hätte ſchlechterdings keinen Sinn, einen erſt aus 
zuführenden Auftrag zu genehmigen, der alsbald infolge der 
inzwiſchen eingetretenen Konkurseröffnung als erloſchen al“ 
zuſehen wäre. 


799 Jahre Kechtsanwaltſchaft in Berlin”) 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Bruno Wurſt, Berlin 


Die Entwicklungsgeſchichte der Minnratur in Berlin gibt 
einen recht anſchaulichen Ausſchnitt aus dem größeren Bilde 
der Geſchichte der Anwaltſchaft überhaupt. Aus Anlaß der 
700⸗Jahr⸗Feier der Reichshauptſtadt wollen daher die nach⸗ 
folgenden Ausführungen in großen Zügen die Entwicklung der 
Anwaltſchaft in Berlin wiedergegeben. Hierbei verdient ein⸗ 
leitend hervorgehoben zu werden, daß die merkwürdige Ab⸗ 
neigung, die das Volk von jeher dem Juriſten im allgemeinen 
entgegengebracht hat, beſonders ausgeprägt war gegenüber einer 
ihrer Berufsgruppen, nämlich der Anwaltſchaft. Dem Blick, 
der rückſchauend ſeine Entwicklung zum Bilde zuſammenzufaſſen 
ſucht, tritt dieſe allgemeine Abneigung als immer wieder 
hervortretendes Merkmal aus der Menge der Einzelheiten ent⸗ 

egen. 

100 Schon in der älteſten uns vollſtändig erhaltenen Rechts⸗ 
aufzeichnung, dem Schöffenrecht des im Jahre 1391 begonne⸗ 
nen Berliner Stadtbuchs, werden berufsmäßige Rechts⸗ 
vertreter erwähnt, die ſog. Fürſprecher. Wenn auch der 
einzelne Bürger als Kläger, Beklagter oder Angeklagter ſich 
ſelbſt vertreten konnte, ſo zwang doch das ſchwerfällige Prozeß⸗ 
verfahren mit ſeinem ſtrengen Formalismus, die Gliederung 
des Rechtsſtreits in verſchiedene Abſchnitte, nach deren Erledi⸗ 
gung das Gericht immer wieder von neuem angerufen werden 
mußte, die Schriftlichkeit, welche ein richterliches Fragerecht 
unmöglich machte und die vielen Ausſchließungsfriſten für 
Parteihandlungen und Parteibehauptungen die Rechtſuchenden, 


ſich durch einen Fürſprecher vertreten zu laſſen. Berechtigt 


und auf Verlangen ſogar verpflichtet, das Fürſprecheramt zu 
übernehmen, war jeder Gerichtseingeſeſſene. Ganz von ſelbſt 
ergab es ſich, daß einzelne ſich auch berufsmäßig als Für⸗ 
ſprecher betätigten. Ein beſonderer Stand der Fürſprecher hatte 
ſich jedoch noch nicht entwickelt. 

Eine grundlegende Anderung in dieſen Verhältniſſen trat 
ein, als Kurfürſt Joachim I. 1508 ſich entſchloß, das bisher 
gültige Sachſenrecht in der Mark abzuſchaffen und dafür das 
Kaiſerrecht — das römiſche und kanoniſche — einzuführen. Das 
Eindringen des römiſch kanoniſchen Prozeſſes in die Mark 
Brandenburg brachte auch die Advocatur als eigenen Berufs⸗ 
ſtand. Der mit dem neuen materiellen Recht nicht vertraute 
und in den Formen des Prozeſſes nicht bewanderte Mann des 
Volkes bedurfte jetzt des Vermittlers und Vertreters ſeiner 


) Vgl. zur Ergänzung meinen Aufſatz „700 Jahre Gerichts⸗ 
barkeit in Berlin“ in Nr. 31 der „Deutſchen Juſtiz“ v. 6. Aug. 1937. 


Intereſſen !). Man unterſchied Advocaten und Pro’ 
curatoren. Dieſer handelte ſtatt, jener neben der Partei. 
Der Procurator betrieb den Prozeß und ſtellte Anträge im 
Namen der Partei, dem Advocaten oblag im weſentlichen die 
außergerichtliche Beratung der Parteien, insbeſondere unter⸗ 
ſtützte er den Procurator durch mündliche und ſchriftliche 
Rechtsausführungen. An eigentlichen Advocaten ſcheint es da⸗ 
mals offenbar gemangelt zu haben, denn auf dem Lande ſollten 
mangels ſolcher „ehrliche und beſcheidene Biederleute zur 
Aſſiſtenz gar wohl gegeben werden“ (Neumärk. Kammergerichts⸗ 
ordnung von 1646). Aber auch die vorhandenen Procuratoren 
und Advocaten waren anſcheinend unbeſchwert von juriſtiſchen 
Kenntniſſen. Sie ſetzten ſich aus den verſchiedenſten Elementen 
zuſammen. Unter den in Berlin etwa um 1560 praktizierenden 
Advocaten und Procuratoren befanden ſich einige promovierte 
Doktoren, die als ſolche eine Ehrenſtellung unter den übrigen 
einnahmen, ferner Bürgermeiſter, Ratsmänner der Städte 
Berlin und Kölln und Perſonen, die dieſe Tätigkeit offenbar 
nur als Übung betrachteten, um ſpäter in Beamtenſtellungen 
überzutreten 2). Sie hatten bei der Zulaſſung einen Eid zu 
leiſten 3), der fie u. a. verpflichtete, jeden Aufſchub zu vermeiden, 
ſich vor Gericht und den Räten guter Beſcheidenheit zu be⸗ 
fleißigen, ſich von ihnen willig zurechtweiſen zu laſſen und ſich 
jeder Schimpf⸗ und Schmähworte und anderer Leichtfertigkeiten 
zu enthalten. Nach der Kammergerichtsordnung von 1540, die 
davon ausgeht, daß jeder Prozeß ein Übel iſt, daß alſo dik 
Parteien ſich lieber über ihre Streitpunkte ſelbſt vergleichen 
möchten, konnten Advocaten auf Beſchluß des Kammergericht 
mit Verluſt ihrer Stellung in der ganzen Provinz Brandenburg 
beſtraft werden, wenn ſie einer gütlichen Gerichtshandlung 
widerſtrebten. Die Schriften der romaniſtiſchen Prozeßſchriſk 
ſteller laſſen erkennen, wie diejenigen beſchaffen fein mußten, 
welchen dieſe Schriften Belehrung geben ſollten. Da wird ben 
Vertreter des Beklagten geraten, während des Vortrages des 
Klägers ſo zu tun, als ob er ſchliefe, ſodann nach Beendigung 
des Vortrages des Gegners läſſig aufzuſtehen, gleich als ob er 
aus dem Schlaf erwache, und dann zunächſt die prozeßhindern“ 


) Vgl. Korn, „Ein Blick in die Vergangenheit des Au, 
waltsſtandes in der Mark Brandenburg“, 1896, und die geſchicht 
liche Überſicht bei Noack, „RRA O.“, 1937. 

2) Holtze, „500 Jahre Geſchichte des KG.“ S. 37 und „ge 
ſchichte des KG.“, Bd. 2 S. 84. 

3) Zwei Formulare bei Holtze a. a. O. Bd. 2 S. 334. 
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den Einreden vorzubringen, aber nicht auf einmal, da er hierzu 
nach Zivilrecht nicht verpflichtet ſei. Erſt wenn in wiederholten 
Terminen alle Einreden erſchöpft ſeien, ſolle er ſich langſam 
erheben und nach dem Klaglibell fragen. Und als vorbildliches 
Muſter eines tüchtigen Anwalts wird ein Advocat hingeſtellt, 
em es gelungen ſei, den Prozeß 2 Jahre lang bis zur Über⸗ 
reichung der Klageſchrift hingehalten zu haben. 

Was Wunder, daß die Literatur jener Zeit voll iſt von 
Ausbrüchen der Volksentrüſtung über die Prozeßvertreter. Die 
landesherrlichen Verordnungen jener Zeit zeigen das Beſtreben, 
hier Abhilfe zu ſchaffen und die endloſen, koſtſpieligen und in 
ihrem Ausgange unberechenbaren Prozeſſe zu beſeitigen, leider 
ohne Erfolg. Statt ſich ernſthaft zu bemühen, dem Grunde des 
Übels nachzugehen, begnügte man ſich mit einem Herumkurieren 
an äußeren Symptomen mit äußerlichen, oft kleinlichen Mit⸗ 
teln. Statt von der unbedingten Anerkennung der Unentbehr⸗ 
lichkeit des Anwaltsſtandes auszugehen und das einzige Mittel, 
Mißbräuchen entgegenzuwirken, in der Hebung des Standes 
und der Schaffung eines Standesbewußtſeins zu ſehen, gab 
man der Mißachtung des Volkes die landesherrliche Beſtäti⸗ 
gung, erſchöpfte ſich in zahlreichen Verordnungen und Erlaſſen 
gegen die Anwaltſchaft und ſtärkte ſo die Volksmeinung, daß 
Rechtsbeiſtände nur ein notwendiges Übel ſeien, das jeder, der 
ſich ſelbſt vertreten könnte, vermeiden ſollte. 

Die Strafandrohungen gegen Advocaten und Procuratoren 
nützten wenig. Im Gegenteil, die Lage wurde immer ſchlimmer! 
Zwar ſchrieb die KGOrdnung von 1709 eine Prüfung vor, 
für Advocaten vor dem KGPräſidenten und einigen Räten, für 
Procuratoren vor 2 Räten. Allein auch dieſe Maßnahme, die 
ſich zudem nur auf die Anwälte des KGG. bezog, ſcheint wenig 
gefruchtet und nicht genügende Beachtung gefunden zu haben. 
1713 gab es in Preußen bei nicht ganz 2 Millionen Ein⸗ 
wohnern gegen 1200 Anwälte. Unter ihnen gab es ſicherlich 
ſehr viele, die auf Koſten der Klienten durch Schreibereien ihre 
Beutel füllten, aller Strafandrohungen ſpotteten und ihre 
Hauptaufgabe in der Abfaſſung von Suppliken an den Landes⸗ 
herrn erblickten. Alle Anordnungen, z. B. die Prozeſſe binnen 
Jahresfriſt zu erledigen und zu berichten, wenn ein Prozeß 
langer dauere, und die beteiligten Anwälte anzuzeigen, nützten 
nichts, die Prozeſſe dauerten ihre Zeit! 

So waren die Zuſtände, als Friedrich Wilhelm J. 
die Regierung übernahm. Er brachte ein unausrottbares Miß⸗ 
trauen gegen die zur Rechtspflege berufenen Perſonen — Rich⸗ 
ter und Anwälte — mit, betrachtete ſie als kaum notwendiges 
Übel und meinte, ſie ſeien auch ohne Gehalt, vom Publikum 
mißachtet, ihre Arbeiten zu tun verpflichtet *). Er ergriff als⸗ 
bald einſchneidende Maßnahmen und ging dabei von der Er⸗ 
wägung aus, daß — namentlich in Berlin — im Verhältnis 
zu den Sachen zuviel Anwälte vorhanden ſeien und ſie mithin 
an der Verlängerung der Prozeſſe ein Intereſſe hätten. Wären 
weniger Advocaten vorhanden und befleißigten ſich dieſe einer 
beſcheidenen Lebensführung, ſo würde es keiner Verſchleppungs⸗ 
künſte bedürfen, um beſtehen zu können. Der König wußte ſich 
des Überfluſſes in einfacher Weiſe zu entledigen. Durch Erlaſſe 
v. 3. und 5. April 1713) ſetzte er die Gebühren ſehr erheb⸗ 
lich, oft unter die Hälfte herab und beſchränkte die Zahl der 
Advocaten bei jedem Gericht auf einen numerus clausus, 
der in Berlin 24 von etwa 100 vorhanden geweſenen betrug; 
die übrigen ſollten „ihr Handwerk niederlegen und eine andere 
Profeſſion anfangen”. Im November 1713 wurden in ganz 
Preußen etwa 720 Advocaten und Procuratoren ohne Ent⸗ 
ſchädigung entlaſſen ). Einzelne ſtrich der König ſelbſt in der 
Liſte, ſchrieb zu ihrem Namen „iſt ein Schelm“ und malte 
einen Galgen dazu. Städte wie Spandau, Perleberg und 
Stendal behielten keinen einzigen Anwalt. Auf Anträge um 
Neuzulaſſung antwortete der König meiſt, es ſeien der Schelme 
ſo viele, daß er keine neuen machen werde, bis welche ſtürben. 

Den verbleibenden Advocaten, die bisher wie andere Leute 
angezogen waren, verlieh der König ein Standeskleid, 
einen kurzen ſchwarzen Mantel, der aber nur ein 


) Holtze, „500 Jahre“ a. a. O. S. 122. 
5) Holtze, „Geſchichte“, Bd. 3 S. Wil. 
6) Vgl. Korn a. a. O. S. 71 ff. 


privilegium odiosum war, um ſie ſchon äußerlich als „Schelme“ 
und „Blutſauger“ zu kennzeichnen !). Sie mußten dieſen Mantel 
bei Vermeidung der Karre (Feſtungshaft mit Zwangsarbeit) 
nicht nur vor Gericht, ſondern auch auf der Straße tragen. 
Infolgedeſſen machte jeder Straßenjunge Jagd in den Straßen 
Berlins auf die unglücklichen Anwälte, die ſich ohne oder mit 
dem verhaßten Mantel zu zeigen wagten. Dieſe Kleidung, in 
der die Anwälte wie ſchwarze Raben einherflatterten, machte 
ſie in Berlin zu lächerlichen Figuren. Der König nahm an 
dieſer Heiterkeit des Publikums vollen Anteil. Buchholzs) 
berichtet, daß ein Berliner Drechſler Advocaten als drollig⸗ 
komiſche Figuren im Mäntelchen hergeſtellt habe. Der damals 
als eine Art Vorſteher der Berliner Anwaltſchaft auftretende 
Advocat Ziegler habe die Beſchlagnahme der Bildchen ver⸗ 
anlaßt, der König jedoch, hiervon in Kenntnis geſetzt, die 
gegen den Drechſler ergangene Strafandrohung aufgehoben und 
ſelbſt für 4 Thlr. von den Männchen gekauft, die nunmehr 
reißenden Abſatz gefunden hätten. 

Friedrich Wilhelm I. war aber andererſeits auch um eine ge⸗ 
hörige Vorbildung der Anwälte beforgt. Seit 1713 ſollte Advocat 
nur werden, wer „ein nicht allzu verächtliches Herkommen, 
eine vernünftige und ſittſame Gemütsart“ beſaß, über ſeine 
Vorbereitungen bei einem advocatus ordinarius Zeugniſſe bei⸗ 
bringen konnte und ein examen rigorosum beſtand. Groß 
wird der Anreiz, in jener Zeit Advocat zu werden, nicht ge⸗ 
weſen ſein. Denn nur wenige und wahrſcheinlich nicht die 
beſten werden Neigung gehabt haben, ſich einem derart pro⸗ 
ſtituierten Berufe zuzuwenden und unverdient zur Zielſcheibe 
des allgemeinen Spottes zu werden. Und wenn in der Folge⸗ 
zeit die Klagen über die Advocaten nicht geringer wurden, ſo 
hängt das ſicherlich mit der landesherrlich begünſtigten Miß⸗ 
achtung zuſammen. Mit Strafen wurde nicht geſpart. Am 
30. Juli 1718 inſtruiert der König Cocceji u. a.: „... und 
weil die Advocaten am meiſten an der Verzögerung der Pro⸗ 
zeſſe Schuld tragen, ſo hat er alle Mittel anzuwenden, die 
Chicanen zu verhindern und zu veranlaſſen, daß künftig keinem 
Advocaten vor Beendigung des Prozeſſes etwas bezahlt werden 
ſolle.“ Der codex Fridericianus Marchicus v. 3. April 1748 
bedrohte die Advocaten mit Geldſtrafe, wenn ſie bei der Ver⸗ 
leſung des Terminszettels ſich nicht meldeten, wenn ſie die 
Klage nicht deutlich beantworteten, wenn ſie unnötige Termine 
veranlaßten, wenn ſie Akten anforderten, welche „kein Licht“ 
gäben, wenn ſie den Parteien vom Vergleich abrieten und dieſe 
dann beim Urteil ſchlechter führen. Eine durchgreifende Beſſe⸗ 
rung wurde nicht erzielt. Wie wenig die Reformtätigkeit des 
Königs offenbar genützt hatte, zeigte ſein letzter Erlaß vom 
15. Nov. 1739 10), mit welchem er die Gewaltmaßnahmen gegen 
die Advocaten abſchloß: 

„S. Kgl. Majeſtät macht hierdurch dero ernſte Willens⸗ 
meinung dahin kund, daß von morgen über 8 Tage an, wenn 
ein Advocatus oder Procurator oder ein ander dergleichen 
Menſch ſich unterſtehen wird, Sr. Kgl. Majeſtät immediate 
memoralia in Prozeß- oder Gnadenſachen einreichen zu 
laſſen oder in abgetanen und abgedroſchenen Sachen Sr. Kgl. 
Majeſtät wemoralia zu übergeben, alsdann S. Kgl. Maj. 
einen ſolchen Advocatus oder Procurator oder auch nur den 
Concipienten eines ſolchen Memorials ohne alle Gnade und 
Pardon aufhängen und neben ihn einen Hund hängen laſſen 
werden.“ 

Als Friedrich der Große die Regierung antrat, 
hatte der Zuſtand der Rechtspflege vor dem des Jahres 1713 
nicht viel voraus. 1748 berichtete Cocceji dem König, es gäbe 
wenig Advocaten in Berlin, die eine Idee von Gefühl, Ehre 
und Wiſſenſchaft hätten, und erklärte dieſen Mangel daraus, 
daß ſich wenige bemittelte Leute oder ſolche von guter Herkunft 


Ses „Brandenburg⸗Preußens Rechtsverwaltung“, 
Bd. 2 S. 60 und Holtze, „Die Amtstracht der Advocaten um 
1713“ in „Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins“ 
1902, 98 ff. 

8) „Verſuch einer Geſchichte der Kurmark Brandenburg“, Bd. 5 
S. 173 


9) Stölzel a. a. O. Bd. 2 S. 82/88. 
10) Klein, „Annalen“, Bd. 8 S. 255. 
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fäuden, die dieſes Metier ergriffen, weil es durch das Tragen 
des Mantels zu verächtlich gemacht ſei. Sein Vorſchlag, zur 
Hebung des Standes und des Standesbewußtſeins den Mantel 
abzuſchaffen, fand bei dem ihm ſonſt überall zuſtimmenden 
König keine Gegenliebe. 


Friedrich II. teilte zwar im ganzen die Abneigung ſeines 
Vaters gegen die Advocaten, meinte aber dennoch, daß die 
Schuld an der Verſchleppung der Prozeſſe nicht nur an ihnen 
liege und machte bereits in einer Order v. 13. März 1745 den 
Vorſchlag, die Advocaten auf ein feſtes Gehalt aus der Staats⸗ 
kaſſe zu ſetzen 1). Cocceji war darauf nicht eingegangen, weil 
es der Natur der Sache widerſtreite, die Beratung und Ver⸗ 
tretung der Parteien einem reinen Staatsamte zu übertragen. 
Carmer kam ſpäter den Ideen des Königs entgegen. Gegen 
den Widerſtand des damaligen KPräſidenten von Rebeur, 
der von der Unentbehrlichkeit des Anwaltsſtandes überzeugt 
war und meinte, daß es bei den Kaffern allerdings keine 
Advocaten gäbe, wurde durch Erlaß v. 1. April 1780 die 
Abſchaffung der Advocatur und ihr Erſatz durch 
richterliche Beamte, welche den Parteien bei gericht⸗ 
lichen Handlungen ihre Aſſiſtenz gewähren ſollten, die ſog. 
Affiftenzräte, angeordnet. Die Beſoldung dieſer neuen 
Beamtenklaſſe ſollte aus einer bei den Gerichten zu errichten⸗ 
den Vorſchußkaſſe erfolgen, an welche die Parteien vor An⸗ 
ſtellung der Klage einen Vorſchuß einzuzahlen hätten. Man 
glaubte, den Parteien auf dieſe Weiſe viel Geld zu erſparen, 
da ja die Entlohnung der Anwälte fortgefallen und der jetzt 
zu zahlende Vorſchuß viel geringer war. Die ein Jahr ſpäter, 
am 26. April 1781, erlaſſene Prozeßordnung, das „corpus 
juris Fridericianum, 1. Buch“ ſetzte die Abſchaffung der Ad⸗ 
vocatur voraus. Dieſe Ordnung beruhte auf ſtrengſter Durch⸗ 
führung des Inquiſitionsprinzips; die Verhandlungs⸗ und 
Eventualmaxime, alle Regeln über die Beweislaſt waren 
aufgehoben; lediglich der Richter ſollte, ohne jede Mit⸗ 
wirkung von Anwälten, die Wahrheit feſtſtellen. Die 
Aſſiſtenzräte traten mit kühler Objektivität den Parteien gegen⸗ 
über, nicht als ihre Berater und Anwälte ihres Rechts, ſon⸗ 
dern als Beamte, die häufig genug das Beſtreben hatten, die 
Sache los zu ſein und deshalb um jeden Preis durch Vergleich 
zu erledigen ſuchten. Denn mochten ſie auch noch ſo gewiſſen⸗ 
haft bemüht ſein, die Wahrheit zu erforſchen, ſo war es doch 
faſt eine Unmöglichkeit, ganz auf eigene Auffaſſung der Sach⸗ 
und Rechtslage zu verzichten. 


Die rechtſuchenden Parteien aber gingen nach wie vor zu 
den Advocaten, von Rechts wegen, bevor es zum Prozeß kam, 
contra legem während des Prozeſſes. Ein gedeihliches Ver⸗ 
trauensverhältnis zwiſchen Parteien und Aſſiſtenzräten konnte 
wegen ihrer beamtenmäßigen Bindung nicht erzielt werden. 
Einen Teil der Advocaten hatte man als Aſſiſtenzräte in das 
Beamtenverhältnis übernommen, dem anderen, größeren Teil 
hatte man durch Erlaß v. 18. Okt. 1780 die Tätigkeit als 
Rechtsbeiſtand und Rechtsberater des Publikums in ſämtlichen 
Zweigen des Rechtslebens außerhalb des Prozeſſes ge- 
geben und ihnen dazu das Notariat und den Titel „Juſtiz⸗ 
kommiſſarius“ verliehen. Der nach außen in die Erſchei⸗ 
nung tretende Unterſchied gegenüber der vorhergehenden Zeit 
war, daß fie nunmehr nicht jenen ſchwarzen, ihren Stand 
ſchändenden Mantel zu tragen brauchten. 1782 wurde ihnen 
geſtattet, ſich in Prozeſſen, an denen ſie bisher im Hintergrunde 
mitgewirkt, auch offiziell zu beteiligen, 1783 wurde ihnen die 
geſamte Vertretung Rechtſuchender vollkommen wiedergegeben. 
Die Aſſiſtenzräte verſchwanden, die AGD. von 1793 erwähnt 
fie gar nicht mehr. Die Macht der Verhaltniſſe war eben ſtärker 
als alle wohlwollende Theorie des abſoluten Staatsregiments. 
Es iſt in gewiſſer Weiſe zu bedauern, daß dieſem merkwürdigen 
Verſuch, die Parteivertretung der Staatsgewalt zu übertragen, 
keine längere Probezeit vergönnt war. Die Unvereinbarkeit des 
Staatsamtes mit dem Berufe der Parteivertretung würde dann 
noch ſtärker hervorgetreten, die Unentbehrlichkeit eines un⸗ 
abhängigen Anwaltsſtandes noch ſchärfer und früher erkannt 
worden ſein. Auch der Juſtizkommiſſarius war Beamter, er 
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unterſchied ſich nur dadurch von dem Aſſiſtenzrat, daß er von 
den Rechtſuchenden frei gewählt wurde und daß er nicht au 
feſtes Gehalt geſetzt war 12). 

Als durch die VO. v. 21. Juli 1846 das Inquiſitions“ 
prinzip beſeitigt und dafür die Verhandlungs- und Eventual“ 
maxime, wie fie vor 1781 beſtanden hatte, wieder eingeführt 
wurde, mußte damit auch die Anwaltſchaft eine geſteigerte Dr 
deutung erlangen. Durch die WO. v. 30. April 1847 (PrGS. 
196 ff.) wurde daher den Juſtizkommiſſarien, Advocaten un 
Notarien jedes OLGBezirks das Recht verliehen, aus ihrer 
Mitte einen Ehrenrat zu bilden, der befugt und verpflichtet 
ſein ſollte, über die Erfüllung der beſonderen Amtspflichten 
ſowie derjenigen Pflichten zu wachen, welche durch Ehrenhaftig⸗ 
keit, Redlichkeit und Anſtand bedingt würden (82 dieſer VD.) 
Allerdings ſollte damit nicht die Befugnis der Gerichte weg⸗ 
fallen, in den bei ihnen ſchwebenden Rechtsangelegenheiten DIE 
Juſtizkommiſſarien und Advocaten zu ihrer Schuldigkeit an⸗ 
zuhalten und mit Ordnungsſtrafen zu belegen (§ 3). Wenn 
auch die Rechtsanwälte — fo hießen nämlich die Juſtiz⸗ 
kommiſſarien und Advocaten auf Grund des 8 30 der VO. 
v. 2. Jan. 1849 (PrGS. 1 ff.) — zwar Staatsbeamte unter 
der Aufſicht der Gerichte blieben, ſo war doch ein großer, wenn 
auch vorſichtig taſtender Schritt zur freien Advocatur getan, 
zumal da es den Gerichten freigeſtellt war, die Entſcheidung in 
dieſen Angelegenheiten dem Ehrenrat zu überlaſſen. Für die 
Rechtsanwälte Berlins erklärte der damalige KGPräſident 
von Strampff in einer am 29. Juli 1847 vor den zur Wahl 
des erſten Ehrenrats verſammelten Anwälten, daß er fein Auf 
ſichtsrecht nicht ſelbſt ausüben, ſondern dem Ehrenrate über⸗ 
laſſen werde 1s). Damit war die als ſehr läſtig empfundene 
Bevormundung der Anwälte durch die Gerichte im Bezirk des 
KG. beſeitigt. 

Zugleich mit den anderen Reichsjuſtizgeſetzen, die eine ein⸗ 
heitliche Gerichtsorganiſation und ein einheitliches Verfahrens⸗ 
recht brachten, trat auch die neue Rechtsanwalts“ 
ordnung v. 1. Juli 1878 (RG Bl. 177ff.) in Kraft 1c). Erſt 
dieſes Geſetz beſeitigte die Beamteneigenſchaft der Rechtsanwälte, 
hob die Unterſcheidung zwiſchen beratendem Anwalt und ge 
richtlichem Parteivertreter auf und brachte die Freiheit der Zu⸗ 
laſſung zur Rechtsanwaltſchaft. Damit war der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft die Aufgabe zugefallen, auch für ihren Teil Träger und 
Mehrer des großen Gedankens der deutſchen Rechtseinheit zu 
ſein. Vergeſſen und überwunden waren die Zeiten, in denen 
die Regierungen von Preußen und Bayern ihren Anwälten 
die Teilnahme an dem mit der Loſung „Einheit des deutſchen 
Rechts“ zum 1. Juli 1844 nach Mainz einberufenen 1. Deut⸗ 
ſchen Anwaltstag unter Strafandrohung verboten hatte, weil 
„die Anwälte keinen Beruf für die Herſtellung deutſcher Rechts“ 
einheit hätten“. 

Die weitere Entwicklung der Rechtsanwaltſchaft, die im 
Zuge des Neuaufbaues der Rechtspflege ihren letzten Abſchluß 
mit dem Geſetz v. 13. Dez. 1935 (RG Bl. 1470 ff.) fand, iſt 
bekannt. Erſt dieſes Geſetzgebungswerk geſtaltete den einheit 
lichen Aufbau der deutſchen Rechtsanwaltſchaft. Wenn man 
bedenkt, daß vor noch hundert Jahren ein eigentlicher deutſcher 
Rechtsanwaltsſtand nicht beſtand und der Name Advocat faſt 
ein Schimpfwort war, gleichbedeutend mit Rabuliſt und Wort“ 
verdreher der im Juriſtenrecht vertrockneten Rechtspflege, wird 
einem die Wandlung und die Bedeutung des Vorſpruchs zur 
Reichsrechtsanwaltsordnung klar: „Der Rechtsanwalt iſt der 
berufene, unabhängige Vertreter und Berater in allen Rechts⸗ 
angelegenheiten; fein Beruf iſt kein Gewerbe, ſondern Dienſt 
am Recht“ 18). 


12) Im Jahre 1815 waren am KG. 31, am Berliner Stadt- 
gericht 17 Juſtizkommiſſarien vorhanden, Holtze, „Geſchichte 
Bd. 4 S. 78. 
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Reichstagung der Reichsberufsgruppe Rechtsbeiftände 
in Düſſeldorf 


Vom 17. bis 19. Juli d. J. hielt die Reichsberufsgruppe 
Rechtsbeiſtände in der Deutſchen Rechtsfront in Düſſeldorf 
ihre Reichstagung ab. Neben Sonderſitzungen des Gruppen⸗ 
eirats und der Gaufachberater fand unter Teilnahme zahl- 
reicher Vertreter von Partei und Staat in der ſtädtiſchen Ton⸗ 
halle die Mitgliederverſammlung der Reichsberufsgruppe ſtatt. 
Im Auftrage des Reichsrechtsführers, Reichsminiſters 

Dr. Frank, nahm der Reichsgeſchäftsführer des NS.⸗Rechts⸗ 
wahrerbundes, Reichsamtsleiter Dr. Heuber, als Vertreter 
des Reichsminiſters der Juſtiz Min R. Dr. Jonas an der 
agung teil. Partei, NS.⸗Rechtswahrerbund und die Deutſche 
rbeitsfront, die Chefpräſidenten der umliegenden Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirke, die Amtsgerichte und Rechtsanwaltskammern ſo⸗ 
wie die Stadt Düſſeldorf ließen ſich durch Abordnungen vertreten. 


Nach einleitenden Begrüßungsworten des Leiters der 
Reichsberufsgruppe Rechtsbeiſtände, Rechtsbeiſtand Panſe, 
Anſprachen des Vertreters der Stadt und von RA. Schroer 
(Wuppertal) als Vertreter von Gauleiter Florian, über⸗ 
brachte Reichsamtsleiter Dr. Heuber die Grüße des Reichs⸗ 
rechtsführers. Weiter gab er bekannt, daß der Reichsrechts⸗ 
ührer die Arbeit der Rechtsbeiſtände dadurch anerkannt habe, 
daß er ihre Aufnahme als Einzelmitglieder in den NE.- 
Rechtswahrerbund anordnete, wodurch ſie das Recht zum 
ragen des Schwertadlers als Bundesabzeichen erhalten hät⸗ 
ten. Dieſe Aufnahme in den NSR B. als Einzelmitglieder 
bedeute die Übernahme erhöhter Pflichten. Als Rechtswahrer 
und Diener am Recht ſeien die Rechtsbeiſtände aufgerufen, 
mit allen anderen deutſchen Rechtswahrern zuſammenzuwir⸗ 
en an dem Auf⸗ und Ausbau eines in ſich geſchloſſenen, ein⸗ 
atzbereiten, von den Grundſätzen der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung getragenen deutſchen Rechtsſtandes. Dem 
freiberuflichen Rechtswahrer ſei bei der Durchſetzung des 
neuen deutſchen Rechtsdenkens eine beſonders wichtige und 
verantwortungsvolle Aufgabe geſtellt, die zu erfüllen er mit 
aller Kraft beſtrebt ſein müſſe. Die Inanſpruchnahme der 
echtsberatung durch Vereinigungen und Verbände ſei nicht 
nur für alle freiberuflichen Rechtswahrer eine gleich große 
Sorge, ſondern bedeute auch eine gewiſſe Gefahr für das ge- 
ſamte Gebiet der Rechtspflege und des Rechtsdienſtes überhaupt. 
Reeichsamtsleiter Dr. Heuber ſchloß feine Ausführungen 
mit dem Appell an die Rechtsbeiſtände, ihre ganze Kraft den 
lufgaben des deutſchen Rechtsſtandes zu widmen, mit dem 
ie jetzt noch enger als zuvor verbunden ſeien. 


Als Vertreter des erkrankten Leiters der Hauptſtelle 
für berufsſtändiſche Angelegenheiten im Reichsrechtsamt der 
NSDAP., Rechtsanwalt Dr. v. d. Heyde, gab Dr. Peter⸗ 
ſen, Adjutant des Reichsgruppenwalters Dr. Droege, zunächſt 
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Jahrbuch der nationalſozialiſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft. Herausgeber: Dr. Otto Mönckmeier, Reichs⸗ 
gruppenwalter Wirtſchaftsrechtler im NSR. München 1937. 
Jentralverlag der NSDAP. Franz Eher Nachf., GmbH. 656 S. 
Preis geb. 11,80 AM. 

Schon als das Jahrbuch für nationalſozialiſtiſche Wirtſchaft 

m Jahre 1935 zum erſtenmal erſchien, wurde es als Geſamtſchau 

5 nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftslebens und Wirtſchaftsrechtes 

Sbeichnet. Inzwiſchen hat die Wirtſchaftsentwicklung des neuen 

Olaates ebenſo wie das neue Wirtſchaftsrecht weitere grundlegende 
eränderungen erfahren. Neue Zielſetzungen und neue Geſtaltun⸗ 

gen ſind vorhanden, eine Fülle neuer Geſetze und Verordnungen 

ergangen, die auf einer einheitlichen weltanſchaulich⸗wirtſchafts⸗ 
politiſchen Grundlage beruhen, und die gleichzeitig in der Tätigkeit 


Aus der Deutſchen Nechtsfront 


einen Rückblick auf die Arbeiten der Deutſchen Rechtsfront, 
ſoweit ſie im Zuſammenhang ſtanden mit der Reichsberufs⸗ 
gruppe Rechtsbeiſtände. Eindringlich betonte er die Heraus⸗ 
nahme der freiberuflichen Rechtswahrer aus der Gewerbeord⸗ 
nung und zeigte das neue Berufsethos auf. Unter Hinweis 
auf die Vordringlichkeit einer einheitlichen Rechtſprechung bei 
der Gebührenerſtattung erklärte er, daß die Reichsführung 
des NSR B. grundſätzlich die Auffaſſung der Reichsberufs⸗ 
gruppe teile, nach der der Erlaß von Ausführungsverord⸗ 
nungen zum Rechtsberatungsmißbrauchsgeſetz notwendig wäre. 
Dieſes Geſetz habe die Berufsbezeichnung geſchützt, die Rechts⸗ 
beiſtände in die beſtehende Juſtizorganiſation eingegliedert 
und der Aufſicht der Juſtizbehörden unterſtellt. 

Als Sachbearbeiter der Rechtsbeiſtandsangelegenheiten 
im RIM. ſprach anſchließend Min. Dr. Jonas über die 
Gründe für den Erlaß des Rechtsberatungsmißbrauchgeſetzes 
vom 13. Dez. 1935 und ſeine Auswirkungen. An Hand von 
ſtatiſtiſchem Material gab er einen Überblick über die nach der 
Durchführung des Geſetzes zugelaſſenen Rechtsbeiſtände, In⸗ 
kaſſoinſtitute, Unfallſchutzunternehmen uſw., wobei er be⸗ 
tonte, daß von dieſen als Rechtswahrer, weil dem Werbever⸗ 
bot unterworfen, nur die Rechtsbeiſtände anerkannt worden 
ſeien. Sie allein ſeien neben dem Rechtsanwalt berechtigt, 
eine freiberufliche Rechtsberatung in den ihnen durch das 
Geſetz gezogenen Grenzen vorzunehmen. 

über das Thema „Vom formalen zum ſozialen Voll⸗ 
ſtreckungsrecht“ ſprach AGR. Dr. Borchardt (Berlin). In 
feinem Vortrag zeigte er den durch das Wirken des Nationale 
ſozialismus veranlaßten Wandel in der Rechtſprechung auf 
dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung auf. 

Zum Abſchluß der Tagung behandelte der Leiter der Reichs⸗ 
berufsgruppe, Rechtsbeiſtand Panſe, die in einer Denkſchrift 
zuſammengefaßten Berufsfragen. Er betonte die Notwendig⸗ 
keit, einzelne Beſtimmungen früherer Geſetze mit der durch 
das Rechtsberatergeſetz geſchaffenen neuen Sachlage in Ein⸗ 
klang zu bringen. Die Ausdehnung der ſummariſchen Rechts⸗ 
betreuung, die zu einer Verflachung des Rechtsbegriffs führen 
könne, jet zu vermeiden. Abgeſehen von Sondergebieten (Miet⸗ 
recht, Arbeitsrecht, ſoziale Fürſorge) müſſe die allgemeine 
Rechts- und Steuerberatung dem freiberuflichen Rechtswahrer 
vorbehalten bleiben, der in ſyſtematiſcher Ausbildung in 
langen Jahren der Praxis ſich auf ſeinen Beruf vorbereitet 
habe, der von der Juſtiz⸗ oder Finanzverwaltung auf das 
Vorliegen der Vorausſetzungen in fachlicher und perſönlicher 
Hinſicht geprüft worden, dem Rechtſuchenden perſönlich ver⸗ 
antwortlich ſei und ſchließlich der ſtändiſchen Aufſicht ſeiner 
Berufsorganiſation unterſtehe. Bei ihm habe der Rechte 
ſuchende die Gewähr der individuellen Behandlung eines jeden 
Rechtsfalles, zu der auch ein gewiſſer Zeitaufwand gehöre. 

Die ſehr ſtark beſuchte Tagung fand mit kameradſchaft⸗ 
lichen Veranſtaltungen ihren Abſchluß. Wechmann. 


fttum 


des Rechtswahrers, insbeſ. auch des Rechtsanwaltes, eine weitaus 
größere Rolle ſpielen als früher. N 

Von dem jetzt neu erſchienenen Jahrbuch gilt das über das 
erſte Jahrbuch Geſagte in verſtärktem Maße. Es gibt dem in der 
Wirtſchaft ſtehenden Volksgenoſſen ebenſo wie dem Rechtswahrer 
zweierlei: Eine Zuſammenfaſſung der allgemeinen 
wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Grundlagen der 
heutigen Wirtſchaftsgeſtaltung und eine in dieſer 
Vollſtändigkeit ſonſt noch mich vorhandene Zufammenfaf- 
fung der Wirtſchaftsgeſetzgebung des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates. Es verdient alſo mit Recht die Bezeich⸗ 
nung eines Geſamtwerkes nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaftslehre. 

Entſprechend der Zielſetzung, die Grundlagen aufzuzeigen 
und eine Geſamtſchau der Geſetze, Verordnungen uſw. zu bringen, 
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(Juriſtiſche Wochenſchriſt 


iſt die Zweiteilung des Buches beibehalten. Im erſten Teil „Die 
nationalſoztaliſtiſche Wirtſchaftsordnung“ wer⸗ 
den in einer Reihe von Aufſätzen die wichtigſten wirtſchaftlichen 
Probleme und Erſcheinungsformen von berufenen Mitarbeitern 
behandelt. Der zweite Teil enthält das nationalſozialiſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsrecht, und zwar in Form einer ſyſtematiſch gegliederten Zu⸗ 
ſammenſtellung aller wichtigen Geſetze mit Inhaltsangabe. 

Im einzelnen ſei kurz folgendes bemerkt: 

Der erſte grundlegende Aufſatz von Mönckmeier ſelbſt 
befaßt ſich mit dem Thema „Wirtſchaftsrecht und Wirtſchaftsge⸗ 
ſtaltung“. Der folgende Aufſatz von Buwert trägt den Titel 
„Gemeinſchaftsgeiſt in der Wirtſchaft“. Mönckmeier hat vor allem 
den Charakter des Wirtſchaftsrechtes als Recht der Leiſtungsge⸗ 
meinſchaften entwickelt, das die Grundlage einer ſittlichen Frei⸗ 
heit im Rahmen völkiſcher Gebundenheit darſtellt, deſſen weſent⸗ 
lichſter Ausdruck die Zuſammenfaſſung der Wirtſchaftsbetriebe in 
Leiſtungsgemeinſchaften einerſeits, die Freiheit des wirtſchaftlichen 
Handelns innerhalb der neuen Ordnung andererſeits iſt. Bu⸗ 
wert gibt einen neuen Begriff der Gemeinſchaft, aus der heraus 
er weſentliche Folgerungen für die verſchiedenen Rechtsgebiete und 
⸗begriffe zieht (z. B. „Dienſtpflicht des Eigentums“, „Arbeit“ als 
„Sittiche Pflicht für das Leben des Volkes zu ſchaffen“ uſw.). 

Es folgen einige Aufſätze über die Arbeit. Syrup gibt 
einen Überblick über die Regelung des Arbeitseinſatzes durch die 
neue Geſetzgebung. Egloff ſtellt in ſeinem Beitrag über die 
„Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes den ſchuldrechtlichen Arbeits⸗ 
vertrag dem Gedanken der Betriebsgemeinſchaft gegenüber und 
erörtert gleichzeitig an Hand zahlreſcher Beiſpiele den Inhalt 
einiger Tarifordnungen, wobei beſonders die Urlaubsregelungen 
und Kündigungsſchutzbeſtimmungen ebenſo wie das Arbeitsein⸗ 
kommen unterſucht werden. Ein Aufſatz von Mende über Ar- 
beitsfront und Sozialpolitik beſchließt dieſes Kapitel. Der nächſte 
Abſchnitt bringt Aufſätze von Meyer über Raumordnung und 
von Stuckrad über das Siedlungs⸗ und Wohnungsweſen. Sodann 
folgt ein Abſchnitt über deutſche Finanzwirtſchaft mit zwei Auf⸗ 
ſätzen von Gebhard über die Finanzkraft des Reiches und Herr⸗ 
mann über nationalſozialiſtiſche Steuerpolitik, in dem die Grund⸗ 
lagen der neuen Steuerreform ſowie die Auslegung der Steuergeſetze 
erörtert und die Reform ſelbſt in ihren Einzelheiten gewürdigt wird. 

Ein weiterer Abſchnitt enthält Beiträge von Guichard 
und Eichhorn über Geld⸗, Bank⸗ und Börſenweſen. Hier ſind 
beſonders intereſſant die Ausführungen Guichards über die 
Finanzierung der Arbeitsbeſchaffung und die neue Kapitalbildung. 

Einen beſonders breiten Raum nehmen anſchließend die 
Beiträge über die Organiſation und insbeſ. die Marktordnung in 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft ſowie in der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft ein. Hier gibt eingangs StSekr. Backe einen Überblick 
über Agrarpolitik und Vierjahresplan. Sodann folgen u. a. Auf⸗ 
ſätze von Merke! über die Neugeſtaltung des Wirtſchaftsrechtes 
im Reichsnährſtand, von Müllenftefen über die induſtrielle 
Leiſtungsſteigerung und von Becker über die gewerbliche Markt⸗ 
und Preisordnung. Ferner iſt der Aufſatz von Reiſchle über 
die Entwicklung der landwirtſchaftlichen Marktordnung hervor⸗ 
zuheben. Einen Überblick über die fachliche und regionale Organi⸗ 
ſation der gewerblichen Wirtſchaft bietet Barth, der hierbei 
gleichzeitig auf das Verhältnis zwiſchen Gruppen und Kammern 
einerſeits, Gruppen und Kartellen andererſeits eingeht. Schließlich 
behandelt Wrede in dieſem Abſchnitt das Inveſtitionsproblem 
und Eggers die Neuregelung der Energiewirtſchaft. 

Es folgt ein Abſchnitt über Außenwirtſchaft mit einem Auf⸗ 
ſatz von StSekr. Poſſe über die Ziele und Dr. Ringer über 
die Entwicklung der deutſchen Außenwirtſchaft. Der Ringer ſche 
Aufſatz iſt durch zahlreiche Tabellen und Schaubilder ergänzt. Ein 
Kapitel über die deutſche Verkehrswirtſchaft beſchließt den erſten Teil 
des Buches. Er enthält Beiträge von Körner über den Aufbau und 
von Kleinmann über den Wettbewerb des Verkehrsweſens. 

Der zweite Teil, „Das nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsrecht“, 
zerfällt in acht Abſchnitte über Arbeit, Reichskulturkammergeſetz⸗ 
gebung, Raumordnung, Reichsnährſtand, gewerbliche Wirtſchaft, 
Verkehrsweſen, Vierjahresplan und Außenwirtſchaft. Er enthält 
wie geſagt die Zuſammenſtellung aller auf dieſen Gebieten er⸗ 
gangenen Geſetze, Verordnungen uſw. mit Fundſtellen und kurzer 
Inhaltsangabe, ſtellt alſo für den Rechtswahrer, der auf dieſen 
Gebieten tätig iſt, ein ausgezeichnetes und unerſetzliches Hilfs⸗ 
mittel dar, ſich über die vorhandenen Beſtimmungen zu unter⸗ 
richten. Er iſt tatſächlich die erſte ſyſtematiſche Zuſammenfaſſung 
des deutſchen Wirtſchaftsrechtes. 

Das Buch ſchließt mit dem Stichtag des 30. Jan. 1937 ab. 
Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß es ſein Verſprechen, 
das Wirtſchaftsleben, ſo wie es iſt, aufzuzeigen und dem Rechts⸗ 
wahrer und Wirtſchaftler Hilfsmittel zu ſein, hält. 

RA. Dr. Danieleik, Berlin. 


Allgemeine Volkswirtſchaftspolitik. Von Dr. 8. 
Merkel und Dr. H. Buwert. (Schaeffers Neugeſtaltiunh 
von Recht und Wirtſchaft. 17. Heft 1. Teil.) Leipzig 1937. = 
lag W. Kohlhammer, Abt. Schaeffer. 78 S. Preis kart. 1,80 . F 

Die Schaefferſche Schriftenreihe iſt das beliebte Unterrichts 
und Repetitionsmittel insbeſ. der Studierenden geblieben, als ben 
ſie von Anfang an anerkannt worden iſt. Sie will lediglich Tan 
ſachen in geordneter, leicht einprägſamer Form darſtellen, an 
ſelbſt keine Probleme löſen. Daher müſſen dieſe Hefte unter ene 
anderen Geſichtswinkel betrachtet werden als ſtreng wiſſenſchal 
liche Arbeiten oder ſolche, die mehr volkstümlichen Charakte 
tragen, aber ſelbſt neue Wege der Wirtſchaftspolitik vorſchlage“ 

Was nun das vorliegende Heft angeht, jo war ſeine Abfaſſuns 

nach der großen Umwälzung auf wirtſchaftspolitiſchem Gebiet 1 

bedingt geboten, da ſich der Außenſtehende nur ſchwer oder 8 

nicht uber die zahlreichen neuen Geſetze und ihre Einordnung i 

die geſamte wirtſchaftspolitiſche Zielſetzung unterrichten kann. 

Unter Berückſichtigung des vorerwähnten beſonderen Cha 
rakters der Schaefferſchen Hefte kann man ſagen, daß die VE 

ſich ihrer Aufgabe mit Fleiß und Umſicht entledigt haben. a 

Darſtellung verrät, daß die Verf. die neuen 65 allen e 

Probleme aus dem Geſamtzuſammenhang des ſozialen Leben 

heraus ſehen. Dadurch gewinnt natürlich der Lehrwert des vol 

liegenden Heftes. * 

Allerdings iſt die Anlage des Hefts im Anfang wenig glüc 
lich. Wenn ich der Frage der Volkswirtſchaftspolitik an ſich un 
der nationalſozialiſtiſchen im Vergleich zu der vorhergehenden 

Wirtſchaftspolitik der liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Epoche nachgeh 

ſo iſt es logiſch ſelbſtverſtändlich, daß ich mich zunächſt mit 205 

Vorausſetzungen jeder Wirtſchaftspolitik auseinanderſetze. Erſt 

wenn ich ſie kenne, bin ich in der Lage, zu der Frage der Volks 

wirtſchaftspolitik in den einzelnen Staaten, in dieſem Falle & 
der nationalſozialiſtiſchen Volkswirtſchaftspolitik, Stellung zu neh, 
men. Gehe ich dieſen Weg nicht, ſo muß meine Darſtellung be? 
zwingenden Charakters entbehren und mehr die Skizzierung eine 

Wunſchbildes als die der harten Wirklichkeit fein. Die Verf. halten 

alſo den zweiten Abſchnitt an den Anfang ihrer Darſtellung ſetzen 

müſſen, um ſich dann mit den Trägern der neuen deutſchen Volks 

wirtſchaftspolitik zu befaſſen. 2 

Was den Inhalt des Heftes angeht, jo ſoll hier nur 1 


mögen verdient, geſchützt zu werden“. Dieſe Formulierung dur 
nicht richtig ſein, denn wenn das private Kapital nicht abgeſchafft 


Syn, 


dikate, Truſts). Solange das Kapital der Volkswirtſchaft nich. 


Abgeſehen davon, daß dieſe ganze Formulierung alles ander 
als glücklich iſt, darf ich der Einfachheit halber auf meine mail 
Broſchüre „Konzerne in der neuen Wirtſchaft“ (Verlag Buch he 
und Weißwange, Charlottenburg 2) hinweiſen, in der ich lich 
Grundlagen der Kartell, Konzern⸗ und Truſtbewegung ausführ 5 
dargelegt habe, und aus der ſich ergibt, wann dieſe Gebilde er 
in der neuen deutſchen Wirtſchaft vorkommen können und zwi 
gende Notwendigkeit ſind. 


Es wäre noch manches kritiſch zu bemerken. Die Verf. möge, 
aber auch diefe wenigen Anregungen in dem Sinne auifall 
daß jede Veröffentlichung eine Funktion des Lernens fein ſoll Mr 
ſchärfer ſie ihre Gedankengänge durcharbeiten — vor allem ler 
die Vorausſetzungen und Grundlagen der neuen deutſchen Vo u 
wirtſchaftspolitik —, je ſchärfer ſie ihre Formulierungen fassen 
deſto nachhaltiger wird der Erfolg des vorliegenden Heftes 215 
Aber ſchon in der jetzigen Faſſung wird es insbeſ. den Studieſ eh 
den ein nützliches Hilfsmittel fein, die einzelnen wirtſchafts pol 
ſchen Fragen in ihrem Geſamtzuſammenhang zu ſehen. 5 

Dr. Oskar Klug, Berlin, 


06. Jahrg. 1937 Heft 32 
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Dr. Kapferer — Dr. Dietz: Das Recht des Kauf⸗ 
manns im Ausland. Grundzüge des Handels⸗ und 
Prozeßrechts für die Kaufmannspraxis. Heft 5: Frank 
reich. Berlin 1937. Weidmannſche Verlagsbuchhoͤlg. 156 S. 
Preis broſch. 6,50 RN. 

Wenn die Verf. in ihrem Vorwort hervorheben, daß ihr 
Buch keinen Auſpruch auf Wiſſenſchaftlichkeit erhebe, ſo darf 
man verſichern, daß der Inhalt, wenngleich er vorwiegend prak⸗ 
tiſcher Art iſt, in keiner Weiſe unwiſſenſchaftlich iſt. Es iſt nicht 
immer nötig, daß in einem Buch die Hälfte des Druckraumes 
Fußnoten darſtellen, daß ſich der Verf. mit einem umfang⸗ 
reichen Schrifttum auseinanderſetzt, daß er die Rechtſprechung 
n Hunderten von Entſcheidungen bringt. Wenn das, was das 
Buch zum Inhalt hat, einer Nachprüfung ſtandhält, ſo braucht 
der Verf. nicht die Beſorgnis zu haben, daß die Wiſſenſchaftlich⸗ 
keit fehle. 

„ Das Buch ſoll den Kaufmann in die Eigenheit der frau⸗ 

zöſiſchen Rechtspflege und des franzöſiſchen Rechtsdenkens ein⸗ 
eihen, die von der deutſchen weſentlich verſchieden ſind. Schon, 

daß man in Frankreich den Zeugenbeweis ſo gut wie überhaupt 
nicht kennt, daß Beſtätigungsſchreiben ohne Gegenbeſtätigung 
den Vertragsſchluß nicht erſetzen können, find Beſonderheiten, 
die der Kaufmann wie der Rechtskundige in Rechnung ſtellen 
muß, wenn er nicht Gefahr laufen will, im Falle eines Rechts⸗ 
reites unangenehme Enttäuſchungen zu erleben. 

Das Buch zerfällt in ſachliches Recht und Verfahrensrecht. 
Das fachliche Recht enthält eine bunte Zuſammenſtellung der 

orſchriften, die im Geſchäftsleben des Kaufmanns eine Rolle 
pielen, alſo vorwiegend des Handelsrechts. In kurzen Ab- 

Mnitten werden Handelsſtand, Handelsregiſter, Handelsfirma, 

Dundelsbücher, Prokura, Handlungsvollmacht und die Hilfs⸗ 

derſonen des Kaufmanns berührt. Die Geſellſchaftsformen des 

Handelsrechts entſprechen trotz bedeutſamer Verſchiedenheiten 

in zahlreichen Zügen den deutſchen. Die Geſellſchaft mit be⸗ 

ſchränkter Haftung, die dem franzöfiihen Recht erſt ſeit dem 

1. Juli 1925 bekannt ift, iſt ſogar von den Erfahrungen, die 

man mit dieſer Geſellſchaftsform in Deutſchland gemacht hat, 

nicht unbeeinflußt. 

f Im übrigen macht der Leſer eine abwechſlungs reiche Wan- 

derung durch zahlreiche Rechtsgebiete. Die Verf. gehen auf 

Me Stellung der deutſchen Handelsvertreter, die Niederlaſſung 

beutſcher Firmen und die Gründung deutſcher Zweigſtellen in 
rankreich ein. Sie berühren die Form der Verträge, die Be⸗ 

weisführung, Anfechtung und Nichtigkeit der Verträge, Folgen 
er Nichterfüllung, die Vertragsſtrafen, den Handelskauf, die 

Sicherungsmittel des Handelsverkehrs, Verjährung, Wechiel-, 

Scheck- und Patentrecht. 

In ähnlicher Art folgt ein Streifzug durch das Ver⸗ 

lahrensrecht: Die Gerichtsverfaſſung, das Gerichtsverfahren, der 

Jivilprozeß in feinen wichtigſten Abſchnitten (Armenrecht, Be⸗ 

weismittel, Arreſt, Vollſtreckbarkeit der Urteile), die Prozeß⸗ 

oſten, das Schiedsverfahren, die Stellung der Ausländer im 

echtsſtreit, die Vollſtreckung ausländiſcher Urteile in Frank⸗ 

teich werden berührt. Wiſſenswert für die Rechtsanwälte find 

0 kurzen Hinweiſe auf die franzöſiſche Anwaltſchaft. In Frank⸗ 

Auch findet ſich noch, ähnlich wie in England, die Teilung des 
rbeitsganges vor Gericht. Der avous fertigt die Schriftſätze 

ü und gibt Erklärungen ab, der avocat übernimmt den münd⸗ 

ichen Vortrag vor Gericht. Während aber in England der 
arrister gegenüber dem sollicitor ein mit manchen Vorrechten 

ausgeſtatteter Rechtswahrer iſt, hat der avous gegenüber dem 
oeat eine geſetzlich beſonders geregelte, ſozuſagen halbamt⸗ 
ache Stellung. Die Zahl der avoues iſt zahlenmäßig beſchränkt 

r Paris 150). Die Ernennung durch den Juſtizminiſter hängt 

ögeſehen von der juriſtiſchen Vorbildung davon ab, daß ein 

90 Amt befindlicher avoué den Betreffenden als feinen Nach⸗ 

Niger in Vorſchlag bringt. Als avocat dagegen kann ſich jeder 
dederlaſſen, der die vorgeſchriebenen Prüfungen beſtanden und 

ba beſtimmtes Alter erreicht hat. Der avocat iſt nicht auf ein 
eſtimmtes Gericht beſchränkt, ſondern kann abgeſehen von den 

de ten Gerichtshöfen (Cour de Cassation, Conseil d’Etat, Cour 

e, Compte, Tribunal des Conflits) vor allen Gerichten auf- 

ber en. Er kann allein vor dem Tribunal civil und Cour d' Appel 

ren Vortrag halten Berufsrechtlich find die avocats im bar- 

Dau — der Anwaltskammer — zuſammengeſchloſſen, an deren 
Pie der bätonnier ſteht, der wiederum von einem conseil 

Gerdre — Vorſtand — unterſtützt wird. Dem avocat ift im 

a denfag zum avous jede Annahme oder Übertragung von 

on dern für den Auftraggeber verboten. Er darf keine bezahlte 

lier untergeordnete Tätigkeit annehmen. Die ſtandesrecht⸗ 

ichen Auffaſſungen ſind außerordentlich ſtreng. 5 

Die Ausleſe, die von den Verf. gegeben wird, iſt offen⸗ 


ſichtlich aus der Erfahrung des täglichen Lebeus geboren und 
auf die Praxis zugeſchnitten. Das Buch iſt ein trefflicher 
Cicerone; mehr kann es natürlich nicht ſein. Bei verwickelten 
Rechtsfragen muß der Anwalt ſich das franzöſiſche Schrifttum 
und die Rechtſprechung ſelbſt zu beſorgen verſuchen, die in ihrer 
Kaſuiſtik nicht weniger vielfältig als in Deutſchland iſt. 

RA. Dr. K. Volkmann, Düfjeldorf. 


Dr. O. G. Schwarz, RGR., Mitgl. d. Akademie f. Deutſches 
Recht: Handelsrecht. J. Teil: Einzelkaufmann, 
Handelsgeſellſchaften (ohne AktG.) 96 S. Preis 
broſch. 3, — RM. II. Teil: Handelsgeſchäfte, See⸗ 
recht, Recht der Wertpapiere. 12. völlig umgearb. 
Aufl. Berlin 1937. Carl Heymanns Verlag. 156 S. Preis 
broſch. 4, — RM. 

Die Neuauflage des in zwei Bänden erſcheinenden Grund⸗ 
riſſes des Handelsrechts war geboten durch die im Zuge der 
nationalſozialiſtiſchen Geſetzeserneuerung nach 1933 geſchaffenen 
neuen handelsrechtlichen Geſetze. 

Entiprechend dem ab 1. Okt. 1937 geltenden Rechtszuſtand 
behandeln die beiden vorliegenden Hefte nicht das deutſche 
Aktienrecht. Der Verf. hat dieſe Materie vielmehr in einem 
in ſich abgeſchloſſenen beſonderen Abriß behandelt. Dagegen 
ſind die neuen handelsrechtlichen Nebengeſetze, wie z. B. das 
Wechſelgeſetz v. 21. Juni 1933, das Scheckgeſetz v. 14. Aug. 
1933, und das Geſ. über die Verwahrung und Anſchaffung von 
Wertpapieren v. 4. Febr. 1937, entweder im Anſchluß an die 
Behandlung der einſchlägigen Teile des HGB. oder als ſelb⸗ 
ſtändige Abſchnitte behandelt. 

Hervorzuheben iſt, daß durch die Einbeziehung der beſon⸗ 
deren handelsrechtlichen Geſchäfte, wie Bank und Börſenweſen, 
Verſicherungsweſen, Buchhandel uſw., dem Studierenden in ge⸗ 
drängter Darſtellung ein Geſamtüberblick über das Recht der 
Handelsgeſchäfte gewährt wird, auch ſoweit dieſe nicht im HGB. 
geregelt ſind. 

Der Verf, hat den einzelnen Abſchnitten meiſt eine kurze 
geſchichtliche Einleitung vorangeſtellt unter Auführung der 
Daten der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen. 

Hinſichtlich des Stoffes vermitteln die vorliegenden Bände 
lediglich den Geſetzesinhalt. Die Rechtſprechung und Verſchieden⸗ 
heiten der Lehrmeinungen ſind nicht berückſichtigt. Im Vorwort 
hat der Verf. auch ausdrücklich hervorgehoben, daß der vor⸗ 
liegende Grundriß nur die Grundzüge des Handelsrechts ver⸗ 
mitteln will, ohne einen Erſatz für Lehrbücher zu bieten. 

Dieſes Ziel iſt erreicht, da die geſchickte Art des Aufbaus 
und der Zuſammenſtellung dem Studierenden ein verſtändliches 
Bild des deutſchen Handelsrechts gibt. 

Im Anhang gibt der Verf. — wie in ſeinen ſonſtigen 
Lehrheften — den Studierenden in Geſtalt eines Examinato⸗ 
riums Gelegenheit, zu prüfen, ob die Durcharbeitung der vor⸗ 
liegenden Bände ihm ein Mindeſtmaß an Wiſſen vermittelt 
hat. Die bei den einzelnen Fragen angeführte Verweiſung auf 
die Seiten des Grundriſſes, auf denen die Antwort für die 
betr. Frage zu finden iſt, iſt eine gute Arbeitshilſe. 

Dem ſtudierenden Anfänger erleichtert das vorliegende 
Werk die Einarbeitung in das deutſche Handelsrecht, für den 
Examenskandidaten iſt es ein gutes Hilfsmittel, um ſich kurz 
noch einmal die Einzelheiten des geltenden Handelsrechts vor 
Augen zu führen. 

RA. Dr. Rilk, Berlin. 


Dr. O. G. Schwarz, RGR., Mitgl. d. Akademie f. Deutſches 
Recht: Das neue Aktienrecht. Ein Abriß. Berlin 1937. 
Carl Heymanns Verlag. IV, 99 S. Preis broſch. 3, — Ak. 

Durch Erlaß des neuen Aktiengeſetzes v. 30. Jan. 1937 hat 
der Geſetzgeber eine ab 1. Okt. 1937 geltende Regelung geſchaf⸗ 
fen, wodurch das Recht der wichtigſten Geſellſchaftsform des 
Wirtſchaftslebens in Grundſätzen und Einzelheiten geändert und 
aus der Kodifikation des deutſchen HGB. herausgenommen 
wird. 

Der vorliegende Abriß vermittelt den Inhalt des neuen 
Rechtszuſtandes. Durch mehrfache Gegenüberſtellung des neuen 
und des bisher geltenden Rechts wird der rechtspolitiſche Sinn 
der Neuregelung verſtändlich gemacht. Die Darſtellung wird 
vervollſtändigt durch eine kurze geſchichtliche Einleitung über die 
Entwicklung der Aktiengeſellſchaft und eine Zuſammenfaſſung 
der Grundſätze, die die Beſonderheit des neuen nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Aktienrechts ausmachen. g j 

Das als Anhang eingefügte Examinatorium erhöht ben 
Wert des vorliegenden Buches für den Studierenden, der mit 
ſeiner Hilfe den Stand ſeiner Kenntniſſe über das neue Aktien⸗ 
recht leicht überprüfen kann. 
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Es ift zu begrüßen, daß der vorliegende Abriß bereits vor 
Inkrafttreten des neuen Aktiengeſetzes erſchienen iſt, da dadurch 
den jungen Rechtswahrern ein gutes Hilfsmittel gegeben iſt, 
ſich ſchnell in ein Rechtsgebiet einzuarbeiten, das bald ein wich⸗ 
tiger Teil des Prüfungsſtoffes ſein wird. 

RA. Dr. Rilk, Berlin. 


Engelſing-Glißmann: Preisbildung und Preis⸗ 
überwachung. Berlin 1937. Weidmannſche Verlagsbuch⸗ 
handlung. Loſeblattausgabe. 3. Ergänzungslieferung. Grund⸗ 
preis des Geſamtwerkes einſchl. 1.—3. Erg.⸗Lieferung 9, — N, 
Einbanddecke 2, — AM. 

Die Entwicklung des Marktes und der Wirtſchaft erfordert 
immer neue Anordnungen der Preisbildung und Preisüber⸗ 
wachung. Die neueſten Beſtimmungen ſind im 3. Nachtrag der 
Textſammlung von Engelſing⸗Glißmann enthalten. 
Die ſchnelle Auslieferung der Nachkräge macht das durch über⸗ 
ſichtliche Anordnung ausgezeichnete Werk zu einer angenehmen 
und zuverläſſigen Arbeitsunterlage. 8 


Preußiſches Polizeiverwaltungsgeſetz nebſt den 
in den Text eingeſchalteten Ausführungsbeſtimmungen, den 
einſchlägigen Verordnungen, Runderlaſſen und Vorſchriften 
der Strafprozeßordnung, den Beſtimmungen über die Ge— 
heime Staatspolizei und anderen Geſetzen. Textausgabe 
mit Verweiſungen und Sachverzeichnis. 2. Aufl. 
München u. Berlin 1937. C. H. Beckſche Verlagsbuchholg. 
129 S. Preis kart. 1,50 AM. 


Rechtspfleger⸗Jahrbuch 1937. Herausgeber: Reichs⸗ 
gruppenwalter Rechtspfleger des NSRB. RegR. J. Singer, 
Berlin. Berlin 1937. Deutſcher Rechtsverlag GmbH. 506 S. 
Preis geb. 4,20 AM. 

Das neue Rechtspfleger⸗Jahrbuch enthält außer einer Über- 
ſicht über die Rechtsentwicklung im Dritten Reich (Rechtspfleger 
Gauweiler, Hauptſtellenleiter im Reichsrechtsamt der NS⸗ 
DAP.) und dem üblichen Kalendarium eine Wiedergabe wichtiger 
rechtlicher Beſtimmungen über das Beamtenrecht, das Erbhofrecht 
und das Kaſſenweſen. Der erſte Abſchnitt enthält die Wiedergabe 
des Deamt®. v. 26. Jan. 1937 mit einer Einführung, ferner 
Reichsgrundſätze über Einſtellung, Anſtellung und Beförderung der 
Reichs⸗ und Landesbeamten v. 14. Okt. 1936 ſowie die RDDienſt⸗ 
SO. v. 26. Jan. 1937. Der zweite Abſchnitt enthält das RErb⸗ 
hof®. v. 29. Sept. 1933, die ERV. v. 31. Dez. 1936 und die 
EH VfO. v. 21. Dez. 1936. Im letzten Abſchnitt iſt die Juſtiz⸗ 
kaſſenordnung v. 31. Jan. 1937 und die Juſtizbeitreibungsordnung 
v. 11. März 1937 wiedergegeben. 

Sämtliche geſetzliche Beſtimmungen ſind mit Anmerkungen 
verſehen, die das Jahrbuch in Verbindung mit einem Sachregiſter 
für die Praxis ſehr brauchbar machen. 

Dr. Zeller, Berlin 


Robert Witte, Juſtizbezirksreviſor: Koſtengeſetze und 
Gebührenordnungen der Rechtspflege. Tertaus- 
gabe mit Verweiſungen, Gebührentabellen und Sachregiſter. 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 204.) Ber⸗ 
lin u. Leipzig 1937. Verlag Walter de Gruyter & Co. VIII, 
288 S. Preis geb. 3,50 AH. 

Das Buch bringt — als handliche und brauchbare 
Textausgabe — GG., RKoſtO., RAGebOO., Arm Anw., 
GVollzGGeb S., ZuSchebO., die verſchiedenen Vorſchriften über 
die Entſchädigung von Laienrichtern, das Erbhofkoſtenrecht ſowie 
die Koſtenverfügung (AV. d. RIM. v. 13. März 1937: DI. 433), 
die die Durchführungsvorſchriften für die Handhabung des Koſten⸗ 
weſens bei den Geſchäftsſtellen der Gerichte enthält. Es fehlt der 
Abdruck der Koſtenvorſchriften der HinterlegungsO. v. 10. März 
1937 (RGBl. I, 285). Ebenſo vermißt man ungern die Juſtizbei⸗ 
treibungs O. v. 11. März 1937 (RGS Bl. I, 298), die mit dem Koſten⸗ 
weſen der Rechtspflege aufs engſte verbunden iſt. Die Verwei⸗ 
ſungen beſchränken ſich darauf, auf ergänzende Beſtimmungen hin⸗ 
zuweiſen, die wichtigeren davon auch im Wortlaut anzuführen. 
(Bei § 10 Abſ. 1 GR®. iſt offenſichtlich durch ein Druckverſehen 
die bis auf weiteres geltende Faſſung ausgefallen.) Der Heraus⸗ 
geber hat, um die Überſichtlichkeit ſeiner Textausgabe zu erhöhen, 
die Paragraphen mit Stichwortüberſchriften verſehen und ſie vor 
jedem Geſetz zu einem Inhaltsverzeichnis für dieſes zuſammen⸗ 
bee en beides nicht ſchon wie bei den neuen Geſetzen amt⸗ 
lich geſchehen iſt. Unter die beigegebenen Gebührentabellen hätte 
wegen ihrer Wichtigkeit für die Praxis eine Gebührentabelle für 
die Gerichtskoſten im Verfahren vor den ArbGG. als erſtem Rechts⸗ 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenschrift 


Gch. 


dem 


zug aufgenommen werden ſollen. Der Hinweis zu § 12 Arb 
a. E. kann ſich richtigerweiſe nur darauf beziehen, daß in 2 
Verfahren vor LAG. und Rarbc. die gleichen Gerichtskosten 
wie im Verfahren vor den ordentlichen Gerichten entſtehen. 
vorzuheben ift das eingehend ausgearbeitete Sachregiſter. 

RA. Dr. Bach, Freiburg i. Br. 


Eutſcheidungen des Kammergerichts und 
Oberlandesgerichts München in Koen 
Straf⸗, Miet⸗ und Pachtſchutzſachen. Auf Grun 
amtlichen Materials herausgegeben von SenPräſ. des Ke. 
i. R. Kurt Ehm. Ergänzung zum Jahrbuch für Entſche 
dungen in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarken 
und des Grundbuchrechts (IFG. Erg.) 16. Bd. Berlin 1997. 
Verlag Franz Vahlen. VII, 316 S. Preis kart. 8,.— Nl. 

Von den 105 Eutſcheidungen aus der Zeit vom Oktobel 

1935 bis April 1937 find 69 vom KG. und 36 vom OLG. Mul. 

chen ergangen. 26 behandeln Koſtenrecht, 77 das Strafrecht une 

2 betreffen Miet⸗ und Pachtſchutzſachen. Unter den zahlen mäß 

überwiegenden Strafentſcheidungen find die Urteile über Stra 

ßenverkehrsrecht beſonders beachtlich. Eine Auseinanderſetzunb 
mit einzelnen Erkenutniſſen erſcheint entbehrlich, zumal der 

größere Teil der Entſcheidungen in der JW. abgedruckt 1 

D. S. 


Sammlung von Reichsgeſetzen ſtaats⸗ und bet, 
waltungsrechtlichen Inhalts von Prof. Dr. Cat! 
Sartorius. 12. Aufl. Ergänzungsblätter. 4. Lieferung 
(124 Blatt). München und Berlin 1937. C. H. Beckſche Verlag? 
buchhdlg. Preis 2 A. 

Die vierte Lieferung des JW. 1935, 1610; 1936, 1432 und 
1937, 608 beſprochenen Werkes bringt u. a. kleine Nachträge g 
Anmerkungen und mehrere Geſetze der neueſten Zeit, ſo vor aller 
das DBeamt®. v. 26. Jan. 1937, die RDienſtStO. v. 26. Jan 
1937 und das Gef. über Finanzmaßnahmen auf dem Gebiete d 
Polizei v. 19. März 1937. D. S. 


Engel Eckert: Die Reichs Verſicherungsgeſetze 
in jeweils neueſtem Stande. Ergänzungsblättel, 
6. Lieferung: 109 Blatt. Juni 1937. München und Ber 
1937. C. H. Beckſche Verlagsbuchholg. Rechts⸗ und BUT 
ſchafts⸗Verlag GmbH. Preis 3,50 AM. 


Manzſche Taſchenausgabe der öſterreichiſchen 

Geſetze. Nach dem Stande v. 1. Febr. 1937. 

I. Band: Das allgemeine bürgerliche Geſeh⸗ 
buch und die wichtigſten Nebengeſetze. Her 
ausgegeben von Dr. Rudolf Hermann. 1937. & 
472 S. Preis geb. 8,60 Sch. bzw. 4,75 A. 

II. Band: Das allgemeine 9 andelsgeſetzbun 
und die wichtigſten Nebengeſetze. Herausgegeben — 
Prof. Dr. Heinrich Demelius. 1937. VIII, 408 7 
Preis geb. 7,70 Sch. bzw. 4,25 RM. N 

III. Band: Die Jurisdiktionsnorm und 5 
Zivilprozeßordnung. Herausgegeben von Dr. Au 
dolf Hermann. 1937. XII, 464 S. Preis 9 
8,60 Sch. bzw. 4,75 AM. 

IV. Band: Die Exekutionsordnung. Heraus 
geben von Dr. Rudolf Hermann. 1937. X, 360 
Preis geb. 7,10 Sch. bzw. 3,90 AM. 

Die von der Manzſchen Verlags- und Univerſitätsbuche 
handlung in Wien herausgegebenen ſchmucken Textausgab 3 
der für den Praktiker wichtigſten Geſetze werden auch bei . 
im Reich gern benutzt. Auch der reichsdeutſche Juriſt, der * 
ſelten in die Lage kommt, öſterreichiſches Recht anwenden 4 
müſſen, findet ſich leicht zurecht; denn ſehr ſorgfältig = 
arbeitete Sachregiſter erleichtern die Auffindung jeder be 
wünſchten Stelle. Wir freuen uns, daß wir das gelte 
öſterreichiſche Recht wieder in handlichen und vor allen 
billigen Ausgaben beſitzen. er 

Schwierigere Rechtsfälle können natürlich an Hand DIE, 
Textausgaben nicht gelöſt werden. Man muß dann ſchon 5 
den ſog. „Großen Ausgaben“ des Manzſchen Verlages 
den ſonſtigen großen Erläuterungswerken greifen. : 

OLGR. Maßfeller, Berkit 
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Rechtfprechung 


Nachdruck der Entſcheldungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
l Abdruck in der amtlichen Sammlung der Eutſcheidungen des Reichsgerichts. — F Anmerkung.] 


Bürgerliches Geſetzbuch 


r 1. RG. — Zum Begriff: „Wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
betrieb“ i. S. der §§ 21, 22 BGB. 

1. An der RG3. 88, 332 ff. = IW. 1916, 1337s geäußer⸗ 
ten Rechtsmeinung, daß von einem wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb eines Vereines nur die Rede ſein könne, wenn die 
Vorteile des Geſchäftsbetriebes dem Verein als ſolchem zugute 
kommen, iſt uicht feſtzuhalten. Vielmehr iſt ein Verein, deſſen 
Geſchäftsbetrieb feinen Mitgliedern wirtſchaftliche Vor⸗ 
teile verſchafft und verſchaffen ſoll, als Verein anzuſehen, deſſen 
Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. 
Eine Vermittlungstätigkeit, wie ſie auch ſonſt auf 
den verſchiedenſten Gebieten des gewerblichen Lebens als Ge⸗ 
ſchäft betrieben wird, erfüllt das Erfordernis eines wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebes. 


2. An dem in RG. 83, 231 ff. = JW. 1914, 70 auf⸗ 
geſtellten Erfordernis der Entgeltlichkeit der Vereinstätigkeit 
als einem weſentlichen Merkmal für den Begriff des wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebes iſt feſtzuhalten. 


3. Daß auch ein Verein mit wirtſchaftlichem Geſchäfts⸗ 
betrieb dann in das Vereinsregiſter eingetragen werden kann, 
wenn der Hauptzweck des Vereins kein wirtſchaftlicher, ſon⸗ 
sen ein idealer Zweck iſt, entſpricht der ſtändigen Rſpr. des 
RO. 


Das AG. in X. leitete als Regiſtergericht auf Grund der 
88 159, 142 FGG. das Verfahren zwecks Löſchung des 
Sterbeunterſtützungsvereins A. von Amts wegen ein, weil 
dieſer von vornherein einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
bezweckt habe und deshalb nicht hätte eingetragen werden dür⸗ 
fen. Das AG. benachrichtigte gemäß $ 142 Abſ. 2 FGG. den 
Verein von der beabſichtigten Löſchung, indem es ihm zugleich 
eine Friſt zur Geltendmachung eines Widerſpruchs beſtimmte. 
Der Verein hat gegen die beabſichtigte Löſchung Widerſpruch 
eingelegt und den Widerſpruch ſchriftlich begründet. Das AG. 
hat durch Beſchluß den Widerſpruch des Vereins zurückge⸗ 
wieſen. Die vom Verein gegen den Beſchluß eingelegte ſofor⸗ 
tige Beſchwerde iſt vom LG. in K. durch Beſchluß zurück⸗ 
gewieſen worden. Gegen den Beſchluß des LG. hat der Verein 
ſofortige weitere Beſchwerde eingelegt, in der er ausführt, die 
Entſch. beruhe auf einer Verletzung des 821 BGB. 

Das KG. erachtet im Ergebnis die weitere Beſchwerde 
des Vereins für unbegründet. Es führt aus, der Zweck des 
Vereins ſei ſowohl nach ſeiner urſprünglichen Satzung als 
nach der, noch nicht eingetragenen, Satzungsänderung vom 
2. Dez. 1933 auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb ge⸗ 
richtet; ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb des Vereins liege 
vor, da infolge der Vermittlungstätigkeit des Vereins ſeinen 
Mitgliedern der wirtſchaftliche Vorteil billigeren Verſiche⸗ 
rungsſchutzes zufließe. Das KGG. möchte daher die weitere Be⸗ 
ſchwerde des Vereins zurückweiſen. Es glaubt jedoch hieran 
durch den Beſchl. des RG. v. 30. Okt. 1913 (R538. 83, 
231 ff. = JW 1914, 701) und durch das Urt. des RG. vom 
22. Juni 1916 (RGS. 88, 332 f. = IW. 1916, 13376) ge⸗ 
hindert zu ſein; denn in dem erſtgenannten Beſchluß ſei das 
Vorliegen eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs bei einem 
Verein der Kaſſenärzte vom RG. deswegen verneint worden, 
weil der den Mitgliedern infolge der Tätigkeit des Vereins 
zufließende Vorteil der Zulaſſung zur Kaſſenpraxis kein Ent⸗ 
gelt für die vermittelnde Tätigkeit des Vereins darſtelle; und 
in dem zweitgenannten Urt. v. 22. Juni 1916 ſei bei einem 
Haus⸗ und Grundbeſitzerverein vom RG. die Einreihung des⸗ 
ſelben in die Klaſſe der Vereine mit wirtſchaftlicher Zweckbe⸗ 
ſtimmung ſogar ſchon um deswillen abgelehnt worden, weil 


ein Hausbeſitzerverein nicht das Beſtreben habe, eigenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Gewinn für den Verein ſelbſt zu erzielen. Das 
KG. hat deshalb die weitere Beſchwerde gemäß § 28 Abſ. 2 
FGG. dem RG. zur Eutſch. vorgelegt. — 

Das KG. hat die Vorausſetzungen des § 28 Abſ. 2 
FGG. jedenfalls inſoweit mit Recht für gegeben erachtet, als 
es ſich um das an zweiter Stelle genannte Urt. des RG. vom 
22. Juni 1916 (RG. 88, 332) handelt. Zu der im Schrift⸗ 
tum wie in der Rechtſprechung ſehr umſtrittenen Frage, was 
i. S. der 88 21 u. 22 BGB. unter einem wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb zu verſtehen iſt, wird in dieſem Urteil in 
einer Weiſe Stellung genommen, die ſo verſtanden werden 
muß, daß es für die Entſch., ob ein wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
betrieb vorliegt, weſentlich darauf ankomme, ob durch die Ver⸗ 
einstätigkeit ein eigener wirtſchaftlicher Gewinn für den 
Verein erzielt werde. Ein wirtſchaftlicher Gewinn erſcheint 
nach jener Entſch. nicht als gegeben, wenn der Gewinn der 
Vereinstätigkeit nicht dem Verein ſelbſt, ſondern ſeinen Mit⸗ 
gliedern unmittelbar zufließt. Die in dieſem Urteil zum Aus⸗ 
druck gelangte Rechtsauffaſſung müßte dazu führen, im vorl. 
Fall bei dem Verein „A.“ das Vorhandeuſein eines wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetriebs zu verneinen, da die Vereins⸗ 
tätigkeit ſich hier nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen in 
der Vermittelung eines billigeren Verſicherungsſchutzes für 
feine Mitglieder erſchöpft, während der Verein ſelbſt einen. 
eigenen Gewinn aus ſeiner Vermittlungstätigkeit nicht erzielt; 
es müßte nach dieſer Rechtsauffaſſung dem Verein A. die 
Eigenſchaft eines nichtwirtſchaftlichen und deshalb in das Ver⸗ 
einsregiſter eintragungsfähigen Vereins i. ©. des 8 21 BGB. 
zuerkannt und der Widerſpruch des Vereins gegen die vom 
Ach. beabſichtigte Löſchung im Vereinsregiſter für begründet 
erklärt werden. Dieſer Rechtsauffaſſung will ſich aber das 
KG. nicht anſchließen; es hat daher nach 828 Abſ. 2 FGG. 
die Sache dem RG. vorgelegt zur Entſch. darüber, ob an der 
in dem Urt. v. 22. Juni 1916 (RGZ. 88, 332) ausge⸗ 
ſprochenen Rechtsmeinung feſtgehalten werden ſoll. — Der 
erk. Sen. ift bei Prüfung dieſer Frage zu dem Ergebnis ge⸗ 
langt, daß bei der in dem Urt. v. 22. Juni 1916 geäußer⸗ 
ten Rechtsmeinung, daß von einem wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb eines Vereins nur die Rede ſein könne, wenn die Vor⸗ 
teile des Geſchäftsbetriebs dem Verein als ſolchem zugute 
kommen, nicht feſtzuhalten iſt. Es iſt dabei zunächſt zu be⸗ 
achten, daß dieſes Urt. v. 22. Juni 1916 die Klage eines 
Vereinsmitgliedes gegen einen eingetragenen Verein betraf, 
die auf Feſtſtellung der Ungültigkeit eines gegen das Mitglied 
ergangenen Ausſchließungsbeſchluſſes gerichtet war, und daß 
dort zu entſcheiden war über die Frage, ob es ſich dabei um 
einen nichtvermögensrechtlichen Anſpruch handelte, wegen 
deſſen ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtan⸗ 
des die Rev. zuläſſig war; das RG. hat dieſe Frage bejaht, 
weil der Verein in das Vereinsregiſter eingetragen war und 
weil ſich aus der Satzung nichts ergab, was dahin hätte füh⸗ 
ren können, dem Verein im Gegenſatz zur Annahme des Re⸗ 
giſtergerichts eigenwirtſchaftliche Ziele und Beſtrebungen zu⸗ 
zuſchreiben; in dieſem Zuſammenhang findet ſich dann die Be⸗ 
merkung, daß ein eigener wirtſchaftlicher Gewinn für den 
Verein ſelbſt nicht erzielt werden ſollte und daß der Umſtand, 
daß es dem Verein auch darum zu tun ſei, ſeine Mitglie⸗ 
der in ihrer wirtſchaftlichen Berufstätigkeit zu fördern, nicht 
dazu führen könne, ihn in die Klaſſe der Vereine mit wirt⸗ 
ſchaftlicher Zweckbeſtimmung einzureihen. Von der in dieſem 
Urteil in dem erwähnten beſonderen Zuſammenhang ge⸗ 
machten Bemerkung abgeſehen, geht die ſonſtige Rſpr. des 
RG. aber nicht dahin, daß der eigene Vorteil des Vereins 
ſelbſt das für die Frage, ob ein wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
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betrieb vorliegt, Entſcheidende ſei. So hat der erk. Sen. in 
feiner vorausgegangenen Eutſch. v. 30. Okt. 1913 (RG. 83, 
231 ff.) ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß es keinen Unter⸗ 
ſchied macht, ob der Vorteil aus dem Geſchäftsbetrieb dem 
Verein ſelbſt oder unmittelbar den Vereinsmitgliedern zu⸗ 
fließt. Auch eine ſpätere Entſch. des II. Ziv Sen. v. 29. Juni 
1931 (RER. 133, 171 ff. = JW. 1931, 3109 2 m. Anm.) 
geht erkennbar von der Auffaſſung aus, daß ein Verein, deſſen 
Geſchäftsbetrieb ſeinen Mitgliedern materielle Vorteile 
bringt, an ſich als ein wirtſchaftlicher Verein anzuſehen iſt, 
wenn auch der überwiegende ideale Zweck des Vereins 
(worüber am Schluß noch zu ſprechen ſein wird) trotzdem 
unter Umſtänden eine Eintragung des Vereins in das Ver⸗ 
einsregiſter rechtfertigen kann. Aus diefer letzteren Entſch. er⸗ 
gibt ſich gleichzeitig die Berührung, die zwiſchen dem Vereins⸗ 
recht des BGB. und dem Genoſſenſchaftsrecht beſteht. Das 
RGeſ. v. 1. Mai 1889 über die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften eröffnet Vereinigungen (im Geſetz wird für 
ſie der Ausdruck „Vereine“ und „Geſellſchaften“ in gleichbe⸗ 
deutendem Sinne gebraucht), welche die Förderung des Er⸗ 
werbs oder der Wirtſchaft ihrer Mitglieder mittels ge⸗ 
meinſchaftlichen Geſchäftsbetriebs bezwecken, die Möglichkeit, 
Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter zu erlangen. Das RGeſ. über die Erwerbs- und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften gehört zu denjenigen reichsgeſetzlichen 
Vorſchriften, von denen das BGB. in 8 22 ſpricht, wo der 
Weg gezeigt wird, auf dem Vereine, deren Zweck auf einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, zur Rechtsfähig⸗ 
keit gelangen können. Es iſt alſo der Schluß gerechtfertigt, daß 
das BGB. einen Verein, deſſen Geſchäftsbetrieb ſeinen Mit⸗ 
gliedern wirtſchaftliche Vorteile verſchafft und verſchaffen 
ſoll, als einen Verein anſieht, deſſen Zweck auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt und dem daher die 
Eintragung in das Vereinsregiſter verſchloſſen iſt. Dieſe An⸗ 
ſicht, daß auch ein Verein, deſſen Tätigkeit einen wirtſchaft⸗ 
lichen Gewinn oder Vorteil nicht für den Verein ſelbſt, ſon⸗ 
dern nur unmittelbar für die Vereinsmitglieder abwirft und 
abzuwerfen beſtimmt iſt, als ein wirtſchaftlicher Verein auf⸗ 
zufaſſen iſt und deshalb in der Regel nicht in das Vereins⸗ 
regiſter eingetragen werden kann, muß auch als die im Schrift- 
tum herrſchende bezeichnet werden (Staudinger ⸗Riez⸗ 
ler, 10. Aufl., zu $ 21 Anm. 13; Oertmann, zu $ 21, 
Ben. 1b; Warneyer, zu § 21, Ben. II; RGRKomm. 
zu § 21 Anm. 2). 

Die vorſtehenden Ausführungen ergeben, daß die Vor⸗ 
legung dieſer Sache an das RG. gemäß 8 28 Abſ. 2 TSG. 
geboten war, da das KG. mit Recht davon ausging, daß 
ſeiner, als richtig anzuerkennenden, Rechtsauffaſſung das Urt. 
des RG. v. 22. Juni 1916 (NGZ. 88, 332 JW. 1916, 
13378) im Wege ſtand. Das RG. hat nunmehr nicht nur zu 
entſcheiden, daß an der im Urt. v. 22. Juni 1916 zum Aus⸗ 
druck gelangten Auffaſſung nicht feſtzuhalten iſt; ſondern das 
NG. hat nunmehr über die weitere Beſchwerde, die der Verein 
A. eingelegt hat und mit der er ſeinen Widerſpruch gegen die 
vom Regiſtergericht beabſichtigte Löſchung im Vereinsregiſter 
weiterverfolgt, ihrem ganzen Umfang nach zu entſcheiden. Es 
ſind deshalb die weiteren Vorausſetzungen und Merkmale 
einer Erörterung zu unterziehen, die von der Rſpr. und im 
Schrifttum aufgeſtellt worden ſind, um zu einer richtigen Aus⸗ 
legung deſſen zu gelangen, was in den SS 21 u. 22 BGB. 
als ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb bezeichnet wird. 

Zu den weſentlichen Merkmalen eines wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs gehört, daß es ſich um eine nach außen gewen⸗ 
dete, auf Verſchaffung von wirtſchaftlichen Vorteilen gerich⸗ 
tete, entgeltliche Betätigung dauernder Art handelt. Es liegt 
kein Geſchäftsbetrieb vor, wenn die Vereinstätigkeit ſich auf 
die innere Verwaltung des Bereins — auf die Einziehung 
der Vereinsbeiträge, Miete von Vereinsräumen, Auſtellung 
von Vereinsangeſtellten — beſchränkt, ohne die kein Verein, 
zumal bei größerem Umfang, beſtehen kann. Die geſchäftliche 
Tätigkeit des Vereins braucht nicht auf Produktion oder Um⸗ 
ſatz von Gütern gerichtet zu ſein; eine Vermittlungstätigkeit, 
wie fie auch ſonſt auf den verſchiedenſten Gebieten des gewerb⸗ 
lichen Lebens als Geſchäft betrieben wird (81 Abſ. 2 Ziff. 7 
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HGB.: Geſchäfte der Agenten und Handelsmäkler), erfüllt 
das Erfordernis eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs. Der 
wirtſchaftliche Vorteil, auf den die Tätigkeit gerichtet iſt, kann 
nicht nur in der Erlangung eines Vermögensvorteils, ſondern 
auch in der Verhütung von Vermögensſchädigungen beſtehen; 
er braucht ſich nicht in der Erzielung von Gewinn, ſondern 
kann ſich auch in der Verbilligung des Bezuges oder Ver⸗ 
brauches äußern. Daß es ſich ferner bei dem wirtſchaftlichen 
Vorteil, auf den die Vereinstätigkeit gerichtet iſt, nicht um den 
eigenen wirtſchaftlichen Vorteil des Vereins ſelbſt zu handeln 
braucht, ſondern daß es auch gerade der wirtſchaftliche Vorteil 
der Vereinsmitglieder ſein kann, der die Vereinstätigkeit zu 
einem wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb i. S. der 88 21, 22 
en ſtempelt, iſt ſchon oben des näheren auseinander- 
geſetzt. 

Daß die vorſtehend aufgeführten Merkmale eines Ver⸗ 
eins mit wirtſchaftlichem Geſchäftsbetrieb auf den Verein A., 
deſſen Tätigkeit in der Vermittlung eines billigen Verſiche⸗ 
rungsſchutzes ſeiner Mitglieder für den Todesfall (Sterbegeld) 
beſteht, zutreffen, bedarf einer weiteren Erörterung nur noch 
hinſichtlich eines dieſer Merkmale, nämlich hinſichtlich des Er⸗ 
forderniſſes der Entgeltlichkeit der Vereinstätigkeit. Mit der 
Frage der Entgeltlichkeit der Vereinstätigkeit befaßt ſich der 
Beil. des RG. v. 30. Okt. 1913 (RGZ. 83, 231 ff.), der 
dem KG., wie weiter oben bereits bemerkt worden iſt, zu dem 
Bedenken Anlaß gegeben hat, daß auch hier ſeine Rechts⸗ 
auffaſſung in Widerſpruch ſtehe zu der in jenem Beſchluſſe des 
RG. zum Ausdruck gelangten Rechtsmeinung. Dieſes Beden⸗ 
ken des KG. iſt jedoch nicht begründet. Jener Beſchl. des RG. 
v. 30. Okt. 1913 bezieht ſich auf den beſonderen Fall eines 
Kaſſenärztevereins. In jenem Beſchluß war das NG. der in 
einem Beſchl. des KG. v. 4. April 1913 (DIL. 1913 Sp. 644 
= 86%. 44 A, 156) niedergelegten Auffaſſung des KG. 
entgegengetreten, daß es ſich bei der Tätigkeit der Kaſſen⸗ 
ärztevereine um die Vermittlung und den Abſchluß von Ver⸗ 
trägen über die in der ärztlichen Tatigkeit liegenden wirtſchaft⸗ 
lichen Werte handle. In Wirklichkeit handelte es ſich bei der 
Tätigkeit der Kaſſenärztevereine um den Abſchluß von Kollek⸗ 
tiv⸗ oder Mantelverträgen mit den Krankenkaſſen, deren 
weſentlicher Inhalt in der Einigung über gewiſſe Vertrags⸗ 
bedingungen beſtand, die aktuelle Verpflichtungskraft erſt 
durch den Abſchluß ſpäterer Einzelverträge erlangten (vgl. 
DIZ. 1913 Sp. 1237ff.). Solche Kollektivverträge können 
nicht Gegenſtand eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebes ſein. 
Sie ſind nicht auf den Austauſch vermögenswerter Leiſtungen 
gerichtet. Keine Partei wird durch ſie weder reicher noch ärmer 
(a. a. O. Sp. 1240). Das iſt auch die Meinung, der das 
RG. in feinem mehrerwähnten Beſchl. v. 30. Okt. 1913 Aus⸗ 
druck verleiht (RGZ. 83, 235, 236 = JW. 1914, 70), in⸗ 
dem es ausführt, daß den Vereinsmitgliedern als Erfolg 
dieſer Tätigkeit des Kaſſenärztevereins zwar die Möglichkeit 
erwachſe, bei den im Vereinsgebikt beſtehenden Krankenkaſſen 
als Kaſſenärzte tätig zu ſein, daß aber dieſer Erfolg, die Zu⸗ 
laſſung zur kaſſenärztlichen Praxis, den Mitgliedern nicht als 
Entgelt oder als Gegenleiſtung für die Vermittlertätigkeit 
des Vereins zuteil werde, ſondern auf Grund einer vertrag⸗ 
lichen Bindung, zu der ſich die Kaſſen, veranlaßt durch die 
vermittelnde Tätigkeit der Vereine, aus eigener Entſchließung 
verſtanden hätten. Gemeint iſt damit die Bindung, die die 
Krankenkaſſen in den — auf Grund der in dem Kollektiv⸗ 
vertrag mit dem Arzteverein enthaltenen Bedingungen abge⸗ 
ſchloſſenen — Dienſtverträgen mit den einzelnen Arzten über⸗ 
nommen haben. Da es alſo, ſo wird vom RG. weiter aus⸗ 
geführt, bei dem Betrieb eines Kaſſenärztevereins ganz an 
einem Entgelt für vom Verein entfaltete Arbeitstätigkeit — 
ſei es, daß das Entgelt dem Verein ſelbſt oder unmittelbar 
den Vereinsmitgliedern zufließe — fehle, könne von einem 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb eines Kaſſenärztevereins un⸗ 
möglich geſprochen werden. — Dieſe Auffaſſung des RG. ſteht 
der Beurteilung, die das KG. dem gegenwärtig zur Entſch⸗ 
ſtehenden Fall des Sterbeunterſtützungsvereins A. zuteil wer⸗ 
den läßt, nicht im Wege. Die Tätigkeit, die dieſem Sterbe⸗ 
unterſtützungsverein von ſeiner Satzung zugewieſen und von 
ihm entfaltet worden iſt, unterſcheidet ſich weſentlich von der 
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ſtatutenmäßigen Aufgabe und Tätigkeit jener Kaſſenärztever⸗ 
eine. Bei dem Verein A. handelt es ſich um einen nach kauf⸗ 
männiſchen Geſichtspunkten eingerichteten Verſicherungsver⸗ 
mittlungsbetrieb. Dieſer Verein verfolgt nur den Zweck, das 
Sterbegeldverſicherungsgeſchäft der VerſicherungsAktch. B. zu 
führen; er wirbt für dieſe, zieht für ſie die Beiträge ein und 
vermittelt beim Verſicherungsfall die Auszahlung. Der Verein 
iſt nach Anſicht des LG. eine auf Veraulaſſung der B. ge⸗ 
ſchaffene Einrichtung. Die Gründer und jetzigen geſchäfts⸗ 
führenden Vorſtandsmitglieder des Vereins ſind Angeſtellte 
oder Agenten der Verſicherungsgeſellſchaft B., die den Verein 
ganz nach deren Weiſungen leiten und beaufſichtigen. Der in 
den Satzungen niedergelegte ſonſtige Vereinszweck — Beiſtand 
bei der Durchführung der Beſtattung, Unterſtützung in Not 
geratener Mitglieder, Rechtsberatunng in Miete- und Renten⸗ 
angelegenheiten — iſt nach der Überzeugung des LG. eine 
Tarnung, mit der der Verein lediglich feine Eintragung ins 
Vereinsregiſter erreichen wollte; in Wirklichkeit übt der Ver⸗ 
ein, wie dem landgerichtlichen Beſchluß entnommen werden 
muß, die letztgenannten Tätigkeiten überhaupt nicht aus. Die 
B. erſpart ſich, wie das LG. in ſeinem Beſchluß weiter dar— 
legt, durch den Abſchluß des Kollektivverſicherungsvertrags 
mit dem Verein die Bearbeitung vieler tauſend Einzelver— 
ſicherungen; die Vereinsmitglieder haben dagegen durch dieſe 
Verwaltungsvereinfachung den Vorteil, daß ſie die Verwal— 
tungskoſten, die ſonſt entſtehen würden, nicht aufzubringen 
brauchen und entſprechend geringere Prämien zahlen. — Es 
wird alſo hier vom LG. der verbilligte Verſicherungsſchutz, 
der den Vereinsmitgliedern als wirtſchaftlicher Vorteil ihrer 
Vereinszugehörigkeit von der B. gewährt wird, als die Gegen⸗ 
leiſtung der B. dafür angeſehen, daß ihr der Verein die koſt— 
ſpielige Werbe- und Verwaltungsarbeit abnimmt, die ſonſt die 
B. für einen ſolchen Kleinverſicherungsbetrieb ſelbſt aufzu— 
bringen haben würde. Das LG. geht alſo erkennbar von der 
Auffaſſung aus, daß hier vermögenswerte Leiſtungen gegen 
einander ausgetauſcht werden, daß die Gewährung des billi— 
gen Verſicherungsſchutzes das Entgelt der B. für die vom 
Verein übernommene Werbe- und Verwaltungstätigkeit dar⸗ 
ſtellt, und daß zwiſchen beiden nicht nur — wie das KG. in 
feinem Vorlagebeſchluß geltend macht — ein einfacher Kauſal⸗ 
zuſammenhang beſteht. Daß dieſe Beurteilung des Sach- 
verhalts durch das LG. irgendwie von Rechtsirrtum beein— 
flußt wäre, iſt nicht erſichtlich. — Das Erfordernis der Ent 
geltlichkeit, das vom RG. in ſeinem Beſchl. v. 30. Okt. 1913 
als ein für den Begriff eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs 
weſentliches Merkmal aufgeſtellt worden iſt, beſteht zu Recht. 
Das Erfordernis der Entgeltlichkeit führte im Falle des 
Kaſſenärztevereins zur Bejahung der Eintragungsfähigkeit, 
da es ſich dort, wie dargelegt, um eine entgeltliche Vereins- 
tätigkeit und daher um einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
nicht handelte. Im vorl. Falle des Vereins A. führt das 
Merkmal der Entgeltlichkeit dazu, daß die Eintragungsfähig⸗ 
keit verneint werden muß, weil dieſer Verein ſatzungsgemäß 
eine entgeltliche, auf den wirtſchaftlichen Vorteil ſeiner Mit⸗ 
glieder gerichtete Tätigkeit entfaltet. 

Das KG. weiſt am Schluſſe feines Vorlagebeſchluſſes 
noch darauf hin, daß auch ein Verein mit wirtſchaftlichem 
Geſchäftsbetrieb dann in das Vereinsregiſter eingetragen wer⸗ 
den kann, wenn der Hauptzweck des Vereins kein wirt⸗ 
ſchaftlicher, ſondern ein idealer Zweck iſt. Auf dieſem Stand⸗ 
punkt ſteht auch das RG. in ſtändiger Rſpr. Der mehr⸗ 
erwähnte Beſchl. des RG. v. 30. Okt. 1913 gibt ſeiner 
Entſch., daß ein Kaſſenärzteverein eintragungsfähig iſt, am 
Schluſſe noch die ſelbſtändige weitere Begründung, daß die 
Beſtrebungen eines ſolchen Vereins zur Erhaltung eines 
leiſtungsfähigen Arzteſtandes dem Allgemeinwohl dienen und 
daß deshalb bei ihm die ideale Seite des Vereinszwecks auf 
jeden Fall überwiegt. Für die gegenwärtige Entſch. über die 
Eintragungsfähigkeit des Vereins A. kommt dieſer Geſichts⸗ 
punkt nicht in Betracht. Denn, wie das KG. zutreffend aus⸗ 
führt, kann bei einem Verein, der ſich mit der Vermittlung 


von Verſicherungsſchutz für feine Mitglieder befaßt, von einem 
überwiegenden idealen Zweck nicht die Rede ſein. 
(RG., IV. ZivSen., Beſchl. v. 26. April 1937, IV B 9/37.) 
Va.] 
(= RG. 154, 343.) 
* 

2,18. — 88 164, 167, 2040 BB. Eine vom Erblaſſer mit 
Wirkung über ſeinen Tod hinaus erteilte widerrufliche Vollmacht 
kann auch während beſtehender Erbengemeinſchaft von dem einzel⸗ 
nen Miterben widerrufen werden, Der Widerruf hat die Folge, daß 
der Bevollmächtigte über Nachlaßgegenſtände nicht mit Wirkung 
gegenüber dem Widerrufenden verfügen kann. 

(KG., f. ZivSen., Beſchl. v. 3. Juni 1937, 1 WX 179/37.) [. 
* 


3. KG. — 88167 Abſ. 2, 2033 Abſ. 1, 2371, 2385, 1922 
Abſ. 2 BGB. Eine Vollmacht zur Übertragung des Erbteils be⸗ 
darf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung, wenn mit 
ihr eine ähnliche Rechtslage geihaffen werden ſoll, wie mit 
einem Veräußerungsvertrage. 

Nach der Rſpr. des Senats bedarf die gem. 8 167 Abſ. 2 
BGB. grundſätzlich formfreie Auflaſſungsvollmacht der im 8 318 
BGB. vorgeſchriebenen gerichtlichen oder notariellen Beurkun⸗ 
dung dann, wenn durch die Vollmacht im Verhältnis zwiſchen 
dem Vollmachtgeber und dem Bevollmächtigten im weſentlichen 
die gleiche Rechtslage geſchaffen werden ſoll und geſchaffen wird, 
wie durch einen Veräußerungsvertrag i. S. des § 313 BGB. Das 
iſt beſonders dann der Fall, wenn der Bevollmächtigte befugt 
fein ſoll, ohne Rückſicht auf eine etwaige abweichende Willens⸗ 
entſchließung des Vollmachtgebers, das Grundſtück an ſich ſelbſt 
aufzulaſſen. Eine ſolche Wirkung äußert eine Vollmacht vegel- 
mäßig dann, wenn ſie unwiderruflich und der Bevollmächtigte 
von der Beſchränkung des § 181 BOB. befreit iſt. Die Unwider⸗ 
ruflichkeit und die Befreiung von der Beſchränkung des Selbſt⸗ 
lontrahierens braucht nicht ausdrücklich erklärt zu werden; ſie 
kann ſich aus den Umſtänden ergeben. Iſt das Recht zum Wider⸗ 
ruf der Vollmacht nicht ausgeſchloſſen, aber die Befugnis zum 
Selbſtkontrahieren erteilt, ſo wird die Vollmacht, wenn ſie keine 
allgemeine iſt, regelmäßig wie eine vertragsmäßige, alſo un⸗ 
widerrufliche Veräußerungsverpflichtung behandelt werden müſ⸗ 
fen (vgl. KG.: Höchſtagſpr. 1933 Nr. 1485 und JW. 1937, 471). 
Entſprechendes muß gelten, wenn die Vollmacht den Bevollmäch⸗ 
tigten ermächtigt, den Anteil des Vollmachtgebers an einer 
Erbſchaft gem. § 2033 Abſ. 1 BGB. zu übertragen. Auch für 
die Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen Übertragung 
iſt in den $$ 2371, 2385 i. Verb. m. 1922 Abſ. 2 BOB. gericht⸗ 
liche oder notarielle Beurkundung vorgeſchrieben (RGWarn. 15, 
264). Dieſe Vorſchriſt darf nicht dadurch umgangen werden, daß 
der Miterbe eine nicht dieſer Form entſprechende bindende Voll— 
macht erteilt, die in Wirklichkeit demſelben Zweck dient und die⸗ 
nen ſoll wie der Abſchluß des Hauptgeſchäfts ſelbſt. So liegt 
der Fall hier. Der Bevollmächtigte iſt in den nur notariell be- 
glaubigten Vollmachten zweier Miterbinnen ausdrücklich von 
der Beſchränkung des § 181 BGB. befreit worden. Die Voll⸗ 
machten ſind nicht allgemein erteilt, ſie ſind vielmehr auf den 
Nachlaß und die zu dieſem Nachlaß gehörigen Grundſtücke be⸗ 
ſchränkt worden. Außerdem enthalten ſie die ausdrückliche Er⸗ 
klärung, daß die Übertragung des Nachlaſſes oder der Nachlaß⸗ 
grundſtücke durch die Vollmachtgeber ſogar beabſichtigt ſei. Dar⸗ 
aus iſt zu entnehmen, daß die Vollmachten auch im Intereſſe 
des Bevollmächtigten erteilt worden ſind, der öffentlich mit den 
beiden Miterbinnen, ebenſo wie mit den übrigen Miterben Ver⸗ 
einbarungen über ihre Abfindung hinſichtlich des väterlichen 
Nachlaſſes getroffen hatte. Hiernach rechtfertigt ſich weiter die 
Annahme, daß die Beteiligten die Widerruflichkeit der Vollmach⸗ 
ten ſtillſchweigend haben ausſchließen wollen. Der Zweck der Er⸗ 
teilung der Vollmachten war alſo, im weſentlichen dieſelbe 
Rechtslage zu ſchaffen, wie durch einen Vertrag gem. 88 2371, 
2385, 1922 Abſ. 2 BGB. Auf Grund der notariell beglaubig⸗ 
ten Vollmachten konnte der Bevollmächtigte daher weder die 
Anteile feiner Vollmachtgeber rechtswirkſam auf ſich ſelbſt über⸗ 
tragen, noch auch die Nachlaßgrundſtücke namens der Erben⸗ 
gemeinſchaft an ſich ſelbſt auflaſſen. Dieſe ohne ausreichende 
Vollmachten vorgenommenen Übertragungen würden aber wirk— 
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ſam werden, wenn ſie von den Vollmachtgebern in der Form 
des 829 GBO. nachträglich genehmigt werden würden (8 185 
Abſ. 2 BGB.). 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 25. März 1937, 1 WX 56/37.) 
8 H. 


4. RG. — 88 177, 182 BGB. 8 177 iſt auch auf den Fall 
des Überſchreitens einer Vertretungsmacht anzuwenden. Die 
zweiwöchige Friſt im S 177 Abſ. 2 kann von den Beteiligten 
abgeändert oder außer Geltung geſetzt werden; bei Abſchlüſſen 
mit Vehörden über erhebliche Gegenſtände wird das ſogar ſtill⸗ 
ſchweigend anzunehmen ſein. 

Die Einwendungen des Kl. gegen die Rechtswirkſamkeit 
der Vereinbarung vom 28. Sept. 1933 hält das BG. ſämtlich 
für unbegründet. 

1. Das Abkommen ſei kein Vertragsangebot, ſondern ein 
Vertrag, denn es enthalte die Erklärungen beider Vertragsteile. 
Der Vertreter des Fin A. ſei beim Abſchluß nicht als Vertreter 
ohne Vertretungsmacht aufgetreten, denn er habe als Bevoll⸗ 
mächtigter des Präſ. des LFin A. vorbehaltlich der Genehmi⸗ 
gung ſeines Machtgebers abgeſchloſſen. Nach dem Willen der 
Parteien habe ſomit die Wirkſamkeit des Vertrages von der 
Genehmigung des einen Vertragsteils abhängen ſollen, der ſie 
nicht als Träger hoheitlicher Gewalt, ſondern als Partei eines 
dem bürgerlichen Recht angehörigen Vertrages erteilen ſollte. 
Da der abſchließende Vorſteher des Fin A. bevollmächtigt ge⸗ 
weſen ſei, dürfe die Genehmigung nicht nach §S 177 BGB. be⸗ 
urteilt werden, ſie ſei alſo nicht binnen zwei Wochen nach der 
Aufforderung des Kl. zu erteilen geweſen. Vielmehr richte ſich 
die Wirkſamkeit der Genehmigung nach SS 182 ff. BGB. Aller⸗ 
dings habe ſie innerhalb einer angemeſſenen Friſt erfolgen 
müſſen; das ſei aber auch geſchehen. Die Zeitſpanne zwiſchen 
dem 28 Sept. und dem 5. Dez. ſei nicht unangemeſſen lang, 
wenn man neben der Wichtigkeit des Vertrages auch beachte, 
daß die Zuſtimmung zweier Reichsminiſterien einzuholen ge⸗ 
weſen ſei und die beteiligten Reichsſtellen infolge der vielen 
dringenden Aufgaben im Jahre 1933 mit beſonderen Schwierig⸗ 
keiten zu kämpfen gehabt hätten. 

Die Rev. meint, es müſſe § 177 BGB. angewendet wer⸗ 
den, denn der Präf. des LFin A., deſſen Genehmigung vorbe⸗ 
halten ſei, ſei kein Dritter, da er ſowohl der Vorgeſetzte des 
abſchließenden Beamten als auch der geſetzliche Vertreter des 
Reiches ſei. Dem ift nicht beizuſtimmen. § 177 BGB. regelt 
den Fall, daß jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines 
anderen einen Vertrag abſchließt. Dieſer Fall liegt allerdings 
nicht nur vor, wenn der Abſchließende überhaupt keine Befug⸗ 
nis hat, für den anderen, in deſſen Namen er handelt, abzu⸗ 
ſchließen, ſondern auch, wenn zwar eine Vertretungsmacht be⸗ 
ſteht, ihr Umfang aber durch den Abſchluß überſchritten wird. 
Liegt eine ſolche Uberſchreitung vor, jo kommt es für die An⸗ 
wendbarkeit des $ 177 BGB., anders als bei 88 178, 179 BGB., 
auch nicht darauf an, ob der andere Vertragsteilnehmer den 
Mangel der Vertretungsmacht kannte oder nicht. Vorausſetzung 
für die Anwendbarkeit des § 177 BGB. iſt aber ſtets, daß der 
von dem Vertreter geſchloſſene Vertrag nicht voll durch ſeine 
Vertretungsmacht gedeckt wird, alſo in irgendeiner Beziehung 
die Grenzen dieſer Vertretungsmacht überſchreitet. So liegt es 
hier nicht. Der Vorſteher des Fin A. war bevollmächtigt, mit 
dem Kl. einen Vertrag über die Aufhebung des Pachtverhält⸗ 
niſſes und die Regelung der Entſchädigung abzuſchließen, dabei 
aber die Wirkung des Vertrages von der Genehmigung einer 
anderen Dienſtſtelle, nämlich des Präſ. des LFin A., abhängig 
zu machen, wie es bei Abſchlüſſen von Behörden ſehr häufig ge⸗ 
ſchieht. Er hat mit dem Kl., der dieſen Inhalt der Vollmacht 
kannte, einen Vertrag abgeſchloſſen, der in keiner Weiſe die 
Grenzen der Vertretungsmacht überſchritt, denn er wurde in 
ſeiner Wirkung ordnungsgemäß von jener Genehmigung ab⸗ 
hängig gemacht. Fehlte es ſomit an einem Abſchluß ohne Ver⸗ 
tretungsmacht i. S. des § 177 BGB., fo kann auch dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht zur Anwendung gelangen. Vielmehr ſind mit 
dem BG. SS 182 ff. BGB. anzuwenden, denn die Wirkſamkeit 
des Vertrags hängt nach ſeinem Inhalt von der Zuſtimmung 
eines Dritten ab. Dieſe Abhängigkeit beruht auf der Verein⸗ 
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barung ſelbſt, iſt alſo zwiſchen dem Kl. und dem abſchließenden 
Vertreter des Bekl. beſonders vereinbart. Nach dem Sinne 
dieſer Vereinbarung, alſo nach dem Willen der Abſchließenden, 
ſollte der Präſ. des LFin A. als Dritter, nämlich als ein an 
dem Vorgang des Abſchluſſes nicht perſönlich Beteiligter, die 
Entſch. über den Beſtand des Vereinbarten in der Hand haben 
Dadurch wurde er zum Dritten i. S. des § 182 BGB., und es 
kann nicht darauf ankommen, welche Stellung ihm ſonſt, etwa 
als Vertreter des Bekl. oder als Vorgeſetzter des abſchließen⸗ 
den Beamten, zukam. Die Vorſchriften des Geſetzes über die 
Genehmigung (88 182 ff. BGB.) ſollen offenſichtlich ganz all⸗ 
gemein die Fälle regeln, in denen ein vorhandener Vertrag 
1 noch einer Zuſtimmung anderer Perſonen be⸗ 
darf. 

Damit ſcheidet die Anwendung auch des § 177 Abſ. 2 
BGB. ohne weiteres aus; es war nicht erforderlich, daß die 
Genehmigung innerhalb von zwei Wochen ſeit einer vom Kl. 
ergangenen Aufforderung erteilt wurde. Übrigens würde es 
dafür auf die Möglichkeit der Anwendung des § 177 BGB. 
auch nicht entſcheidend ankommen. Ebenſo wie in § 108 BGB. 
(RGRKomm. zu § 108 Bem. 2) können die am Vertragsſchluß 
Beteiligten die Friſt des § 177 Abſ. 2 BGB. abändern oder 
außer Geltung ſetzen. Das kann auch ſtillſchweigend geſchehen 
Im vorl. Fall würde ein ſolcher Wille ohne weiteres anzu⸗ 
nehmen ſein. Es handelte ſich um den Abſchluß mit einer Be⸗ 
hörde über einen erheblichen Gegenſtand, insbeſ. auch eine be⸗ 
trächtliche Entſchädigung, die der Bekl. zahlen ſollte. Schon die 
Zeit, die von der Aufforderung zur Löſung des Pachtverhält⸗ 
niſſes bis zu der Abſchätzung und dann wieder von dieſer bis 
zu der Verhandlung über den Vertrag und ſeinem Abſchluß 
verſtrichen war, machte es klar, daß die Erledigung der Ange⸗ 
legenheit geraume Zeit in Anſpruch nahm. Wurde dann die 
Genehmigung des Präſ. des LFin A. vorbehalten, obwohl der 
Vertragsſchluß im weſentlichen nur diejenigen Bedingungen 
feſtlegte, die als Forderungen des Kl. dem Präſ. ſchon ſeit der 
Vereinbarung vom 15. Sept. bekannt waren, ſo konnte auch 
dem Kl., zumal er als Pächter des Bekl. mit den Gepflogen⸗ 
heiten der Behörden nicht unbekannt ſein konnte, nicht ent⸗ 
gehen, daß die Genehmigung vorbehalten wurde, weil der Präl. 
höhere Dienſtſtellen entſcheiden laſſen mußte. Dann aber konnte 
es ſelbſtverſtändlich nicht der Sinn des Vorbehalts ſein, daß 
der Kl. durch eine nach ſeinem Belieben vorgenommene Auf⸗ 
forderung die Erteilung der Genehmigung an eine zweiwöchige 
Friſt binden konnte. Vielmehr konnte der Vertrag nur dahin 
aufgefaßt werden, daß die Genehmigung nicht ungebührlich 
verzögert werden durfte. Dieſe Gedankengänge würden übri⸗ 
gens auch zutreffen, wenn es ſich gar nicht um einen Vertrag, 
ſondern ein Vertragsangebot handelte; auch dann würde eine 
Bindung des Kl. an das Angebot bis zur Genehmigung, rich⸗ 
tiger Vertragsannahme, beſtanden haben, wenn dieſe Erklärung 
nicht ungebührlich verzögert wurde. 

(RG., IV. ZivSen., U. v. 11. März 1937, IV 308/36.) [K.] 
* 

5. RG. — 8242 BGB. Die Geſchäftsgrundlage wird nach 
der Rſpr. des NG. gebildet durch die bei Geſchäftsabſchluß zu⸗ 
tage getretene und vom Geſchäftsgegner in ihrer Bedeutung 
erkannte und nicht beanſtandete Vorſtellung eines Beteiligten 
oder die gemeinſame Vorſtellung beider Vertragsteile vom Vor⸗ 
handenſein oder dem künftigen Eintritt oder Nichteintritt ge 
wiſſer Umſtände, auf deren Grundlage ſich der Geſchäftswille 
aufbaut. 

Eine Erſchütterung dieſer Grundlage kann unter Anwen⸗ 
dung der Beſtimmung des 8 242 BGB. dazu führen, daß der 
Verpflichtete dem ſtarren Feſthalten des Berechtigten an dem 
Vertrag den Einwand der unzuläſſigen Rechtsausübung ent⸗ 
gegenſetzen kann (vgl. RG. 103, 332 = AM. 1922, 702: RG 
108, 105 JW. 1925, 242; RG. 122, 200 = IW. 1929, 
320; RG. 146, 376 JW. 1935, 1548 2; ferner RGUrt.: JW. 
1937, 273). Die Geltendmachung des Einwandes der unzuläſſigen 
Rechtsausübung wegen Wegfalls oder beiderſeitigen Irrtums 
über die Geſchäftsgrundlage hat nicht die Unwirkſamkeit des 
Vertrags zur Folge, ſondern entbindet den Schuldner von ſei⸗ 
nen Verpflichtungen nur inſoweit, als dies durch die Vorſchrift 
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des § 242 BGB. geboten ift. Bei der Anwendung dieſer Beſtim⸗ 
mung im Hinblick auf den Wegfall oder den beiderſeitigen Irr⸗ 
tum über die Geſchäftsgrundlage iſt mit Rückſicht auf den 
Grundſatz der Aufrechterhaltung der Verträge allerdings eine 
beſonders ſorgfältige Prüfung aller Umſtände des Einzelfalls 
geboten (vgl. RG. 152, 403 = 3. 1937, 678 m. Anm.; 
RG. 153, 356 JW. 1937, 1149 9). 
(RG., V. ZivSen., U. v. 14. April 1937, V 249/36.) 
* 
* 6. RG. — I. 8419 BGB. 

Eine Vermögensübernahme nach 8 419 BGB. ſeßt dann, 
wenn ſie in der überlaſſung eines Grundſtücks gefunden wer⸗ 
den ſoll, voraus, daß der Erwerber die Vermögensverhältniſſe 
deſſen kennt, von dem er ſich das Vermögen in Geſtalt des 
Grundſtücks übertragen läßt. 

II. 881098 Abſ. 2, 883 Abſ. 2, 888 BGB.; 88 Abſ. 1 
NSiedlG.; BO. v. 15. März 1918 über den Verkehr mit land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken. 

Die Ausübung des Vorkaufsrechts gegenüber einem 
Kaufvertrag, der einer Genehmigung nach der VO. v. 15. März 
1918 bedarf, iſt nicht ſchon vom Zeitpunkt der Beurkundung, 
ſondern erſt vom Augenblick der behördlichen Genehmigung des 
Kaufvertrages ab möglich. Die rückwirkende Kraft der behörd⸗ 
lichen Genehmigung kann nicht dazu führen, den Vormerkungs⸗ 
ſchutz aus § 1098 Abſ. 2 BGB. zurückzuverlegen in einen Zeit⸗ 
punkt, in dem das Vorkaufsrecht noch nicht ausübbar war. 


Durch einen am 7. März 1934 notariell beurkundeten Ver⸗ 


lv. B.] 


trag verkaufte Fräulein Lo. ihr Landgut für 600 000 %% an 


den Kaufmann B. Gemäß $ 14 des Vertrags wurde am 20. März 
1934 für den Käufer eine Auflaſſungsvormerkung in das Grund— 
buch eingetragen. Am 4. April 1934 wurde für die Bekl., die 
22 000 e für Lieferungen an Saatgetreide und Düngemit— 
teln von der Verkäuferin zu fordern hatte, aus einer vollſtreck— 
baren Urkunde v. 14. Juli 1931 eine Sicherungshypothek von 
22 000 e auf dem Gut eingetragen. Am 5. April 1934 geneh⸗ 
migte das Mecklenburgiſche Min. für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten den Vertrag v. 7. März 1934 gemäß der VO. 
b. 15. März 1918 über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken. Gleichzeitig erſuchte das Miniſterium den klagen⸗ 
den Landlieferungsverband, gem. § 14 RSiedlGG. v. 11. Aug. 
1919 das Vorkaufsrecht auszuüben, und zwar zugunſten der 
Siedlungsgeſellſchaft S., die gem. § 18 des Geſetzes um Abnahme 
des Guts und Zahlung des Erwerbspreiſes erfucht wurde. Mit 
zwei Schreiben v. 6. April 1934, die am nächſten Tage den Emp⸗ 
fängern zugingen, erklärte der Kl. den Parteien des Vertrags 
v. 7. März 1934 gegenüber die Ausübung des Vorkaufsrechts 
mit dem Bemerken, daß die Siedlungsgeſellſchaft S. ihm gegen⸗ 
über alle Käuferpflichten übernommen habe, die Beſiedlung 
durchführen werde und zur Beſitznahme des Guts ermächtigt ſei. 
Da Fräulein Lo. ſich weigerte, dem Kl. freiwillig das Gut zu 
überlaſſen, kam es im Juli 1934 zwiſchen ihnen zu einem Vor⸗ 
prozeß. In dieſem wurde die Verkäuferin rechtskräftig ver⸗ 
urteilt, dem Kl. das Gut herauszugeben und aufzulaſſen und 
ſeine Eintragung als neuer Eigentümer zu bewilligen. Am 
26. Juni 1935 erfolgte die Umſchreibung des Grundſtückseigen⸗ 
tums auf den Kl. Erſt im Lauf des jetzt vorl. zweiten Rechts⸗ 
ſtreits übereignete der Kl. das Gut durch Auflaſſung v. 8. Nov. 
1935 und Eintragung v. 14. Jan. 1936 an die Siedlungs⸗ 
geſellſchaft. 

Mit der im Aug. 1935 angeſtrengten Klage des jetzt zu 
entſcheidenden Rechtsſtreits verlangt der Kl. von der Bekl. die 
Zuftimmung zur Löſchung der am 4. April 1934 eingetragenen 
Sicherungshypothek von 22 000 . 

Das LG. hat nach dem Klageantrag erkannt. 

Das OLG. hat zwar die Verurteilung der Bekl. zur 
Löſchung ihrer Sicherungshypothek aufrechterhalten, die Voll⸗ 
ſtreckung dieſes Ausſpruchs aber von einer Sicherheitsleiſtung 
des Kl. in Höhe von 22 000 %% abhängig gemacht. Es hält 
die Heranziehung des § 419 BGB. zugunſten der Bekl. für ge⸗ 
boten und läßt das danach ihr zugeſtandene Zurückbehaltungs⸗ 
recht nur dem Sicherungserbieten des Kl. aus 8 273 Abf. 3 
BGB. weichen. 


Das RG. hob das Urteil des OLG. auf und änderte das 
Urteil des LG. dahin ab, daß die Klage abgewieſen wird. 


J. Das BG. gelangt zur Bejahung der auf § 419 BGB. 
geſtützten Einrede des Zurückbehaltungsrechts der Bekl. mit fol⸗ 
gender Begründung: Das Vorkaufsrecht nach den 88 14, 8 
RSiedlGG. diene zwar dem öffentlichen Intereſſe, tue dies aber 
auf dem Wege des Privatrechts. Die Wirkungen des bürgerlich 
rechtlichen Kaufvertrags, der durch die Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts zuſtande komme, richteten ſich mithin nach dem bürgerlichen 
Recht. Stecke alſo in dem Kaufvertrag eine Vermögensüber⸗ 
nahme i. S. des § 419 BGB., fo müſſe auch die Schuldenhaf⸗ 
tung des Erwerbers nach dieſer Vorſchrift Platz greifen. Der 
zwiſchen Fräulein Lo. und dem Kl. am 7. April 1934 geſchloſſene 
Kauf ſtelle nun aber eine Vermögensübernahme nach 8419 
BGB. dar. Denn Fräulein Lo. habe durch die Hingabe des 
Landguts ſich ihres ganzen oder doch nahezu ganzen Vermögens 
entäußert. 

Der Kl. hält den 8419 BGB. bei einem Kaufvertrag, 
der durch Ausübung des Vorkaufsrechts nach SS 14, 8 RSiedlGl. 
zuſtande gekommen iſt, rechtsgrundſätzlich für unauwendbar. Er 
glaubt dieſe Anſicht auf die öffentlich-rechtliche Natur des Vor⸗ 
kaufsrechts, die Nichterwähnung des § 419 BGB. im 88 Abſ. 1 
NSiedlcz. und auf den Zweck des Siedlungsgeſetzes ſtützen zu 
konnen. Dabei ſcheinen ihm Gedanken vorzuſchweben, die an 
NGZ. 68, 216 = JW. 1908, 221 und RG. 130, 178 = 
JW. 1931, 733 anklingen. Ob die inſoweit vorgetragenen Rechts⸗ 
bedenken der Rev. begründet ſind, kann jedoch auf ſich beruhen. 
Denn auch wenn man mit dem BG. davon ausgeht, daß 8 419 
BGB. grundſätzlich hier anwendbar und daß feine objektiven 
Vorausſetzungen erfüllt ſeien, ſcheitert das angefochtene Urteil 
jedenfalls an der rechtsirrigen Behandlung des ſubjektiven Tat⸗ 
beſtands dieſer Geſetzesvorſchrift. Eine Vermögensübernahme 
nach § 419 BGB. ſetzt gerade dann, wenn fie in der Überlaſ— 
ſung eines Grundſtücks gefunden werden ſoll, voraus, daß „der 
Erwerber“ die Vermögensverhältniſſe deſſen kennt, von dem 
er ſich das Vermögen in Geſtalt des Grundſtücks übertragen 
läßt (RG. 134, 125 = JW. 1932, 724 und 2280 und 
3181). „Erwerber“ war hier nun aber durch Ausübung des 
Vorkaufsrechts nach § 14 RSiedlg. der Kl., nicht die Siedlungs⸗ 
geſellſchaft geworden. Er war nach dem Geſetz der Erwerbs— 
berechtigte. Er hat ſein Vorkaufsrecht geltend gemacht. Ihm iſt 
denn auch das Gut übereignet worden. Er hat im Vorprozeß ge- 
klagt und geſiegt. Er verfolgt jetzt einen aus ſeinem Eigen⸗ 
tum fließenden dinglichen Anſpruch. Es geht nicht an, ihm nun⸗ 
mehr lediglich für die Anwendung des § 419 BGB. aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen die Erwerberſtellung abzuſprechen. Für ſein 
nach außen hin begründetes Rechtsverhältnis zu Fräulein Lo., 
auf das allein es für die Frage der Vermögensübernahme an- 
kommt, ſind ſeine Innenbeziehungen einerſeits zu dem Miniſte⸗ 
rium (Siedlungsamt) und andererſeits zu der Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaft, die das Gut in zweiter Hand erwerben ſollte, ohne Be⸗ 
deutung. Es iſt rechtlich unmöglich, die beiden ſelbſtändigen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfte, die nun einmal zunächſt nach 88 14, 8 
Riedl. zwiſchen Fräulein Lo, und dem Kl., dann nach § 18 
NStedl®. zwiſchen dem Kl. und der Siedlungsgeſellſchaft ge⸗ 
ſchloſſen worden find, für die Betrachtung aus § 419 BGB. zu⸗ 
ſammenzufaſſen zu einem einheitlichen Vermögensübergang von 
Fräulein Lo. auf die Siedlungsgeſellſchaft. Eine ſolche rechtliche 
Behandlung verträgt der Tatbeſtand um jo weniger, als 8 419 
BGB. gerade jo wie § 812 BGB. eine unmittelbare Vermögens⸗ 
verſchiebung verlangt (RG. 144, 219 = ZW. 1934, 14822 
m. Anm.). Eine unmittelbare Vermögensverſchiebung hat aber 
im vorl. Falle wenn überhaupt ſo doch nur zwiſchen Fräulein 
Lo. und dem Kl. ſtattgefunden. Nur aus der Perſon des Kl., 
nicht aus der Perſon des Zweiterwerbers heraus mußte daher 
der ſubjektive Tatbeſtand des § 419 BGB., d. h. die Kenntnis 
des Erwerbers von den Vermögensverhältniſſen des Veräuße⸗ 
rers, geprüft werden. Dieſe Prüfung fehlt bisher, ein Mangel, 
der zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen mußte. 

II. Der Bekl. hat Anſchlußreviſion eingelegt für den Fall, 
daß das angefochtene Urteil auf die Rev. des Kl. aufgehoben 
werden ſollte und für dieſen Fall beantragt, die Klage völlig 
abzuweiſen. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen nur bedingten An⸗ 
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ſchließung iſt nicht zu beanſtanden (RG.: JW. 1903, 315%; RG⸗ 
Warn. 1912 Nr. 133; Urt. v. 5. März 1917, VI 395/16). Die Be⸗ 
dingung iſt eingetreten. Die Nachprüfung führt zur Abweiſung 
der Klage. 

Das BE. hat zu Unrecht angenommen, daß die am 4. April 
1934 eingetragene Sicherungshypothek der Bekl. dem durch § 8 
Abſ. 1 RSiedlG., § 1098 Abſ. 2 BGB. für den Kl. begrün⸗ 
deten Vormerkungsſchutz gemäß den 88883 Abſ. 2, 888 BGB. 
weichen muüſſe. Nach § 1098 Abſ. 2 BGB. hatte das Vorkaufs⸗ 
recht des Kl. der Bekl. gegenüber die Wirkung einer Vormer⸗ 
kung zur Sicherung des erſt durch die Ausübung des Rechts 
entſtehenden Anſpruchs auf Übertragung des Eigentums an dem 
Grundſtück des Fräulein Lo. Nach der Faſſung des Geſetzes ließe 
ſich nun wohl die Anſicht vertreten, daß der Vormerkungsſchutz 
ebenſo wie der vorgemerkte Anſpruch erſt durch die Ausübung 
des Vorkaufsrechts entſtünde, daß alſo dieſer Schutz verſagte 
gegenüber Dritten, die ſchon vor der tatſächlichen Ausübung 
des Vorkaufsrechts ein Recht an dem Grundſtück erworben 
haben ). Mit beachtlichen Gründen nimmt aber die h. M. im 
Schrifttum an, daß der Vormerkungsſchutz nicht erſt mit der 
tatſächlichen Ausübung des Vorkaufsrechts beginne, ſondern 
zurückzuverlegen ſei in den Zeitpunkt, wo die Möglichkeit zur 
Ausübung des Rechts beſteht, d. h. in den Zeitpunkt des wirk⸗ 
ſamen Abſchluſſes eines den Vorkaufsfall begründenden Kauf⸗ 
vertrags 2). Im vorl. Rechtsſtreit bedarf nun die Frage, ob 
ſchon der Eintritt des Vorkaufsfalls oder erſt die Ausübung des 
Vorkaufsrechts den Vormerkungsſchutz nach 8 1098 Abſ. 2 BGB. 
auslöſt, keiner Entſch. Denn auch wenn man der dem Kl. gün⸗ 
ſtigen h. A. folgt, muß ihm der Vormerkungsſchutz gegenüber 
der Bekl. verſagt bleiben. In der Rſpr. des RG. ſteht nämlich 
feſt, daß die Ausübung des Vorkaufsrechts gegenüber einem 
Kaufvertrag, der einer Genehmigung nach der VO. v. 15. März 
1918 bedarf, nicht ſchon vom Zeitpunkt der Beurkundung, ſon⸗ 
dern erſt vom Augenblick der behördlichen Genehmigung des 
Kaufvertrags ab möglich iſt (RG. 98, 47; 106, 320; 114, 158 
JW. 1926, 2367; JW. 1926, 2628 u; 1927, 1516 ). Das 
Vorkaufsrecht des Kl. konnte alſo nicht vor dem 5. April 1934 
ausgeübt werden. Folglich beſtand für ihn vor dieſem Tage 
ſelbſt bei der ihm günſtigſten Auslegung des § 1098 Abſ. 2 
BGB. noch kein Vormerkungsſchutz. Die Bekl. braucht daher 
ihre bereits am 4. April 1934 eingetragene Sicherungshypothek 
nicht löſchen zu laſſen. Die rückwirkende Kraft der behördlichen 
Genehmigung (vgl. RGZ. 123, 331 = JW. 1929, 1393; RGg. 
125, 55 JW. 1930, 803) kann nicht dazu führen, den Vormer⸗ 
kungsſchutz aus § 1098 Abſ. 2 BGB. zurückzuverlegen in einen 
Zeitpunkt, in dem das Vorkaufsrecht noch nicht ausübbar ge⸗ 
ſchweige denn ausgeübt war. Eine ſolche Zurückverlegung läßt 
ſich auch nicht rechtfertigen durch den Hinweis auf 8 883 Abf. 1 
Satz 2 BGB. Denn das Geſetz läßt den Vormerkungsſchutz aus 
$ 1098 Abf. 2 BGB. nach herrſchender und richtiger Meinung?) 
nicht etwa ſchon mit der Begründung des Vorkaufsrechts, ſon⸗ 
dern früheſtens mit dem Eintritt des Vorkaufsfalls beginnen. 
Die Gegenanſicht würde zu einer für den Rechtsverkehr uner⸗ 
träglichen Sperre des Grundbuchs aller mit einem Vorkaufs⸗ 
recht belaſteten Grundſtücke führen. Die bloße Beurkundung 
eines zunächſt ſchwebend unwirkſamen Kaufvertrags genügt, wie 
bereits dargelegt iſt, noch nicht zum Eintritt des Vorkaufsfalls 
und damit auch des Vormerkungsſchutzes. Zudem bleibt min⸗ 
deſtens zweifelhaft, ob der ſchwebend unwirkſame Vertrag be⸗ 
reits ein Rechtsverhältnis begründet, wie es nach RGZ. 151, 75 
JW. 1936, 2306 5 m. Anm. für die Entſtehung eines „künf⸗ 
tigen“ Auflaſſungsanſpruchs des Vorkaufsberechtigten erforder⸗ 
lich wäre. 

(RG., V. ZivSen., U. v. 28. April 1937, V 206/36.) 
(= RG. 154, 370.) 


1) Vgl. Planck⸗Strecker, „BGB.“, 5. Aufl., Bd. III 1, 
81098 Anm. 3 ba; RizR Komm., 8. Aufl., Bd. 3, 81098 Aum 5. 

2) So dicR Komm. a. a. O. S. 479; Staudinger, „BOB“, 
10. Aufl., Bd. III 2, 8 1098 Anm. 3, 15; Ponfick⸗Wenzel, 
„RSiedlch.“, 3. Aufl., S. 148, zu 8 1098; auch wohl Planck⸗ 
Strecker a. a. O. Anm. 3bB Abſ. 3. 

) Vgl. Planch⸗Strecker a. a. O. Anm. 3b 5 Abſ. 3 mit 
weiteren Scheifttumsnachzweiſen. 
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7. OLG. — SS 705 ff., 32 BGB. Die Nichteinhaltung einer 
im Geſellſchaftsvertrage für die Einberufung der Geſellſchaſterver⸗ 
ſammlung vorgeſehenen Form hat die Nichtigkeit eines in der 
Verſammlung gefaßten Strafbeſchluſſes zur Folge. 

(Os G. Kaſſel, 2. ZivSen., Urt. v. 20. Mai 1937, 2 U 114/36.) 
* 

8. RG. — 8 839 Abſ. 3 BEL. Zu den Rechtsmitteln i. S. 
des 8839 Abſ. 3 BGB. gehört auch eine Erinnerung aus 8 766 
ZBO., nicht dagegen ein mit der Einlegung einer Berufung 
geſtellter Antrag auf einſtweilige Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. 

Durch Urteil des AG. B. war der Kl. verurteilt worden, 
dem K. eine Unterhaltsrente zu zahlen. Gegen dieſes, dem Pro⸗ 
zeß bevollmächtigten des Kl. am 20. Juni 1934 zugeſtellte Urteil 
hat der Kl. am 19. Juli 1934 Berufung eingelegt. Durch Urtell 
des LG. L. iſt das amtsgerichtliche Urteil abgeändert und K 
mit feiner Klage abgewieſen worden. 

Auf Grund des amtsgerichtlichen Urteils nahm der Ober⸗ 
gerichtsvollzieher D. am 20. Juni 1934 die Zwangsvollſtreckung 
vor. Er pfändete bald nach 8 Uhr auf dem Markt in B. ein 
Pferd des Kl. Vor der Pfändung ſtellte er den Schuldtitel dem 
Kl. perſönlich zu. Unmittelbar nach der Pfändung verſtei⸗ 
gerte D. das Pferd und ſchlug es dem Pferdehändler P. für 
215 Seal, zu. Erſt nach Beendigung der Verſteigerung ſtellte D 
das Urteil am 20. Juni 1934 dem Prozeßbevollmächtigten des 
Kl. zu. 

Der Kl. ſieht darin, daß die Pfändung und die Verſteige⸗ 
rung vor ordnungsmäßiger Zuſtellung des Urteils erfolgt und 
daß nicht die Wochenfriſt aus 8 816 ZPO. bis zur Verſteigerung 
eingehalten iſt, eine Amtspflichtverletzung des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers, für die er mit der Klage den beklagten Juſtizfiskus in 
Anſpruch nimmt. 

Das LG. hat den Bekl. nur zur Zahlung eines Teilbetrages 
von 25 %%% verurteilt. 

Das OLG. hat dem Kl. außer den bereits zuerkannten 
25 Hal weitere 140 H zugeſprochen. 

Die Rev. der Bekl. führte zur Zurückverweiſung. 

Der Schaden des Kl. beſteht darin, daß er durch die Weg⸗ 
nahme und Verſteigerung ſeines Pferdes das Eigentum ver⸗ 
loren hat. Die Urſächlichkeit der Amtspflichtverletzung des Ge⸗ 
richtsvollziehers für den Eintritt dieſes Schadens könnte nur 
unter dem Geſichtspunkte in Frage gezogen werden, daß bel 
ordnungsmäßigem Vorgehen des Gerichtsvollziehers derſelbe 
nachteilige Erfolg für den Kl. eingetreten wäre (RGZ. 147, 129 
= IM. 1935, 1617), nämlich daß fein Pferd gepfändet und 
verſteigert worden wäre. Das hat aber der Bekl. ſelbſt nicht 
behauptet. Daß der Kl. möglicherweiſe durch einen ſpäteren ord⸗ 
nungsmäßigen Vollſtreckungsakt in den Kauferlös des Pferdes 
ebenfalls einen Vermögensnachteil erlitten hätte, vermag die 
Urſächlichkeit der Pflichtverletzung des Gerichtsvollziehers fur 
den eingetretenen Schaden nicht auszuräumen (RG. 141, 365 
JW. 1933, 2383 m. Anm. u. 2641; RG. 144, 80 JW 
1934, 1564 m. Anm. und 19043), 

Dagegen geben die Erwägungen des BU. inſoweit zu Be⸗ 
denken Veranlaſſung, als die Vorausſetzung des § 839 Abſ. 3 
BGB. verneint wird. Zu den Rechtsmitteln i. S. dieſer Vor- 
ſchrift gehört auch eine Erinnerung aus § 766 ZPO. (RG3. 
150, 323 = ZW. 1936, 1770 10). Daß eine Erinnerung vor dem 
Vollzug der Verſteigerung noch mit Erfolg möglich geweſen 
wäre, dafür bietet allerdings der vorgetragene Sachverhalt 
keinen Anhaltspunkt. Da ferner die Zuſtellung des Vollſtrek⸗ 
kungstitels an den Prozeßbevollmächtigten des Kl. alsbald nach 
der Verſteigerung erfolgt und dadurch der Vollſtreckungsakt 
jedenfalls von dieſem Zeitpunkt ab wirkſam war, ſo iſt dem 
OLG. darin beizutreten, daß eine Erinnerung aus 8766 3 PO. 
ſoweit mit ihr ein Verſtoß gegen 8 750 Abf. 1 ZPO. geltend 
gemacht werden ſollte, keinen Erfolg haben konnte. Der Kl. 
hat aber weiter vorgetragen, daß das Pferd Erbhofzubehör 9 
weſen ſei und daß deshalb gem 538 NErbhof®. die Zwang? 
vollſtreckung unzuläſſig geweſen ſei Ob mit dieſer Begründung 
die Einftellung der Zwangsvollſtreckung mit der Folge der DM 
terlegung des Verſteigerungserlöſes hätte herbeigeführt werden 
können, wird das BG. zu prüfen haben. 
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Ein mit der Einlegung der Berufung geſtellter Antrag auf 
einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung wäre nicht als 
Rechtsmittel i. S. des § 839 Abſ. 3 BGB. zu erachten, da ſich 
dieſer Rechtsbehelf nicht gegen die fehlerhafte Amtshandlung als 
ſolche gerichtet hätte (RGZ. 150, 323 = JW. 1936, 1770 10). 
Die Unterlaſſung, die der Bekl. dem Kl. nach dieſer Richtung 
hin vorwirft, kann daher nur unter dem Geſichtspunkte des § 254 
BGB. in Betracht kommen. 

(RG., V. ZivSen., U. v. 17. März 1937, V 243/36.) 
* 


9. KG. — 58 1325, 1329 BGB.; Art. 7, 13 EGBGB.; 
Art. 8 Haagéheſchließ Abk.; 8 256 ZPO. 

1. Iſt eine Ehe geſchieden, ſo iſt die nachträgliche Nichtig⸗ 
keitsklage eine einfache Feſtſtellungsklage, deren prozeſſugle Vor⸗ 
ausſetzungen vorliegen müſſen. 

2. Das HaagéEheſchließ Abk. iſt zwar bereits dann anzuwen⸗ 
den, wenn nur einer der Verlobten einem Vertragsſtaat angehört, 
die Eheſchließung muß dann aber im Gebiet der Vertragsſtaaten 
erfolgen. 

3. § 1325 BGB. beſtimmt nicht nur die perſönlichen Fähig⸗ 
keiten zum Abſchluß der Ehe für den deutſchen Verlobten, ſondern 
auch die des ausländiſchen, deſſen Geſchäftsfähigkeit aber ihrer⸗ 
ſeits nach deſſen Heimatrecht zu beurteilen iſt. 

4. Die nach Art. 13 EGBGB. in Betracht kommende Rechts⸗ 
ordnung regelt nicht nur die Folgen einer fehlerhaften Ehe⸗ 
schließung, ſondern auch die Möglichkeit ihrer Heilung. Erforder⸗ 
0 der Beſtätigung einer nichtigen Eheſchließung nach 8 1325 

GB. 


Die Ehe der Parteien iſt durch Scheidung aufgelöſt. So⸗ 
lauge fie beſtand, konnte die Nichtigkeit aus § 1325 BGB. 
nur im Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden 
(8 1329 BGB.). Jetzt handelt es ſich demgegenüber nicht mehr 
um eine Eheſache; denn die vorliegende Klage hat nicht „das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer Ehe zwiſchen den Parteien“ 
zum Gegenſtande, ſondern die Feſtſtellung, ob eine Ehe zwiſchen 
den Parteien beſtanden oder nicht beſtanden hat. Es handelt 
ſich mithin um eine einfache Feſtſtellungsklage (8 256 3 O.), 
deren prozeſſuale Vorausſetzungen alſo vorliegen müſſen (RGR⸗ 
Komm. Anm. 1 zu § 1329; R.: JW. 1908, 202 20). Ein recht⸗ 
liches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung beſteht hier des⸗ 
halb, weil der Kl. für den alleinſchuldigen Teil an der Schei⸗ 
dung der Ehe der Parteien erklärt worden iſt. Die Bekl. hat 
alſo gegen ihn einen Unterhaltsanſpruch (8 1578 BGB.), den 
fie trotz ihrer Erklärungen, nicht mit ſolchen Anſprüchen an 
ihn herantreten zu wollen, niemals in rechtsgültiger Form 
aufgegeben hat. Zudem kann aber der Kl. auf Grund der 
FürſVO. von 1924 (8 21 a) zur Erſtattung von Unterhalts- 
zahlungen herangezogen werden, die die Bekl. von Wohl- 
fahrtsbehörden erhalten hat. 

Die Nichtigkeitsklage wird darauf geſtützt, daß die Bekl. 
ſich zur Zeit der Eheſchließung in einem Zuſtand vorüber⸗ 
gehender Störung der Geiſtestätigkeit befand, welche die freie 
Willensbeſtimmung ausſchloß. Es wird alſo der Mangel einer 
Ehevorausſetzung, nämlich Unfähigkeit der Bekl. zur Abgabe 
einer rechtswirkſamen Willenserklärung behauptet. Die Bekl. 
war damals unſtreitig ihrer Staatsangehörigkeit nach Polin. 
Über das anzuwendende Recht entſcheidet mithin Art. 13 EG⸗ 
BGB., da Polen dem HaageéEheſchl Abk. erſt mit Wirkung vom 
25. Aug. 1929 beigetreten (Bek. v. 13. Sept. 1929 [RG Bl. II, 
640), die Ehe aber bereits im Febr. 1929 geſchloſſen iſt. Der 
Kl. war damals als Deutſcher allerdings Angehöriger eines 
Vertragsſtaates. Aber die Anwendung des HaageEheſchlAbk. 
hatte auch inſofern zur Vorausſetzung, daß die Eheſchließung 
„im Gebiet der Vertragsſtaaten“ erfolgt (Art. 8 HaagéEheſchl⸗ 
Abk.). Das iſt deshalb nicht der Fall, weil Lekno nicht zum 
Gebiet der damaligen Vertragsſtaaten gehörte. 

Gem. Art. 13 EGBGB. iſt für jeden Verlobten nach fei- 
nem Heimatgeſetz zu prüfen, ob er die Ehe mit dem anderen 
ſchließen konnte. Dieſes Recht entſcheidet auch über die Folgen 
einer fehlerhaften Eheſchließung. Die Ehe iſt alſo nach dem 
für den Kl. in Betracht kommenden deutſchen Recht ſchon dann 
nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung geſchäftsunfähig war oder ſich im Zuſtande der 
Bewußtloſigkeit oder vorübergehenden Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit befand (8 1325 Abſ. 1 BGG B.). Es kommt mithin nicht 
nur darauf an, ob der Kl. im vollen Beſitz ſeiner Geiſteskräfte 
war, ſondern die gleichen Vorausſetzungen müſſen auch in der 
Perſon des anderen Verlobten vorliegen. Das deutſche Recht 
beſtimmt alſo in dieſem Falle nicht nur die perſönliche Fähig⸗ 
eit desjenigen, der das Rechtsgeſchäft, die Ehe, abſchließt, ſon⸗ 
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dern auch mit wem er dieſes Rechtsgeſchäft abſchließen kann 
(vgl. auch Zitelmann, „Internationales Privatrecht“ Bd. II 
S. 609 Anm. 300). Ob dieſer andere die Fähigkeit zum Ab⸗ 
ſchluß des Rechtsgeſchafts hat, ob er alſo geſchäftsfähig iſt, oder 
ihm nur Gründe, die in ſeiner Perſon liegen, die Fähigkeit, zur 
Zeit eine gültige Willenserklärung abzugeben, mangelt, regelt 
ſich hingegen entſprechend den allgemeinen Grundſätzen über 
die Beſtimmung der Geſchäftsfähigkeit nach Art. 7 EGBGB. 
Das Heimatrecht beherrſcht mithin die Frage, ob die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit vorhanden war, während das Wirkungsſtatut, alſo 
die das ganze Rechtsverhältnis beherrſchende Rechtsordnung 
darüber entſcheidet, ob es auf die Geſchäftsfähigkeit überhaupt 
ankommt. 

Da die Bekl. zur Zeit der Eheſchließung Polin war, be⸗ 
urteilt ſich ihre Geſchäftsfahigkeit für die damalige Zeit nach 
poln. Recht, das eine Verweiſung auf ein anderes Recht, die 
gem. Art. 27 EGBGB. zu berückſichtigen wären, nicht kennt 
(vgl. Art. 1, 12 poln. Geſ. über das intern. Privatrecht vom 
2. Aug. 1926; deutſche Uberſ. bei Makarow, „Das FEN. der 
europäiſchen und außereuropäiſchen Staaten Teil I S. 149 ff.). 
Welches der fünf poln. Lokalrechte zur Anwendung kommt, 
entſcheidet Art. 1 u. 13 der poln. Gef. über das für die inneren 
Verhältniſſe geltende Recht v. 2. Aug. 1926 (deutſche Überf. 
bei Makarow a. a. O. S. 157), alſo das an dem damaligen 
Wohnſitz der Bekl. geltende Recht, d. h. da Lekno zur ehe⸗ 
maligen Provinz Poſen gehört, die Beſtimmungen des BGB., 
die inſofern auch heute dort noch gelten. Der Verlobte darf 
alſo, ſofern nicht überhaupt Geſchäftsunfähigkeit vorliegt (8 1325 
Abſ. 1 i. Verb. m. 8 104), ſich auch nicht in einem Zuſtande 
der vorübergehenden Störung der Geiſtestätigkeit befunden 
haben. Tatſächlich befand ſich die Bekl. aber, wie ſich aus 
dem Sachverſtändigengutachten i. Verb. m. den Zeugenausſagen 
ergibt, z. Z. der Eheſchließung in einem Zuſtand der vorüber⸗ 
gehenden Störung der Geiſtestätigkeit. 

Gem. Art. 13 EGBGB. beſtimmt aber das für den Kl. 
anzuwendende deutſche Recht nicht nur die Folgen einer nach 
dieſem fehlerhaften Eheſchließung; dieſelbe Rechtsordnung muß 
aus demſelben rechtlichen Grunde auch entſcheiden, ob und auf 
welche Weiſe derartige Fehler geheilt werden können. Gemäß 
8 1325 Abſ. 2 BGB. kann eine ſolche Ehe, bevor fie für nichtig 
erklärt oder aufgelöſt worden iſt, beſtätigt werden. Anders als 
die Wiederholung der Eheſchließung ($ 1309 Abſ. 1 Satz 2 
BGB.) bedarf die Beſtätigung nicht der für die Eheſchließung 
vorgeſchriebenen Form (8 1325 Abſ. 2 Satz 2). Sie iſt aljo 
formlos gültig, kann auch durch ſchlüſſige Handlungen vor- 
genommen werden. Immer müſſen dieſe aber dem anderen Ehe⸗ 
gatten gegenüber den unzweidentigen Willen zum Ausdruck 
bringen, die Ehe fortſetzen zu wollen. Die Beſtätigung muß 
alſo dem anderen Ehegatten gegenüber abgegeben werden, ohne 
daß es einer Annahme durch dieſen bedürfte. Zur Beſtätigung 
berechtigt iſt der Ehegatte, in deſſen Perſon der Grund der 
Ehenichtigkeit vorlag (ebenſo Staudinger Aum. 3 und 
Planck, Anm. 3b und e; unklar RGRKomm., Anm. 5 zu 
§ 1325 BGB.), hier alſo die Bekl. Sie kam geſund nach 
Berlin, wo der Kl. damals ſich aufhielt. Sie wußte, daß mit 
Rückſicht auf ihren Zuſtand bei der Eheſchließung dieſe mög⸗ 
licherweiſe ungültig war, als ſie den Kl. in Berlin aufſuchte. 
Dieſer Beſuch ſelbſt, der einzige Verſuch der Bekl., mit dem Kl. 
wieder zuſammen zu kommen, kann aber nicht als Beſtäti⸗ 
gungshandlung gewertet werden. Er erfolgte auf Veranlaſſung 
von Verwandten der Bekl., die verſuchen wollten, dieſe dem Kl., 
der inzwiſchen ſchon eine Klage gegen die Bekl. eingeleitet 


über ſonſt durch Worte oder Tat zu erkennen gegeben hat, daß 
ſie ſich mit dem Kl. als verheiratet betrachte. Auf eine Be⸗ 
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weiserhebung in dieſer Richtung kam es alſo nicht mehr an. 
Die Ehe der Parteien iſt mithin von Anfang an nichtig ge⸗ 
weſen. 
(K., 13. Ziv Sen., Urt. v. 21. Dez. 1936, 13 U 4371/85.) 
. 

10. RG. — 88 1333, 1346 BGB. Der Irrtum eines Ehe⸗ 
gatten darüber, daß der andere Ehegatte nicht nur jüdiſcher 
Miſchling, ſondern Volljude iſt, rechtfertigt die Eheanfechtung. 

Daß jemand rein jüdiſcher und nicht gemiſchter Abſtam⸗ 
mung iſt, ſtellt eine perſönliche Eigenſchaft i. S. des § 1333 
BGB. dar, die einen Deutſchblütigen wegen der Bedeutung der 
Raſſen bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von 
einer Heirat mit ihm abhalten kann. Die Anfechtungsklage des 
Kl. muß deshalb Erfolg haben, wenn er bei Eingehung der Ehe 
mit der Bekl. des irrigen Glaubens war, nur ihr Vater, nicht 
aber auch ihre Mutter ſei jüdiſcher Raſſe und bei Kenntnis der 
wahren Sachlage die Bekl. nicht geheiratet hätte, und wenn nicht 
der Kl. jenen Irrtum ſchon länger als ſechs Monate vor Klag⸗ 
erhebung erkannt hatte. Darin iſt dem BG. ſchlechthin beizu⸗ 
treten. Für den behaupteten Irrtum und deſſen Erheblichkeit 
für ſeinen Heiratswillen iſt der Kl., für die eingewandte Nicht⸗ 
wahrung der Anfechtungsfriſt die Bekl. beweispflichtig. Das 
BG. hat jenen Beweis als erbracht, dieſen aber als mißlun⸗ 
gen und das Gegenteil des zu Beweiſenden als dargetan an⸗ 
geſehen. Was es zur Begründung dieſer Feſtſtellungen ausführt, 
gehört der der Nachprüfung des RG. grundſätzlich entzogenen 
tatſächlichen Würdigung an. Daß es hierbei erſichtlich von 
Rechtsirrtum beeinflußt worden wäre oder daß ſeine Erwä⸗ 
gungen weſentliche Tatſachen oder Beweismittel unberückſich⸗ 
tigt ließen oder Denkfehler oder Widerſprüche gegen allgemeine 
Erfahrungsgrundſätze enthielten, kann der Rev. nicht zugegeben 
werden. Es trifft nicht zu, daß der Kl. zugegeben hätte, bei der 
Heirat gewußt zu haben, daß die Bekl. ſich erſt im 25. Lebens⸗ 
jahre hat taufen laſſen. War dem aber nicht ſo, dann iſt es 
ſicherlich nicht undenkbar, daß der Kl. trotz Kenntnis von dem 
moſaiſchen Bekenntniſſe des Vaters der evangeliſchen Bekl. bei 
der Eingehung der Ehe nicht damit gerechnet hat, auch ihre 
Mutter könne jüdiſcher Raſſe ſein. Es mag ferner auffällig ſein, 
daß der Kl. ſich weder damals noch ſpäter bis in die letzte Zeit 
hinein, insbeſ. alſo auch noch nach dem Umſchwunge und dem 
Erlaß der raſſenpolitiſchen Geſetze, trotz des unwiderlegt behaup⸗ 
teten jüdiſchen Ausſehens nicht bloß der Bekl. ſelbſt, ſondern 
auch ihrer Mutter jemals nach deren Raſſezugehörigkeit und 
Bekenntnis erkundigt hat, und es mag nicht gerade für ihn 
ſprechen, daß er als Nationalſozialiſt es überhaupt über ſich 
gebracht hat, die Tochter eines Juden zu heiraten; es wäre auch 
gewiß möglich geweſen, hieraus die Überzeugung zu ſchöpfen, 
daß er von Anfang an mit der Möglichkeit, die Bekl. ſei Voll⸗ 
jüdin, gerechnet, ſich aber darüber keine Gedanken gemacht und 
hierdurch ebenſowenig wie durch ihre ihm ſicher bekannte min⸗ 
deſtens beſtehende Miſchlingseigenſchaft von der Heirat mit ihr 
habe abhalten laſſen, was genügt hätte, ein Anfechtungsrecht 
auszuſchließen. Aber zwingend war dieſer Schluß nicht; das 
BG. hat ihn nicht gezogen, und das iſt für das RG. maßgebend. 
Bloße ſpätere Zweifel des Kl., die anzunehmen vielleicht 
noch näher gelegen hätte, würden dagegen nicht ausgereicht 
haben, die Anfechtungsfriſt in Lauf zu ſetzen; dazu würde viel⸗ 
mehr die Kenntnis ſolcher Anhaltspunkte nötig geweſen ſein, 
die bei gewiſſenhafter Erwägung zur Geltendmachung der Ehe⸗ 
nichtigkeit als ausreichend erachtet werden konnten. Daß der 
Kl. aber ſolche oder auch nur ernſthafte Zweifel ſchon vor 
dem 20. Nov. 1935 gehabt hätte, hat das BG. aus nicht angreif⸗ 
baren tatſächlichen Erwägungen verneint. Der Umſtand allein, 
daß der Kl. ſich nicht um eine Klärung der Raſſezugehörigkeit 
ſeiner Schwiegermutter bemüht hat, kann namentlich bei ſolcher 
Sachlage nicht genügen, ſelbſt wenn berückſichtigt wird, daß er 
als Nationalſozialiſt beſonderen Anlaß dazu gehabt hätte; deun 
wenn er ſelber keinen ernſthaften Zweifel hatte, kann davon, 
daß er ſich gefliſſeutlich der Aufhellung dieſes heiklen Punktes 
entzogen hätte, keine Rede ſein. 

Auch int übrigen läßt das BU. keinen durchgreifenden 
Rechtsfehler erkennen. Doch ſei darauf hingewieſen, daß die Nich⸗ 
tigerklärung der Ehe des Kl. dieſen keineswegs ohne weiteres, 


wie das BG. anzunehmen ſcheint, von der Unterhaltspflicht 
gegenüber der Bekl. befreit; nach Ss 1346, 1345 Abſ. 1 BGB. 
ift das vielmehr nur daun der Fall, wenn die Bekl. die Beden⸗ 
tung ihrer Eigenſchaft als Volljüdin für eine Ehe mit einem 
Deutſchblütigen ſchon bei ihrer Verheiratung mit dem Kl. kannte 
oder kennen mußte (vgl. RG. 145, 10); für ihr Wiſſen gilt in 
dieſer Hinſicht entſprechendes wie für das Nichtwiſſen des An⸗ 
fechtungsberechtigten. 
(RG., II. Ziv Sen., U. v. 29. April 1937, IV 22/37.) [K. 


* 


11. RG. — 88 1568, 1573 BGB. Auch wenn die zur Stüt⸗ 
zung der Scheidungsklage vorgetragenen Vorfälle einzeln be⸗ 
trachtet keine ſelbſtändigen Scheidungsgründe ſind, kann doch das 
Geſamtverhalten zur Scheidung nach § 1568 ausreichen. 
Die Feſtſtellung, daß durch den ehelichen Verkehr nur der eine 
Teil frühere Eheverfehlungen verziehen hat, iſt logiſch nicht 
widerſpruchsvoll. Auch die bedingte Verzeihung iſt möglich. 

Der Rev. muß zugegeben werden, daß das BU. zu Zwei⸗ 
feln Anlaß gibt, ob das BG. die einzeln erörterten Vor⸗ 
kommniſſe auch im Zuſammenhang gewürdigt und geprüft 
hat, ob nicht das Geſamtverhalten der Bekl. ſich als ſchwere 
Eheverfehlung i. S. des § 1568 BGB. darſtellt und damit 
die Klage als begründet erſcheinen läßt. Bei ſeinen Erörte⸗ 
rungen beurteilt das BG. das Verhalten der Bekl. nur 
jeweilig in bezug auf den einzelnen Vorfall. Mit Recht 
wendet ſich die Rev. vor allem aber auch dagegen, daß das 
BU. das Verhalten der Bekl. vor dem 18. Mai, insbeſ. ihren 
Brief an die Schweſter des Kl. deshalb völlig unberückſich⸗ 
tigt läßt, weil es durch den ſpäteren Geſchlechtsverkehr ver⸗ 
ziehen ſei. Damit verſtößt das Urt. gegen $ 1573 BGB. In 
dieſem Zuſammenhang iſt es auch ohne Bedeutung, daß das 
BU. in dem Brief der Bekl. — auch abgeſehen von der Ver⸗ 
zeihung — keine ſchwere Eheverfehlung und feinen ſelb⸗ 
ſtändigen Scheidungsgrund ſieht, denn es mußte, wie ge⸗ 
ſagt, das Geſamt verhalten der Bekl. werten und nach 
§ 1573 auch die verziehenen Verfehlungen der Bekl. mit⸗ 
berückſichtigen. 

Was die Begründung des BU. anlangt, mit der es eine 
Verzeihung der Bekl. aus dem Geſchlechtsverkehr vom 18. Mai 
verneint, fo iſt allerdings die von der Rev. als logiſch wider⸗ 
ſpruchsvoll bezeichnete Annahme des BI., der Kl. habe zwar 
ſeinerſeits durch den Geſchlechtsverkehr der Bekl. verziehen, 
nicht aber dieſe dem Kl., an ſich durchaus möglich. Es iſt 
weiter auch an ſich rechtlich bedenkenfrei, daß das BU. gerade 
deshalb aus dem Geſchlechtsverkehr vom 18. Mai keine Ver⸗ 
zeihung der Bekl. herleitet, weil ſie gehofft habe, der Kl. 
werde, wie er ihr beteuert gehabt habe, dann ſeine Schei⸗ 
dungsklage zurücknehmen. Mit Unrecht will die Rev. darin 
nur einen unbeachtlichen Vorbehalt der Bekl. ſehen; offen⸗ 
ſichtlich wollte vielmehr das BU. zum Ausdruck bringen, daß 
die Bekl. ſich nur unter der Bedingung dem Kl. hingegeben 
habe, daß dieſer ſein Wort hielt. Daß eine derartige bedingte 
Verzeihung nur dann als Verzeihung zu werten iſt, wenn die 
Bedingung eintritt — und das iſt hier nicht der Fall ge 
weſen —, iſt in der Rſpr. des RG. anerkannt (RGR Komm.: 
§ 1570 Aum. 3 b). 

(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 13. Mai 1937, IV 33/37.) K. 
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12. KG. — 81594 BGB. Der Beginn der Anfechtungs⸗ 
friſt aus 81594 BGB. hat zur Vorausſetzung, daß ſich der An⸗ 
fechtungsberechtigte der Bedeutung der Tatſache der Geburt be⸗ 
wußt iſt. Die Kenntnis von der Geburt genügt allein alſo nicht. 

Der Kl. war ſeit dem 19. Mai 1928 mit der Mutter der 
Bekl., Eliſabeth H., verheiratet. Seit Juli 1928 leben beide von⸗ 
einander getrennt. Am 15. Sept. 1931 hat die Ehefrau den Bell. 
zu 1, am 7. Juni 1933 die Bekl. zu 2 geboren. Die Eheleute H. 
ſind im April 1936 rechtskräftig geſchieden worden. 

Mit der Ende Febr. 1936 erhobenen Klage hat der Kl. 
die Ehelichkeit der beiden Bell. angefochten. Er hat behanptet, 
Erzeuger der Kinder ſei der Leopold B., mit dem feine Eher 
frau ſeit der Trennung zuſammengelebt habe; B. habe auch die 
Vaterſchaft des Bekl. zu 1 anerkannt. — Von der Geburt des 
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Bekl. zu 1 will der Kl. Ende März 1935, von der der Bekl. zu 
2 im Juni oder Juli 1935 erfahren haben. 

Demgemäß hat er beantragt, zu erkennen, daß die beiden 
Bekl. nicht ſeine ehelichen Kinder ſind. 

Die Bekl. haben um Klageabweiſung gebeten. Sie beſtrei⸗ 
ten nicht, daß ihr Erzeuger der B. iſt. Sie halten aber die An⸗ 
fechtungsfriſt für verſtrichen, da der Kl. länger als ein Jahr 
vor Klagerhebung über ihre Geburt unterrichtet geweſen ſei. 

LG. hat die Klage beiden Bekl. gegenüber abgewieſen; es 
hat die Überzeugung erlangt, daß tatſächlich der Kl. nicht der 
Vater der Bekl. iſt, erachtet aber die Jahresfriſt ſeit Erlangung 
der Kenntnis von der Geburt der Bekl. für verſäumt. 

Die Berufung des Kl. iſt begründet. 

Was zunächſt die Bekl. zu 2 angeht, ſo hat ſie ſchon in 
tatſächlicher Beziehung nicht mit hinreichender Klarheit dartun 
können, daß der Kl. ihr gegenüber die Ausſchlußfriſt des § 1594 
BGB. verſäumt hat. Nach dieſer Beſtimmung beginnt die für 
die Anfechtung dor Ehelichkeit geſetzte Jahresfriſt mit dem Zeit⸗ 
punkt, in dem der Mann die Geburt des Kindes erfährt, zu 
laufen. Dabei iſt mit der bisherigen Rſpr. des RG. (vgl. RGR⸗ 
Komm. zu § 1594) davon auszugehen, daß die Kenntnis erlangt 
iſt, wenn ein verſtändig Denkender an der Wahrheit der Mit⸗ 
leilung nicht wohl zweifeln kann. Nun ſteht nach der Ausſage des 
Zeugen H. sen. zwar feſt, daß dieſer vor mehr als 1¼ Jahren, 
alſo jedenfalls vor Anfang des Jahres 1935 durch Handelsmän⸗ 
ner aus Schwedt erfahren hat, die Frau des Kl. habe ſich z wei 
Kinder angeſchafft, und daß er dies dem Kl. kurze Zeit darauf 
mitgeteilt hat. Nach der Angabe des Kl. ſelbſt hat dieſer von 
der Geburt des zweiten Kindes ſogar ſchon etwa im März 1934 
erfahren, aber ebenfalls nur durch ſeine Eltern. Der Inhalt 
einer ſolchen Erzählung aber, die lediglich auf einem von reiſen⸗ 
den Handelsleuten verbreiteten Gerede fußt, war nicht geeignet, 
den Kl. über die Geburt der Bekl. zu 2 in Kenntnis zu ſetzen. 
Wenn dem Kl. von dritter Seite Gerüchte über den Lebens- 
wandel ſeiner Frau übermittelt wurden, die hinſichtlich der 
Bell. zu 2 keineswegs beſtimmt und genau waren, dann brauchte 
er dieſes Gerücht nicht ernſt zu nehmen, insbeſ. war ihm nicht 
ohne weiteres zuzumuten, Ermittlungen darüber anzuſtellen, ob 
tatſachlich das Gerede über die Geburt eines zweiten Kin⸗ 
des auf Wahrheit beruhte, zumal er — anders als beim Bekl. 
zu 1 — auch nicht zum Erſatz von Unterhaltskoſten von amt⸗ 
licher Seite aufgefordert wurde. Danach iſt nicht anzunehmen, 
daß er durch das Geſpräch mit ſeinem Vater Kenntnis von 
der Geburt der Bekl. zu 2 erhalten hat. Die Jahresfriſt des 
§ 1594 Abſ. 1 BGB. iſt daher gewahrt. Da die Mutter der Bekl. 
zu 2 und der Kl. unſtreitig ſeit 1928 getrennt leben, und es 
unter dieſen Umſtänden und nach der Überzeugung aller Be- 
teiligten offenbar unmöglich iſt, daß der Kl. das Kind erzeugt 
hat (81591 BGB.), war der Klage gegen die Bekl. zu 2 ftatt- 
zugeben. — Im übrigen würden bzgl. dieſer Bekl. erſt recht 
die Gründe zu gelten haben, die dazu führen mußten, der Klage 
auch gegenüber dem Bekl. zu 1 ſtattzugeben. 

Auch dem Bekl. zu 1 gegenüber kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Kl. nicht ſein Erzeuger iſt; hier hat der 
von der Frau H. als Erzeuger bezeichnete B. die Vaterſchaft 
ſogar ausdrücklich und glaubhaft anerkannt. — Es kann jedoch 
in dieſem Falle recht zweifelhaft ſein, ob der Kl. hier die An⸗ 
fechtungsfriſt von einem Jahre ſeit Kenntnis von der Geburt 
gewahrt hat. Denn durch das Schreiben des Ingendamts vom 
2. Nov. 1934 iſt der Kl. über die Tatſache der Geburt des Bell. 
zu 1 unterrichtet worden; in dieſem Schreiben teilte der Für⸗ 
ſorgeverband dem Kl. mit, daß „ſein Kind“, der Bekl. zu 1, 
im Wege der öffentlichen Fürſorge unterſtützt worden ſei; dieſe 
Mitteilung war mit der Aufforderung verbunden, feiner Unter- 
haltspflicht nachzukommen und die verauslagten Koſten zu er⸗ 
ſtatten. Der Kl. hat nach ſeinem eigenen Zugeſtändnis dieſes 
Schreiben auch geleſen; er will ſich jedoch darüber keine Gedan⸗ 
ken gemacht haben, weil das Kind — nach dem ihm genau be⸗ 
kannten Sachverhalt, d. h. wegen der jahrelangen Trennung von 
ſeiner damaligen Ehefrau — „von ihm gar nicht ſtammen 
konnte“. Deshalb hat er auch binnen einem Jahre nach Erhalt 
des Briefes nichts unternommen, wie er ja auch ſeinem Vater, 
als dieſer ihm mitteilte, ſeine Frau ſolle ein zweites Kind be⸗ 
kommen haben, erklärt hat, das ginge ihn gar nichts an. 
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Die Rſpr. hat nun bisher — entſprechend dem Wortlaut 
des § 1594 BGB. — angenommen, es ſei rechtlich unbeachtlich, 
ob der Anfechtungsberechtigte ſich ſeines Anfechtungsrechtes und 
der Notwendigkeit, das Anfechtungsrecht binnen beſtimmter Friſt 
auszuüben, bewußt geweſen iſt, wie es auch für unerheblich 
erachtet worden iſt, ob der Anfechtungsberechtigte überhaupt 
Anlaß hatte, die Abſtammung des Kindes von ihm zu be⸗ 
zweifeln. 

Ob dieſe rechtlichen Erwägungen in jedem Falle noch auf⸗ 
recht erhalten werden ſollen und können, erſcheint zweifelhaft. 
Gegen die ſich aus der ſtarren Anwendung der vorſtehenden 
Rechtsanſicht ergebenden Folgen iſt in neuerer Zeit in ver⸗ 
ſchiedener Hinſicht angegangen worden. Insbeſondere iſt dar⸗ 
gelegt worden, daß die Friſtſetzung in § 1594 BGB. in ein⸗ 
zelnen Fällen zu einem Ergebnis führe, das mit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung unvereinbar ſei (vgl. die Ausfüh⸗ 
rungen von Schmidt-Klevenow vom Raſſe- und Sied⸗ 
lungsamt SS in DRechtspfl. 1936, 521/522), weil die biologiſche 
Abſtammung nicht durch eine Fiktion verfälſcht werden könne. 
Auch in der Zeitſchrift des NSRB.: DR. 1936, 500 iſt in der 
Anmerkung zu der Entſch. des OLG. Frankfurt v. 10. Sept. 
1936 (1 U 74/6) ausgeführt, das Gericht dürfe auf dem hier 
fraglichen Gebiet „eine auf der Hand liegende Unwahrheit nicht 
als richtig unterſtellen, nur weil ein alter Paragraph es fo 
wolle“. Dementſprechend hat das OLG. Frankfurt in der oben 
erwähnten Entſch. einer Feſtſtellungsklage auch nach Friſtablauf 
ſtattgegeben, mit der Begründung, daß die Vorſchrift des § 1594 
Abſ. 1 BGB. aus individualiſtiſchem Geiſte geboren ſei und 
der Notwendigkeit einer klaren und richtigen Feſtſtellung der 
blutmäßigen Abſtammung als Forderung der Allgemeinheit 
gegenüber dem Einzelintereſſe des Kindes und der Eltern nicht 
Rechnung trage (ſ. JW. 1936, 3482). Dieſe Entſch. hat in einer 
Bemerkung dazu (ogl. ebenda S. 3484) durch den Richter M. 
Billigung inſoweit gefunden, als die Nichtbeachtung des Friſt⸗ 
ablaufs in den Fällen in Kauf genommen werden könne, wenn 
das Kind in den Familienverband ſeines wirklichen Erzeugers 
aufgenommen ſei und der wirkliche Erzeuger mit der Mutter 
des Kindes — nach Scheidung ihrer Ehe mit dem Anfechtungs⸗ 
berechtigten — die Ehe eingegangen ſei; denn in ſolchen Fällen 
würde die Feſtſtellung, daß das Kind doch als Abkömmling des 
Anfechtungsklägers zu gelten habe, nicht ordnend, ſondern nur 
verwirrend wirken. 

Ob ſelbſt mit dieſer Einſchränkung der Entf. des OLG. 
Frankfurt beizutreten iſt, kann zweifelhaft ſein. Denn es ſind 
auch beachtliche Gründe (u. a. Schutz der Familie, Sicherung 
des Familienfriedens und der Stellung des Familienoberhaup⸗ 
tes) dafür angeführt worden (ogl. die Darlegungen von Ro- 
quette: DR. 1936, 487 und dort angeführte Entſch. des OLG. 
Hamburg aus JW. 1936, 3063), daß die Volksgemeinſchaft es 
u. U. auch hinnehmen könnte, wenn die wahre blutmäßige Ab⸗ 
ſtammung unaufgedeckt bleibe; es ſolle jedenfalls einer zukünf⸗ 
tigen Grenzziehung bedürfen zwiſchen dem Gedanken der Siche⸗ 
rung des Familienfriedens einerſeits und dem der Durchſetzung 
des Werts der blutmäßigen Abſtammung (ebenda S. 488). 

Nach der Auffaſſung des Senats iſt das Gericht bis zu 
einer ſolchen Anderung des Geſetzes grundſätzlich an die Friſt⸗ 
ſetzung aus § 1594 BGB. gebunden. Anderſeits darf nicht ver⸗ 
kannt werden, daß beſondere Umſtände es ſchon jetzt zwingend 
rechtfertigen, an die Verſäumung der Friſt einen beſonders 
ſtrengen Maßſtab zu legen, wobei auch von der bisherigen Rſpr. 
abgewichen werden kann. Denn es darf nicht überſehen werden, 
daß die Familiengemeinſchaft — von der Ausnahme der Adop⸗ 
tion abgeſehen — letzten Endes in der blutmäßigen Bindung 
begründet iſt. Deshalb erſcheint übrigens auch eine einheit- 
liche Entſch. über die eheliche und die blutmäßige Abſtam⸗ 
mung wünſchenswert (vgl. hierzu Schmidt⸗Klevenow 
a. a. O. S. 251). 

Hier hat aber der Kl., wie aus ſeinen eigenen Angaben 
hervorgeht und wie der perſönliche Eindruck in der mündlichen 
Verhandlung beſtätigt hat, von der Bedeutung ſeines Anfech⸗ 
tungsrechts überhaupt keine rechte Vorſtellung gehabt. Er iſt von 
Beruf Landarbeiter und hat keine Gelegenheit gehabt, ſich dar- 
über unterrichten zu laſſen, daß er von ſich aus Schritte unter⸗ 
nehmen müſſe, wenn er die Verbindung des Kindes mit ſeiner 
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Familie löſen wolle. Aber nachdem er hierüber aufgeklärt wor⸗ 
den iſt, hat er — nunmehr innerhalb der geſetzlichen Friſt — die 
Anfechtungsklage erhoben. Er hatte alſo keineswegs die Abſicht, 
die Kinder, obwohl er zweifellos nicht ihr Erzeuger war, trotz⸗ 
dem in den Verband ſeiner Familie aufzunehmen; das Gegen⸗ 
teil ergibt ſich aus ſeiner Erklärung, die Kinder gingen ihn 
gar nichts an, da es ja nicht ſeine Kinder ſeien. Er wollte alſo 
nicht etwa im Intereſſe des Friedens ſeiner Familie die Kin⸗ 
der als von ihm ſtammend behandelt wiſſen. Die Außerachtlaſ⸗ 
fung der Friſt und deren Rechtsfolgen entſprachen alſo nicht 
ſeinem inneren Willen. Er wußte zwar von der Geburt des 
Bekl. zu 1, nahm aber nicht an, daß der Bekl. fein Kind ſei 
oder als fein Kind gelten könne. Selbſt wenn man alſo — ent- 
gegen der vom OLG. Frankfurt vertretenen Auffaſſung — bei 
der gegenwärtigen Rechtslage daran feſthält, daß es das Fami⸗ 
lienoberhaupt (keineswegs immer aus eigenſüchtigen Inter⸗ 
eſſen) in der Hand hat, ob es von ſeinem Anfechtungsrecht 
Gebrauch machen will oder nicht, ſo hat dies, wenn nicht für 
die heutige Rechtsauffaſſung unerträgliche Wirkungen eintreten 
ſollen, zur Vorausſetzung, daß ſich der Anfechtungsberechtigte der 
Bedeutung der Tatſache der Geburt bewußt iſt. Letzteres iſt hier 
unbedenklich zu verneinen. Der Senat glaubt alſo, daß ſchon 
bei der jetzigen Rechtslage die unerwünſchte Feſtſtellung einer 
der wirklichen Sachlage widerſprechenden Familienzugehörigkeit 
jedenfalls dann vermieden werden kann, wenn der Anfechtungs⸗ 
berechtigte zwar von der äußeren Tatſache der Geburt Kennt⸗ 
nis erlangt, er aber gar nicht den Willen hat, das Kind als 
das ſeinige anzuerkennen und aus Läſſigkeit oder Unkenntnis 
von dem Anfechtungsrecht binnen der geſetzlichen Friſt keinen 
Gebrauch macht. 

Dieſe Erwägungen haben dazu geführt, daß im vorl. Falle 
der Klage auch gegenüber dem Bekl. zu 1 ſtattzugeben war. So 
konnte auch das unerfreuliche Ergebnis vermieden werden, daß 
etwa die beantragte Feſtſtellung nur gegenüber einem der 
beiden Geſchwiſter getroffen wurde, was zur Folge gehabt hätte, 
daß die Geſchwiſter, obwohl ſie offenſichtlich von einem Vater 
und einer Mutter abſtammen, zwei verſchiedenen Familien⸗ 
verbänden zugewieſen werden würden, bloß weil der Kl., alſo 
ein ihnen blutmäßig Fremder, läſſig war oder von einer un⸗ 
richtigen Rechtsanſicht ausgegangen iſt. 

(KG., 30. Ziv Sen., Urt. v. 23. Dez. 1936, 30 U 5488/36.) 
aK 

13. KG. — 88 1630, 1667, 1795, 1796, 1837, 2119 BGB. 

J. Das Bormßer. kann den Vater als Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt nicht bindend anweiſen, Rechte der Kinder, die 
ihnen als Nacherben aus 8 2119 BGB. gegen einen Dritten zu⸗ 
ſtehen können, im Klagewege geltend zu machen, ſondern kann 
nur unter den Vorausſetzungen der 88 1667 ff. BGB. oder des 
§ 1796 BGB. gegen ihn einſchreiten. 

II. Das VBormber. iſt zur Beurteilung der Frage, ob die 
Kinder Nacherben ſind, an einen bereits erteilten Erbſchein nicht 
gebunden, ſondern muß, wenn die Unrichtigkeit des Erbſcheins be⸗ 
hauptet wird, ſelbſt die Erbrechtsverhältniſſe nachprüfen. 

Das AG. hat einen Erbſchein dahin erteilt, daß der C. K. 
von ſeiner Witwe als Vorerbin beerbt, daß unter andern der 
R. K. Nacherbe und deſſen eheliche Abkömmlinge Nacherben 
und Erſatzerben des R. K. ſeien. Die Witwe hat ein Nachlaß⸗ 
grundſtück mit Zuſtimmung des VormcGer. verkauft. Das 
Rormßer. verlangt nunmehr von R. K., er ſolle als Vertreter 
feiner minderjährigen Kinder die Witwe zur Anlegung des 
Kaufpreiſes gemäß $ 2119 BGB. anhalten. Nach Zurückwei⸗ 
ſung der Beſchwerde des R. K. iſt ſeiner weiteren Beſchwerde 
ſtattgegeben worden. 

Das Lc. verkennt die Aufgaben des VormGer., wenn es 
meint, es ſei berechtigt, den Kindesvater zur Geltendmachung 
eines den Kindern nach ſeiner Anſicht zuſtehenden Anſpruchs 
aus 8 2119 BGB. auf mündelſichere Anlegung des Kaufprelſes 
und erforderlichenfalls zur Erhebung einer Klage bindend 
anzuweiſen. 

Der Anſpruch der Kinder gehört im Falle ſeines Be⸗ 
ſtehens zu ihrem Vermögen. Die Entſch. über feine Geltend⸗ 
machung und Durchſetzung im Klagewege gebührt gemäß 8 1630 
BGB. dem Vater als ihrem geſetzlichen Vertreter, ſofern er 
nicht etwa gemäß § 1795 BOB. inſoweit geſetzlich von der 
Vertretung der Kinder ausgeſchloſſen iſt oder das Vormker. 
ihm die Vertretung der Kinder hierfür entzieht. Solange dies 
richt der Fall iſt, hat das VormGer. zwar den Vater bei der 
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Ausübung der Vermögensverwaltung zu überwachen und muß 
gegen ihn einſchreiten, wenn er ſeine geſetzlichen Pflichten nicht 
erfüllt. Das vollzieht ſich jedoch nicht im Wege der Anweiſung 
zur Vornahme beſtimmter Handlungen. Derartige Anweiſungen 
kann das VormGer. nach 88 1837, 1915 BGB. nur dem Vor⸗ 
mund oder Pfleger und auch nur dann erteilen, wenn es ſich 
nicht um reine Zweckmäßigkeitsfragen handelt und ſofern der 
Vormund oder der Pfleger die ihm obliegenden Pflichten ſchuld⸗ 
haft verletzt. Dem Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt 
gegenüber kennt das Geſetz ein derartiges Anweiſungsrecht 
nicht. Es ſteht zwar nichts im Wege, daß der Richter den 
Vater bei der Ausübung der elterlichen Gewalt beratend unter⸗ 
ſtützt und ihn darüber belehrt, wie er das Vermögen zu ver⸗ 
walten habe. Eine derartige Belehrung oder Beratung würde 
jedoch nur als unverbindliche Meinungsäußerung des Vorm⸗ 
Ger. aufzufaſſen ſein. Erweiſt ſie ſich nach Anſicht des Richters 
nicht als ausreichend, ſo kann er nur dem Vater entweder 
die Vermögensverwaltung für einzelne Angelegenheiten oder 
einen Kreis von Angelegenheiten gemäß $ 1796 BGB. ent⸗ 
ziehen, wenn er meint, der Vater könne die Angelegenheiten 
mit Rückſicht auf einen Widerſtreit ſeiner Intereſſen zu denen 
der Kinder nicht ſachgemäß wahrnehmen. Oder er kann, wenn 
der Vater die ihm hinſichtlich der Vermögensverwaltung ob⸗ 
liegenden Pflichten verletzt, die in §8 1667 ff. BGB. zum 
1 des Vermögens der Kinder vorgeſehenen Maßnahmen 
reffen. 

Mit dieſen Geſichtspunkten iſt die Anweiſung der Vorin⸗ 
ſtanzen nicht zu vereinbaren, den Anſpruch der Kinder gegen 
die Vorerbin mit allen zur Verfügung ſtehenden Mitteln, alſo 
notfalls auch im Klagewege, durchzuſetzen. Sie läßt ſich ins⸗ 
bei. auch nicht etwa als Anordnung aus 88 1667 ff. BGB. 
auslegen, weil die hier vorgeſehenen Befugniſſe des VormGger. 
keine unmittelbare Beeinfluſſung der Vermögensverwaltung des 
Vaters durch Anweiſung zu beſtimmten Verwaltungshandlun⸗ 
gen geſtatten, ſondern dem Gericht nur die Möglichkeit geben, 
durch Sicherungsmaßnahmen ſchädlichen Einwirkungen vorzu⸗ 
beugen und einen etwa möglichen Schadenserſatzanſpruch von 
vornherein zu ſichern, wenn dies aber nicht genügt, dann dem 
Vater die Vermögensverwaltung zu entziehen. e 

Bei der Prüfung, ob Anlaß zu Maßnahmen aus 8 1667 ff. 
oder 8 1796 BGB. beſteht, wird u. a. folgendes zu beachten 
ſein. Grundſätzliche Vorausſetzung einer derartigen Maßnahme 
wäre es, daß die Kinder die Rechtsſtellung von Nacherben oder 
Nachnacherben (d. h. Nacherben im Verhaltnis zu ihrem Vater) 
haben und als ſolche die mündelſichere Anlegung des Kauf⸗ 
erlöſes verlangen können. Nur unter dieſer Vorausſetzung 
könnte in der Unterlaſſung der Geltendmachung des Anſpruchs 
eine Verletzung der dem Vater obliegenden Verwaltungspflich⸗ 
ten liegen. Nach dem Erbſchein ſind die Minderjährigen aller⸗ 
dings als Nachnacherben ausgewieſen. Der Erbſchein iſt jedoch 
für den Vormundſchaftsrichter anders als für den Grundbuch⸗ 
richter (KJ. 37, A 253; a. M. Güthe⸗ Triebel, 8 36 
GBO. Anm. 17) nicht bindend. Iſt der Erbſchein, wie der 
BeſchwF. behauptet, unrichtig, fo kann es ihm nicht zum Vor⸗ 
wurf gereichen, wenn er ſich ſo verhält, wie es im Falle richtig 
beſcheinigter Erbfolge zu geſchehen hätte, Das Vormcer. muß 
deshalb von ſich aus zu der Behauptung Stellung nehmen, 
ob in Wahrheit die Witwe alleinige Erbin (8 2269 BGB.) iſt 
und ihre Kinder und deren Abkömmlinge erſt nach ihr zur 
Erbfolge gelangen. Es iſt dies eine Frage der Auslegung des 
Teſtaments unter Berückſichtigung des zu erforſchenden wahren 
Willens des Erblaſſers, wobei weder dem im Teſtament ge⸗ 
brauchten Wort „Nacherben“ noch dem Hinweis, daß die Nach⸗ 
erbfolge nach dem zuletzt Verſtorbenen eintreten ſoll, 
entſcheidende Bedeutung im einen oder anderen Sinne beige⸗ 
meſſen werden kann (vgl. z. B. HöchſtRRſpr. 1932 Nr. 12; 
336. 7, 131). Der Vormundſchaftsrichter wird freilich bei dieſer 
Prüfung berückſichtigen können, daß die Beteiligten zwar die 
Unrichtigkeit des Erbſcheins behaupten, trotz mehrfacher Er 
klärung aber nichts veranlaßt haben, um eine Einziehung des 
Erbſcheins herbeizuführen. Er wird im übrigen zweckmäßiger? 
weiſe ſich mit dem Erbſcheinsrichter in Verbindung ſetzen und 
dieſen auf die beſtehenden Bedenken hinweiſen. Sollte aber 
auch der Erbſcheins richter bei dem Erbſchein verbleiben, jo wird 
es dem Vormundſchaftsrichter kaum zum Vorwurf gereichen, 
wenn er ſich dieſem Standpunkt anjchließt. 

Ergibt ſich, daß die im Erbſchein bezeichnete Erbfolge rich, 
tig iſt, ſo muß dann allerdings den Vorinſtanzen zugeſtimmtk 
werden, daß die Minderjährigen ſchon jetzt als Nachnacherben 
Anwartſchaftsrechte haben, die ſie als Erſatznacherben nich 
haben würden. Ebenſo wie zur Wirkſamkeit der Verfügung der 
jetzigen Vorerbin über das Grundſtück den Kindern gegenüben 
deren Zustimmung erforderlich war (Staudinger, 8 21 9 
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BGB. Anm. 1; Planck, 82109 BGB. Anm. 1; KG.: JW. 
1936, 3563), werden ihnen auch ebenſo wie den zunächſt be⸗ 
rufenen Nacherben Anſprüche hinſichtlich der Verwaltung des 
Nachlaſſes zugeſtanden werden müſſen. Dabei kann freilich frag⸗ 
lich ſein, ob der Nachnacherbe ſich etwa nur an den Nacherben 
als ſeinen Vorerben halten kann und erſt dieſer gemäß § 2119 
BGB. berechtigt iſt, vom Vorerben ſelbſt die mündelſichere An- 
legung des Geldes zu verlangen, ſo daß, was noch zu prüfen 
wäre, der Vater die Kinder bei der Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs gemäß 8 1795 BGB. nicht vertreten kann. Gleichwohl 
würde er darüber zu befinden haben, ob überhaupt der An⸗ 
ſpruch erhoben werden ſoll (KJ. 31, A 10). Seine Entſch. 
hierzu braucht darum noch nicht ordnungswidrig zu ſein, daß 
er von der Geltendmachung des Anjpruchs abſieht. Denn wie 
der Senat in neuerer Zeit wiederholt entſchieden hat, kann der 
Grundſatz, daß das Beſtehen eines Anſpruchs im allgemeinen 
auch zu ſeiner Geltendmachung führen muß, auf das Verhält⸗ 
nis von Kindern zu ihren Eltern oder zu ihren Großeltern 
nicht ohne weiteres übertragen werden. Die Durchſetzung eines 
deraxtigen Anſpruchs muß in der Regel zu einer Störung des 
Sippefriedens führen, deſſen Aufrechterhaltung im Intereſſe der 
Kinder liegt und deshalb ſoweit möglich vermieden werden 
muß. Es würden andernfalls den augenblicklichen materiellen 
Vorteilen, die den Kindern erwachſen, in der Regel weſentliche 
höhere Nachteile gegenüberſtehen, die, wenn nicht beſondere 
Gründe dagegen ſprechen, die Abſtandnahme von einer gericht⸗ 
lichen Geltendmachung rechtfertigen können. 

Auch der Umſtand, daß die vorſchriftswidrig erfolgte An— 
legung des Kaufpreiſes nur unter Vexluſten rückgängig zu 
machen iſt, kann es erfordern, daß nunmehr davon abzuſehen 
ift, den Anſpruch aus § 2119 BGB. noch zu erheben. 

Endlich wird erwogen werden müſſen, ob etwa eine Recht⸗ 
fertigung des Verhaltens des Vaters aus dem geſetzgeberiſchen 
Gedanken der §§ 1642 Abſ. 2, 1811 BGB. folgen kann. Es 
kann danach das VormGer. dem Kindesvater, dem Vormund 
oder Pfleger eine anderweite Anlegung des Vermögens der 
Kinder geſtatten und ſoll die Erlaubnis nur verweigern, wenn 
die beabſichtigte Anlegung nach Lage der Sache den Grund— 
ſätzen einer wirtſchaftlichen Vermögensverwaltung zuwider⸗ 
laufen würde. § 2119 BGB. hat dieſen erſt ſpäter in das Ge⸗ 
ſetz aufgenommenen Zuſatz nicht erhalten. Gleichwohl wird zu 
erwägen fein, ob nicht das VormGer. in unmittelbarer oder 
entſprechender Anwendung der 88 1642, 1811 BGB. genehmi⸗ 
gen kann, daß von der Durchſetzung eines Anſpruchs aus 
$ 2119 BGB. im Intereſſe der Kinder abgeſehen wird, wenn 
das Geld nach den Grundſätzen einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft angelegt iſt und die nachträgliche Herbeiführung mündel⸗ 
ſicherer Anlegung nunmehr Nachteile mit ſich bringen würde 

(K., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 7. Mai 1937, 1a Wx 503/37.) 
* 

14. ORG. — 8 1765 BGB. Durch die Annahme eines un⸗ 
ehelichen Kindes an Kindes Statt verliert die Mutter das Recht, 
mit ihrem Kinde perſönlich zu verkehren. Eine Verkehrsbefug⸗ 
nis kann ihr vom VormGer. nur dann eingeräumt werden, 
wenn ſich die Verweigerung des Verkehrs durch den Annehmen⸗ 
den im gegebenen Fall als ein unter § 1666 BGB. fallender, 
das Wohl des Kindes gefährdender Mißbrauch des Elternrechts 
des Annehmenden darſtellt. 

(OSG. München, 8. ZivSen., Beſchl. v. 10. März 1937, Wx 
99/37.) H.] 
* 

15. OLG. — 8 1837 BGB. Die Weigerung des Vormunds 
eines unehelichen Kindes, eine Blutunterſuchung an dem Kinde 
vornehmen zu laſſen, enthält eine Pflichtwidrigkeit, gegen die 
das BormGer. auch dann einzuſchreiten hat, wenn die An⸗ 
regung zu der Blutunterſuchung von dem als Erzeuger des 
Kindes in Anſpruch genommenen Manne ausgeht. 

Der am 2. Juni 1930 geborene Heinz Willy K. iſt ein 
uneheliches Kind der am 12. Jan. 1934 ledig verſtorbenen Ger⸗ 
trud K. von H. Da der als Erzeuger in Anſpruch genommene 
Landwirtsſohn Walter Sch. von H. feine Vaterſchaft beſtritt, 
erhob das Jugendamt St. gegen ihn Klage auf Zahlung einer 
Unterhaltsrente, und das AG. J. gab nad) einer umfangreichen 

eweisaufnahme, in deren Verlauf auch die Kindsmutter als 
Zeugin eidlich vernommen und außerdem eine Blutgruppen⸗ 
unterſuchung nach den Blutgruppen A, B, AB und 0 vor⸗ 
genommen wurde, mit — rechtskräftig gewordenem — Urt. 
v. 13. März 1931 der Klage ſtatt. Im Aug. 1934 erhob Sch. 


gegen das Kind Reſtitutionsklage zum LG. W., indem er gel⸗ 
tend machte, daß die Kindsmutter in dem Unterhaltsrechtsſtreit 
einen Meineid geleiſtet habe, und ſich zum Beweiſe hiefür auf 
eine vorzunehmende Blutunterſuchung bezog, die er unter Be⸗ 
rückſichtigung des neueren mediziniſchen Forſchungen auf die 
Eigenſchaften M und N erſtreckt wiſſen wollte. Da der Vor⸗ 
mund ſeine Zuſtimmung zur Vornahme einer wiederholten 
Blutunterſuchung verweigerte, beantragte Sch. bei dem AG. 
J., den Vormund zur Erteilung der Zuſtimmung anzuweiſen, 
das AG. lehnte aber den Antrag mit der Begründung ab, daß 
der Vormund mit ſeiner Weigerung nicht gegen Treu und Glau⸗ 
ben verſtoße, vielmehr nur die Belange ſeines Mündels pflicht⸗ 
gemäß wahrnehme. Die Entſch. wurde von den Beſchwnſt. 
gebilligt, wobei das Gericht der weiteren Beſchw. zum Ausdruck 
brachte, daß Sch. kein Beſchwerderecht gehabt habe. Nach Er⸗ 
ledigung dieſes Verfahrens wurde die Reſtitutionsklage des Sch. 
durch Urteil des LG. W. v. 15. Febr. 1935 als unzuläſſig 
verworfen, da es ihm nicht gelungen ſei, durch eine neue Blut⸗ 
unterſuchung nachzuweiſen, daß ſich die Kindsmutter in dem 
früheren Rechtsſtreit einer vorſätzlichen oder fahrläſſigen Eides⸗ 
verletzung ſchuldig gemacht habe. 

Nun ſtellte Sch. im Mai 1936 unter Bezugnahme auf die 
Entſch. des KG. v. 10. Jan. 1936 (JFG. 13, 256) bei dem AG. 
J. wiederum den Antrag, den Vormund des Kindes nach § 1837 
BGB. anzuweiſen, die Blutunterſuchung feines Mündels nach 
der neueren Methode auf das Vorhandenſein der Eigenſchaften 
M und N zu geſtatten. Das Ach. wies nunmehr im Anſchluß 
an die Auffaſſung des KG. mit Beſchluß v. 27. Juni 1936 den 
Vormund an, in eine Blutentnahme beim Mündel zur Blut⸗ 
gruppenunterſuchung zu willigen. Die Beſchw. des Vormunds 
wurde durch Beſchluß des LGG. W. v. 25. Juli 1936 zurück- 
gewieſen. Die zuläſſige weitere Beſchw. des Vormunds iſt nicht 
begründet. 

Das LG. geht zutreffend davon aus, daß das AG. durch 
die der materiellen Rechtskraft nicht fähigen früheren Beſchlüſſe 
nicht gehindert war, im gegenwärtigen Verfahren von neuem 
ſachlich zu prüfen und zu entſcheiden, ob der Vormund zur Ge- 
ſtattung der Blutunterſuchung anzuweiſen ſei. Bei dieſer Prü⸗ 
fung und Entſch. wurde das AG. von Amts wegen tätig; der 
„Antrag“ des Sch. hatte nur die Bedeutung einer Anregung. 
Das LG. nimmt auch mit Recht an, daß die Weigerung des 
Vormunds, die Blutentnahme an dem Mündel zu dulden, eine 
Pflichtwidrigkeit enthält, und daß deshalb das AG. zu der von 
ihm getroffenen Anordnung befugt war. Nach 8 1837 Abſ. 1 
BGB. hat das VormGer. über die geſamte Tätigkeit des Vor⸗ 
munds die Aufſicht zu führen und gegen Pflichtwidrigkeiten 
durch geeignete Gebote und Verbote einzuſchreiten. Die Voraus⸗ 
I bor. für ein vormundſchaftsgerichtliches Einſchreiten liegen 

ter vor. 

Die Feſtſtellung der blutmäßigen Abſtammung iſt, beſon⸗ 
ders im heutigen Staate, für jedes Kind von größter Wichtig— 
keit. Die blutmäßige Abſtammung dient der Aufklärung dar⸗ 
über, welcher Raſſe das Kind angehört. Die Raſſezugehörigkeit 
iſt mit erheblichen Rechtsfolgen verknüpft, ſo z. B. hinſichtlich 
des Reichsbürgerrechts (vgl. $2 RBürger®. v. 15. Sept. 1935 
[RGBl. 1146] und 1. VO. zum NBürger®. v. 14. Nov. 1985 
[RGBl. 1333]), der Banernfähigkeit (vgl. 8 13 RErbhofch. vom 
29. Sept. 1933 [RGBl. 685]), der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter (vgl. §S 1 RBG. v. 31. März 1873 [RG Bl. 
61] . d. Faſſ. des Geſetzes zur Anderung von Vorſchriften auf 
dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, des Beſoldungs⸗ und 
des Verſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 [RGBl. 433] und die 
dazu ergangenen Richtlinien v. 8. Aug. 1933 [RGBl. 575]; 8 25 
des deutſchen Beamten. v. 26. Jan. 1937 [RG Bl. 39]; 83 
Reichsnotarordnung v. 3. Febr. 1937 [RGBl. 191]) und der 
Verwendung im Wehrdienſt (vgl. $15 Wehr. v. 21. Mai 1935 
[RGBl. 609) und v. 26. Juni 1936 [RG Bl. 518] und die VO. 
über die Zulaſſung von Nichtariern zum aktiven Wehrdienſt v. 
25. Juli 1935 [RG Bl. 1047]). Die blutmäßige Abſtammung 
gibt weiter auch über das durch ſie übernommene Erbgut in 
geſundheitlicher Beziehung wichtige Aufſchlüſſe, die für das ſpä⸗ 
tere Leben des Kindes von Bedeutung fein können (val. das 
ErbkrNachwGeſ. v. 14. Juli 1933 [RGGBl. 529], v. 26. Juni 1935 
NG l. 778] und v. 4. Febr. 1936 [RG Bl. 119) und das Ehe⸗ 
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gefundh®. v. 18. Okt. 1935 [RG Bl. 1246). Aus all dem folgt, 
daß das Kind ein erhebliches Intereſſe daran hat, daß ſeine 
wahre Abſtammung ermittelt wird. Mit Rückſicht hierauf müſ⸗ 
ſen alle Erkenntnisquellen benutzt werden, die geeignet ſind, 
die Klärung der Abſtammung herbeizuführen oder wenigſtens 
ſie zu fördern. Es darf deshalb an keinem Mittel, das nach dem 
jeweiligen Stand der Wiſſenſchaft als erfolgverſprechend für 
die Klärung der Abſtammung anerkannt iſt, vorbeigegangen 
werden; falls dieſe Vorausſetzungen zutreffen, iſt alſo auch von 
neuen Forſchungsergebniſſen, wie ſie bei dem Fortſchreiten der 
Wiſſenſchaft zu den bisherigen immer wieder hinzukommen wer⸗ 
den, Gebrauch zu machen. Als ein Mittel, zur Klärung der wah⸗ 
ren Abſtammung beizutragen, iſt die Blutunterſuchung heute faſt 
allgemein anerkaunt. Dies gilt nicht nur von der Unterſuchung 
nach den Blutgruppen A, B, AB und O, ſondern auch von 
der neueren Methode der Unterſuchung nach den Eigenſchaften 
M und N (vgl. auch AV. d. RIM. v. 10. Aug. 1936, Beweis⸗ 
wert der Blutgruppenbeſtimmung in Da. 1936, 1221, und 
Hellwig, „Die Verwertung der Blutgruppenprobe im Vater⸗ 
ſchaftsprozeß“, ebenda S. 1233). Die zwei Unterſuchungsverfah⸗ 
ven ſtehen unabhängig nebeneinander. Aus der Ergebnisloſigkeit 
einer Blutunterſuchung nach der einen Methode kann nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß eine Unterſuchung nach der anderen Me⸗ 
thode ebenfalls erfolglos verlaufen werde. Mit dem Hinweis 
auf eine ſchon vorgenommene Unterſuchung nach der einen Me⸗ 
thode läßt ſich daher die Ablehnung einer neuerlichen Unter⸗ 
ſuchung nach der anderen Methode nicht rechtfertigen. Juſofern 
ſind die beiden Unterſuchungen allerdings gleich, als durch ſie 
nur feſtgeſtellt werden kann, daß ein beſtimmter Mann der 
Vater des Kindes nicht iſt oder daß er der Vater ſein kann, 
nicht aber, daß er der Vater iſt. Damit wird aber die Blut⸗ 
unterſuchung für das Kind hinſichtlich der Klärung ſeiner Ab⸗ 
ſtammung keinesfalls wertlos. Wenn ein Mann auf Grund der 
Blutunterſuchung als Erzeuger ausſcheidet, jo hat ein ſolches 
Ergebnis auch eine poſitive Seite. Die Frage der blutmäßigen 
Abſtammung wird dadurch, daß ein beſtimmter Mann mit 
Sicherheit als Erzeuger ausgeſchloſſen werden kann, der Klärung 
jedenfalls nähergebracht. Schon hierwegen muß ein Intereſſe 
des Kindes an der Durchführung der Blutunterſuchung als ge⸗ 
geben erachtet werden. Es kann aber auch für das Kind in 
ſeinem ſpäteren Leben von ſehr großer Wichtigkeit ſein, daß 
es nicht mit einem Mann als ſeinem Erzeuger in Verbindung 
gebracht wird, von dem es in Wahrheit nicht abſtammt. 

Bei Beachtung dieſer Geſichtspunkte ergibt ſich, daß die 
landgerichtliche Entſch. gerechtfertigt iſt. Daß in dem Unterhalts⸗ 
rechtsſtreit ſchon eine Blutunterſuchung nach den Blutgruppen 
A, B, AB und 0 ſtattgefunden hat, ſteht, wie oben ſchon dar⸗ 
gelegt iſt, einer neuerlichen Unterſuchung nach dem Vorhan⸗ 
denſein der Eigenſchaften M und N nicht entgegen. Ebenſowenig 
bildet es ein Hindernis, daß die Mutter des Kindes inzwiſchen 
verſtorben iſt, die Unterſuchung alſo nur an Sch. und an dem 
Kind vorgenommen werden kaun. Daß die Unterſuchung auch 
in einem ſolchen Falle zu einem brauchbaren Ergebnis führen 
kann, iſt vom LG. auf Grund der gutachtlichen Außerung eines 
mediziniſchen Sachverſtändigen feſtgeſtellt (vgl. auch den Be⸗ 
ſchluß des KG. v. 13. März 1936: DI. 1936, 1765 = JW. 
1936, 2463). Unerheblich iſt auch, daß Sch. im Unterhaltsrechts⸗ 
ſtreit rechtskräftig zur Unterhaltszahlung an das Kind verurteilt 
wurde. Das Unterhaltsurteil ſpricht nur aus, daß Sch. zur 
Unterhaltszahlung verpflichtet iſt, weil er gem. § 1717 BGB. 
als Vater des Kindes gilt, ſtellt aber nicht feſt und konnte 
auch nicht feſtſtellen, daß das Kind wirklich von Sch. abſtammt. 
Bei der Klärung der blutmäßigen Abſtammung handelt es ſich 
um eine Frage rein tatſächlicher Art; dieſe Frage iſt grund⸗ 
ſätzlich verſchieden von der aus 81717 BGB. ſich ergebenden 
Rechtsvermutung der unehelichen Vaterſchaft (vgl. RG. 12 
390 = ZW. 1937, 1545 m. Anm. und den oben erwähnten Be⸗ 
ſchluß des KG.). Weil der Unterhaltsrechtsſtreit eine andere 
als die hier zur Erörterung ſtehende Frage betrifft, kommt es 
entgegen der Annahme des LG. auch nicht darauf an, ob die 
neuerliche Blutunterſuchung eine Wiederaufnahme des Unter⸗ 
haltsrechtsſtreits rechtfertigen wird oder nicht. Für die Zulaſ⸗ 
ſung der neuerlichen Unterſuchung iſt lediglich entſcheidend, ob 
auf dieſem Wege zur Klärung der wahren Abſtammung des Kin⸗ 


des beigetragen werden kann. Ergibt ſich eine Klärung, ſo iſt 
fie für das Kind von Bedeutung ohne Rückſicht darauf, ob zivil⸗ 
rechtliche Folgerungen gezogen werden. Es braucht daher hier 
nicht geprüft zu werden, welche Maßnahmen zivilrechtlicher Art 
Sch. ergreifen will und mit Ausſicht auf Erfolg ergreifen kann, 
wenn die Unterſuchung für ihn günſtig ausfällt. Zweifellos wird 
Sch., falls ſeine Vaterſchaft auf Grund der Blutunterſuchung 
ausgeſchloſſen iſt, Schritte unternehmen, um das im Unterhalts- 
rechtsſtreit erlaſſene Urteil auf irgendeine Weiſe aus der Welt 
zu ſchaffen. Der in dieſem Zuſammenhang naheliegende Hinweis 
darauf, daß die Zulaſſung der Blutunterſuchung in derartigen 
Fällen die Rechtsſicherheit gefährde, kann nicht als beachtlich 
anerkannt werden. Wie in dem angefochtenen Beſchluß mit Recht 
dargelegt iſt, wird eine Wiederaufrollung früherer Prozeſſe — 
mit welcher Klageart dies geſchehen kann, iſt hier nicht zu ent⸗ 
ſcheiden — nur dann in Frage kommen, wenn der bisher als 
Vater in Anſpruch genommene Mann mit Sicherheit als Er⸗ 
zeuger ausſcheidet; die Zahl ſolcher neuer Prozeſſe wird alſo 
immer eine beſchränkte bleiben. Führt aber die Blutunterſuchung 
zum Ausſchluß des angeblichen Erzeugers, jo müſſen bei der 
Wichtigkeit der Feſtſtellung der blutmäßigen Abſtammung ro 
denken zurücktreten, die aus Gründen der Rechtsſicherheit zugun⸗ 
ſten der Aufrechterhaltung einer rechtskräftigen Entſch. geltend 
gemacht werden. Zutreffend hat das LG. auch hervorgehoben, 
daß die Blutunterſuchung nicht etwa aus der Befürchtung her⸗ 
aus verweigert werden kann, das Kind werde vielleicht ſeinen 
Unterhaltsanſpruch gegen Sch. verlieren. Das Intereſſe des 
Kindes an der Klärung ſeiner wahren Abſtammung geht dem 
wirtſchaftlichen Intereſſe an der Erlangung einer Unterhalts⸗ 
rente vor. Es ſpielt deshalb auch keine Rolle, daß Sch. die 
wiederholte Unterſuchung offenſichtlich nur anregt, weil er ſich 
den Verpflichtungen eines unehelichen Erzeugers entziehen will. 

Das LG. hat nach alledem mit Recht angenommen, daß die 
Weigerung des BeſchwF., eine nochmalige Blutunterſuchung an 
ſeinem Mündel zu erlauben, eine Pflichtwidrigkeit enthält, und 
daß deshalb das AG. berechtigt war, ihn zur Geſtattung der 
Blutentnahme anzuweiſen. Der Vormund eines unehelichen Kin⸗ 
des iſt in der Regel verpflichtet, die Blutunterſuchung an ſei⸗ 
nem Mündel zu geſtatten, wenn in einem zivilrechtlichen Ver⸗ 
fahren die Blutunterſuchung durch eine gerichtliche Entſch. an⸗ 
geordnet iſt oder wenn außerhalb eines zivilrechtlichen Verfah⸗ 
rens der als Erzeuger in Anſpruch genommene Mann ſeine 
Vaterſchaft beſtreitet und zur Klärung der Frage, ob das Kind 
wirklich von ihm abſtammt, eine bisher noch nicht durchgeführte 
Blutunterſuchung an ſich und dem Kind anregt. Dies gilt auch 
dann, wenn gegen den als unehelichen Erzenger in Anſpruch 
genommenen, ſeine Vaterſchaft aber beſtreitenden Mann be⸗ 
reits ein rechtskräftiges Urteil auf Feſtſtellung der Vaterſchaft 
oder auf Unterhaltszahlung ergangen iſt. Von dieſer Verpflich⸗ 
tung iſt der Vormund nur dann befreit, wenn für die Ableh⸗ 
nung der Blutunterſuchung an dem Mündel beſondere Gründe 
vorliegen; ſolche beſonderen Gründe ſind aber im gegenwärtigen 
Falle nicht geltend gemacht. 

Durch dieſe Entſch. ſetzt ſich der Senat nicht in Wider 
ſpruch mit feinem in dem Beſchl. v. 25. Jan. 1936 (JFG. 15, 
326) vertretenen und durch den Beſchluß des RG. v. 17. Dez. 
1936 (IgG. 14, 404) gebilligten Standpunkt, daß dem als 
Erzeuger eines unehelichen Kindes in Anſpruch genommenen 
Manne keine Beſchw. zuſteht, wenn das VormGer. es ablehnt, 
den Vormund des Kindes zur Duldung der Blutprobe anzuwer⸗ 
ſen; die genannten Beſchlüſſe betrafen lediglich die Frage des 
Beſchwerderechts des unehelichen Erzeugers, nicht aber die hier 
zur Entſch. ſtehende Frage, ob der Vormund die Blutunter⸗ 
ſuchung an feinem Mündel geſtatten muß. 

Das KG. hat in den Beſchlüſſen v. 13. März 1936 (De. 
1936, 1765) und v. 17. Juli 1936 (JW. 1936, 3067) die Ver⸗ 
pflichtung des Vormundes zur Duldung der Blutunterſuchung 
bejaht. In dem Beſchl. v. 29. Jan. 1937, 1a WX 2135/36, hat 
es ausgeſprochen, daß die Weigerung des Vormunds, die Blul⸗ 
entnahme zu geſtatten, dann keine Pflichtwidrigkeit darſtelle, 
wenn das Ergebnis der Blutunterſuchung des Mündels mög? 
licherweiſe dazu beitragen würde, die noch lebende Mutter de? 
Mündels der Gefahr einer Verurteilung wegen Meineids aus“ 
zuſetzen. Da der hier entſchiedene Fall auf einem anderen Sach“ 
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verhalt beruht, liegen die Vorausſetzungen des § 28 Abſ. 2 FGG. 
— Vorlegung an das RG. — nicht vor. 


(DIS. München, 8. ZivSen., Beſchl. v. 5. März 1937, Reg. 
Wx 266/36.) H.] 
* 


16. KGG. — 88 2094, 2108 Abſ. 2 Satz 1 BGB. Die Vererb⸗ 
lichkeit des Anwartſchaftsrechtes des Nacherben gemäß § 2108 
Abſ. 2 Satz 1 BGB. geht im Zweifel dem Anwachſungsrecht gemäß 
§ 2094 BGB. vor. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 27. Mai 1937, 1 WX 173/37.) [H. 
*. 


17. KG. — 88 2363, 2094, 2108 Abſ. 2 S. 1, 2142 Abſ. 2 
BGB. Der einem Vorerben erteilte Erbſchein braucht, wenn ein 
Erſatznacherbe nicht beruſen iſt, Angaben über die Rechtsfolgen 
1 etwaigen künftigen Wegfall des Nacherben nicht zu ent⸗ 
alten. 

Der Erblaſſer hat durch Teſtament ſeine Ehefrau als 
Alleinerbin eingeſetzt, in Anſehung von des Nachlaſſes Nach⸗ 
erbfolge angeordnet, die mit der Wiederverheiratung oder dem 
Tode der Ehefrau eintreten ſollte, und zu Nacherben die noch 
lebenden Kinder ſeiner drei Schweſtern berufen. 

Das Nachlaßgericht erteilte der Witwe auf ihren Antrag 
einen Erbſchein dahin, daß fie zu ½ Vollerbin, zu 3/, befreite 
Vorerbin geworden und zu Nacherben 9 einzeln aufgeführte 
Geſchwiſterkinder des Erblaſſers zu je ¼2 berufen ſeien. Ent- 
gegen dem Erbſcheinsantrage hat es einen Vermerk dahin, daß 
im Falle des Todes eines Nacherben vor dem Nacherbfall ſein 
Recht nicht auf ſeine Erben übergehe, nicht in den Erbſchein 
aufgenommen. 

Hiergegen wurde Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, 
den Erbſchein entſprechend zu ergänzen, und zur Begründung 
geltend gemacht, nach dem Inhalt des Teſtaments und dem 
ſonſtigen Sachverhalt ſei der Wille des Erblaſſers dahin ge⸗ 
gangen, daß im Falle des Todes eines Nacherben nach dem 
Erbfall, aber vor dem Nacherbfall deſſen Erbanwartſchaft nicht 
auf ſeine Erben übergehen, ſondern den übrigen Erben an— 
wachſen ſolle. 

Das LG. hat die Beſchwerde zurückgewieſen. 

Mit der weiteren Beſchwerde wird neben der Einziehung 
des bisherigen zugleich die Erteilung eines neuen Erbſcheins 
gemäß dem früheren Antrage, alſo mit einem Vermerk über 
die Unvererblichkeit der Nacherbenrechte begehrt. Zur Eutſchei⸗ 
dung über dieſen Teil der weiteren Beſchwerde bedarf es einer 
Stellungnahme des Senats zu der Rechtsfrage, ob der fragliche 
Vermerk überhaupt zum vorgeſchriebenen Inhalt des Erb- 
ſcheins gehört oder, allgemeiner gefaßt, ob der einem Vorerben 
erteilte Erbſchein, auch wenn ein Erſatznacherbe nicht berufen 
iſt, Angaben über die Rechtsfolgen beim etwaigen künftigen 
Wegfall eines Nacherben enthalten muß. Der Senat möchte 
dieſe Frage verneinen und die Vorinſtanzen mit entſprechender 
Anweiſung für die Eutſcheidung über die beantragte Neuertei⸗ 
lung des Erbſcheins verſehen, ſieht ſich aber daran gehindert 
durch den Beſchluß des NG. v. 2. Nov. 1933 (RG. 142, 171 
JW. 1934, 35511 = 3756. 11, 1) aus folgenden Gründen: 

In dem erwähnten Beſchluß hat das NG. entſchieden, 
daß ein Erſatzerbe eines Nacherben in den Erbſchein aufzu⸗ 
nehmen iſt, und zur Begründung ausgeführt, nach ſeinem 
Zwecke ſolle der Erbſchein den Umfang des Erbrechts überſehen 
laſſen, dazu die Erben, auch die Nacherben, möglichſt genau be⸗ 
zeichnen und angeben, unter welchen Vorausſetzungen die Nach⸗ 
erbfolge eintrete. Einem Dritten ſolle die Gefahr einer unrich⸗ 
tigen Beurteilung des Sachverhalts erſpart und die Gewähr 
geboten werden, daß aus einer Verfügung von Todes wegen 
herzuleitende Beſchränkungen nicht vorhanden ſeien, falls ſie 
nicht aus dem Erbſchein hervorgingen. Solle dieſer Zweck er⸗ 
reicht werden, ſo dürfe der Erbſchein ſich nicht auf die Wieder⸗ 
gabe des Rechtszuſtandes zur Zeit ſeiner Ausſtellung beſchrän⸗ 
ken. Denn er bleibe länger im Verkehr und müſſe daher auch 
pätere Anderungen von Anfang an berückſichtigen, ſoweit ſie 
ſich bei ſeiner Ausſtellung ſchon überſehen ließen. Wenn ver⸗ 
mieden werden ſolle, daß der Erbſchein ſich nachträglich als 
unrichtig herausſtelle, müſſe er auch die Einſetzung eines Erſatz⸗ 
erben für einen Nacherben erkennen laſſen, aus der ein Recht 
des Erſatzerben mindeſtens vom Eintritte des Erſatzfalles ab 
folge. Sonſt würde ein Dritter ſich darauf verlaſſen durfen, 
daß ein Erſatzerbe, der im Erbſchein nicht erwähnt ſei, nicht 
vorhanden ſei. Damit, daß durch rechtzeitige Einziehung eines 
unrichtig gewordenen Erbſcheins die bezeichnete Gefahr immer 
dermieden werde, ſei nicht zu rechnen. 

Aus dieſer Begründung iſt nach Anſicht des Senats ein 


Rechtsgrundſatz dahin zu entnehmen, daß für den Fall des 
Ausſcheidens eines Nacherben aus ſeiner Rechtsſtellung der 
Erbſchein von vornherein ſpätere Rechtsänderungen berückſichti⸗ 
gen muß, die ſich zur Zeit ſeiner Ausſtellung ſchon überſehen 
laſſen. Die Aufnahme eines Erſatzuacherben in den Erbſchein, 
iſt nur ein Anwendungsfall dieſes Rechtsgrundſatzes, deſſen Be⸗ 
deutung damit jedoch nicht erſchöpft iſt. Als weitere ſchon jetzt 
überſehbare Rechtsänderungen beim ſpäteren Wegfall eines 
Nacherben können je nach dem Willen des Erblaſſers unter Be⸗ 
rückſichtigung der geſetzlichen Auslegungsregeln die Vererblich⸗ 
keit des Nacherbenrechts beim Tode des Nacherben (8 2108 
Abſ. 2 Satz 1 BGB.), die Anwachſung des Nacherbenrechts an 
die übrigen Nacherben ($ 2094 BGB.) und ber völlige Weg⸗ 
fall der Beſchränkung des Vorerben (8 2142 Abſ. 2 BGB.) in 
Betracht kommen. Wenn der Erbſchein der ihm vom RG. zu⸗ 
gewieſenen Aufgabe, auch künftige vorausſehbare Anderungen 
des beſtehenden Rechtszuſtandes erkennen zu laſſen, genügen 
ſoll, muß das Nachlaßgericht, auch wenn ein Erſatzerbe nicht 
eingeſetzt iſt, in jedem Falle prüfen, welche Rechtsfolgen der 
Wegfall eines Nacherben durch Tod oder aus einem ſonſtigen 
Grunde nach ſich ziehen würde, und dieſe in den Erbſchein auf⸗ 
nehmen. Dabei werden die Rechtsfolgen im Falle des Todes 
und eines anderweitigen Wegfalls des Nacherben häufig ver— 
ſchieden ſein, nämlich beim Tode nach der Regel des 8 2108 
Abſ. 2 Satz 1 BGB. Vererblichkeit des Nacherbenrechts, beim 
ſonſtigen Wegfall gemäß 8 2094 BGB. Anwachſung. Der im 
vorl. Fall von der Beſchwerde erſtrebte Vermerk im Erbſchein, 
daß beim Tode eines Nacherben vor dem Nacherbfall ſein 
Recht nicht auf ſeine Erben übergeht, würde danach nicht aus⸗ 
reichen; vielmehr müßte poſitiv zum Ausdruck kommen, welches 
rechtliche Schickſal das Nacherbenrecht beim Tode des Nach⸗ 
erben erleidet und nicht nur bei ſeinem Tode, ſondern auch bei 
jeinem etwaigen ſouſtigen Wegfall, 3. B. durch Ausſchlagung 
der Nacherbſchaft oder durch Erbunwürdigkeit. 

Dieſe nach dem Standpunkt des RG. unabweisbaren Fol⸗ 
gerungen möchte der Senat nicht ziehen und Augaben über 
die fünftige Geſtaltung der Rechtslage beim Ausſcheiden eines 
Nacherben aus ſeiner Rechtsſtellung — abgeſehen von der Be⸗ 
rufung eines Erſatznacherben — nicht in den Erbſchein auf⸗ 
nehmen laſſen, weil er gegen die Richtigkeit des erwähnten 
Rechtsgrundſatzes in dem Beſchluß des RG. Bedenken hat. 

Aus dem Geſetz iſt der Rechtsgrundſatz nicht ohne weiteres 
herzuletten. Nach 8 2363 BGB. iſt in dem Erbſchein, der 
einem Vorerben erteilt wird, nur auzugeben, daß eine Nach⸗ 
erbſolge angeordnet iſt, unter welchen Vorausſetzungen ſie ein⸗ 
tritt und wer der Nacherbe iſt, ferner eine etwaige Befreiung 
des Vorerben. Daß auch die Rechtsfolgen beim künftigen Weg⸗ 
fall eines Nacherben in den Erbſchein aufzunehmen ſind, iſt 
weder tu dieſer Vorſchrift noch ſonſt im Geſetz beſtimmt. Das 
NG. begründet den Rechtsgrundſatz mit der Notwendigkeit des 
Schutzes Dritter, denen die Gefahr einer unrichtigen Beur⸗ 
tellung des Sachverhältniſſes erſpart werden ſoll. In Wirklich⸗ 
keit liegt aber ein ſolches Schutzbedürfnis nicht vor. Ein Dritter 
kaun durch ein ſpäteres Unrichtigwerden des Erbſcheins keinen 
Schaden erleiden. Iſt er gutgläubig, ſo gilt der Erbſchein ihm 
gegenüber als richtig (88 2366 f. BGB.); hat er aber von dem 
Ausſcheiden eines Nacherben aus ſeiner Rechtsſtellung Kennt⸗ 
nis, ſo darf er ſich auf einen Erbſchein, der die Rechtsfolgen 
des Ausſcheidens nicht erkennen läßt, nicht mehr verlaſſen, 
weil er mit jeder der vier Möglichkeiten: Vorhandenſein von 
Erſatznacherben, Anwachſung, völligem Wegfall der Beſchrän⸗ 
kung des Vorerben und — im Falle des Todes des Nach⸗ 
erben — Vererblichkeit des Nacherbenrechts, rechnen muß. Er 
wird vielmehr von dem Vorerben die Vorlegung eines neuen, 
den Wegfall des Nacherben berückſichtigenden Erbſcheins ver⸗ 
langen müſſen. 

Gegenüber dem Rechtsgrundſatz in der Entſch. des RG. 
möchte ſich der Senat auf den Standpunkt ſtellen, daß der 
dem Vorerben erteilte Erbſchein künftige Anderungen des be⸗ 
ſtehenden Rechtszuſtandes nur in zwei Fällen zu berückſichtigen 
und auszuweiſen hat. Der erſte Fall iſt der, daß in dem Erb⸗ 
ſchein ſelbſt der Eintritt der künftigen Anderung in vollem Um⸗ 
fange erſichtlich gemacht werden kaun, alſo unabhängig von 
weiteren außerhalb ſich vollziehenden Vorgängen iſt, z. B. wenn 
das Recht des Nacherben bis zu einem beſtimmten kalender⸗ 
mäßigen Zeitpunkt befriſtet iſt. Hier muß die Geſtaltung der 
Rechtslage bei Ablauf der Befriſtung in den Erbſchein auf⸗ 
genommen werden. Der Erbſchein wird dann auch beim Ein⸗ 
tritt der Anderung nicht unrichtig. 

Die Aufnahme der Rechtsfolgen des künftigen Wegfalls 
eines Nacherben in den Erbſchein muß ferner für notwendig 
gehalten werden, ſoweit ſie ſchon jetzt von rechtlicher Bedeu⸗ 
tung für bie Beteiligten tft, ſoweit fie insbef. erforderlich und 
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geeignet erſcheint, einen Beteiligten vor Rechtsnachteilen zu 
ſchützen. Das iſt für den Fall, daß ein Erſatzuacherbe berufen 
iſt, auf Grund folgender Erwägung zu bejahen. 

Gehört zum Nachlaß ein Grundſtück oder ein Recht an 
einem Grundſtück, To ſind nach 8 51 GBO. bei der Eintragung 
des Vorerben im Grundbuch zugleich die Nacherbenrechte zu 
vermerken. Überträgt ein Nacherbe, für den ein Erſatzerbe be⸗ 
rufen iſt, ſein Nacherbenrecht auf den Vorerben, ſo wird da⸗ 
durch zwar die Anwartſchafk des Erſatzerben nicht berührt; der 
Nacherbe iſt aber im Grundbuch auf Antrag zu löſchen. Tritt 
nachträglich der Erſatzfall ein, ſo braucht der Erſatzerbe die 
Verfügung über das Nacherbenrecht nicht gegen ſich gelten zu 
laſſen und das Grundbuch iſt infolge der Loſchung des auf ihn 
übergegangenen Nacherbenrechts unrichtig geworden. Hat aber 
der Vorerbe vor Berichtigung des Grundbuchs über das Grund⸗ 
ſtück oder das Grundſtücksrecht zugunſten eines gutgläubigen 
Erwerbers mit Zuſtimmung etwaiger weiterer Nacherben ver⸗ 
fügt, ſo iſt das Recht des Erſatzerben an dem Nachlaßgegen⸗ 
ſtand endgültig verlorengegangen. Dieſe unerwunſchte Folge 
wird vermieden, wenn neben dem Nacherben auch der Erſatz⸗ 
nacherbe von vornherein im Grundbuch vermerkt wird. Vor⸗ 
ausſetzung dafür iſt im Regelfall, daß der dem Vorerben er⸗ 
teilte Erbſchein bereits den Erſatznacherben ausweiſt. Iſt dies 
der Fall, ſo muß nach Anſicht des Senats (ebenſo Henke⸗ 
Mönch, GBO., Bem. 3a zu 8 51; a. M. Güthe⸗Trie⸗ 
bel, GBO., Bem. 10 u. 3 Abſ. 1 zu 8 51 unter Berufung auf 
NER. 145, 316 JW. 1935, 513°) der Erſatznacherbe in das 
Grundbuch eingetragen werden. 

Entſprechende Rechtsverluſte ſind nicht zu befürchten, wenn 
beim Wegfall eines Nacherben ſein Recht auf ſeine Erben über⸗ 
geht, den andern Nacherben anwächſt oder die Beſchränkung des 
Vorerben inſoweit erliſcht. In dieſen Fällen bedarf es daher 
zum Schutze der Beteiligten der Eintragung der künftigen 
Rechtsänderung in das Grundbuch nicht. Aber auch für die 
Aufnahme der Rechtsfolgen in den Erbſchein fehlt es hier man⸗ 
gels dahingehender berechtigter Intereſſen der Beteiligten an 
der erforderlichen Grundlage. Es beſteht höchſtens ein Inter⸗ 
eſſe des Vorerben daran, daß er ſich nicht bei jeder eintreten⸗ 
den Anderung einen neuen Erbſchein zu beſchaffen braucht. Ein 
ſolcher würde ſich praktiſch dann in manchen Fällen erübrigen, 
wenn die Art des Wegfalls des Nacherben und gegebenenfalls 
ſeine Beerbung urkundlich nachgewieſen werden kann, ſo daß 
in Verbindung damit der die Rechtsfolgen für dieſen Wegfall 
ausweiſende Erbſchein den neuen Rechtszuſtand erkennen laſſen 
würde. Unrichtig würde der Erbſchein durch die Anderung aller⸗ 
dings auch in dieſem Falle werden, da er den ausgeſchiedenen 
Nacherben weiterhin als ſolchen aufführt und der Eintritt der 
Veränderung aus dem Erbſchein ſeloſt nicht zu erſehen iſt; er 
müßte deshalb gemäß § 2361 BGB. eingezogen werden. Unter 
dieſen Umſtänden vermag lediglich das Intereſſe des Vorerben 
an einer etwaigen Erſparung eines neuen Erbſcheins es nicht 
zu rechtfertigen, daß in den Erbſchein ſchon im voraus für 
einen Fall, deſſen Eintritt völlig ungewiß iſt und aus dem 
Erbſchein allein doch nicht erſichtlich ſein wird, Angaben über 
die künftige Rechtsgeſtaltung aufgenommen werden, zumal 
dazu möglicherweiſe umſangreiche Ermittlungen angeſtellt wer⸗ 
den müſſen, die nicht nur das Nachlaßgericht, ſondern auch den 
Vorerben als Antragſteller des Erbſcheins belaſten können und 
dann jedenfalls vergeblich geleiſtet ſind, wenn die fragliche Ver⸗ 
änderung ſpäter nicht eintritt. 

Der Senat halt danach zwar — inſoweit im Ergebnis mit 
dem erwähnten Beſchluß des RG. übereinſtimmend, wenn auch 
mit anderer Begründung — die Aufnahme eines Erſatznach⸗ 
erben in den Erbſchein für geboten, jedoch — entgegen der vom 
RG. dem 8 2363 BGB. gegebenen Auslegung — nicht all⸗ 
gemein auch die Aufnahme ſonſtiger Angaben über die künf⸗ 
tige Gestaltung der Rechtslage beim Ausſcheiden eines Nach⸗ 
erben aus ſeiner Rechtsſtellung. Er würde ſich alſo mit einer 
entſprechenden Entſch. im vorl. Falle zu der vom RG. getrof⸗ 
fenen Eutſch. inſofern in Widerſpruch ſetzen, als er die Rechts⸗ 
frage, ob der Vorerbenerbſchein gemäß 8 2363 VGB. im Inter⸗ 
eſſe gutgläubiger Dritter grundſätzlich alle für die Zukunft als 
möglich vorausſehbaren Anderungen des Nacherbenrechtes er⸗ 
kennen laſſen muß, anders als das RG. beantworten würde. 


Aus dieſen Gründen mußte die Sache gemäß 8 28 Abſ. 2 
368. dem RG. zur Entſch. vorgelegt werden. 
(Kg., 1. ZivSen., Beſchl. v. 18. Febr. 1937, 1 WX 699/86.) 
d. 


Bemerkung: Das RG. billigt nicht die Rechtsauffaſſung 
des KG. Vgl. den nachſtehend unter Nr. 18 abgedr. Beſchluß 
v. 19. April 1937. D. S. 


a 18. NG. — 58 2363, 2108, 2069 BGB. Aus dem einem 
Vorerben erteilten Erbſchein muß erſichtlich ſein, in welcher 
Form das Nacherbenrecht nach Wegfall des in dem Erbſchein 
genannten Nacherben weiterbeſteht oder ob es erliſcht. 


Der Tatbestand ergibt sich aus dem vorstehend unier Nr. 7 
abgedruckten Beschluß des K@. v. 18. Febr. 1937, 1 Wx 699/36. 


Das RE. hat in feinem Beſchluß RG. 142, 1 
— JW. 1934, 355 1 die Gründe für feine Anſicht dargelegt, 
auf die verwieſen wird. Das RG. hat für notwendig er⸗ 
achtet, daß, um jeden Zweifel und jede Unklarheit zu ver⸗ 
meiden, erſichtlich ſein muß, in welcher Form das Nacherben⸗ 
recht nach Wegfall des in dem Erbſchein genannten Nacherben 
weiterbeſteht oder ob es erliſcht. Die Umſtäude, welche das 
KG. gegen dieſe Auffaſſung des RG. anführt, können als aus⸗ 
ſchlaggebend nicht angeſehen werden. 

Das KG. vermißt zu Unrecht eine Beſtimmung im Geſetz, 
durch welche die Aufnahme auch dieſer Folgen in den Erb⸗ 
ſchein gefordert werde. Das RG. hat bezüglich des Erſaßz⸗ 
nacherben eine ſolche Vorſchrift in § 2363 BB. erblickt, weil 
es die Anordnung der Erſatznacherbfolge, ſofern ſie nicht aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen iſt, aus der Berufung des Nacherben 
in Verbindung mit den geſetzlichen Auslegungsregeln ent» 
nimmt. Nach $ 2363 BOB. iſt anzugeben, wer der Nach⸗ 
erbe iſt, alſo muß auch erſichtlich ſein, ob der Erbe des Nach⸗ 
erben für dieſen eintritt oder nicht. 


Das NG. meint weiter, das RG. begründe in dem ges 
nannten Beſchluß ſeine Anſicht mit der Notwendigkeit des 
Rechtsſchutzes Dritter; der gute Glaube aber ſchütze den 
Dritten hinreichend. Ob das wirklich der Fall iſt, hängt 
davon ab, ob in der Namhaftmachung des Nacherben im Erb⸗ 
ſchein zugleich auch die Angabe der Anordnung der Vererb⸗ 
lichkeit der Nacherbenanwartſchaft zu erblicken wäre. Da 
dieſes Anwartſchaftsrecht vererblich iſt, ſofern nicht ein an⸗ 
derer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt — alſo nur im 
Ausnahmefall nicht vererblich iſt —, wird dieſe Frage zu be⸗ 
jahen ſein. Die gegenteilige Anſicht des LG. zeigt, wie groß 
die Möglichkeit zu Zweifeln iſt und die dadurch hervorgerufene 
Rechtsunſicherheit. So eng, wie das KG. meint, ſind die Aus⸗ 
führungen des RG. im genannten Beſchluß im übrigen aber 
auch nicht zu verſtehen; es müßte ebenſo vermieden werden, 
daß, wenn ſich der Dritte auf den Erbſchein in negativem 
Sinne verlaſſen dürfte, durch deſſen Unvollſtändigkeit oder 
Unrichtigkeit der Erſatznacherbe oder Erbe des Nacherben 
Schaden erleide. 

Nicht zu verkennen iſt lediglich, worauf das KG. ſchließ⸗ 
lich noch hinweiſt, daß die vom RG. für notwendig erachtete 
Vollſtändigkeit des Erbſcheins zu Ermittelungen Veranlaſſung 
geben könnte, die in Zukunft ſich vielleicht als unnötig er⸗ 
weiſen, weil der Nacherbe nicht wegfällt. Der aus einer Un⸗ 
vollſtändigkeit des Erbſcheins drohenden Gefahr, ſei es für 
einen Dritten, ſei es für den Erben des Nacherben, iſt aber 
nur durch möglichſte Vollſtändigkeit des Erbſcheines zu be 
gegnen und dieſe Forderung daher aufrechtzuerhalten auch 
gegenüber den Schwierigkeiten, die bei der möglicherweiſe ein“ 
tretenden Notwendigkeit einer ergänzenden Auslegung Der 
letztwilligen Verfügung für den Nachlaßrichter entſtehen kön⸗ 
nen. Wäre eine (ergänzende) Auslegung des Teſtaments zu 
nächſt in Unkenntnis von ſpäter eingetretenen Umſtänden auch 
einmal unrichtig vorgenommen worden, weil der eingetretene 
Fall nicht berückſichtigt worden iſt, ſo iſt es immer noch vor“ 
zuziehen, einen unrichtigen Erbſchein einzuziehen, worauf die 
Berechtigten hinwirken können, als nichts im Erbſchein am“ 
zugeben und ihn ſo von vornherein zu einer Gefahr werden 
zu laſſen. 

Soweit erſichtlich, hat die Entſch. RG. 142, 171 im 
Schrifttum keinen Widerſpruch gefunden, wohl aber eine zu 
ſtimmende Außerung: JW. 1934, 355 (Zilkens), zuftim 
mend auch Henke⸗Mönch. G0. 5 51 Anm. 3a; Heſſe“ 
Sage⸗Fiſcher, GBO. 8 51 Anm. III Ib. 

Dem Beſchluß des Kc. iſt in der ſachlichen Entſcheidung 
des entſcheidenden Teils daher beizuftimmen; die weitere 
Behandlung der Sache aber wird nach den vorſtehenden Dar‘ 
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legungen durch das Nachlaßgericht zu erfolgen haben, da noch 
tatſächliche Grundlagen zu ſchaffen ſind. Dabei wird für die 
Faſſung des Wortlauts des Erbſcheins folgendes zu be- 
achten ſein: 


Das Geſetz ſpricht in §S 2365 BGB. aus, es ſei zu ver- 
muten, daß der Erbe nicht durch andere als die im Erbſchein 
angegebene Anordnung beſchränkt ſei. Sit alſo die auch nur 
ſtillſchweigende Anordnung dahin, daß die Nacherbenanwart— 
ſchaft auf die Erben des Nacherben übergehe, als im Erbſchein 
angegeben anzuſehen, weil das Nacherbenrecht ohne einen ſeine 
Vererblichkeit verneinenden Zuſatz vermerkt war, ſo wird 
man der Anſicht des LG. nicht folgen können, den BeſchwF. 
ſei in jedem Falle damit Genüge getan, daß der Erbſchein 
nichts über die Vererblichkeit des Nacherbenrechts enthalte. 
Soll volle Klarheit und Sicherheit für alle Beteiligten ge— 
ſchaffen werden und der Verfügungsausweis aus ſich ganz 
verſtändlich ſein, ſo iſt eine gleichmäßige Behandlung im gan⸗ 
zen Reich erforderlich. Sie hat dahin zu gehen, daß, ſofern ein 
von der Regel des 8 2108 Abſ. 2 Satz 1 BGB. abweichen⸗ 
der Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt, im Erbſchein ver— 
merkt wird, daß die Nacherbenanwartſchaft auf die Erben des 
Nacherben nicht übergeht. Fehlt ein ſolcher Vermerk, fo be- 
deutet die Faſſung des Erbſcheins, daß die Anwartſchaft ver⸗ 
erblich iſt. 


(RG., IV. Zio Sen., Beſchl. v. 19. April 1937, IV BS 37.) 
(On. 
= 3. 154, 330 


Preußiſches allgemeines Landrecht 


19. LG. — 8 61 II 19 AL R.; 8 102 VormundſchO. Die 
Bekanntmachung des Erbrechts des Fürſorgeverbandes an den 
Pfleger ſolcher Perſonen, die in unentgeltlicher Anſtaltsverpfle⸗ 
gung verſtorben oder bis zum Ableben aus Wohlfahrtsmitteln 
laufend unterſtützt worden ſind, iſt ohne vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung wirkſam. 


Am 24. Juli 1936 iſt die geiſtig gebrechliche Witwe G. 
im ſtädtiſchen Hoſpital B., wo ſie ſich in unentgeltlicher An⸗ 
ſtaltspflege befand, geſtorben. Vorher war ihrem vom AG, 
eigens für dieſen Zweck und zur Wahrung ihrer Vermögens- 
angelegenheiten beſtellten Pfleger bekanntgemacht worden, daß 
der Stadtgemeinde B. (Fürſorgeverband) gemäß Art. 139 
EGBGB. und den Beſtimmungen der 8$ 50, 75 II 19 ALR. 
und des Hofreſkripts v. 2. Juli 1801 das Erbrecht an ihrem 
Nachlaß zuſtehe. Auf Grund dieſer Bekanntmachung hat der 
Bezirksbürgermeiſter bei dem Nachlaßgericht die Erteilung eines 
Erbſcheins dahin beantragt, daß die Erblaſſerin von dem Be⸗ 
zirksfürſorgeverband Stadt B. beerbt worden ſei. Das Nachlaß⸗ 
gericht hat dieſen Antrag zurückgewieſen, weil die gemäß 
§ 61 U 19 ALR. erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung fehle. Dieſen Beſchluß hat das LG. aufgehoben 
und das AG. angewieſen, von den erhobenen Bedenken Ab⸗ 
ſtand zu nehmen. 

Es iſt zwar richtig, daß es im 8 61 II 19 ALR. heißt, 
daß im Falle der Aufnahme eines ſeines Verſtandes nicht 


Mächtigen die Erbrechtsbekanntmachung an die Eltern und, 


wenn ſolche nicht vorhanden ſind, an die nächſten Verwandten 
oder Vormünder erfolgen, auch im letzteren Falle die ober⸗ 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung beigebracht werden 
muß. Der Schlußhalbſatz über die Genehmigungsbedürftigkeit 
it aber durch § 102 VormundſchaftsO. v. 5. Juli 1875 in 
Wegfall gekommen, wo es heißt, daß die Vorſchriften des ALR. 
für die preußiſchen Staaten über das Vormundſchaftsweſen, 
welche in dieſem Geſetze nicht ausdrücklich aufrechterhalten find 
(und dazu gehört $ 61 Schlußhalbſatz II 19 ALR. nicht), 
aufgehoben werden (ebenſo Koch, „AL R.“, 8. Aufl., Bd. IV, 
Anm. 13 zu 8 61 II 19; ferner Lande⸗ Hermes, „AR.“, 
die in ihrer Wiedergabe der nach ihrer Anſicht noch gültigen 
Beſtimmungen des ALR. den letzten Halbſatz des 8611119 
ALR. weglaſſen). Bei dieſer Sachlage bedarf es keines Ein⸗ 
gehens mehr auf die Frage, ob etwa das VormGer. dadurch, 


daß es den Pfleger ausdrücklich auch zur Entgegennahme der 
Erbſchaftsbekanntmachung beſtellte, ſchon die nach e l e 
ALR. erforderliche „obervormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung“ erteilte und ob eine ſolche vorherige Zuſtimmung wirk⸗ 
ſam war. 

(LG. Berlin, Beſchl. v. 1. April 1937, 203 T 2647/37244.) 


* 


20. RG. — 8 88 II 10 Pra R.; 5 623 JI 11 Pr AL R.; 
Verfaſſungsurkunde für die evangeliſche Kirche der altpreußi⸗ 
ſchen Union v. 29. Sept. 1922; § 1833 BGB. 


Zur Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen Be⸗ 
antte und insbeſ. ein kirchliches Ehrenamt verſehende Mitglieder 
des Gemeindekirchenrats einer evangeliſchen Kirchengemeinde 
für den Schaden zu haften haben, den ſie durch Außerachtlaſſung 
ihrer Amtspflichten zugefügt haben. 


Eine Rechtsgrundlage für die Schadenshaftung findet ſich, 
ſoweit es ſich um die „Verwaltung der Güter und des Ver⸗ 
mögens der Pfarrkirchen“ handelt, in § 623 II 11 ALR. Das 
Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen und damit auch die Rechnungs⸗ 
prüfung gehört zu den die Verwaltung des Kirchenvermögens 
betreffenden Geſchäften des Gemeindekirchenrats. Nach S 623 
II 11 ALR. müſſen die Kirchenwalter bei ihrer Verwaltung die 
Aufmerkſamkeit aufwenden und den Grad der Schuld vertreten, 
zu der Vormünder nach den Geſetzen verpflichtet ſind. Die Re⸗ 
greßpflicht der Mitglieder des Gemeindekirchenrats gegenüber 
der Kirchengemeinde iſt daher dieſelbe, wie die der Vormünder 
gegenüber dem Mündel und beſtimmt ſich jetzt nach 8 1833 BGB, 


RG. III. Ziv Sen., U. v. 13. Nov. 1936, III 332/35.) [v. B.] 


Beamtenrecht 


* 21. Rg. — Preuß Geſ. betr. die Penſionierung der unmit⸗ 
telbaren Staatsbeamten v. 27. März 1872. Anrechnungsfähig⸗ 
keit außeramtlicher Dienſtzeit. Der Anrechnungsbeſchluß muß, 
um wirkſam zu ſein, ſich in den Grenzen der geſetzlichen Ermäch⸗ 
tigung, alſo im Rahmen des § 19 ZREG. halten. Inſoweit un- 
terliegt er der Nachprüfung im Rechte eg. Die anzurechnende 
Zeit muß in einer Beſchäftigung zugebracht ſein, die vor Er⸗ 
langung des Staatsamts herkömmlich war. Herkömmlich iſt eine 
private Beſchäftigung als Vorftufe für das Staatsamt dann, 
wenn ſich eine allgemeine Übung gebildet hat, eine ſolche Be⸗ 
ſchäftigung vor der Bewerbung um das artverwandte Staats⸗ 
amt auszuüben. Von einer Herkömmlichkeit der Bekleidung des 
Poſtens eines früheren ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftsſekre⸗ 
15 vor der Anſtellung als preußiſcher Landrat kann keine Rede 
ein! 

Der Bekl. war v. 2. Aug. 1919 bis 31. März 1931 im preu⸗ 
Bilden Staatsdienſt, zuletzt als Landrat. Vorher war er ſozial⸗ 
demokratiſcher Gewerkſchaftsſekretär. Durch Beſchluß des preu⸗ 
ßiſchen Staatsminiſteriums v. 28. Juli 1928 wurden ihm zehn 
Jahre der vor ſeinem Eintritt in den Staatsdienſt ausgeübten 
Tätigkeit als ruhegehaltsfähige Dienſtzeit nach 8 19 Abſ. 1 Nr. 2 
PreußGeſ. betr. die Penſionierung der unmittelbaren Staats- 
beamten uſw. v. 27. März 1872 (3RG.) angerechnet. Demgemäß 
iſt feine Penſion v. 1. April 1931 ab feftgefegt und bezahlt wor⸗ 
den. Nachträglich wurden ihm auf Grund des 82 BWG. die 
Rechte entzogen, die er als Ruheſtandsbeamter hatte, und er 
erhielt deshalb ab 1. Jan. 1934 kein Ruhegehalt mehr. Der 
Kl. (Land Preußen) verlangte außerdem die Ruhegehaltsbeträge 
zurück, die dem Bekl. bis dahin auf Grund der Anrechnung der 
Tätigkeit vor Eintritt in den Staatsdienſt mehr bezahlt wor⸗ 
den waren, da dieſe Anrechnung ohne Rechtsgrund geſchehen ſei. 
Die Klage wurde in zwei Rechtszügen abgewieſen. Der Kl. hat 
dagegen mit Erfolg Rev. eingelegt. 


Die Neufeſtſetzung der ruhegeldfähigen Dienſtzeit nach 89 
BW. kommt nicht in Frage, weil §9 Nr. 5 des Gel. i. d. 
Faſſ. v. 22. Sept. 1933 die Entlaſſung nach 82 des Gef. ent⸗ 
gegen der früheren Faſſung des Geſetzes nicht mehr anführt. 
Das BG. iſt daher ohne Rechtsirrtum allein von der Unter⸗ 
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ſuchung ausgegangen, ob die Anrechnung nach § 19 ZRE. durch 
das Gericht nachgeprüft werden konnte und ob ſie zuläſſig war. 

Nach Art. 82 Abſ. 1 preuß. Verfaſſung v. 30. Nov. 1920 
und 27. Okt. 1924 find die Befugniſſe des Königs auf das 
Staatsminiſterium übergegangen. Sein Beſchluß mußte ſich, 
um rechtswirkſam zu ſein, in den Grenzen der geſetzlichen Er: 
mächtigung, alfo im Rahmen des $19 ZR. halten. Inſoweit 
unterliegt er der Nachprüfung im Rechtsweg. Er ſchafft im 
Gegenſatz zu den bloß beſtätigenden Feſtſetzungen nach 822 
ERS. Recht, weil er einen nicht unmittelbar aus dem Geſetz 
abzuleitenden Anſpruch begründet. Die in RG. 62, 237; 85, 
192 = ZW. 1914, 946 aufgeftellten Rechtsſatze find daher hier 
nicht anwendbar. Er Schafft aber nur Recht, ſoweit er den ge⸗ 
ſetzlichen Rahmen nicht überſchritten hat. Denn er enthielt nicht 
etwa die rechtsverbindliche Zusicherung eines günſtigeren Beſol⸗ 
dungsdienſtalters bei der Anſtellung des Bekl. als Landrat i. S. 
einer bewußt über die allgemein geltenden beamtenrechtlichen 
Vorſchriften hinausgehenden Zuſage, ſondern iſt ausdrücklich 
auf 8 19 3 RG. geſtützt, hat alſo die Anrechunngsfähigkeit der 
außeramtlichen Dienſtzeit vorausgeſetzt. Die Zurückforderung 
von Zahlungen, die auf Grund des Beſchluſſes erfolgt find, iſt 
deshalb kein Widerruf einer Zuſage, ſondern die Geltend⸗ 
machung der Unrechtmäßigkeit der Feſtſetzung der ruhegeld⸗ 
fähigen Dienſtzeit. 

Innerhalb des geſetzlichen Rahmens entſcheidet das Staats⸗ 
miniſterium über die Anrechnung einer voramtlichen Beſchäfti⸗ 
gungszeit nach freiem Ermeſſen. Das freie Ermeſſen kann aber 
exit einſetzen, wenn feſtſteht, daß die anzurechnende Zeit in einer 
Beſchäftigung zugebracht war, die vor Er langung des 
Staatsamtes herkömmlich war. Nicht die Her⸗ 
kömmlichkeit der Anrechnung, ſondern die Herkömmlich⸗ 
keit der Beſchäftigung als Vorſtufe für das 
Staatsamt entſcheidet. Techniſches Ermeſſen hinſicht⸗ 
lich der Geeignetheit der vorausgegangenen Beſchäftigung als 
Vorbereitung auf das Staatsamt kommt dabet nicht in Frage, 
weil nicht die Geeignetheit, ſondern die Herkömmlichkeit Bedin⸗ 
gung iſt. Die Bezugnahme auf RG. 62, 282 geht fehl. Dort 
hat es ſich um ein techniſches Ermeſſen im eigentlichen Wort⸗ 
ſinn gehandelt, weil die Beeinträchtigung einer Schule durch 
einen lärmenden Gewerbebetrieb zu prüfen war. Die Herkömm⸗ 
lichkeit iſt dagegen nach objektiven Geſichtspunkten feſtzuſtellen. 

§ 19 Abſ. 1 Nr. 2 entſpricht dem 814 Nr. 4 des Gef. Dort 
iſt die Anrechnung der Zeit der voramtlichen Beſchäftigung vor⸗ 
geſchrieben, ſoweit die Beſchaftigung in den Prüfungsvorſchrif⸗ 
ten angeordnet ift, hier iſt die Anrechnung der Beſchäftigung 
fakultativ, ſoweit ſie herkömmlich iſt. Die techniſche Beziehung 
der vorausgegangenen Beſchaftigung zu dem Amt ergibt ſich 
aus der Natur der Sache. Es muß aber die ausdrückliche An⸗ 
ordnung der vorbereitenden Beſchäftigung durch die Prüfungs⸗ 
vorſchriften oder ihre Herkömmlichkeit hinzukommen. Für die 
Herkömmlichkeit haben die Geſetzesmaterialien gewiſſe Beamten⸗ 
kategorien genannt (Verhandlungen des Hauſes der Abgeord⸗ 
neten 1871/72, Druckſ. Bd. 2 Nr. 105, Motive der Regierungs⸗ 
vorlage S. 17/18; Bd. 3 Nr. 189, Kommiſſionsbericht S. 8 und 
9). Es iſt das keine erſchöpfende Aufzählung, aber immerhin 
richtungweiſend. Herkömmlich iſt die private Beſchäftigung als 
Vorſtufe für das Staatsamt demnach dann, wenn ſich eine all⸗ 
gemeine Übung gebildet hat, eine ſolche Beſchäftigung vor der 
Bewerbung um das artverwandte Staatsamt auszuüben. Es 
kommt alſo auch nicht darauf an, ob herkömmlich das Amt ohne 
Rückſicht auf die Vorbildung mit Angehörigen anderer Berufe 
beſetzt wird, ſondern, wie die Beiſpiele, die die Geſetzesmateria⸗ 
lien zu §S 19 ZR. aufführen, nämlich die Übernahme von Kauf⸗ 
fahrteifahrern in den Lotſendienſt, von Privatangeſtellten 
öffentlicher Behörden als Amtsſekretäre und von Bergtechnikern 
in den Staatsdienſt zeigen, darauf, ob die Beamten herkömm⸗ 
lich vor der ſtaatlichen Anſtellung eine beſtimmte artverwandte 
Privatſtellung bekleiden. Auf Grund eines ſolchen Herkommens 
wird die private Beſchäftigung ſchon in gewiſſen Grenzen die 
Ausſicht auf das Staatsamt eröffnen. 

In dieſem Sinne kann von der Herkömmlichkeit der Be⸗ 
kleidung des Poſtens eines Gewerkſchaftsſekretärs vor der An⸗ 
ſtellung als Landrat keine Rede fein. Aus der Übernahme ein⸗ 


zelner Gewerkſchaftsſekretäre in dieſes Amt folgt nicht, daß der 
Landrat vor der Anſtellung herkömmlich Gewerkſchaftsſekretär 
war. Das erhellt beſonders auch daraus, daß nur Gewerkſchafts⸗ 
ſekretäre beſtimmter politiſcher Richtung übernommen wurden. 
Die Anrechnung der Dienſtzeit als Gewerkſchaftsſekretar wird 
daher durch § 19 nicht gedeckt und konnte infolgedeſſen auch nicht 
rechtsverbindlich genehmigt werden. Die Entſchließung des 
Staatsminiſteriums v. 28. Juli 1928 entbehrte der geſetzlichen 
Grundlage, ſo daß der Bekl. die auf Grund dieſer Entſchließung 
empfangenen Reichniſſe ohne Rechtsgrund bekommen hat und 
fie nach 8 39 Abſ. 3 PrBeſoldcg. zurückzahlen muß, auch ſoweit 
er dadurch nicht mehr bereichert iſt. 


Der Rechtsbeſtand dieſer Beſtimmung des BeſoldG. kann 
durch § 818 Abſ. 3 BGB. nicht in Frage geſtellt werden, weil die 
Beamtenbeſoldung Gegenſtand des öffentlichen Rechts und als 
ſolcher der Landesgeſetzgebung vorbehalten iſt. Wenn die Mehr⸗ 
zahlung auch ohne Rechtsgrund geſchehen iſt, jo war ſte doch 
eine Folge des Beamtenverhältniſſes und blieb damit den 
beamtenrechtlichen Beſtimmungen unterworfen. 


Andererſeits geht dieſer Zuſammenhang nicht ſo weit, daß 
der Ruhegeldanſpruch ſelbſt Streitgegenſtand wäre, ſondern die 
Klage iſt auf die rechtloſe Bereicherung des Beamten geſtützt. 
Deshalb und weil aus der Klage, die im Auftrag des Mo. 
erhoben wurde, hervorgeht, daß der Ruhegeldanſpruch des Be⸗ 
amten in dieſem Umfange nicht anerkannt wird, bedarf es keines 
Vorbeſcheides nach 823 3RG. als Klagevorausſetzung (ebenſo 
für § 150 RBefold®., Urt. des erk. Sen. III 770/22 v. 12. Juni 
1923). 


Ein Schadenerſatzanſpruch des Bekl. aus Anitspflichtver⸗ 
letzung kann aus der unrichtigen Feſtſetzung der ruhegehalts⸗ 
fähigen Dienſtzeit ſchon deshalb nicht erwachſen, weil ihm dar⸗ 
aus erſichtlich kein Schaden entſtanden iſt. Bei richtiger Feſt⸗ 
ſetzung hätte er die gleichen Beträge erhalten, die ihm nach der 
Rückzahlung verbleiben. 


Die Höhe des Anſpruchs iſt unbeſtritten, ſo daß es dar⸗ 
über keiner weiteren tatſächlichen Feſtſtellungen bedarf. 


Das Urteil des BG. war demnach aufzuheben und auf die 
Berufung des Kl. das Urteil des LG. dahin abzuändern, daß 
der Bekl. nach dem Klageantrag verurteilt wurde. 


(Nc, III. Ziv Sen., U. v. 12. März 1937, III 132/36.) lv. B. 
(= R63. 154, 209.) 


* 


22. RG. — Abſchn. XIII des ThürStaatsbeamtencd. vom 
14. März 1923; $ 74 der Thür. Gemeinde⸗ und Kreis O. vom 
8. Juli 1926. Für das Feſtſtellungsverfahren des thüringiſchen 
Beamtenrechts gilt entſprechend dem preußiſchen und reichs⸗ 
rechtlichen Defektenverſahren, daß die gegen den Verwaltungs⸗ 
beſchluß gerichtete Klage auf die ſachlich⸗rechtliche Entſch. über 
den im Verwaltungsverfahren feſtgeſtellten Schadenserſatz⸗ 
anſpruch abzielt und deshalb im Rechtsweg eine Prüfung der 
formellen Vorausſetzungen des vorausgegangenen Verwaltungs⸗ 
verfahrens nicht ſtattfindet. 


(N., III. ZivSen., U. v. 2. März 1937, III 146/36.) lo. B.] 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz 


* 23. RG. — 813 GVG. Aus einem rein öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Verhältnis können ſich grundſätzlich nur öffentlich⸗recht⸗ 
liche Beziehungen der Beteiligten entwickeln, und für öffentlich 
rechtliche Anſprüche ſteht der ordentliche Rechtsweg nur jowel 
offen, als er vom Geſetzgeber gewährt wird. Für eine Schadens“ 
erſatzklage der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Ar⸗ 
beitsloſenverſicherung gegen eine Gemeinde, die die ihr na 
88 172 und 175 Arb VermG. obliegenden. öffentlich⸗rechtlichen 
Pflichten dadurch verletzt haben ſoll, daß ſie die ihr vom M* 
beitsamt zur Auszahlung an Unterſtützungsempfänger über! 
wieſenen Unterſtützungsbeträge auch dann noch ausgezahlt ber 
nachdem die Empfänger, wie ſie gewußt habe, inzwiſchen Arbe 
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gefunden hatten, alſo zum Empfang der Unterſtützung nicht 
mehr berechtigt waren, iſt der ordentliche Rechtsweg nicht ge⸗ 
geben. 


Im Frühjahr 1929 hat der Vorſ. des Arbeitsamts in H. 
(Rieſengebirge) verſchiedenen Landgemeinden ſeines Bezirks, 
darunter auch der Bekl., mit deren Zuſtimmung auf Grund der 
85172 und 175 ArbVermG. gewiſſe Aufgaben des Unterſtüt⸗ 
zungsverfahrens übertragen, nämlich die Entgegennahme und 
Vorprüfung von Unterſtützungsanträgen und die Auszahlung 
der bewilligten Arbeitsloſenunterſtützung, nach Behauptung der 
Kl. auch die ſog. Stempelkontrolle. 

Der frühere Mitbeklagte, jetzige Streitgehilfe, war damals 
Gemeindevorſteher der Bekl. Er war zugleich Vorſitzender des 
Verkehrsvereins. Dieſer Verein beſchloß die Anlage eines rei: 
bades und führte ſie im Lauf des Sommers 1929 durch. Dabei 
wurden Perſonen als Arbeiter beſchäftigt, denen auf ihren bei 
der Gemeinde eingereichten und von ihr befürworteten Antrag 
Arbeitsloſenunterſtützung bewilligt worden war. Die Gemeinde 
zahlte ihnen die Unterſtützung fortlaufend aus, der Verkehrs- 
verein zahlte ihnen aus ſeinen Mitteln den am tarifmäßigen 
Lohn fehlenden Betrag zu. 

Die klagende Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung behauptet, ſie ſei durch das Verhalten 
der verklagten Gemeinde und ihres Gemeindevorſtehers ge— 
ſchädigt worden. Die beim Bau des Freibades beſchäftigten 
Arbeiter hätten Arbeitsloſenunterſtützung ausgezahlt erhalten, 
obwohl ſie nicht arbeitslos i. S. des Geſetzes geweſen ſeien, alſo 
auch keinen Anſpruch auf Arbeitsloſenunterſtützung gehabt hät— 
ten. Zur Erſtattung ſeien ſie außerſtande. Der Schaden ſei durch 
die Gemeinde und ihren damaligen Vorſteher verſchuldet, denn 
beide hätten gewußt, daß die unterſtützten Arbeiter, ſolange ſie 
vom Verkehrsverein beſchäftigt wurden, keinen Anſpruch auf 
die Unterſtützung gehabt hätten, hätten alſo weder ihre An— 
het befürworten, noch auch ihnen die Unterſtützung auszahlen 

ürfen. 

Mit der Klage hat die Kl. von der Gemeinde und dem 
jetzigen Streitgehilfen als Geſamtſchuldnern einen Teilbetrag 
verlangt. Das LG. hat die Gemeinde zur Zahlung des verlang— 
ten Betrags verurteilt, die Klage aber gegen den mitbeklagten 
Gemeindevorſteher abgewieſen. Gegen dieſes Urteil hat nur die 
verklagte Gemeinde Berufung eingelegt. Sie hat ihrem früheren 
Mitbeklagten den Streit verkündet, dieſer iſt ihr als Streitgehilfe 
beigetreten. Das OLG. hat die Klage auch gegen die Gemeinde 
abgewieſen. Auf die Rev. der Kl. verwies das RG. an das 
BG. zurück. 

Der jetzt allein noch in Betracht kommende Anſpruch gegen 
die Gemeinde ſtützt ſich einmal auf ſchuldhafte Verletzung der 
Pflichten, die ihr der Kl. gegenüber aus der Übertragung der 
arbeitsamtlichen Aufgaben obgelegen hätten, weiter aber auch 
auf 8839 BGB., verbunden mit Art. 131 WeimVerf. (Amts⸗ 
pflichtverletzungen ihres Gemeindevorſtehers). Wenn die Kl. in 
den Vorinſtanzen das Verhältnis, das zwiſchen ihr und der ver- 
klagten Gemeinde durch die Übertragung der arbeitsamtlichen 
Aufgaben entſtanden war, als Vertrag bezeichnet hat, ſo iſt dem 
ſchon das OLG. mit zutreffender Begründung entgegengetreten. 
Es handelt ſich um eine Beteiligung der Gemeinde an der Er- 
füllung der Aufgaben der Kl., wie ſie durch die SS 172 und 175 
ArbVermG. ermöglicht worden iſt. In der Klageſchrift iſt auch 
§ 205 ArbVermG. genannt, doch iſt die Kl. darauf im weiteren 
Verfahren mit Recht nicht zurückgekommen, denn dort handelt 
es ſich um eine Beauftragung durch den Vorſtand der Reichs⸗ 
anſtalt oder des Verwaltungsausſchuſſes eines Landesarbeits⸗ 
amts; offenbar hat aber weder die eine noch die andere Stelle 
im vorl. Fall der Bekl. einen Auftrag erteilt. Nach SS 172 und 
175 kann der Vorſitzende des Arbeitsamts den Gemeinden (und 
Gemeindeverbänden) ſeines Bezirks ſowohl die Entgegennahme 
und Vorprüfung der Unterſtützungsanträge, als auch die Aus⸗ 
zahlung der bewilligten Unterſtützungen übertragen, allerdings 
nur mit Zuſtimmung der betr. Gemeinde oder ihrer Auffichts- 
behörde. Aber dadurch, daß die Gemeinde zuſtimmt, wird die 
Übertragungsverfügung nicht zu einem Vertrag — ſo wenig wie 
die Beamtenernennung deshalb einen Vertrag darſtellt, weil 
ſie zu ihrer Wirkſamkeit der Zuſtimmung des Ernannten bedarf. 
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Der Gedanke an einen Vertrag ſcheidet vollends aus, wenn die 
Zuſtimmung nicht durch die Gemeinde ſelbſt, ſondern durch die 
Dienſtaufſichtsbehörde erteilt wird. Von einem Vertrag kann 
auch nicht deshalb die Rede ſein, weil ſich hier der Vorſitzende 
des Arbeitsamts die Zuſtimmung der verkl. Gemeinde im Wege 
der Verhandlung verſchafft und ſich dabei mit ihr über die Höhe 
einer Entſchädigung geeinigt hat. Ob man mit dem OLG. von 
einer „Delegation“ ſprechen darf, kann dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls wird durch den Übertragungsakt eine Pflicht der Ge⸗ 
meinde geſchaffen, an der Durchführung der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung in beſtimmter Weiſe mitzuwirken, ebenſo wie im Bereich 
der Sozialverſicherung gewiſſen außerhalb der Verſicherungsträ⸗ 
ger ſtehenden Stellen ohne weiteres durch Geſetz oder auf Grund 
beſonderer Anordnung einer Verwaltungsbehörde die Pflicht auf- 
erlegt iſt oder auferlegt werden kann, in beſtimmter Weiſe mit 
jenen zwecks Durchführung der Verſicherung zuſammenzuwirken. 
So haben nach 88 145 ff. ArbVermG. die Krankenkaſſen die Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge einzuziehen und an die Gliederungen der 
Reichsanſtalt abzuführen. Nach 88 726, 988, 1159 RVO. iſt die 
Reichspoſt zur Auszahlung der Unfallrenten verpflichtet, nach 
§ 1297 RVO. zur Auszahlung der Invalidenrenten, nach 8 1412 
zum Verkauf der Invalidenmarken. Nach 8 1419 RVO. beſtimmt 
die oberſte Verwaltungsbehörde die Stellen, die zur Ausgabe 
und zum Austauſch der Quittungskarten für die Juvaliden⸗ 
verſicherung verpflichtet fein ſollen. Nach § 1447 Abf. 1 RVO. 
kann die oberſte Verwaltungsbehörde Krankenkaſſen und andere 
Stellen zur Einziehung der Beiträge zur Invalidenverſicherung 
verpflichten; nach § 1447 Abſ. 2 kann — ein echtes Gegenſtück 
zu 85172, 175 ArbVermG. — die Verſicherungsanſtalt feibjt 
durch ihre Satzung mit Genehmigung der oberſten Verwaltungs⸗ 
behörde den Krankenkaſſen uſw. dieſe Pflicht zur Beitragsein⸗ 
ziehung auferlegen. Es handelt ſich bei alledem um eine Art 
von Amtshilfe, die ſich in der hier in Frage ſtehenden Be- 
ziehung ihrem Weſen nach z. B. nicht von der Auskunftspflicht 
unterſcheidet, die nach § 171 ArbVermG. allen Behörden, Ver⸗ 
ſicherungsträgern und Privatperſonen dem Arbeitsamt gegen⸗ 
über obliegt. Alle dieſe Pflichten liegen, das iſt hier das Ent⸗ 
ſcheidende, reſtlos auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts. 


Nach 88 172 und 175 Arb VermG. hatte ſonach die Bekl. die 
öffentlich-rechtliche Pflicht, die Anträge auf Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung entgegenzunehmen und einer Vorprüfung zu unter⸗ 
ziehen, ſowie das Auszahlgeſchäft für das Arbeitsamt zu befor- 
gen. Aus welchem Rechtsgrund ſie, wie die Kl. behauptet, auch 
zur Beſorgung der ſog. Stempelkontrolle verpflichtet geweſen 
ſein ſoll, iſt nicht erſichtlich. Auf 8205 ArbVermG. kann ſich, 
wie ſchon geſagt, die Kl. nicht berufen. § 173 Abſ. 4 ſieht für eine 
Mitwirkung bei der Kontrolle der Arbeitsloſen nur „nicht— 
gewerbsmäßige, außerhalb der Reichsanſtalt ſtehende Arbeits- 
nachweiſe“ vor. Der Frage braucht aber nicht weiter nachgegan⸗ 
gen zu werden, denn keinesfalls kann inſoweit ein privatrecht⸗ 
licher Vertrag zwiſchen Arbeitsamt und der Bekl. vorliegen, 
weil die Stempelkontrolle eine Ausübung öffentlicher Gewalt 
darſtellt und darüber ein Vertrag bürgerlichen Rechts nicht ge- 
ſchloſſen werden kann. Es kann ſich alſo auch hier nur um das 
Beſtehen einer öffentlich-rechtlichen Pflicht handeln. 


Die Kl. macht nun in erſter Linie geltend, die verklagte 
Gemeinde habe dieſe ihr obliegenden öffentlich- rechtlichen Pilich- 
ten ſchuldhaft verletzt. Davon, daß ſie etwa ihre Pflicht zur Vor⸗ 
prüfung der Unterſtützungsanträge nicht ordnungsgemäß er⸗ 
füllt hätte, indem ſie in ihrem Vorprüfungsbericht der Wahr⸗ 
heit zuwider Arbeitsloſigkeit beſtätigt und Unterſtützung befür⸗ 
wortet habe, wo kein Anſpruch darauf beſtanden habe, iſt nicht 
die Rede. Behauptet wird nur, daß ſie die ihr vom Arbeitsamt 
zur Auszahlung an Unterſtützungsempfänger überwieſenen Un⸗ 
terſtützungsbeträge auch dann noch ausgezahlt habe, nachdem die 
Empfänger, wie ſie gewußt habe, inzwiſchen regelmäßige Arbeit 
beim Verkehrsverein gefunden hatten, alſo zum Empfang der 
Unterſtützung nicht mehr berechtigt waren. Daneben wird eine 
im einzelnen nicht näher beſchriebene Verletzung der Pflicht zur 
Stempelkontrolle behauptet. Durch dieſe Pflichtverletzungen ſei 
der Kl. Schaden entſtanden. Es fragt ſich, ob für einen 
ſo begründeten Anſpruch der Rechtsweg ge— 
geben iſt 

257 


2050 


Das LG. wollte den Streit der Parteien für einen bürger- 
lich⸗rechtlichen allein deshalb erklären, weil der geltend gemachte 
Schadenserſatzanſpruch, wie überhaupt die aus einer Übertra⸗ 
gungsanordnung nach SS 172, 175 Arb VermG. entſtehenden ver⸗ 
mögensrechtlichen Beziehungen im Geſetz nicht geregelt ſeien — 
anders als der im Fall RGZ. 137, 134 JW. 1932, 3449 
ſtreitige Anſpruch — und das Verhältnis zwiſchen der Kl. und 
der zu keinerlei ſelbſtändigen Entſchließungen befugten Bekl. ſich 
als auftragsähnlich darſtelle. Es hat ſich dafür auf RGZ. 133, 
246 JW. 1931, 3555 18 berufen. Es hat beide Entſch. miß⸗ 
verſtanden. In der erſtgenannten Entſch. hat der jetzt erk. Sen. 
die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für einen auf § 244 ArbVermG. 
geſtützten Anſpruch (Abführung von Beitragseinnahmen eines 
kommunalen Arbeitsnachweisamts an die Reichsanſtalt nach 
Übernahme des Nachweisamts auf dieſe) verneint, weil das 
Geſetz keinen Anhalt dafür biete, daß dieſer zweifellos öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Anſpruch der ordentlichen Gerichtsbarkeit unter⸗ 
ſtellt werden ſolle. Entſcheidend war alſo nicht, daß der Klage⸗ 
anſpruch unmittelbar auf eine ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung 
geſtützt werden konnte, ſondern die Rechtsnatur dieſes Anſpruchs 
als eines öffentlich⸗rechtlichen und der Mangel jeden Anhalts 
dafür, daß der Geſetzgeber ihn auf den ordentlichen Rechtsweg 
verweiſen wollte. In RG. 133, 244 iſt der Rechtsweg verſagt 
worden für den Anſpruch einer preußiſchen Gemeinde, die nach 
der preußiſchen AusfVO. zur FürſO. mit der Durchfüh⸗ 
rung der dem Kreis obliegenden Fürſorgeaufgaben betraut war, 
auf Erſtattung des nach der Ausf VO. vom Kreis zu tragenden 
Anteils am Fürſorgeaufwand. Der entſcheidende Grund war, 
daß das Verhältnis der beiden Verbände rein auf öffentlichem 
Recht beruhte (Delegation der öffentlichen Aufgabe einer Be⸗ 
hörde auf eine andere), und daß es deshalb nicht wie in anderen, 
einer öffentlich-rechtlichen Regelung entbehrenden Fällen mög⸗ 
lich war, als Klageanſpruch ein auftragähnliches oder auf auf⸗ 
tragloſer Geſchäftsführung beruhendes Verhältnis bürgerlichen 
Rechts zu behaupten. Nur nebenbei iſt dort ausgeſprochen 
worden, daß in einem Fall wie dem dort entſchiedenen, wo der 
Gemeinde die geſamte Fürſorge zur ſelbſtändigen Erledigung 
unter eigener Verantwortung übertragen geweſen ſei, auch gar 
nicht von Auftragähnlichkeit die Rede ſein könne. 


Das OLG. geht von der zutreffenden Annahme aus, daß 
das durch die Aufgabenübertragung entſtandene Rechtsverhält⸗ 
nis der Parteien rein öffentlich-rechtlicher Natur ſei. Unrichtig 
iſt nur die Begründung, wenn es meint, die Bekl. ſei verpflichtet 
geweſen, den Weiſungen der Kl. zu gehorchen, es habe alſo ein 
Unterordnungsverhältnis beſtanden. Die Bekl. iſt trotz ihrer — 
in gewiſſem Umfang zuzugebenden — Gehorſamspflicht gegenüber 
der Kl. Hoheitsträgerin bei Ausführung der ihr übertragenen 
arbeitsamtlichen Aufgaben geblieben. Offentliches Recht kommt 
nicht nur dann in Frage, wenn zwiſchen den Beteiligten ein 
Über⸗ und Unterordnungsverhältnis beſteht. Entſcheidend iſt 
hier, daß es ſich bei der Durchführung der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung um eine rein öffentlich⸗rechtliche Aufgabe handelt. Wenn 
das Geſetz die einzelnen Maßnahmen auf mehrere Hoheitsträger 
verteilt, ſind die dadurch unter ihnen geſchaffenen Beziehungen 
öffentlich⸗rechtlicher Art. 


Aus der öffentlich⸗rechtlichen Natur der der Bekl. übertra⸗ 
genen Pflicht zieht das OLG. die Folgerung, daß auch eine Ver⸗ 
letzung dieſer Pflicht nur Folgen öffentlich-rechtlicher Art nach 
ſich ziehen könne. Es meint, ſo wenig wie etwa die Kl. gegen 
die Bekl. auf Erfüllung der dieſer übertragenen Aufgaben im 
ordentlichen Rechtsweg klagen könne, könne eine ſolche Klage 
für Anſprüche auf Schadenerſatz wegen Schleht- oder Nicht⸗ 
erfüllung zugelaſſen werden. Das OLG. verkennt dabei aller⸗ 
dings, daß auch aus Rechtsverhältniſſen öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur bürgerlich⸗rechtliche Anſprüche ſich entwickeln können. Der 
Senat hat erſt in dem zum Abdruck in RZ. beſtimmten Urt. 
v. 9. Febr. 1937, III 30/36: JW. 1937, 1314 m. Anm. Mül⸗ 
ler wieder ausgeſprochen, daß die Verletzung der öffentlich⸗ 
rechtlichen Wegeunterhaltungspflicht bürgerlich⸗rechtliche Scha⸗ 
denserſatzanſprüche aus §823 BGB. begründen kann. Freilich 
iſt das nur ausnahmsweiſe der Fall. Insbeſ. im Fall der Ver⸗ 
letzung der Wegeunterhaltungspflicht beruht die Annahme bür⸗ 
gerlich-rechtlicher Natur der daraus entſpringenden Schaden⸗ 
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erſatzanſprüche auf der rechtsgeſchichtlich zu erklärenden Vorſtel⸗ 
lung einer allgemeinen, auch öffentlich⸗rechtliche Wegeunterhal⸗ 
tungspflichtige erfaſſenden Verkehrsſicherungspflicht und der 
bürgerlich⸗rechtlichen Natur der aus ihrer Verletzung erwach⸗ 
ſenden Rechtsſtreitigkeiten. Eine ähnliche Vorſtellung kommt 
aber für das hier ſtreitige Verhältnis der Parteien nicht in 
Frage. Es iſt alſo hier davon auszugehen, daß, wenn nicht 
das Geſetz einen Anhalt für das Gegenteil ergibt, auch für An⸗ 
ſprüche aus Verletzung öffentlich-rechtlicher Pflichten die ordent⸗ 
liche Gerichtsbarkeit ausſcheidet. Wenn, ſei es auch mit ſtarkem 
Vorbehalt, in RG. 144, 15 (19) = ZW. 1934, 13467, 1906 6 
ausgeſprochen ift, daß bei Verletzung öffentlich- rechtlicher Pflich⸗ 
ten grundſätzlich die ordentlichen Gerichte zur Entſch. berufen 
ſeien, ſofern nicht ausdrückliche Vorſchriften eine andere Rege⸗ 
lung enthielten, ſo kann dem nicht beigetreten wer⸗ 
den. Aus einem rein öffentlich⸗rechtlichen Verhältnis können 
ſich grundſätzlich nur öffentlich⸗rechtliche Beziehungen der Betei⸗ 
ligten entwickeln, und für öffentlich⸗rechtliche Anſprüche ſteht der 
ordentliche Rechtsweg nur ſoweit offen, als er vom Geſetzgeber 
gewährt wird (vgl. RG. 130, 268 = JW. 1932, 1378). Daß für 
Schadenerſatzanſprüche der jetzt ſtreitigen Art, die nicht bürger⸗ 
lich⸗rechtlicher, ſondern öffentlich-rechtlicher Natur find, der 
Rechtsweg zuläſſig fein ſolle, dafür bietet das ArbBerm®. keinen 
Anhalt. Für das Gegenteil ſpricht 8274 Satz 2, mag auch dabei 
nicht an Schadenerfaganfprüde unmittelbar gedacht ſein. 

Ob bei ſolcher Auffaſſung die Kl. etwa keine rechtliche 
Möglichkeit hätte, ihren Schadenerſatzanſpruch gegen den Willen 
der Bekl. durchzuſetzen, iſt gleichgültig (RG Z. 102, 249; 130, 
328). Es braucht deshalb hier auch nicht geprüft zu werden, ob 
etwa der Weg der Zwangsetatiſierung gangbar wäre (vgl. $ 167 
Abſ. 3 ArbVermG.). 

Die Klage iſt in zweiter Linie auf 8839 BGB. und Art. 131 
Wein Verf. geſtützt. Für ſolche Anſprüche iſt der Rechtsweg ge 
geben. Das BG. hat die Klage inſoweit als ſachlich unbegrün⸗ 
det abgewieſen, weil der Gemeindevorſteher der Bekl. nicht 
Amtspflichten verletzt habe, die ihm der Kl. gegenüber oblagen: 
es hätten vielmehr nur Pflichten im inneren Verhältnis des lei⸗ 
tenden Beamten einer Behörde gegenüber einer anderen in 
Frage geſtanden. Dem iſt im Ergebnis beizutreten. Da der Ge⸗ 
meindevorſteher das Organ der Bekl. iſt, durch das ſie allein 
handeln kann, kann das Verhalten des Gemeindevorſtehers nicht 
anders als das Verhalten der Bekl. ſelbſt behandelt werden. Es 
kann in der Tat nicht eine beſondere Amtspflicht anerkannt wer⸗ 
den, die dem geſetzlichen Vertreter der Bekl. der Kl. gegenüber 
obgelegen hätte, die Pflichten der Bekl. gegen die Kl. ordnungs⸗ 
mäßig zu erfüllen. 


Aber aus einem anderen Geſichtspunkt könnte der Tat⸗ 
beftand des §839 BGB. gegeben fein. Jeder Beamte hat die 
Amtspflicht, fein Amt ſachlich und im Einklang mit den Forde— 
rungen von Treu und Glauben und guter Sitte auszuüben. 
Verſtößt er hiergegen, ſo mißbraucht er ſein Amt. Die Pflicht, 
ſich jedes ſolchen Mißbrauchs zu enthalten, liegt ihm gegenüber 
jedem Dritten ob, der durch den Mißbrauch geſchädigt werden 
könnte. Amtsmißbrauch aber wäre es geweſen, wenn der Ge⸗ 
meindevorſteher der Bekl., in der Abſicht, dem von ihm ſelbſt 
vertretenen Verkehrsverein einen dieſem nicht zuſtehenden Ver⸗ 
mögensvorteil zuzuſchieben, die ihm vom Arbeitsamt zur Aus 
zahlung als Arbeitsloſenunterſtützung zur Verfügung geſtellten 
Beträge ausgezahlt hätte, obwohl er wußte, daß die Empfän⸗ 
ger in Wahrheit nicht zum Empfang berechtigt waren. Für einen 
hierdurch entſtandenen Schaden könnte die Kl. die verklagte Ge⸗ 
meinde auf Grund des Art. 131 Weim Verf. i. Verb. m. 8 839 
BGB. im ordentlichen Rechtsweg in Anſpruch nehmen. 


(RG., III. ZivSen., U. v. 12. März 1937, III 81/86.) [v. B. 
(N38. 154, 201.) 
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Erbgefundheitsobergerichte 


(Fortſetzung der Veröffentlichungen aus JW. 1937, 943 Heft 15) 


Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
§ 1 Abſ. 1 


24. § 1 Abſ. 1 ErbkrNachwGeſ. Zur Feſtſtellung der Fort⸗ 
pflanzungsunfähigkeit genügt nicht die Tatſache, daß eine 40jährige 
Frau noch nicht ſchwanger war. Anſtaltsbedürftigkeit „auf abſeh⸗ 
bare Zeit“ ſteht der Anordnung der Unfruchtbarmachung nicht 
entgegen. 

Das Erbgeſcher. hat die Anordnung der Unfruchtbarma⸗ 
chung abgelehnt, weil die bedenkenfrei ſchizophrene Betroffene 
fortpflanzungsunfähig ſei. Die Beſchwerde des Amtsarztes iſt 
inſofern gerechtfertigt, als die Ablehnung des Antrages wegen 
Fehlens der Fortpflanzungsfähigkeit von der dafür gegebenen 
Begründung nicht getragen wird. Die Ablehnung der Unfrucht⸗ 
barmachung einer Erbkranken iſt nur dann gerechtfertigt, wenn 
Fortpflanzungsunfähigkeit vorliegt. Die Fortpflanzungsunfähig⸗ 
keit kann aber nicht allein aus dem Alter von 40 Jahren und 
aus dem Umſtande hergeleitet werden, daß die Betroffene noch 
niemals ſchwanger war, und daß ſie dem Umgange mit dem 
anderen Geſchlecht abgeneigt iſt. Entſcheidend iſt allein, ob 
phyſiſch Fortpflanzungsfähigkeit beſteht oder nicht. Beſtehen 
Zweifel an der Fortpflanzungsfähigkeit, fo wären dieſe durch 
Einholung eines Gutachtens zu klären; nach bisheriger Akten⸗ 
lage find ſolche Zweifel nicht erſichtlich. Eine Anfrage bei dem 
ärztlichen Direktor der Heilſtätte, in der ſich die Betroffene 
befindet, hat ergeben, daß ſichere Anhaltspunkte für ein Nicht⸗ 
beſtehen der Fortpflanzungsfähigkeit nicht vorliegen. 

Wenn ſchließlich das Erbgeſcher darauf verwieſen hat, daß 
mit einer Entlaſſung der Betroffenen aus der Anftalt3bchand- 
lung in abſehbarer Zeit nicht zu rechnen ſei, und daß es in 
ſolchen Fällen feſte Rſpr. der Erbgeſcher, fei, von der Anord⸗ 
nung der Unfruchtbarmachung Abſtand zu nehmen, ſo kann der 
Senat einer ſolchen Rſpr. nicht beitreten. Es beſteht keine Ge⸗ 
währ dafür, daß der Geſundheitszuſtand der Betroffenen ſich 
nicht ändert und ſchließlich eine Entlaffung aus der Anſtalt 
nicht in Frage kommt. Wird die Unfruchtbarmachung jetzt ab⸗ 
gelehnt, weil die Betroffene varausſichtlich, „auf abſehbare 
Zeit“, anſtaltsbedürftig tft, fo müßte, wenn fie entlaſſungs⸗ 
fähig wird, ein neues Verfahren eingeleitet werden. Das iſt 
nicht der Sinn des Geſetzes. Die Ablehnung der Unfruchtbar⸗ 
machung aus dieſer Erwägung würde eine Vorwegnahme einer 
erſt im Durchführungsverfahren zu treffenden Entſch bedeuten. 
Ein entſprechender Antrag des Amtsarztes — unter der Vor⸗ 
ausſetzung der vorgängigen Anordnung der Unfruchtbarma⸗ 
chung — liegt übrigens bereits vor. 

Der Senat hat hiernach die Vorentſcheidung aufgehoben 
und die Sache an die erſte Juſtanz zurückverwieſen, um dieſer 
Gelegenheit zu geben, die Frage der Fortpflanzungsfähigkeit 
unter den vorſtehend erörterten Geſichtspunkten noch einmal 
zu prüfen. 

(Erbgeſobcher. Berlin, 1. Sen., Beſchl. v. 28. Juni 1937, 
Wg 331/37.) 


* 

25. 8 1 Abſ. 1 ErbkrNachwGeſ. Wenn feſtſteht, daß der 
Antrag auf Unfruchtbarmachung wegen Fortpflanzungsunfähig⸗ 
keit der Betroffenen zurückzuweiſen iſt, darf das Gericht die 
Entſch. nicht hinausſchieben, um das Vorliegen oder Nichtvorlie⸗ 
gen der Erbkrankheit bei der Betroffenen feſtzuſtellen. 


Der Amtsarzt hat die Unfruchtbarmachung der betroffe⸗ 
nen G. W. beantragt mit der Begründung, die Betroffene leide 
an Schizophrenie. Das Erbgeſcher. hat den Antrag zurüd- 
gewieſen. Das Erbgeſcöer. läßt es dahingeſtellt fein, ob die 
Betroffene an Schizophrenie leidet, und kommt zur Zurück⸗ 
weiſung des Antrags auf Grund der Feſtſtellung, daß die 
Betroffene nicht fortpflanzungsfähig ſei. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die vorliegende Beſchw. 
des Amtsarztes. Der Amtsarzt bemängelt, daß das Erbgeſcher. 
zu der von ihm geſtellten Diagnoſe Schizophrenie nicht ein⸗ 
deutig Stellung genommen habe; es ſei im Intereſſe der 
Sippenforſchung erforderlich, daß das Gericht die Frage kläre, 
ob die Betroffene an Schizophrenie leidet. Im übrigen be⸗ 
ſtehe bei der Betroffenen entgegen der Annahme des Erbgef®er. 
die Möglichkeit der Fortpflanzung. 


Der Senat hat ein Gutachten des Direktors der Branden⸗ 
burgiſchen Frauenklinik in Berlin⸗Neukölln darüber eingefor⸗ 
dert, ob die Betroffene fortpflanzungsfähig iſt. Das Gutachten 
kommt zu dem Ergebnis: „Fräulein G. W. iſt einwandfrei 
fortpflanzungsunfähig.“ Auf den weiteren Inhalt des Gut⸗ 
achtens wird Bezug genommen. 

Der Senat hat ſich dem Gutachten angeſchloſſen und die 
Beſchw. zurückgewieſen. Da die Betroffene überhaupt nicht 
fortpflanzungsfähig iſt, kann auch nicht davon geſprochen wer⸗ 
den, daß „mit großer Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, daß 
ihre Nachkommen an ſchweren körperlichen oder geiſtigen Erb⸗ 
ſchäden leiden werden“ (§ 1 des Gef. v. 14. Juli 1933). 

Die Annahme des Amtsarztes, daß das Gericht auf jeden 
Fall die Frage zu klären habe, ob bei der Betroffenen eine 
Erbkrankheit vorliegt, iſt, wie der Senat wiederholt aus⸗ 
geſprochen hat, irrig. Das Gericht würde geſetzwidrig handeln, 
wenn es, bereits wiſſend, daß der Antrag des Amtsarztes 
zurückgewieſen werden muß, zur Klärung der Frage, ob die 
Betroffene an einer Erbkrankheit leidet, etwa die Unter⸗ 
bringung der Betroffenen in einer Anſtalt anordnen oder auch 
nur das ſpruchreife Verfahren weiter hinziehen würde. In 
dem vorliegenden Verfahren iſt für eine weitere als die ge— 
troffene Feſtſtellung kein Raum. 

(ErbgeſObcher. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 9. Juni 1937, 
Wg 432/37.) 

26. § 1 Abi. 1 ErbkrNachwckeſ. Fortpflanzungsunfähiglkeit 
liegt vor, wenn die Unwahrſcheinlichkeit der Fortpflanzung jo 
groß iſt, daß ſie einer Fortpflanzungsunfähigkeit gleichzu⸗ 
ſetzen iſt. 

Das Erbgeſcher hat rechtskräftig die Unfruchtbarmachung 
der Betroffenen wegen erblicher Taubheit angeordnet und 
einen Antrag der Betroffenen auf Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens abgelehnt. Im Verfahren der BeſchwInſt. wurde, 
da die Betroffene inzwiſchen ein Alter von 44½ Jahren er⸗ 
reicht hat, ein frauenärztliches Gutachten eingeholt, nachdem 
eine Schwangerſchaft nicht mehr wahrſcheinlich ſei, wenn 
auch die Möglichkeit einer ſolchen noch immer beſtehe, weil 
Zeichen der Wechſeljahre noch fehlten. Bei der Vernehmung 
im Termin erklärte die Betroffene glaubhaft, daß ihre Regel 
jeitdent unregelmäßig geworden fei, manchmal ausbleibe und 
gewöhnlich nur noch ganz geringfügig ſei; mit dieſer Angabe 
ſtimmte der äußere Eindruck der Betroffenen überein, die 
matronenhaft und wie eine behäbige Fünfzigerin ausſieht. 
Das ErbgeſObcker. glaubt hiernach nicht, daß bei der Be⸗ 
troffenen noch ein praktiſch erwägenswerter Wahrſcheinlich⸗ 
keitsgrad körperlichen Fortpflanzungsvermögens beſteht, die 
Unwahrſcheinlichkeit der Fortpflanzung erſcheint vielmehr ſo 
fal daß ſie einer Fortpflanzungsunfähigkeit gleichzuſetzen iſt 
vgl. die Entſch. des Sen.: JW. 1937, 944). Iſt aber eine 
Fortpflanzungsfähigkeit i. S. des Geſetzes nicht mehr vor⸗ 
handen, ſo hat ſich ein Umſtand ergeben, der die nochmalige 
Prüfung des Sachverhalts nach $ 12 Abſ. 2 ErbkrNachwGeſ. 
erfordert. Es fehlt nunmehr an der Vorausſetzung des § 1 
Abſ. 1 a. a. O., weshalb die Anordnung der Unfruchtbar⸗ 
machung nicht mehr gerechtfertigt iſt. Im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren war daher der angefochtene Beſchluß ſowohl als 
auch der die Unfruchtbarmachung anordnende rechtskräftige 
Beſchluß aufzuheben und der Antrag des Amtsarztes auf 
Anordnung der Unfruchtbarmachung abzulehnen. 

(ErbgefObGer. Berlin, 1. Sen., Beil. v. 8. Febr. 1937, 
Wg 683,36.) 
a 

27. 81 Abſ. 2 Nr. 1 und 8 ErbkrRachwGeſ. Kretinismus iſt 
nach dem heutigen Stande der Forſchung nicht als Erbkrankheit 
anzuſehen. 

Ernſt A. iſt 34 Jahre alt und 1,25 Meter groß. Er wiegt 
70 Pfund, ſeine Geſtalk iſt zwergenhaft. Er iſt hochgradig ſchwach⸗ 
ſinnig und bietet das klaſſiſche Bild eines kretiniſtiſchen Zwerges. 
Das Erbgeſcher. hat dem Antrage des Amtsarztes entſprechend 
feſtgeſtellt, daß A. an angeborenem Schwachſinn und ſchwerer 
erblicher körperlicher Mißbildung leidet und deshalb unfruchtbar 
zu machen iſt. 

Der Pfleger hat Beſchw. eingelegt. Der Senat hat ein⸗ 
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gehende Sippſchaftserhebungen angeſtellt, die keinerlei Belaſtung 
der Sippe ergeben haben. Ferner iſt ein Gutachten der Pfychiatri⸗ 
ſchen Klinik in J. beigezogen worden. Es verneint die Frage 
des angeborenen Schwachſinns und führt aus, daß es ſich um 
einen ſporadiſchen Kretinismus auf dem Boden einer von Ge⸗ 
burt an beſtehenden Unterentwicklung oder einem völligen Fehlen 
der Schilddrüſe handelt. Der Schwachſinn iſt eines der Begleit⸗ 
ſymptome und charakteriſtiſchen Merkmale des Kretinismus und 
eine Folge der Unterfunktion der Schilddrüſe. 

Darüber, ob der Kretinismus als Erbkrankheit anzuſprechen 
iſt, beſteht im Schrifttum keine einheitliche Auffaſſung. Das Er⸗ 
läuterungsbuch von Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke erwähnt den 
Kretinismus nur kurz auf S. 122 mit dem Hinweis, daß die Kre⸗ 
tinen meiſt zeugungsunfähig und ſchon deshalb nicht unfruchtbar 
zu machen find Die Erläuterungen zum EhegeſundhG. von 
Gütt⸗Linden⸗Maßfeller ſtellen S. 139 feſt, daß der 
Kretinismus als Erbkrankheit ein Ehehindernis nach 8 1d des 
Geſetzes darſtellt. Andererſeits bezeichnet von Verſchuer im 
„Erbarzt“ 1936, 84 es für möglich aber noch ungeklärt, daß 
irgendwelche Erbeinflüſſe eine Rolle ſpielen, und mißt äußeren 
Urſachen die hauptſächlichſte Bedeutung bei. Luxen burger 
betont in der Münch MedWſchr. 46, 36 in der Beſprechung des 
Erläuterungsbuchs von Gütt⸗Linden⸗Maßfeller, daß 
der Kretinismus nach dem heutigen Stande der Forſchung nicht 
als Erbleiden anzuſehen iſt. Dieſer Anſicht ſchließt ſich das Gut⸗ 
achten an und hält die Erblichkeit des Kretinismus bisher nicht 
für hinreichend erwieſen. Es weiſt ſchließlich darauf hin, daß A. 
nach dem Zuſatzgutachten der Univerſitätshautklinik zwar zeugungs⸗ 
fähig iſt, daß aber die Fortpflanzungsgefahr ſehr gering iſt. Denn 
A. iſt ſehr ſtumpf, ängſtlich und hilflos. Er iſt ganz auf ſeine 
nächſten Angehörigen angewieſen, ohne die er ſich kaum aus dem 
Hauſe traut. 

Der Senat tritt dieſer Beurteilung bei. Das Gutachten der 
Pfychiatriſchen Klinik ſchließt mit Sicherheit die einzigen Formen 
des erblichen Zwergwuchſes, die Nanoſomie und die Chondro⸗ 
dyſtrophie, aus. 

Der Schwachſinn bildet mit der körperlichen Mißgeſtalt eine 
Einheit und gilt alſo auch als erworben (Falta, „Blutdrüſen⸗ 
krankheiten“, 2. Aufl., S. 454 ff.). 

Es beſteht alſo weder angeborener Schwachſinn noch eine 
ſchwere erbliche körperliche Mißbildung i. S. des ErbkrNachwGeſ. 
Die Beſchw. iſt alſo begründet. 

(ErbgeſObGer. Jena, Beſchl. v. 9. Juni 1937, Wg 533/36.) 


§ 1 Abſ. 2 Ziff. 1 


28. § 1 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwGefſ. Abgrenzung de 
Schwachſinns gegen Dummheit. 5 

Gegen den Beſchluß des ErbgeſGer., durch den die Un⸗ 
fruchtbarkeit der Betroffenen, Frau A. G., abgelehnt 
worden iſt, hat der Amtsarzt rechtzeitig Beſchw. eingelegt. 
Die Beſchw. iſt begründet. 

Nachdem ſich das Erbgef®er. auf Grund der perſönlichen 
Anhörung vom Vorliegen wirklichen Schwachſinns nicht hat 
überzeugen können, und nachdem der Amtsarzt in ſeiner Be⸗ 
ſchwerde auf das Verſagen der Betroffenen auch in ihrem 
eigentlichen Lebens⸗ und Wirkungskreis hingewieſen hat, wurde 
ein fachärztliches Gutachten angefordert, das auf Grund vier⸗ 
tägiger Beobachtung in der Nervenabteilung des Robert-Koch⸗ 
Krankenhauſes erſtattet wurde. Sein weſentlicher Inhalt wurde 
durch den Eindruck, den der erk. Sen. von der Betroffenen in 
der Unterhaltung mit ihr gewann, beſtätigt. Danach liegt bei 
der Betroffenen angeborener Schwachſinn vor. 

Zwar kann die Betroffene richtige Angaben über allerlei 
Dinge, Preisgeſtaltung u. dgl., aus ihrer Umwelt machen, 
leichtere Rechenaufgaben löſen und gewiſſe oberflächliche Aus⸗ 
künfte geben; dagegen fehlt ihr völlig die Fähigkeit, ſich kom⸗ 
pliziertere Dinge vorzuſtellen und rein denkeriſch Aufgaben 
zu löſen. Dem Gutachter fiel auf, und die perſönliche An⸗ 
hörung der Betroffenen vor dem Senat beſtätigte es, daß nur 
ein rein praktiſches Wiſſen von Einzeltatſachen, keine höhere 
intellektuelle Fähigkeit, keine Kritik und wirkliche Einſichts⸗ 
fähigkeit vorhanden iſt. Die geiſtige Höhe erreicht nicht die 
Grenze, die man noch als normal bezeichnen muß, ſondern 
bleibt, wenn auch nur ſchwach, darunter. Es handelt ſich um 
einen Fall nahe der Grenze, aber immerhin außer derſel⸗ 
ben, alſo noch im Bereich des Schwachſinns. Irgendwelche 
äußeren Ereigniſſe, die den Schwachſinn verurſacht haben 
könnten, ſind nicht auffindbar und nicht wahrſcheinlich, ſo daß 
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es ſich um angeborenen Schwachſinn im Sinne des Erbkr⸗ 
NachwGeſ. v. 14. Juli 1933 handelt. 
(ErbgeſObGer. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 5. Mai 1937, 
Wg 736/36.) 
* 

29. § 1 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwcgeſ. Sittliche Minder⸗ 
feen kein hinreichender Grund zur Annahme von Schwach⸗ 
inn. 

Gegen den Beſchluß des Erbgeſcger., durch den die Un⸗ 
fruchtbarmachung der M. K. wegen angeborenen Schwachſinns 
abgelehnt worden iſt, hat der Amtsarzt Beſchw. eingelegt. 
Dieſe iſt aber unbegründet. 

Vorausſetzung für die Annahme eines angeborenen und 
vererblichen Schwachſinns iſt die Feſtſtellung eines deutlichen, 
wenn auch leichten Intelligenzſchwachſinns. Das amtsärztliche 
Gutachten kommt zu dem Ergebnis, daß bei der Betroffenen 
ein leichter Schwachſinn mit ausgeſprochenen pſychopathiſchen 
Reaktionsweiſen beſtehe, d. h. daß nur ein geringer Grad von 
Intelligenzſchwäche nachzuweiſen iſt. Auch das vom erk. Sen. 
eingeholte fachärztliche Gutachten hat einen Intelligenzmangel 
im eigentlichen Sinn nicht ergeben, vielmehr lediglich aus 
der geiſtigen Haltung der Betroffenen und ihrem bisherigen 
Lebenswandel und aus der Ungleichmäßigkeit ihrer Leiſtungen 
bei der vorgenommenen Intelligenzprüfung auf intellektuelle 
Mängel geſchloſſen. 

In Übereinſtimmung mit dem Erbgeſcher. hat der erk. Sen. 
bei der perſönlichen Einvernahme der Betroffenen einen In⸗ 
telligenzmangel nicht feſtſtellen können. Die Betroffene erwies 
ſich als gut unterrichtet auf dem Gebiete des Schul- und all⸗ 
gemeinen Lebenswiſſens, ſie nimmt Anteil an den Ereigniſſen 
der Gegenwart und weiß im Verhältnis zu ihrem Lebenskreiſe 
über die Geſchehniſſe der letzten Jahre auffallend gut Be⸗ 
ſcheid. Die Verfehlungen der Betroffenen auf ſittlichem Ge⸗ 
biete, ſoweit ſie als erwieſen gelten können, haben ſich in einem 
Lebensalter ereignet, in dem die charakterliche Entwicklung 
keineswegs vollendet war. Dazu kommt, daß die Betroffene 
nach dem Tode ihres Vaters eine genügende elterliche Aufſicht 
und Betreuung offenbar nicht erfahren hat. Deshalb können 
dieſe Verfehlungen nicht als Beweiſe für eine auf Schwach⸗ 
ſinn beruhende und durch angeborene Anlage bedingte ſitt⸗ 
liche Minderwertigkeit gelten. Der erk. Sen. kann deshalb, 
insbeſ. bei dem Fehlen eines Intelligenzſchwachſinns, das Vor⸗ 
handenſein eines angeborenen Schwachſinns im Sinne des 
Geſ. v. 14. Juli 1933 nicht als erwieſen anſehen. 

(ErbgeſObGger. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 24. April 1937, 
Wg 788/37.) 
* 

30. 8 1 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrRachwGeſ. Die Bedeutung einer 

myxödematöſen Erkrankung in Schwachſinnsfällen. 


Gegen den Beſchluß des Erbgeſcger., durch den die Un⸗ 
fruchtbarmachung der W. N. wegen angeborenen Schwachſinns 
angeordnet worden iſt, hat der geſetzliche Vertreter der Ber, 
troffenen Beſchw. eingelegt. Die Beſchw. iſt begründet. 

Als Begründung ſeiner Beſchw. führt der Vater der Be⸗ 
troffenen an, daß ſeine Tochter in den erſten Schuljahren 
ganz gut mitgekommen ſei und daß ſie erſt in den ſpäteren 
Schuljahren verſagt habe. Er führt dieſes auf die Abgelegen⸗ 
heit des Wohnortes zurück und die dadurch bedingte Unmöglich⸗ 
keit, dem Kinde Nachhilfeunterricht geben zu laſſen. Das vom 
erk. Sen. erforderte Gutachten der Landesanſtalt in S. if 
auf Grund einer 14tägigen Beobachtung zu dem Ergebnis ge” 
kommen, daß bei der Betroffenen ein angeborener Schwach⸗ 
ſinn leichten Grades vorliege, der durch eine gleichzeitig be 
ſtehende myxödematöſe Erkrankung beſonders auffällig betont 
werde. Die feſtgeſtellten körperlichen Befunde entiprächen in⸗ 
deſſen nur einem mäßigen Grade der myxödematöſen Ent⸗ 
artung und ſtänden in einem gewiſſen Gegenſatz zu der ge⸗ 
ringen geiſtigen Regſamkeit und dem Verſagen auf faſt allen 
Gebieten des Wiſſens, Denkens und Urteilens. Dieſem Gut⸗ 
achten hat ſich der erk. Sen. indeſſen nicht anſchließen können, 
da die myxödematöſe Erkrankung unzweifelhaft ein exogenes 
Moment darſtellt, das einen ſekundären Schwachſinn bei“ 
urſachen kann und hier zum mindeſten mitverurſacht hat. 
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Die Abgrenzung dieſes ſekundären Schwachſinns gegen einen 
endogenen Schwachſinn iſt aber unmöglich. Bei dem Vorliegen 
einer organiſchen Schädigung ſeitens der Schilddrüſe werden 
Krankheitsbilder hervorgerufen, die praktiſch von einem an⸗ 
geborenen Schwachſinn nicht zu unterſcheiden ſind. 

Der Antrag auf Unfruchtbarmachung war danach, unter 
Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes, zurückzuweiſen. 

(ErbgefOb&er. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 10. April 1937, 
Wg 764/36.) 
x 

31. § 1 Abſ. 2 Ziff. 1 ErbkrNachwGeſ. Zur Frage der Zus 
läſſigkeit der Antragsrücknahme. Die Berückſichtigung der Le⸗ 
bensbewährung bei der Prüfung des Vorliegens von Schwach⸗ 
ſinn. 

Gegen den Beſchluß des ErbgeſGer., durch den die Un⸗ 
fruchtbarmachung des B. R. wegen angeborenen Schwachſinns 
angeordnet worden iſt, hat der Pfleger des Unfruchtbar⸗ 
zumachenden Beſchw. eingelegt. Die Beſchw. iſt begründet. 

Der Senat hat den Betroffenen perſönlich angehört. Er 
hat Bedenken getragen, bei dem Betroffenen angeborenen 
Schwachſinn feſtzuſtellen, und hat deshalb weitere Aufklärung 
durch den zuſtändigen Amtsarzt und ferner die Einholung 
eines Gutachtens von dem Direktor der Landesanſtalt in P. 
angeordnet. Nachdem der Amtsarzt den Sachverhalt und ins⸗ 
beſondere den Geſundheitszuſtand der Familienangehörigen 
des Betroffenen nachgeprüft hatte, hat er mitgeteilt, er ſei 
nunmehr zu der Überzeugung gekommen, daß ſein Antrag auf 
Unfruchtbarmachung des Betroffenen nicht gerechtfertigt ge— 
weſen ſei, und ziehe deshalb den Antrag zurück. 

Der Senat hält die Rücknahme des Antrages nicht für 
zuläſſig, jedenfalls nicht mehr, nachdem das Erbgeſcher. auf 
den Antrag hin bereits die Unfruchtbarmachung des Betroffe⸗ 
nen angeordnet hat (ſ. hierzu den Kommentar von Gütt- 
Rüdin⸗Ruttke, 2. Aufl., Anm. 18 auf S. 217). 

Die Rücknahme des Antrages hat dem Senat aber Ver- 
anlaſſung gegeben, die Sachlage unter Berückſichtigung der 
neuen Feſtſtellungen des Amtsarztes nochmals ſelbſt nach⸗ 
zuprüfen. Er hat den Betroffenen erneut und ausführlich an⸗ 
gehört und iſt zu dem Ergebnis gekommen, daß bei dieſem 
angeborener Schwachſünn nicht vorliegt. Von der Einholung 
des Gutachtens konnte unter dieſen Umſtänden abgeſehen 
werden. 

Die Annahme eines angeborenen Schwachſinns durch den 
Amtsarzt wie durch das Erbgeſcher. wird durch den zweifellos 
vorhandenen Mangel an Schul- und Allgemeinwiſſen und 
durch eine nicht zu leugnende Intelligenzſchwäche bei dem Be- 
troffenen verſtändlich gemacht. Dieſen geiſtigen Mängeln fteht 
eine gute charakterliche Veranlagung gegenüber ſowie die Tat- 
ſache, daß der Betroffene ſich ſowohl im bürgerlichen Beruf 
wie in der SA. nach dem Urteil ſeiner Betriebsführer und 
ſeiner Vorgeſetzten gut bewährt hat. Bei der zweimaligen 
perſönlichen Einvernahme iſt deutlich zutage getreten, daß 
gegenüber dieſer charakterlichen Veranlagung und praktiſchen 
Bewährung der vorhandene Intelligenzmangel weſentlich zurück— 
tritt, und daß der letztere wenigſtens zum Teil auf körperliche 
Behinderung in Geſtalt einer erheblichen Naſenverengung und 
dadurch verurſachte Atemerſchwerung zurückzuführen iſt. Wenn 
auch die Ausdrucksweiſe des Betroffenen etwas ſchwerfällig 
iſt, ſo ſind doch die von ihm gegebenen Antworten und ſeine 
Erzählungen über frühere Erlebniſſe durchaus anſchaulich und 
ſinnvoll und entſprechen im weſentlichen dem, was man in 
ſeinem Lebenskreiſe in dieſer Beziehung erwarten kann. Seine 
ſoziale Einpaſſung ergibt ſich auch daraus, daß er es ver— 
ſtanden hat, ſich trotz nicht hoher Entlohnung bereits eine 
hübſche Summe auf der Sparkaſſe anzulegen. Wenn man 
ſchließlich in Betracht zieht, daß auch der Amtsarzt, der den 
Antrag auf Unfruchtbarmachung geſtellt hat, auf Grund ein- 
gehender Ermittlungen zu dem Schluß gekommen iſt, daß ſein 
Antrag unberechtigt war, ſo kann danach ebenſo wie nach 
der Einvernahme vor dem Senat das Vorhandenſein eines 
Schwachſinns im Sinne des Geſ. v. 14. Juli 1933 nicht ein⸗ 
wandfrei, wie das Geſetz es verlangt, feſtgeſtellt werden. 

(ErbgeſobGger. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 10. März 1937, 
Wg 792/36.) 


32. 8 1 Abſ. 2 Nr. 1 ErbkrNachwGeſ. Trotz Hilfsſchul⸗ 
beſuchs, leichter Intelligenzausfälle und Belaſtung der Familie 
iſt kein angeborener Schwachſinn feſtzuſtellen bei voller Bewäh⸗ 
rung in praktiſch⸗intelligenter Tätigkeit als Facharbeiter. 

Der 20jährige Maſchinenſchloſſer Hans T. hat zunächſt die 
Volksſchule beſucht und iſt im erſten Schuljahre ſitzengeblieben. 
Er iſt dann in die Hilfsſchule gekommen, wobei die Prüfungs⸗ 
kommiſſion ihn als Typ des Grenzfalls zwiſchen Normalſchule 
und Hilfsſchule bezeichnet hat. Damals hat man ihm ſogar die 
Rückkehr in die Volksſchule in Ausſicht geſtellt. Seine Leiſtun⸗ 
gen in der Hilfsſchule haben ſich von Jahr zu Jahr gebeſſert, 
ſo daß er zuletzt einer der beſten Schüler ſeiner Klaſſe geweſen 
iſt. Der Perſonalbogen der Hilfsſchule bezeichnet ihn als fleißig 
und willig, erkeunt ſeinen ſtarken und beharrlichen Willen an 
16 5 lobt ſeine gute Handſchrift und ſeine Leiſtungen im Deut⸗ 
ſchen. 

Nach der Entlaſſung aus der Schule hat T. als Maſchinen⸗ 
ſchloſſer gelernt, die Geſellenprüfung aber nicht abgelegt. Er 
erklärt das damit, er ſei damals krank geweſen. Dann war er 
im Arbeitsdienſt, wo er ſich bewährt hat. Jetzt arbeitet er in 
einer Maſchinenfabrik, die Bohrmaſchinen herſtellt, als Schlei⸗ 
fer in der Werkzeugmacherei. Er führt ſeine Arbeiten gewiſſen⸗ 
haft und ſorgfältig aus und iſt dabei ausdauernd und bereit- 
willig. Nach dem Arbeitszeugnis iſt er nach einmütiger Be⸗ 
urteilung ein gut verwendbarer, fleißiger Facharbeiter, 
etwas langſam in der Auffaſſung, aber abſolut brauchbar. 

Weſentliche Ausfälle haben die Begabungsprüfungen durch 
den Amtsarzt und das Erbgeſcger. nicht gezeigt. Denn daß er 
Flächen und Hohlkörper nicht berechnen und über die biolo- 
giſche Entwicklung des Schmetterlings nichts angeben kann, hat 
nicht die Bedeutung, die das Erbgeſcger. dieſen Fragen beige⸗ 
meſſen hat. 

Auch der Senat hat T. nochmals geprüft. Dabei war er 
unterrichtet über Tagesfragen. Im Rechnen, das ihm ſchon in 
der Schule ſchwergefallen iſt, hat er ſchlechter abgeſchnitten. Er 
las einen Zeitungsartikel gut vor, die Wiedergabe war mäßig. 
Im ganzen fiel die Prüfung zu ſeinen Gunſten aus, ergab 
aber doch kein völlig klares Bild. Der Senat hat daher T. in 
den Landesheilanſtalten St. unterſuchen laſſen. Das Gutachten 
vom 21. April 1937 führt aus, daß er ziemlich ſchwerfällig im 
Denken iſt und ſehr langſam auffaßt. Aber folgerichtig denken 
kann er. Seinen Lebenslauf hat er in gutem Satzbau ohne 
Fehler gegen die Regeln der Rechtſchreibung geſchrieben. Sein 
Gedächtnis iſt gut. Zweifellos ſtehen ſeine geiſtigen Fähigkeiten 
und intellektuellen Leiſtungen unter dem Durchſchnitt. Aber im 
praktiſchen Leben bewährt er ſich gut. Er füllt ſeinen Beruf 
voll aus und iſt als Facharbeiter gut verwendbar. Seine Arbeit 
verlangt ein gewiſſes eigenes Urteilsvermögen. Deshalb hält 
das Gutachten angeborenen Schwachſinn nicht für erwieſen, 
weiſt aber auf die erbliche Belaſtung der Familie hin, die darin 
beſteht, daß eine Tante des T. geiſteskrank und ſeine älteſte 
Schweſter ebenfalls Hilfsſchülerin geweſen iſt. Da aber die In⸗ 
telligenzprobe nur leichte Ausfälle gezeigt und T. die Lebens⸗ 
probe gut beſtanden hat, iſt angeborener Schwachſinn nicht ein⸗ 
wandfrei feſtzuſtellen, trotz der Belaſtung der Familie (vgl. dazu 
Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, S. 125, 126). Der Beſchw. iſt da⸗ 
her ſtattzugeben. 

(Erbgeſ Ober. Jena, Beſchl. v. 26. Mai 1937, We 169/37.) 
* 

33. 81 Abſ. 2 Nr. 1 ErbkrNachwczeſ. Analphabet. Frage der 
praktiſch⸗intelligenten Betätigung. 

Der Vater des 23jährigen Kutſchers Alfred H. iſt im Felde 
gefallen. Er konnte nicht richtig leſen und ſchreiben. Alfred war 
als Kind wiederholt krank. Obwohl ſich ſeine Mutter viel mit 
ihm abgab, lernte er in der Schule ſehr ſchlecht. Er fiel wegen 
ſeiner ſehr ſchwachen Befähigung auf, verſagte vollſtändig und 
brachte es nur bis zum vierten Schuljahr. Das wenige, was er 
gelernt hatte, hat er ſchon wieder vergeſſen; er kann kaum noch 
ſeinen Namen ſchreiben. 

Bei der Begabungsprüfung durch den Amtsarzt war er 
ſchwerfällig in der Auffaſſung, ſein Gedankenablauf war langſam. 
Leſen kann er nicht. Das Erbgeſcher. hat Alfred ſelbſt geprüft 
und feinen Arbeitgeber, einen Landwirt, vernommen, der ange⸗ 
geben hat, Alfred ſei ſeit ſieben Jahren Kutſcher und führe ſeine 
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Arbeiten ſelbſtändig und ordentlich aus. Das ErbgeſcGer. hat 
daraufhin das Beſtehen angeborenen Schwachſinns verneint und 
den Antrag des Amtsarztes abgelehnt. 

Der Senat iſt anderer Anficht. Er hat H. eingehend geprüft. 
Einfache Fragen aus ſeiner Umwelt hat er richtig beantwortet 
(Unterſchied zwiſchen Pferd und Ochſe, Gerſte und Weizen). Den 
Namen Muſſolini kannte er nicht, in welcher Richtung Ita⸗ 
lien liegt, wußte er nicht. Einfache Rechenaufgaben mißlangen. 
Er verſagte auch völlig, als er ein Bild erklären ſollte. 
Als er wenigſtens einige Worte leſen ſollte, ſtellte ſich heraus, 
daß er nicht einmal die Buchſtaben kennt. Er iſt alſo praktiſch 
Analphabet, obwohl ſich ſeine Mutter und ſeine Lehrer die größte 
Mühe gegeben haben, ihm wenigſtens das Leſen und Schreiben 
beizubringen. 

Aber auch die geringen Kenntniſſe, die er auf dieſen Ge⸗ 
bieten in der Schule erlangt hatte, hat er nicht weiter entwickelt 
und vertieft, ſondern zum größten Teil wieder vergeſſen. Auch 
das nun ſeit einem halben Jahr anhängige Erbgeſundheitsver⸗ 
fahren hat ihn nicht dazu gebracht, ſich mit dieſen einfachſten 
Dingen zu beſchäftigen. Er hat überhaupt nicht den Trieb und 
die Fähigkeit, ſich dieſe Elemente alles Wiſſens anzueignen. 

Daraus ergibt ſich einwandfrei, daß es ſich hier um ange⸗ 
borenen Schwachſinn handelt. Daran vermag auch das günſtige 
Zeugnis ſeines Arbeitgebers nichts zu ändern. Danach arbeitet H. 
als Kutſcher ſelbſtändig und bedient landwirtſchaftliche Maſchinen. 
Aber das ſind ſtets gleiche wiederkehrende Tatigkeiten, die er im 
Laufe der Jahre erlernt hat. Über ſeine intellektuellen Fähigkeiten 
iſt damit noch nichts geſagt. Der Senat iſt vielmehr nach dem 
Geſamteindruck davon überzeugt, daß H. zu einer wirklich praktiſch⸗ 
intelligenten Betätigung unfähig iſt, d. h. zu einer Arbeitsleiſtung, 
die eine Fähigkeit vorausſetzt, ſich auf neue, verſchiedenartige For⸗ 
derungen des täglichen Lebens weitblickend einzuftelfen (Dubit⸗ 
ſcher in „Der Erbarzt“ 1936, 75). Und das iſt entſcheidend, nicht 
aber, daß er ſich durch eigene Arbeit durchs Leben bringen kann 
(Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke S. 125). 

Allerdings handelt es ſich um angeborenen Schwachſinn leich⸗ 
teren Grades. Aber die leichten Grade dieſer Erbkrankheit ſind 
beſonders gefährlich. Zweifellos würde H. nach ſeiner äußeren 
Erſcheinung leicht zu Heirat und Nachkommenſchaft gelangen und 
damit ſeine krankhafte Erbanlage auf ſeine Nachkommen über⸗ 
tragen. Dort würde ſie ſich nach den Geſetzen der Vererbung zu 
leichten oder mittleren und ſchweren Gradausprägungen ent⸗ 
wickeln. Die Unfruchtbarmachung iſt daher geboten. 


(ErbgeſObGger. Jena, Beſchl. v. 26. Mai 1937, Wg 388/37.) 


8 1 Abſ. 2 Ziff. 2 


34. 8 1 Abſ. 2 Ziff. 2 ErbkrNachwGeſ. Ein einzelner Schub 
ſchizophrener Art, dem eine atypiſche Remiſſion folgt, reicht nicht 
aus, um mit Sicherheit Schizophrenie feſtzuſtellen. f) 

Das ErbgefGer. hat die Unfruchtbarmachung wegen Schizo⸗ 
phrenie angeordnet. Die BeſchwF. iſt im März 1928 plötzlich 
geiftig erkrankt. Die Erkrankung entwickelte jo ſtürmiſche Sym⸗ 
ptome, daß fie zunächſt der Privatklinik des Dr. S., ſpäter der Heil⸗ 
anſtalt in N., zugeführt werden mußte. Die erſte Diagnoſe lautete 
auf Amentia, bei Zuführung in die Heilanſtalt N. wurde ſte 
als hebephrener Schub mit ſchwer katatonen Symptomen bezeich⸗ 
net. Die Heilanſtalt N. hat als vorläufige Diagnoſe Schizophrenie 
angenommen. Die Krankengeſchichte laßt Symptome erkennen, die 
auf einen ſchizophrenen Schub von längerer Dauer hindeuten. Das 
Vorliegen einer traumatiſchen Pſychoſe, wie die BeſchwF. und 
ihr Bevollmächtigter meinen, iſt abzulehnen. Durch den Auto⸗ 
unfall 1928, der nur leichte Verletzungen, jedenfalls keine ſchwe⸗ 
reren Gehirnſchädigungen, zur Folge gehabt hat, kann eine ſo 
ſchwere Seelenſtörung, wie ſie die Beſchweß. damals durchgemacht 
hat, nicht entſtehen. Das gleiche gilt von der Liebesenttänſchung. 
Dieſe kann die geiſtige Erkrankung niemals verurſacht, allenfalls 
aber ausgelöſt haben. Es beſtehen aber Zweifel, ob die damalige 
Erkrankung zu dem ſchizophrenen Krankheitskreis zu rechnen iſt. 
Die Schizophrenie verläuft oft in Schüben, und es tritt nach den 
Schüben ein Remiſſionszuſtand ein, der wie eine Heilung er⸗ 
ſcheint, jedoch aber gewiſſe Defekte zurückläßt und erkennen laßt. 
Wenn nun auch der Umſtand, daß in ſieben Jahren kein neuer 
Schub aufgetreten iſt, nicht gegen die vorhandene ſchizophrene 
Krankheitsanlage ſpricht, ſo berechtigt im Zuſammenhalt damit 
die atypiſche Remiſſion zu Zweifeln an der Diagnoſe auf Schizo⸗ 
phrenie. Denn nach dem Verhalten der BeſchwF. nach dem Ab⸗ 
klingen ihrer damaligen Erkrankung ſcheint eine wirklich reſtloſe 
Heilung eingetreten zu ſein. Dafür ſpricht auch, daß bei ihr volle 
Krankheitseinſicht beſteht. Auch der Umſtand, daß die damalige 
Pfychoſe mit einer tiefen Bewußtſeinstrübung verbunden geweſen 
iſt, mag gegen das Krankheitsbild der Schizophrenie ſprechen. 


Jedenfalls iſt jetzt mit Sicherheit nicht feſtzuſtellen, daß die 
BeſchwF. an Schizophrenie oder einer anderen Erbkrankheit leidet. 
Es kann daher unerörtert bleiben, unter welchen Krankheitskreis 
ihre Erkrankung fällt, ob auch eine Amentia oder eine reaktive 
oder hyſteriſche Störung vorgelegen haben konnte. Da die Feſt⸗ 
ſtellung, daß eine Erbkrankheit i. S. des ErbkrRachwGeſ. vorliegt, 
nicht einwandfrei getroffen werden kann, ſo mußte der Beſchluß 
des Erbgej®er. aufgehoben und der Antrag auf Unfruchtbar⸗ 
machung abgelehnt werden. 


(ErbgeſObcher. Naumburg, Beſchl. v. 23. Okt. 1936, Wg 277/36.) 


Anmerkung: Ob in dieſem Falle eine Schizophrenie vor⸗ 
gelegen hat oder nicht, kann aus den Entſcheidungsgründen nicht 
einwandfrei feſtgeſtellt werden. Es hat den Anſchein, als ob die 
Unterlagen für die Annahme einer Schizophrenie nicht ganz ge⸗ 
nügt hatten, und als ob ſomit die Entſch., die Unfruchtbarmachung 
abzulehnen, gerechtfertigt wäre. 

Bedenken muß jedoch in der Begründung der Hinweis auf⸗ 
kommen laſſen, daß als beſondere Begründung für die Ablehnung 
der Unfruchtbarmachung die „atypiſche Remiſſion“ gedient hat 
Für eine Begründung dieſer Art wäre es doch recht wichtig, daß 
eindeutig herausgeſtellt würde, was eigentlich unter „atypiſcher 
Remiſſion“ begrifflich zu verſtehen tft, und wie und von wem die 
Feſtſtellung des Vorliegens einer „atypiſchen Remiſſion“ getroffen 
wurde. Denn zweifellos mag von einem Laien mancher Krank⸗ 
heitsausgang bei Schizophrenie als Vollremiſſion gewertet wer⸗ 
den, den der Fachmann keinesfalls ſchon als defektloſe Heilung, 
alſo wohl „atypiſche Remiſſion“, anſehen würde. Bei für Schizo⸗ 
phrenie typiſchen Remiſſionen brauchen durchaus nichk etwa immer 
grobe oder gar leicht erkennbare Defekte nachzubleiben. Bei der 
Beurteilung, ob eine atypiſche Remiſſion vorliegt, kommt es ſehr 
weſentlich darauf an, wie die betreffende Perſon geiſtig vor ihrer 
Erkrankung beſchaffen war, was für einen Beruf fie hatte u. ä. 
Es iſt z. B. nicht ſelten, daß ein Schizophrener, deſſen Krankheits- 
zuſtand weitgehend remittiert und anſcheinend ohne jeden größeren 
Defebe abklingt, der alſo, ohne genau unterſucht zu fein, anſchei⸗ 
nend völlig geheilt iſt, trotzdem in feiner Perſönlichkeit nicht 
ganz den Grad der Fähigkeiten wieder erreichte, der ihn vor 
ſeiner Erkrankung dazu befähigte, ſeinen Beruf ganz beſonders 
gut auszufüllen (Lehrbefähigung, Konzentrationsfähigkeit u. ä.). 
Wenn der Begriff „atypiſche Remiſſion“ ſehr weit gefaßt wird, 
Inn iſt es ja beinahe möglich, jeden abgeklungenen ſchizophrenen 
Schub, der nicht gleich grobe greifbare Defekte erkennen läßt, 
irgendwie unter dieſen weiten Begriff einzuordnen und damit die 
Zweifel an der Echtheit der Diagnoſe zu degründen und auf dieſe 
Weiſe die Unfruchtbarmachung abzuwenden. 

Dr. Rodenberg, Facharzt für Pfychiatrie, Leiter der Ab⸗ 
teilung Erb⸗ und Raſſenpflege im Reichsausſchuß für Volks⸗ 
geſundheitsdienſt, Berlin. 


§ 1 Abſ. 2 Ziff. 4 

35. 8 1 Abſ. 2 Ziff. 4 ErbkrNachwczeſ. Pyknoleptiſche An⸗ 
fälle. 

Gegen den vorbezeichneten Beſchluß, durch den die Uns 
fruchtbarmachung der J. P. wegen erblicher Fallſucht abgelehnt 
worden iſt, hat der Amtsarzt Beſchw. eingelegt. Die Beſchw. 
iſt aber unbegründet. 

Nach den Angaben der Betroffenen und ihrer Ange! 
hörigen haben eigentliche Krampfanfälle niemals ſtattgefunden, 
ſondern nur kurzdauernde Bewußtſeinsverluſte. Während ihrer 
Vernehmung durch den erk. Sen. hat die Betroffene eine 
derartige Bewußtſeinsſtörung erlitten. Sie antwortete einige 
Sekunden nicht mehr, hatte offenbar geringe Schwankungen 
des Körpertonus, fo daß fie auf dem Stuhl ſitzend eine etwas 
unruhige Haltung hatte; es zeigten ſich aber keine eigentlichen 
Krampferſcheinungen, keine weſentlichen vaſomotoriſchen Er 
ſcheinungen. Die gleich nach dem Anfall geprüfte Lichtreaktion 
war prompt und ausreichend. Nach wenigen Sekunden war 
die Betroffene wieder völlig friſch, wußte, daß ſie gerade einen 
Anfall gehabt hatte. Dieſer beobachtete Anfall ging nicht über 
das hinaus, was man als pyknoleptiſche Anfälle zu ſehen 
bekommt. 

Wenn tatſächlich andere Anfälle als der vom Senat 
beobachtete nicht vorgekommen ſind, muß in Übereinſtimmung 
mit dem Gutachten von Prof. Stier die Wahrſcheinlichtelt 
einer pyknoleptiſchen Erkrankung angenommen werden. Abe: 
auch dann, wenn epileptiſche Anfälle vereinzelt vorgekommen 
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wären, iſt daraus noch nicht zu ſchließen, daß es ſich um eine 
erbliche Fallſucht handelt. Bei dem Fehlen einer nachgewie⸗ 
jenen erblichen Belaſtung und der für eine erbliche Epilepſie 
uncharakteriſtiſchen Symptomatologie, wobei beſonders auf das 
Fehlen einer epileptiſchen Weſensveränderung oder epileptiſchen 
Demenz hinzuweiſen iſt, muß es auch dann, wenn es ſich um 
eine epileptiſche Erkrankung handelt, noch als fraglich an⸗ 
geſehen werden, ob es ſich um eine erbliche Fallſucht handelt. 
Keinesfalls geſtatten die vorhandenen Unterlagen, die Dia⸗ 
gnoſe „erbliche Fallſucht“ mit ſo hinreichender Sicherheit zu 
ſtellen, daß das ErbkrNachwGeſ. zur Anwendung gebracht 
werden kann. 
(ErbgeſObGger. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 31. März 1937, 
Wg 1140/37.) 
* 
36. § 1 Abſ. 2 Ziff. 4 ErbkrNachwGeſ. Ein durch Cardiacol⸗ 
Einſpritzung ausgelöſter epileptiſcher Anfall keine hinreichende 
Grundlage für die Feſtſtellung erblicher Fallſucht. 


Gegen den Beſchluß des Erbgeſcher., durch den die Un⸗ 
fruchtbarmachung des W. R. wegen erblicher Fallſucht an⸗ 
geordnet worden iſt, hat der Vater und geſetzliche Vertreter 
des Betroffenen Beſchw. eingelegt. Die Beſchw. iſt begründet. 

Veranlaſſung zum Antrag auf Unfruchtbarmachung wegen 
erblicher Fallſucht gaben zwei für Epilepſie verdächtige An⸗ 
fälle und die experimentelle Auslöſung eines epileptiſchen An⸗ 
falles durch intravenöſe Cardiacol-Einſpritzung im Krankenhaus. 

Das Erbgejber. folgert feine Annahme, daß erbliche 
Fallſucht vorliege, nach den Gründen ſeines Beſchluſſes aus 
folgendem: 

Der Betroffene habe ohne äußere Veranlaſſung zwei 
Schwindelanfälle erlitten; außerdem ſei im Krankenhaus ein 
durch intravenöſe Cardiacol-Einſpritzung provozierter typiſcher 
epileptiſcher Krampfanfall aufgetreten. Die Erblichkeit des 
Leidens wird daraus gefolgert, daß der Betroffene irgend⸗ 
welche Krankheiten oder Unfälle, die für die Anfälle urſächlich 
fein könnten, nicht durchgemacht habe und daß der Körper— 
zuſtand des Betroffenen keine Krankheitsmerkmale aufweiſe. 
Da mehrere Vorfahren des Erbkranken Trinker geweſen ſeien, 
liege eine erbliche Belaſtung des Erbkranken vor. Der durch 
Provokation eingetretene Krampfanfall habe in der Ver⸗ 
anlagung des Erbkranken ſeine Wurzel, und die vorher zu— 
tage getretenen Schwächeanfälle ſeien als Anzeichen für das 
dem Erbkranken innewohnende Leiden der erblichen Fallſucht 
anzuſehen. 

Der Senat kommt auf Grund des Inhalts der Akten des 
Erbgeſcker. und insbeſ. des Krankenblatts des Krankenhauſes 
ſowie auf Grund perſönlicher Anhörung des Betroffenen zu 
folgender Wuͤrdigung des Falles: 

Zur erblichen Belaſtung des Betroffenen wird im An⸗ 
tragsgutachten geſagt: „Vater trinkt“, „Mutter-Vater brach in 
der Trunkenheit einen Arm, ſtarb im Krankenhaus“. Woher 
dieſe Angaben ſtammen, ob ſie nachgeprüft ſind, ob der noch 
lebende Vater daraufhin in Augenſchein genommen worden 
iſt, ob bei ihm alkohol⸗degenerative Erſcheinungen vorhanden 
ſind, ob weitere Erforſchungen der Sippe ſtattgefunden haben, 
geht aus dieſem Gutachten nicht hervor. Weiter wird in dieſem 
Gutachten geſagt, daß der Betroffene als kleines Kind an 
Krämpfen gelitten habe. Näheres über die Krämpfe, ihre Art, 
Dauer, und ob etwa ärztliche Behandlung erfolgte, wird nicht 
angeführt. 

Bezüglich des pſychiſchen Befundes führt das Antrags⸗ 
gutachten an: „zugänglich, freundlich, dummdreiſt, vorlaut, 
lebhaft, unruhig, impulſiv.“ 

Die Angaben des Antragsgutachtens erſcheinen dem 
Senat nicht ausreichend, um vorhandene erbliche Belaſtung 
anzunehmen. Der Senat hat übrigens auch den Vater des 
Betroffenen in ſeiner Sitzung gehört und don dieſem nicht 
den Eindruck gewonnen, daß es ſich bei ihm um einen Trinker 
handelt. Jedenfalls bot er nicht den Eindruck eines körperlich 
oder ſeeliſch degenerierten Alkoholikers. Er mag Gelegenheits⸗ 
trinker ſein. Aus dieſer Tatſache kann man aber nicht den 
„Trinker“ als erbliche Belaſtung herleiten. 

Weiter erſchien es dem Senat nicht angebracht, aus der 


ganz allgemein gehaltenen Angabe von Krämpfen als kleines 
Kind irgend etwas für die Diagnoſe erbliche Fallſucht zu ent⸗ 
nehmen; es kann ſich um die ſo häufig bei kleinen Kindern 
auftretende Spasmophile gehandelt haben, die mit Epilepſie 
nichts zu tun hat. 

Schließlich muß zu dem pfychiſchen Befunde des Be⸗ 
troffenen im Antragsgutachten geſagt werden, daß dieſer Be⸗ 
fund keine Züge einer epileptiſchen Weſensveränderung trägt. 
Bei der Unterhaltung mit dem Betroffenen machte dieſer einen 
durchaus unauffälligen Eindruck. Er war alles andere eher 
als gehemmt, klebrig im Ausdruck, pedantiſch und mißtrauiſch, 
Weſenszüge, die man als epileptiſche bezeichnet. 

Für die kritiſche Würdigung von zwei Aufällen, die dem 
behandelnden Arzt und Krankenhausarzt offenbar den Ver⸗ 
dacht einer Epilepſie hervorriefen, geben die Krankenhaus- 
blätter des Krankenhauſes Aufſchluß. 

Der erſte Anfall an der Arbeitsſtelle: „plötzlich alles 
doppelt geſehen, es drehte ſich, dann hingefallen“, und ebenſo 
der zweite Anfall im Krankenhaus: „Schwindlig geworden, 
auf die Seite gefallen, ins Bett gebracht, aber noch vorher 
die Schuhe ſelbſt ausgezogen und dann eingeſchlafen“ unter⸗ 
ſcheidet ſich durch nichts von einem Schwäche oder Ohnmachts⸗ 
anfall. Daß für einen ſolchen Schwäche- oder Ohnmachtsanfall 
ein äußerer Grund herangezogen werden könnte, ergibt ſich 
aus dem Krankenhausblatt ſelbſt. Der Betroffene wies näm⸗ 
lich nach der Temperaturkurve abendliche Steigerungen der 
Körperwärme bis 37,9» auf. Wenn ein graziler Jugendlicher 
unter Einfluß von Berufsarbeit und einer Infektion zu einem 
Ohnmachts⸗ oder Schwächeanfall kommt, fo braucht das nicht 
den Verdacht von ſog. Abſencen oder petits maux, alſo der 
genuinen Epilepſie, zu erregen. 

as ausſchlaggebende Moment für die Annahme einer 
Epilepſie war aber dem Antragſteller und dem Erbgeſcher. 
der durch Einſpritzung von 3 cem Cardiacol in die Vene pro⸗ 
vozierte, allerdings typiſche epileptifche Anfall. Die mediziniſche 
Literatur der letzten Zeit hat ſich mit dieſer Provokations⸗ 
methode und ihrem Wert für die Diagnoſe der Epilepſie be⸗ 
ſchäftigt. Aus den einſchlägigen Arbeiten iſt aber nur zu ent⸗ 
nehmen, daß Cardiacol auslöſend bei erhöhter Krampfbereit⸗ 
ſchaft wirkt. Erhöhte Krampfbereitſchaft beſteht aber nicht nur 
bei genuiner Epilepſie. Profeſſor Schilling ſagt hierzu — nach 
Anſicht des Senates mit Recht —, er halte es für verfrüht, 
bereits jetzt aus derartig provozierten Krampfanfällen Schlüſſe 
für eugeniſche Maßnahmen zu ziehen. Auch der vom RMdJ. 
zu dieſer Frage gehörte Präſident des RGeſA. kommt in 
ſeinen Ausführungen zu dem Schluß, daß das Auftreten eines 
Anfalles nach Cardiacolinfektion nicht ohne weiteres für die 
Erblichkeit des Leidens ſpreche. 

Aus allen dieſen Feſtſtellungen und Erwägungen reichen 
die vorhandenen Unterlagen nicht aus, um bei dem Betroffe⸗ 
nen mit der für ein Erbgeſundheitsverfahren erforderlichen 
Sicherheit erbliche Fallſucht feſtzuſtellen. 

(ErbgeſObcher. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 27 Febr. 1937, 
Wg 1114/36.) 


§ 1 Abſ. 2 Ziff. 7 


37. § 1 Abf. 2 Ziff. 7 ErbkrNachwökeſ. Zur Frage der Erb⸗ 
lichkeit der Taubheit. 


Gegen den Beſchluß des ErbgeſcGer., durch den die Un⸗ 
fruchtbarmachung des Betroffenen K. J. wegen erblicher Taub⸗ 
heit angeordnet worden iſt, hat die ſorgeberechtigte Mutter 
des Betroffenen rechtzeitig Beſchw. eingelegt. Der Vater als 
geſetzlicher Vertreter des Betroffenen iſt der Beſchw. bei- 
getreten. Die Beſchw. iſt aber unbegründet. 

An der Tatſache, daß bei dem Betroffenen Taubſtumm⸗ 
heit vorliegt, wird von keiner Seite gezweifelt. Der Betrof⸗ 
fene iſt in einer Taubſtummenanſtalt erzogen und nach deren 
Angabe wie nach dem fachärztlichen Gutachten der Univerſitäts⸗ 
Hals-, Nafen- und Ohren⸗Klinik völlig taub. In der Familie 
liegen eine Reihe von Erkrankungen vor, ſo daß man die 
Familie als mehrfach erblich belaſtet bezeichnen muß. Eine 
Schweſter des Betroffenen hat ein ſchweres Augenleiden, das 
man auf erbliche Anlage zurückführen muß, da für eine noch 
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als Urſache in Betracht kommende angeborene Lues nach den 
Befunden an der Patientin ſelbſt und ihren Eltern keine 
Anhaltspunkte vorliegen. Natürlich bedeutet die Erbanlage 
für dieſes Nervenleiden keinen Beweis für die Erbanlage des 
Ohrenleidens ihres Bruders, wohl aber dient ſie zur Be⸗ 
urteilung der geſamten Sippe. 

Ein Urgroßvater des Betroffenen war ſchwerhörig, eine 
Großtante geiſtesgeſtört, eine Tante ſchwerhörig, eine Baſe 
ſchwachſinnig und mit Wahnideen behaftet. 

Für die Taubſtummheit des Betroffenen kann irgend⸗ 
welche Urſache vor oder nach der Geburt bei eingehendſter 
Unterſuchung ſowohl von ohrenfachärztlicher wie nervenfachärzt⸗ 
licher Seite nicht gefunden werden. Es iſt daher nach allem 
erbärztlichen Wiſſen als Urſache des Leidens eine erbliche An⸗ 
lage anzunehmen. Daß es offenbleiben muß, ob es ſich um 
die gewöhnliche, nach dem überdeckten Erbgang (rezeſſiv) ver⸗ 
erbte Taubſtummheit oder um eine ſich dominant, in dieſem 
Fall mit verſchieden ſtarker „Außerung“ dominant vererbte, 
ſogenannte hereditär⸗degenerative Innenohrſchwerhörigkeit han⸗ 
delt, iſt ohne Bedeutung gegenüber der Tatſache, daß Taub⸗ 
heit, und zwar erbliche Taubheit, vorliegt. Nach den Er⸗ 
fahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft ſind danach auch erb⸗ 
kranke Nachkommen zu erwarten. Es liegt alſo bei dem Be⸗ 
troffenen Taubheit im Sinne des Geſ. v. 14. Juli 1933 vor. 

(ErbgeſobGer. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 5. Mai 1937, 
Wg 906/35.) 


§ 1 Abſ. 2 Ziff. 8 


38. 8 1 Abſ. 2 Nr. 8 ErbkrNachwGeſ. Haſenſcharte, Wolfs⸗ 
rachen. Notwendigkeit der Erforſchung und ärztlichen Unter⸗ 
ſuchung der Sippe. Bedeutung der Mikroformen (geſpaltenes 
Zäpfchen, hoher oder ſteiler Gaumen). Zuſammenhang mit Ge⸗ 
ſichtsſkolioſe und Schiefhals. 

Der 20jährige Schmied Eugen ©. leidet an einer Haſen⸗ 
ſcharte, die operiert worden iſt, und an einem ſchweren Wolfs⸗ 
rachen; das Zäpfchen iſt geſpalten. Von dieſem Zuſtand hat ſich 
der Senat ſelbſt überzeugt. Die Sprache des S. iſt ſchwer 
verſtändlich. Es handelt ſich um eine erhebliche Abweichung 
von der Norm, die eine ſtarke Funktionsſtörung und Behin⸗ 
derung in der Anpaſſung an das Leben mit ſich gebracht hat. 
Das ErbgefGer. bewertet dieſen Körperfehler als ſchwere kör⸗ 
perliche Mißbildung. Da aber in der Sippe, insbe. bei den 
elf Geſchwiſtern des S. nach ſeiner Angabe kein gleiches der⸗ 
artiges Leiden aufgetreten, alſo die Erblichkeit der Mißbildung 
hier nicht nachgewieſen ſei, hat das Erbgeſcger. die Unfruchtbar⸗ 
machung abgelehnt, ohne die hier unbedingt gebotenen Sipp⸗ 
ſchaftserhebungen anzuſtellen. 

Auf die Beſchw. des Amtsarztes hat der Senat durch das 
Thür. Landesamt für Raſſeweſen eingehende Sippſchafts⸗ 
erhebungen vornehmen und alle erreichbaren Angehörigen der 
Sippe durch die Geſundheitsämter auf Mißbildungen, insbeſ. 
auf dysraphiſche Störungen, unterſuchen laſſen. Die Unter⸗ 
ſuchungen haben ergeben: Über die Großeltern und deren Ge⸗ 
ſchwiſter iſt nichts bekannt. Die Sippe der Mutter zeigt keine 
körperlichen Mißbildungen; zwei Sippſchaftsmitglieder werden 
als geiſtig ſchwach bezeichnet. Ein Bruder und eine Schweſter 
des S. haben hohe Gaumen, der Bruder außerdem noch 
eine Geſichtsaſymmetrie. Die Geſchwiſter haben insgeſamt ſechs 
Kinder, von denen drei unterſucht und ohne Anomalien be⸗ 
funden worden ſind. Von den drei Geſchwiſtern des Vaters und 
deren 43 Nachkommen ſind 39 unterſucht worden. 18 Perſonen, 
alſo faſt die Hälfte, zeigten einen hohen oder ſteilen 
Gaumen zehn hatten gleichzeitig angewachſene Ohrläppchen, 
drei weitere Mitglieder der Sippe hatten nur angewachſene 
Ohrläppchen. Schließlich haben ein Neffe und eine Nichte des 
S. Handmißbildungen (Brachymetakarpie des fünften Mittel⸗ 
handknochens beiderſeits und Fehlen des fünften Mittelhand⸗ 
knochens rechts), ein Neffe rechtsſeitigen Schiefhals. 

Der Senat hat dieſes geſamte Unterſuchungsmaterial dem 
Facharzt für Orthopädie Dr. Hellmut Eckhardt (beim 
Reichsausſchuß für Volksgeſundheitsdienſt in Berlin) vorgelegt, 
ihn um ein Gutachten erſucht und dabei beſonders die Fragen 


geſtellt, ob die bei den Verwandten des S. feſtgeſtellten Ab- 
weichungen von der Norm als Entwicklungshemmungen (vie 
z. B. auch die Einkerbung der Oberlippe, das Fehlen oder die 
ſtarke Reduktion der ſeitlichen oberen Schneidezähne) und da⸗ 
mit als Mikroformen der bei ihm beſtehenden Anomalie zu be⸗ 
werten ſind und ob damit die Erblichkeit ſeines Leidens als 
erwieſen anzusehen ift. Oder kann der Nachweis der Erblichkeit 
nur erbracht werden, wenn die Blutsverwandten ſchwerere For⸗ 
men der Spaltbildung im Bereiche des Geſichts (Wolfsrachen, 
Lippen⸗, Kiefern-, Gaumenſpalte) oder andere ſchwere erbliche 
Mißbildungen aufweiſen? 

Das Gutachten führt aus, daß es ſich zweifellos um eine 
ſchwere körperliche Mißbildung handelt, über deren Erblichkeit 
nach dem Stand unſeres Wiſſens nur durch ſorgfältige Fa⸗ 
milienforſchung völlige Klarheit geſchaffen werden kann (Gütt⸗ 
Rüdin⸗Ruttke, S. 162, 166). Zweifellos iſt die Erblich⸗ 
keit als erwieſen anzuſehen, wenn innerhalb der Blutsver⸗ 
wandtſchaft mindeſtens ein weiterer Fall der ſchweren Formen 
der Spaltbildung im Bereiche des Geſichts vorgekommen iſt. 
Zur Frage, ob das Vorkommen anderer ſchwerer erblicher 
Mißbildungen als Erblichkeitsnachweis dienen kann, vertritt 
Dr. Eckhardt mit K. H. Bauer u. a. die Auffaſſung, daß 
nicht regional eng umgrenzte Formabweichungen von der Norm 
vererbt werden, ſondern fehlerhafte Entwicklungstendenzen ſo⸗ 
wie Reaktionsbereitſchaften, die in mehr oder weniger auffal⸗ 
lender Weiſe ganze Organſyſteme treffen. Er führt dazu aus: 
Die ſogenannten typiſchen Mißbildungen ſind in der Regel nur 
das ſinnfälligſte und den Erbſchaden begleitende Symptom. 
Unſere Kenntniſſe reichen aber zur Zeit bei vielen Mißbildun⸗ 
gen noch nicht aus, um den übergeordneten Syſtemſchaden klar⸗ 
zuſtellen. K. H. Bauer weiſt aber darauf hin — und die 
Forſchung der letzten Jahre beſtätigt ſeine Auffaſſung —, daß 
die Zahl der örtlich umſchriebenen Mißbildungen um ſo kleiner 
wird, je mehr man ſich mit ihnen befaßt (3. B. abnorme Über⸗ 
ſtreckbarkeit der Gelenke bei Patellarluxation u. a.). Wenn die 
Pſychiatrie von jeher in mehr oder weniger auffallenden Ab⸗ 
weichungen einzelner Körperteile (3. B. in Anomalien oder 
Mißbildungen des Schädels, des Ohres, der Wirbelſäule, der 
Extremitäten) Zeichen einer Degeneration (Stigmata heredi- 
tatis, Weygandt) fieht, fo ſieht fie in dieſen körperlichen 
Merkmalen Teilſymptome eines übergeordneten Erbſchadens, 
deſſen ſinnfälligſte Symptome geiſtige Störungen, wie etwa 
Schwachſinn, tuberöſe Skleroſe u. a. ſind. Auch der Wolfsrachen 
und die Haſenſcharte werden zu den Entartungszeichen gerech⸗ 
net (Weygandt). 

Aus dem gerade bei den körperlichen Mißbildungen ſo 
häufigen Wechſel des Erſcheinungsbildes ſowohl hinſichtlich der 
Penetranz als auch der Spezifität, muß gefolgert werden, da 
3. B. nicht die Mehrfingrigkeit oder das Fehlen von Fingern 
vererbt wird, ſondern eine Störung der Strahlenbildung der 
Hand, wozu weiterhin die Abhängigkeit der Manifeſtierung 
vieler körperlicher Mißbildungen vom genotypiſchen Milieu ſo⸗ 
wie Umweltsfaktoren kommt. 

Daraus ergibt ſich, daß das Vorkommen anderer 
ſchwerer erblicher Mißbildungen in der Sippe 
als Beweis für die Erblichkeit einer Mißbil⸗ 
dung genommen werden kann, wenn auf Grund 
unſerer Kenntniſſe beiden eine gemeinjam® 
und etwa zu gleicher Zeit wirkſam werdende 
Störung zugrunde liegt, oder wenn die Er’ 
fahrung gelehrt hat, daß verſchiedenartig! 
Merkmale in der Regel oder häufig am Indi? 
viduum vergeſellſchaftet oder getrennt an 
verſchiedenen Mitgliedern der Sippe vor? 
kommen (z. B. Schulterblatthochſtand und Spina bifida der 
Hals⸗Bruſtwirbelſäule; Knochenbrüchigkeit; Otoſkleroſe; blaue 
Skleren u. a.). Daraus ergibt ſich aber auch we! 
ter, daß ſehr wohl ſicher feſtzuſtellende un? 
als verwandt erkannte „Mikroformen“ von 
Mißbildungen als Erblichkeits nachweis einer 
ausgeprägten Mißbildung dienen können. © 
iſt z B. das gefpaltene Zäpfchen ein ſicherer Erblichkeitsnach 
weis für eine fo typiſche Mißbildung wie die Gaumenfpali® 
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man iſt aber auch berechtigt, das geſpaltene Zäpfchen als Erb⸗ 
lichkeitsnachweis für die Haſenſcharte heranzuziehen, obwohl es 
ſich hierbei um das Ausbleiben der Vereinigung ganz anderer 
Fortſätze (des mittleren Naſenfortſatzes mit dem angrenzenden 
Oberkieferfortſatz) handelt. Dieſe Berechtigung ergibt ſich aus 
der Erfahrung, nach der Lippen-, Kiefer⸗, Gaumenſpalten ſehr 
hänfig gleichzeitig an einem Individuum vorhanden ſind. Bei 
anderen Anomalien dagegen wird man wegen 
weniger deutlicher Zuſammenhänge oder auch 
wegen weniger klarer Abgrenzungsmöglich— 
keiten gegenüber der Norm nicht ein einmali⸗ 
ges Vorkommen als Beweis für die Erblid- 
keit einer ſchweren Mißbildung anſehen, ſon⸗ 
dern die Häufigkeit ihres Auftretens in der 
Sippe und ihre Beurteilung als Entartungs⸗ 
zeichen in die Wagſchale werfen. 

Der Kommentar von Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke bemerkt 
auf S. 165 ausdrücklich, daß zum Erblichkeitsnachweis der hier— 
her gehörenden Mißbildungen der „Nachweis einer ähnlichen 
Mißbildung bei einem Träger (und ſei es auch nur in leichter 
Form) in der Blutsverwandtſchaft“ verlangt werden müſſe. 
Der Kommentar weiſt weiter (S. 165/166) darauf hin, daß „das 
Vorkommen von Syndaktylie, Polydaktylie, Kamptodaktylie u. 
v. a. m. in der Blutsverwandtſchaft, die in ihren einfachen 
Ausprägungen nicht ſchwere, ſondern leichte Mißbildungen dar- 
ſtellen und ſomit nicht unter das Geſetz fallen“, oft „die Erblich- 
keit einer nur ſcheinbar erſtmalig in der Sippe auftretenden 
ſchweren Mißbildung“ beweiſt. Auch der Satz S. 162 kann zum 
Beleg obiger Auffaſſung herangezogen werden: „Wie bei allen 
vom Geſetz betroffenen Erbkrankheiten müſſen alle Fälle in 
der Sippe in ihrer Geſamtheit beurteilt werden, damit man 
danach verantwortungsvoll i. S. und Geiſte des Geſetzes han— 
deln kann.“ 

Auf Grund der praktiſchen Erfahrungen iſt es allgemein 
üblich, jo führt Dr. Eckhardt aus, den hohen oder ſteilen 
und engen Gaumen als ein Entartungszeichen zu bewerten: 
dasſelbe gilt für das angewachſene Ohrläppchen. Dieſe Neben- 
befunde ſind aber erſt dann von praktiſcher Bedeutung, wenn 
ſie an einem auch ſonſt minderwertigen Individuum erhoben 
werden oder aber in deſſen Sippe gehäuft beobachtet werden. 

Der hohe Gaumen muß als eine Entwicklungsſtörung 
aufgefaßt werden, womit eine verwandtſchaftliche Beziehung 
zur Gaumenſpalte gegeben iſt. In der ſechſten Fetalwoche bildet 
ſich jederſeits am Oberkieferfortſatz eine Leiſte, die Gaumen— 
leiſte. Dieſe Leiſten wachſen aufeinander zu und bilden durch 
Verwachſung im dritten Fetalmonat den Gaumen. Ein fehler- 
hafter Ablauf dieſes Entwicklungsvorganges kann zur Gaumen— 
ſpalte, aber ebenſo zum hohen Gaumen führen. Der Entivid- 
lungshemmung, die der Gaumenſpalte zugrunde liegt, kann die 
Tendenz einer „Störung der Gaumenbildung“ ſchlechthin über⸗ 
geordnet ſein. Allein aus der Häufung der Ent⸗ 
wicklungsſtörung und des Entartungszei⸗ 
chens „hoher Gaumen“ innerhalb der Sippe 
(väterlicherſeits) iſt die Erblichkeit der Haſen⸗ 
ſcharte und des Wolfs rachens des S. als er- 
wieſen anzuſehen. 

Der Gutachter weiſt darauf hin, daß bisher auf dieſe Zu⸗ 
ſammenhänge wenig geachtet worden iſt, daß ſolche Befunde 
aber in den beiden älteſten Stammbäumen von Lippen-, Kiefer⸗ 
und Gaumenſpalten ſchon vermerkt ſind (Jak. Trew 1757, 
Murray 1860 in C. K. Schroeder: Arch. für Raffen- und 
Geſellſchaftsbiologie 1931, Bd. 25, S. 369). 

Er führt dann weiter aus: In der Sippe des S. finden 
wir aber noch andere Anomalien, die zu den Geſichtsſpalten 
in weiterer verwandtſchaftlicher Beziehung ſtehen. Es ſind zwei 
Fälle von Geſichtsſkolioſe und ein Fall von rechts⸗ 
ſeitigem Schiefhals feſtgeſtellt worden. Über die Zuſam⸗ 
mengehörigkeit von Geſichtsſkolioſe (Scoliosis capitis) und an- 
geborenem Schiefhals kann heute kein Zweifel mehr fein („fo 
findet man in Schiefhalsfamilien häufig Geſichtsſkolioſe allein 
ohne Schiefhals“; Iſigkeit: Arch. orthop. und Unfall⸗Chir. 
1931, Bd. 30, H. 4, S. 489; ſiehe auch v. Haefen: Chirurg. 
1935 H. 15). Umgekehrt begleitet eine Geſichtsaſymmetrie ge⸗ 


legentlich die Geſichtsſpalten. So ſchreibt Roſenthal: „An⸗ 
dere Begleiterſcheinungen wieſen auf die klaſſiſche Entwicklungs⸗ 
hemmung hin, deren Urſache wir freilich nicht kennen. Es 
waren die Geſichtsaſymmetrie, Sakralfiſtel und 
Schwanzbildung, Appendices auriculares ...” (aus „Patho⸗ 
logie und Therapie der fötalen Geſichts- und Kiefernſpalten“, 
Diſch. Zahn⸗, Mund⸗ und Kieferheilkunde 1935 Bd. 2 H. 3 
S. 516). Ebenda vermerkt Roſenthal, daß er u. a. bei ſeinen 
Spaltkindern „Caput obstipum“ (Schiefhals) beobachtete, worin 
er allerdings einen Anhaltspunkt für die in keiner Weiſe be⸗ 
wieſene Raummangeltheorie in der Entſtehung der Geſichts⸗ 
ſpalten ſieht. l 

Die vorſtehend angeführten Befunde bei 
drei Angehörigen der Sippe find ſowohl in 
Verbindung mit der häufigen Beobachtung 
des hohen Gaumens als auch unabhängig von 
derſelben als Beweis für die Erblichkeit der 
Haſenſcharte und Gaumenſpalte des S. zu wer⸗ 
ten. Die in der Sippe zweimal beobachtete doppelſeitige 
Hypoplaſie der fünf Mittelhandknochen laßt 
ſich nicht ohne weiteres zu der Mißbildung des S. in Beziehung 
ſetzen. Im Geſamtbild der Sippe väterlicherſeits müſſen ſie 
aber als ſinnfälliger Ausdruck für deren erbliche Belaſtung be⸗ 
trachtet werden. 

Angewachſene Ohrläppchen find Degenerations- 
zeichen; als Beweis für die Erblichkeit einer Haſenſcharte oder 
eines Wolfsrachens allein können ſie nicht gewertet werden. 
In Verbindung mit den übrigen Degenerationsmerkmalen 
(ſteiler Gaumen, Ohrmuſchelanomalie, Zahnſtellungsanomalie) 
und echten leichten Mißbildungen unterſtützt ihr häufiges Vor⸗ 
kommen die Auffaſſung, daß es ſich um eine erblich belaſtete 
Sippe handelt. 

Da ein Bruder des Vaters des S. angewachſene Ohrläpp⸗ 
chen hatte, und da dieſes Merkmal ſowie das des ſteilen Gau⸗ 
mens unter den Kindern und Kindeskindern der Geſchwiſter 
des Vaters gehäuft und von Generation zu Generation zu— 
nehmend vorgekommen iſt, und dieſe Befunde auch bei zwei 
Geſchwiſtern des S. vorhanden ſind, muß geſchloſſen 
werden, daß die Sippe des Vaters die erblich 
belaſtete iſt. Dr. Eckhardt kommt alſo zu dem Ergebnis, 
daß die bei den Verwandten des S. feſtgeſtellten Abweichungen 
von der Norm als Entwicklungsſtörungen und zum Teil als 
Mikroformen der bei ihm beſtehenden Anomalie zu bewerten 
ſind, und daß die Erblichkeit ſeines Leidens damit als erwieſen 
anzuſehen iſt. 

Der Senat ſchließt ſich dieſem überzeugenden Gutachten 
an; die Unfruchtbarmachung des S. iſt geboten, da er an einer 
ſchweren erblichen körperlichen Mißbildung leidet. 

(ErbgeſObcher. Jena, Beſchl. v. 2. Juni 1937, Wg 442/6.) 
* 


39. $ 1 Abſ. 2 Nr. 8 ErbkrNachwGeſ. Nachweis der Erb⸗ 
lichkeit. Notwendig ſind Sippſchaftserhebungen und Unter⸗ 
ſuchungen der Sippe. Angeborene Hüftverrenkung, Klumpfuß 
und spina pifida ſind auf die gleichen Erbdefekte zurückzuführen. 


Die 21jährige Aufſteckerin Erna S. leidet an angeborener 
Hüftverrenkung. Das hat die fachärztliche Unterſuchung ein⸗ 
wandfrei ergeben. Das ErbgeſGGer. hat, ohne weitere Erörte⸗ 
rungen anzuſtellen, angeordnet, daß Erna wegen ſchwerer 
erblicher körperlicher Mißbildung unfruchtbar gemacht werde. 

Das Erläuterungsbuch von Gütt, Rüdin und 
Ruttke verlangt aber S. 170, daß die Unfruchtbarmachung 
eines angeboren Hüftverrenkten von dem Nachweis der Erb⸗ 
lichkeit des Leidens durch Belaſtungsnachweis in jedem ein⸗ 
zelnen Fall abhängig gemacht werde. S. 166 a. a. O. wird 
ausgeführt, daß Merkmalsträger mit gleichzeitigem Auftreten 
verſchiedenartiger ſchwerer, aber auch leichter körperlicher 
endogener Mißbildungen — wenn letztere in ihrer Summe 
als ſchwer bezeichnet werden müſſen — unfruchtbar gemacht 
werden ſollen, wenn in der Blutsverwandtſchaft die eine 
oder andere der ſchweren oder leichten endogenen Mißbildung 
oder auch ähnliche Mißbildungen einzeln, doppelſeitig oder 
auch gehäuft bei mindeſtens einer Perſon nachweislich vor⸗ 
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gekommen ſind. Dabei werden als typiſche Kombinationen von 
Mißbildungen genannt angeborene Hüftverrenkung, Klumpfuß 
und Lücken bildung im Dornfortſatz der Wirbelkörper (spina 
bifida). Nach Creuz in Königsberg iſt ſowohl die angeborene 
Hüftverrenkung wie der Klumpfuß auf eine Mißbildung der 
Wirbelſäule in der erwähnten Art und damit zuſammen⸗ 
hängende Veränderungen des Rückenmarks zurückzuführen. 
Auch die spina bifida iſt vererblich. 

Der Senat hat daher die in ſolchen Fällen ſtets ge⸗ 
botenen eingehenden Sippſchaftserhebungen durchführen und 
die erreichbaren Verwandten der Erna S. auf körperliche 
Mißbildungen unterſuchen laſſen. Dieſe Erhebungen und 
Unterſuchungen haben folgendes ergeben: 

Erna S. hat rechtsſeitig eine angeborene Hüftverrenkung. 
Mit großer Wahrſcheinlichkeit iſt nach dem Röntgenbild auch 
links eine Hüftverrenkung anzunehmen, die inzwiſchen ein⸗ 
gerenkt worden iſt. Weiter hat ſie einen ſteilen Gaumen, der 
bekanntlich ein Entartungszeichen darſtellt. 

Ihre beiden Brüder Herbert und Heinz haben Lücken⸗ 
bildungen im Bereich des 1. Kreuzbeinwirbels, die erſt im 
Röntgenbild feſtgeſtellt worden ſind (spina bifida). 

Ihr Bruder Harald leidet an einem Klumpfuß. 

Es iſt alſo durch die Sippſchaftsunterſuchungen ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt, daß drei Geſchwiſter an vererbbaren 
Mißbildungen leiden, die auf die gleichen Erbdefekte zurück⸗ 
zuführen ſind. 

Der Nachweis der Erblichkeit der angeborenen Hüftver⸗ 
renkung bei Erna S. iſt ſomit erbracht. 

Sie leidet demnach an einer ſchweren erblichen körper⸗ 
lichen Mißbildung und iſt unfruchtbar zu machen. 

(ExrbgefOb ber. Jena, Beſchl. v. 12. Mai 1937, Wg 547/36.) 
* 


40. § 1 Abf. 2 Nr. 8 ErbkrNachwckeſ. Entſcheidend dafür, 
ob eine ſchwere Mißbildung vorliegt, iſt nicht, wie ſtark das 
Leiden zur Zeit äußerlich ſichtbar iſt, ſondern in welchem Grad 
es auf Nachkommen vererbt werden kann. 


Hedwig P. leidet an einer angeborenen Hüftverrenkung. 
Ihre Schweſter Roſa iſt mit dem gleichen Leiden behaftet. 
Damit iſt der Nachweis, daß das Leiden auf einer Erb⸗ 
anlage beruht und an Nachkommen weitergegeben werden 
kann, einwandfrei erbracht. Darauf, daß ſich ſonſt in der 
Blutsverwandtſchaft keine ähnlichen krankhaften Erſcheinungen 
zeigen, kommt es nicht an. Hedwig iſt in ihrer Gehfähig⸗ 
keit allerdings weit weniger als Roſa behindert. Nach den 
Angaben ihres Vaters ſoll ſie in ihrer Klaſſe ſogar die beſte 
Turnerin und Springerin geweſen ſein. Hier hat das jedoch 
keine Bedeutung, vor allem ſteht Hedwigs Fähigkeit, ſich ſo 
zu bewegen, nicht der Feſtſtellung entgegen, daß das Leiden 
eine ſchwere körperliche Mißbildung iſt. Denn entſcheidend 
iſt nicht, wie ſtark die Hüftverrenkung zur Zeit äußerlich 
ſichtbar iſt und zu Funktionsſtörungen führt, vielmehr iſt 
davon auszugehen, in welchem Grad das Leiden auf Nach⸗ 
kommen vererbt werden kann. Und dafür gibt der Fall der 
Schweſter Roſa einen Anhalt. Bei dieſer tritt das Leiden 
ſchwer auf; genau ſo könnten aber auch einmal Hedwigs 
Nachkommen betroffen ſein. Denn die Anlagen, die die beiden 
Schweſtern geerbt haben, find an ſich gleich, und es iſt keines⸗ 
wegs ſicher damit zu rechnen, daß Hedwigs Nachkommen 
äußerlich das gleiche — verhältnismäßig günſtige — Bild 
bieten würden, das ſie jetzt zeigt. 

Das Erbgeſcher. hat daher mit Recht angeordnet, daß 
Hedwig unfruchtbar gemacht werde. Der Senat tritt dem 
Beſchluß des ErbgeſGker. bei. | 

(ErbgeſObcher. Jena, Beſchl. v. 16. April 1937, Wg 232/37.) 
* 


41. $ 1 Abſ. 1, Abſ. 2 Nr. 8 ErbkrNachwceſ. Polydaktglie, 
Syndaktylie, Spaltbildungen an Händen und Füßen als ſchwere 
erbliche körperliche Mißbildungen. Überdurchſchnittliche Anlagen 
des Geiſtes und Charakters gleichen die Mißbildung nicht aus. 
Von der Unfruchtbarmachung kann nicht abgeſehen werden. 

Der Amtsarzt hat beantragt, den 38 Jahre alten ledigen 
Dr. X. wegen ſchwerer erblicher Mißbildungen der rechten Hand 
und beider Füße unfruchtbar zu machen. Das Erbgejber. hat 


feſtgeſtellt, daß es ſich um ſchwere, wahrſcheinlich anlagemäßig 
bedingte Mißbildungen handelt, obwohl die von Dr. K. aufgeſtellte 
Sippſchaftstafel keine Belaſtung der Familie ergeben hat. Gleich⸗ 
wohl hat es den Antrag des Amtsarztes abgelehnt und dazu aus⸗ 
geführt, offenbar ſei die Durchſchlagskraft des Leidens gering. Zu 
berückſichtigen ſei ferner, daß Dr. X., ein charakterlich und geiſtig 
wertvoller Menſch, der ſeine Prüfungen gut beſtanden habe und 
ſich in ſeinem Berufe gut bewähre, aus einer begabten Sippe 
ſtamme und durch ſein Leiden auch körperlich ſo wenig behindert 
werde, daß er ſich ſportlich und turneriſch erfolgreich betätigt habe. 
Unter dieſen Umſtänden könne man es darauf ankommen laſſen, 
ob ihm einmal ein Kind mit Mißbildungen geboren werde. 

Auf die Beſchw. des Amtsarztes hat der Senat Dr. X. ge⸗ 
hört, ſeine Verwandten auf körperliche Mißbildungen unterſuchen 
laſſen und ein Gutachten des Facharztes für Orthopädie Dr. 
Hellmut Eckhardt, Abt.⸗Leiter im Reichsausſchuß für Volks⸗ 
geſundheitsdienſt, Berlin, über die Frage beigezogen, ob es ſich 
bei Dr. X. um eine ſchwere körperliche Mißbildung handelt. 

Die Unterſuchungen haben ergeben, daß der Bruder des Dr. 
X. an beiden Händen zweigliedrige Daumen und ausgeſprochene 
Kurzfingrigkeit hat. Das iſt, wie das Gutachten Dr. Eckhardts 
ausführt, ein Beweis dafür, daß die Mißbildungen des Dr. X. 
als Erbleiden anzuſprechen ſind. Bei ihm beſteht Dreigliedrigkeit 
beider Daumen, Polydaktylie und Syndaktylie an der rechten 
Hand, Syndaktylie und angedeutete Polydaktylie am linken Fuß, 
Ektrodaktylie, Syndaktylie und angedeutete Polydaktylie am rech⸗ 
ten Fuß. Das Gutachten führt aus, daß die Polydaktylie und die 
Ektrodaktylie namentlich in Verbindung mit Spaltbildungen an 
beiden Händen und Füßen erblich ſind. Es handelt ſich zweifellos 
um ſchwere erbliche körperliche Mißbildungen (ſ. auch die Stel⸗ 
lungnahme Dr. Eckhardts zu dieſem Fall in „Der Öffentliche 
Geſundheitsdienſt“ 1937, 162; Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke S. 162, 
164 


Der Gutachter lehnt die Anſicht des ErbgeſGer. ab, wonach 
die Durchſchlagskraft der Erbanlage, die Bewährung des Erb⸗ 
kranken im Leben und ſeine charakterlichen und geiſtigen Anlagen 
die Frage der Unfruchtbarmachung maßgebend beeinfluſſen können. 
Er weiſt aber darauf hin, daß Dr. X. ſelbſt ſehr wertvolle Be⸗ 
gabung zeigt und von beiden Eltern überdurchſchnittlich wertvolles 
Erbgut mitbekommen hat, das ſich bei ſeinen Geſchwiſtern und 
den Verwandten väterlicherſeits als erbfeſt erwieſen hat. Bei dieſer 
Sachlage ſei zu erwägen, ob ausnahmsweiſe von der Unfrucht⸗ 
barmachung abgeſehen werden könne. 

Um dieſe außerordentlich wichtige grundſätzliche Frage zu 
klären, hat der Senat unter Hinweis auf Gütt⸗Rüdin⸗ 
Ruttke, S. 111, 112, das geſamte Material Prof. Dr. Rudin 
vorgelegt mit dem Erſuchen, zu der Frage Stellung zu nehmen! 
Erſcheinen die Anlagen des Dr. K. und feiner Sippe fo überaus 
hoch, wertvoll und erbfeſt, daß fte die körperliche Mißbildung aus⸗ 
feen und dazu berechtigen, von der Unfruchtbarmachung ab⸗ 
zuſehen. 

Prof. Dr. Rüdin hat dieſe Frage verneint. Er nimmt 
Bezug auf Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, S. 112, und führt da 
zu aus: 

Es liegt in der Kann⸗Beſtimmung des § 1 ErbkrNachwcGeſ⸗ 
begründet, daß ſogenannte Kompenſationsfragen ausnahms⸗ 
weiſe, ich möchte faſt ſagen theoretiſch, einmal berück⸗ 
ſichtigt werden können. Grundſätzlich und auch in dieſem Falle 
wird man daran feſthalten müſſen, daß es immer ein Unglück 
für eine geſunde Familie und ein Volk und eine Raſſe iſt, wenn 
in dieſelben Anlagen und Krankheiten von der Art der im Erbkr⸗ 
NachwGgeſ. genannten von Erbkranken hineingetragen werden. 
Das Geſetz will nach dieſer Richtung grundſätzlich, in 
pra xi alfo wohl ausnahmslos den Schutz des geſunden 
deutſchen Volkes vor Weiterverbreitung gefährlicher Erbanlagen. 
Anlagen zu Begabung halten und manifeſtieren ſich ja nur ſei 
es durch Inzucht, ſei es durch Zuführung rezeſſtv gehender An 
lagen zu Hochbegabung von Angehörigen verſchiedener Familien. 
Im erſten Falle (Konſervierung von Begabung durch Inzucht) 
werden gerade, wenn es ſich um gleichzeitig zu Erbkrankheit ver⸗ 
anlagte Familien handelt, auch dieſe Erbkrankheiten nur noch ver⸗ 
ſtärkt und vermehrt. Im zweiten Falle aber (wenn die eine be’ 
gabte Familie erbkrankheitsfrei iſt) wird die Erbkrankheitsanlage 
von der kranken Familie in die geſunde hineingetragen. Wird 
aber durch einen begabten Erbkranken in eine unbegabte Familie 
hineingeheiratet, ſo kann von Erbfeſtigkeit der Begabung nach un⸗ 
ſeren Erfahrungen auf dieſem Gebiete keine Rede ſein. 

Wenn es zutrifft, daß im vorl. Falle die Familienbegabung 
ſchon in verſchiedenen Gliedern ſchöne Früchte gezeitigt hat, fo il 
es das Gegebene, daß dieſſe Begabten und gleichzeitig erbgeſun⸗ 
den Glieder der Familie die Fortpflanzung übernehmen, aber 
nicht gerade ein Familienvertreter. der an einer Erbanomalie 


66. Jahrg. 1937 Heft 32] 


Rechtſprechung 


2059 


leidet, die von allen Gutachtern als notoriſch ſchwere erbliche kör⸗ 
perliche Mißbildung bezeichnet wird. 

Die Anlagen des Dr. X. und ſeiner Sippe ſind nicht ſo 
überaus hoch, wertvoll und erbfeſt, daß ſie die körperliche Miß⸗ 
bildung ausgleichen und dazu berechtigen, von der Unfruchtbar⸗ 
machung abzuſehen. 

Ich ſehe dabei ganz ab von der Problematik, von dem Richter⸗ 
kollegium zu verlangen, zu entſcheiden, was als überhoch begabt 
taxiert werden ſoll, was nicht. Mit Recht heißt es daher im Kom⸗ 
mentar S. 111, daß es zur Abmeſſung der Begabung völlig an 
Maßſtäben fehle, die ihre Höhe an ihrem Wert für die Volks⸗ 
gemeinſchaft meſſen. Mit Recht wird S. 111 des Kommentars dar⸗ 
auf hingewieſen, wie groß die Verantwortung eines Richters iſt, 
der auf ſo unſicherem Boden die Ablehnung einer Unfruchtbar⸗ 
machung aufbauen will. Meiner Anſicht nach kaun der Richter 
ntangels ſcharfer Grenzen und mangels irgendwelcher AusfBeſt. 
über die ſogenannte Kompenſationsfrage dieſe Verantwortung auch 
gar nicht tragen. Meine Erfahrungen auf dem Gebiet der Durch— 
forſchung hochbegabter Familien zeigen hier die vielfach unge⸗ 
heueren Meinungsverſchiedenheiten über die Frage, ob bei einem 
gegebenen Menſchen oder bei einer gegebenen Familie einwand⸗ 
freie und allſeitig anerkannte Hochbegabung vorliegt, ob nicht. Die 
Strittigkeit der Diagnoſe der Begabungen iſt mit der Sicherheit 
der Krankheitsdiagnoſen gar nicht vergleichbar. Es iſt ſicherlich 
auch kein Zufall, wenn im Geſetz ſelbſt dieſe Frage der Kompen⸗ 
ſation gar nicht berückſichtigt iſt. Auch im Kommentar wird S. 111 
und 112 in praktiſch kaum jemals ſich auswirkenden Wendungen 
die Möglichkeit erörtert, daß es einmal vorkommen könnte, daß 
man in beſonders gelagerten überwältigend überzeugenden Fällen 
bei gleichzeitigem Vorhandenſein von Erbkrankheit und zweifel⸗ 
loſer Hochbegabung von Unfruchtbarmachung abſehen könnte. 
Ausdrücklich wird feſtgeſtellt, daß ſolche Fälle bei den Gerichten 
kaum eine Rolle geſpielt haben, wenn ſie auch im Schrifttum 
verſchiedentlich erörtert wurden. Soweit Erbgeſc᷑er, oder Erbgeſ⸗ 
Ober. aber (ganz vereinzelt) tatſächlich eine Hochbegabung als 
Beweggrund für die Unterlaſſung der Unfruchtbarmachung gelten 
ließen, hat dieſe Unterlaſſung die Billigung der maßgebenden 
geſetzgebenden und nachprüfenden Inſtanzen nicht gefunden. 

Begabungen von ſolchem Seltenheitstvert, daß ihre Erhaltung 
für die Volksgemeinſchaft lebensnotwendig erſcheint, ſind regel⸗ 
mäßig auf eine ſeltene beſonders glückliche Vereinigung einer Reihe 
voneinander mehr oder minder unabhängiger Erbanlagen zurück⸗ 
zuführen. Die Wiederkehr dieſer Vereinigung und damit dieſer 
Begabung in der Nachkommenſchaft iſt alſo tatſächlich kaum zu 
erwarten. 

Der Senat tritt dieſen überzeugenden und grundlegenden 
Ausführungen bei, die einen klaren und eindeutigen Maßſtab da⸗ 
für geben, wie hier das Geſetz zum Wohl und zum Schutz der 
Volksgemeinſchaft anzuwenden iſt (vgl. auch JW. 1935, 1866 2˙; 
1936, 995"; Dr. Frieſe in „Der Offentliche Geſundheitsdienſt“ 
1936, 285). Daß Dr. X., an deſſen Zeugungsfähigkeit kein Zweifel 
beſteht, an einer ſchweren erblichen körperlichen Mißbildung leidet, 
iſt einwandfrei feſtgeſtellt. Ein Anlaß, ausnahmsweiſe von der 
Unfruchtbarmachung abzuſehen, beſteht nicht. 

(ErbgeſObGer. Jena, Beſchl. v. 23. Juni 1937, Wg 682/36.) 
* 


42. § 1 Abſ. 2 Ziff. 8 ErbkrNachwGeſ. Spalthand hat aus⸗ 
geſprochene Erblichkeit. Der Umſtand, daß der Erbkranke in ſei⸗ 
nem Beruf ſeinen Platz im Leben ausfüllen kann, ſteht der Un⸗ 
fruchtbarmachung nicht entgegen. 


Das Erbgeſcger. hat die Unfruchtbarmachung des X. wegen 
ſchwerer erblicher körperlicher Mißbildung angeordnet. Die 
Beſchw. iſt nicht begründet. 

Nach dem Gutachten des Prof. Dr. Verſchuer handelt 
es ſich bei X. um eine ausgeſprochene Spalthand mit voll⸗ 
ſtändigem Fehlen der drei Mittelſtrahlen und einiger Mittel⸗ 
handknochen. Die Spalthand gehört zu denjenigen Miß⸗ 
bildungen, die nach den allgemein von der ärztlichen Wiffen- 
ſchaft gewonnenen Erfahrungen auch dann als erblich erwieſen 
anzuſehen ſind, wenn der Nachweis weiterer Fälle in der 
Blutsverwandtſchaft nicht erbracht werden kann (ſo Komm. 
von Gütt, 2. Aufl., S. 162 und 165). Prof. Verſchuer 
führt in ſeinem Gutachten u. a. aus: „Wir wiſſen aus der 
der übrigen Erfahrung, daß die Spalthand ausgeſprochene 
Erblichkeit hat. Bei K. iſt nach der Art der Mißbildung daher 
auf eine erbliche Mißbildung zu ſchließen, obwohl der Fami⸗ 
lienbefund keine eindeutige Stütze für dieſe Annahme ergibt.“ 
Dieſem Gutachten ſchließt ſich das Gericht an und iſt daher 


überzeugt, daß es ſich bei T. um eine erbliche Mißbildung 
handelt. 

Zu entſcheiden iſt weiter, ob eine ſchwere Mißbildung vor⸗ 
liegt. Der Sachverſtändige Prof. Dr. Koennecke führt in 
ſeinem Gutachten aus, X. ſei, abgeſehen von der Mißbildung 
der rechten Hand, ein völlig geſunder und geiſtig regſamer 
Menſch, bei dem ſich keinerlei Anhaltspunkte für irgend⸗ 
welche andere körperliche Mißbildungen oder Fehlanlagen 
fänden. Er fügt hinzu, die Mißbildung hindere X. nicht, die 
Hand gut zu gebrauchen und ſeinen Dienſt als Angeſtellter 
auch voll zu verſehen, insbeſondere mit der Hand zu ſchreiben 
und die Schreibmaſchine zu bedienen. Auf Grund dieſes 
Gutachtens und der von X. vorgelegten Zeuguiſſe iſt das Ge⸗ 
richt überzeugt, daß X. ſelbſt in ſeinem Beruf ſeinen Platz 
im Leben durchaus ausfüllen kann. Der Auffaſſung des Sach⸗ 
verſtändigen, daß es ſich unter dieſen Umſtänden nicht um 
eine ſchwere Mißbildung handele, vermag ſich das Gericht 
jedoch nicht anzuſchließen. Schwere Mißbildungen ſind ſolche, 
die unter allen Umſtänden als für den Fortbeſtand der Raſſe 
verhängnisvoll zu gelten haben und die das betreffende Indi⸗ 
viduum zu außergewöhnlichen Leiſtungen des Lebens unfähig 
machen, wie ſie z. B. im Krieg oder bei Überwindung von 
Gefahren erforderlich ſind (ſo Gütt, 2. Aufl., S. 161). 
Dieſer Auffaſſung iſt zuzuſtimmen. Das ErbkrNachwG. bes 
zweckt, das raſſiſche Erbgut des deutſchen Volkes zu verbeſſern 
und krankhafte Erbanlagen nach Möglichkeit auszuſchalten. 
Entſcheidend iſt daher, ob das deutſche Volk lebensfähig wäre, 
wenn es zu einem erheblichen Teil aus Volksgenoſſen be⸗ 
ſtände, die wie X. an Spalthand leiden. Das iſt zu verneinen. 
Nach der Überzeugung des Gerichts iſt X. infolge feiner 
Spalthand zu außergewöhnlichen Leiſtungen des Lebens, wie 
ſie im Kriege oder bei Überwindung von Gefahren erforderlich 
find, nicht imſtande. Die Tatſache, daß X. in ſeinem Beruf 
durchaus Befriedigendes leiſtet, vermag an dieſer Beurtei⸗ 
lung ebenſowenig etwas zu ändern wie der Umſtand, daß er 
bei der Muſterung i. J. 1935 nicht untauglich befunden wor⸗ 
den, ſondern zur Erſatzreſerve überſchrieben iſt. Würde daher 
das deutſche Volk zu einem erheblichen Teil aus Volksgenoſſen 
wie X. beſtehen, ſo wäre es nicht lebensfähig. Es handelt ſich 
daher bei X. um eine ſchwere körperliche Mißbildung. 

(ErbgeſObGer. Oldenburg, Beſchl. v. 5. März 1937, Wg 
135/36.) 


Verfahren 


43. § 8 ErbkrNachwGeſ. Eine Ausſetzung des Verfahrens 
iſt nur in Ausnahmefällen zuläſſig, wenn ſie der Lage des 
Falles entſpricht und geeignet iſt, das Verfahren zum Ziele 
zu führen. 


Das Erbgeſcker. hat angeordnet, daß die Betroffene 
wegen angeborenen Schwachſinns unfruchtbar zu machen iſt. 
Im Beſchwerdeverfahren hat der Sen. die Betroffene und 
ihren Vater gehört und iſt zu dem Ergebnis gekommen, daß 
eine ſofortige Entſch. im vorl. Falle nicht getroffen werden 
kann, ſondern daß eine Ausſetzung des Verfahrens ſtatt⸗ 
finden muß. 

Grundſätzlich ſteht der Sen. auf dem Standpunkte, daß 
eine Ausſetzung des Erbgeſundheitsverfahrens nur in ganz 
beſonderen Ausnahmefällen in Betracht kommen kann. Denn 
entweder liegt eine Erbkrankheit vor, dann iſt die Unfrucht⸗ 
barmachung anzuordnen, oder aber es beſtehen Zweifel, die 
vorerſt nicht geklärt werden können, dann muß die Unfrucht⸗ 
barmachung abgelehnt werden, und es muß dem Amtsarzt 
überlaſſen bleiben, ſeinen Antrag zu wiederholen, ſobald der 
Nachweis einer Erbkrankheit mit beſſerer Ausſicht geführt 
werden kann. Daß die Ausſetzung in beſonderen Fällen zuge⸗ 
laſſen werden kann, iſt entgegen ExbgefOb&er. Düſſeldorf 
(SW. 1935, 3481) und Naumburg (JW. 1936, 275) zu be⸗ 
jahen, und zwar geht der hier entſcheidende 1. Sen. des Erb⸗ 
gefObGer. Berlin inſofern weiter, als eine frühere Entich. des 
2. Sen. (JW. 1936, 1991), als er eine Zuſtimmung der 
Beteiligten (Antragſteller, Betroffenen) nicht für erforderlich 
hält (vgl. ErbgeſObcer. Jena: IW. 1936, 3474, und Hamm: 
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IW. 1937, 954). Entſcheidend iſt, ob die Ausſetzung ſach⸗ 
gemäß und geeignet iſt, das Verfahren zum Ziele zu führen 
(Maßfeller: DZ. 1935 Sp. 1086 ff. und die Anm.: 
JW. 1936, 274 zu Nr. 57, 276 zu Nr. 58 und 1994 zu 
Nr. 70). 

Im vorl. Falle ergab die Intelligenzprüfung der jetzt 
16jährigen Betroffenen vor dem Sen., ähnlich derjenigen vor 
dem Amtsarzt, nicht unerhebliche Ausfälle auf dem Gebiete 
des Schul⸗ und Lebenswiſſens, jo daß nach dem gegenwärti⸗ 
gen Stande ihrer Intelligenz die Betroffene als ſchwachſinnig 
bezeichnet werden muß. Dem Sen. iſt indeſſen aufgefallen, 
daß der Vater der Betroffenen, der in der 6. Klaſſe der ſieben⸗ 
ſtufigen Volksſchule drei Jahre und in der 5. Klaſſe vier Jahre 
zugebracht, und der ein Schulentlaſſungszeugnis „Leiſtungen 
ungenügend“ erhalten hat, in ſeiner für die Betroffene ein⸗ 
gereichten Beſchwerdeſchrift ein gutes Urteil und Verſtändnis 
für das, worauf es ankommt, gezeigt hat. Seine Vernehmung 
vor dem Sen. hat beſtätigt, daß von einem Schwachſinn bei 
ihm keine Rede ſein kann. Er hat auf Befragen zugegeben, 
daß er auf der Schule verſagt hat; ſeine geiſtige Entwicklung 
habe ſpät eingeſetzt, und er iſt der Anſicht, daß auch bei 
ſeiner Tochter eine Spätentwicklung in geiſtiger Beziehung 
in Ausſicht ſtehe. Der Sen. hat ſich der Möglichkeit, daß in 
der Familie der Betroffenen die geiſtige Entwicklung verlang⸗ 
ſamt iſt, und daß deshalb auch bei der Betroffenen — unge⸗ 
achtet des bereits erreichten Alters von 16 Jahren — mit der 
Möglichkeit einer geiſtigen Spätreife gerechnet werden muß, 
nicht verſchloſſen. 

Würde der Sen. jetzt eine Entf). treffen, fo könnte er 
nur das Vorhandenſein eines angeborenen Schwachſinns be⸗ 
jahen. Der Fall liegt alſo ausnahmsweiſe hier ſo, daß eine 
Ausſetzung geboten iſt, um feſtzuſtellen, ob die bei dem Vater 
beobachtete Art der geiſtigen Entwicklung auch in dem vor⸗ 
geſchrittenen Lebensalter der Betroffenen noch eintreten wird. 
Nach Verlauf eines Jahres wird ſich nach dieſer Richtung 
vorausſichtlich ein Urteil fällen laſſen. Der Vater, mit dem 
die Sachlage beſprochen iſt, war mit einer Ausſetzung einver⸗ 
ſtanden und will ſich auch ſeinerſeits bemühen, die von ihm 
erwartete geiſtige Nachentwicklung der Betroffenen nach Mög⸗ 
lichkeit zu fördern. Es entfällt daher vorliegend der weſent⸗ 
liche Grund, der gegen eine Ausſetzung des Erbgeſundheits⸗ 
verfahrens ſonſt — und nicht mit Unrecht — ins Feld geführt 
wird: daß nämlich die mit dem Schweben des Verfahrens für 
die Beteiligten verbundene ſeeliſche Belaſtung nach Möglich⸗ 
keit — und gerade im Hinblick auf die Dauer des Verfahrens 
— beſchränkt werden ſoll. Eine ſolche ſeeliſche Belaſtung iſt 
im vorl. Falle nicht erſichtlich, im Gegenteil ergab die Ver⸗ 
handlung mit dem Vater, daß dieſer in einem Zuwarten eine 
Maßnahme erblickt, die durchaus im Intereſſe der Betroffenen 
und der Familie gelegen iſt. 

Aus dieſen Erwägungen hat der Sen. eine Ausſetzung 
des Verfahrens, der geſetzliche Hinderniſſe nicht entgegenſtehen, 
auf die Dauer eines Jahres angeordnet. 

(ErbgeſObGer. Berlin, 1. Sen., Beil. v. 29. April 1937, 
Wg 191/37.) 
* 
44. 88 ErbkrNachwGeſ. Ausſetzung des Verfahrens. 


Das ErbgeſcGer. hat den Antrag, Helene M. unfruchtbar 
zu machen, abgelehnt, da es den einwandfreien Nachweis, daß 
ſie an angeborenem Schwachſinn leidet, nicht für erbracht an⸗ 
geſehen hat. Helene M. iſt auf Veranlaſſung des Senats, der 
ſie auch perſönlich angehört und geprüft hat, in den Landesheil⸗ 
anſtalten St. unterſucht und begutachtet worden. 

Das Gutachten v. 25. Jebr. 1937, auf das im einzelnen 
verwieſen wird, führt aus, daß Helene M. nicht an angeborenem 
Schwachſinn leidet, daß aber bei ihr der Verdacht auf eine latente 
Schizophrenie beſteht. Eine zuverläſſige Stellung der Diagnoſe 
iſt zur Zeit nicht möglich. 

Es handelt ſich alſo hier um einen der Ausnahmefälle, in 
denen eine Ausſetzung des Verfahrens geboten iſt (vgl. dazu die 
Entſch. des Senats JW. 1936, 273 58, 3474 6). Der Senat hat 
daher das Verfahren bis zum 1. April 1939 ausgeſetzt. Nach 
Ablauf dieſer Zeit wird nach Anſicht der Landesheilanſtalten St. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


und des Senats wahrſcheinlich einwandfrei feſtgeſtellt werden 
können, ob Helene M. an Schizophrenie leidet. 
(ErbgeſObcher. Jena, Beſchl. v. 14. April 1937, Wg 464/36.) 


* 

45.88 Satz 4 ErbfrNahivßel. Die Gründe des Beſchluſſes 
über die Unfruchtbarmachung müſſen beſtimmte poſitive oder 
negative Feſtſtellungen enthalten. Die Angabe, daß ein Be⸗ 
troffener oder Angehöriger eine beſtimmte Krankheit gehabt 
oder eine beſtimmte Handlung begangen haben „ſoll“, iſt keine 
verwertbare Begründung. 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt die Unfruchtbar⸗ 
machung des Betroffenen wegen angeborenen Schwachſinns 
angeordnet worden. Die gegen dieſe Entich. rechtzeitig einge 
legte Beſchwerde mußte zur Aufhebung des angefochtenen 
Beſchluſſes und zur Zurückverweiſung der Sache an das Erb⸗ 
gej®er. führen. Wie der Sen. bereits mehrfach (vgl. JW. 1937, 
956 40) ausgeſprochen hat, ift in den Fällen der Unfruchtbar⸗ 
machung wegen angeborenen Schwachſinns die unmittelbare 
Anhörung des Betroffenen vor Gericht regelmäßig geboten. Die 
Erfahrung lehrt, daß die erſte Intelligenzprüfung vor dem 
Amtsarzt im Ergebnis keineswegs ſelten ungünſtiger ausfällt, 
als ihre Wiederholung vor Gericht, weil bei dieſer zweiten 
Prüfung vielfach Hemmungen wegfallen, die beim erſten Male 
der Erſchließung der Perſönlichkeit noch im Wege ſtanden. 
Im vorl. Falle war dieſe Vernehmung um ſo mehr geboten, 
als der Arbeitgeber ein Zeugnis ausgeſtellt hat, nach dem 
der Betroffene ein guter Arbeiter und mit ſämtlichen vorkom⸗ 
menden Arbeiten wohl vertraut ſei. Es bedurfte deshalb der 
Prüfung, inwieweit etwa der Betroffene in feinem Arbeits⸗ 
gebiete Leiſtungen erbracht hat, die die ungünſtige Beurteilung 
auf Grund der Intelligenzprüfung ausgleichen könnten. 

Noch ein weiteres kommt hinzu. Es heißt in dem ange⸗ 
fochtenen Beſchluß: „Im Alter von 15 Jahren ſoll er wegen 
Unzucht mit Tieren beſtraft worden fein.“ Der Beſchwß. 
wendet ſich gegen dieſe Ausführung in den Gründen nicht mit 
Unrecht. Es iſt ſchon allgemein nicht zu billigen, wenn in den 
Entſch. der ErbgeſGer. ſich Ausführungen finden, nach denen 
ein Betroffener oder ein Angehöriger eine beſtimmte Krank- 
heit gehabt oder eine beſtimmte Handlung begangen haben 
„ſoll“. Will das Gericht einen ſolchen Umſtand in ſeiner 
Begründung verwerten, jo bedarf es der Aufklärung des⸗ 
ſelben und gegebenenfalls einer beſtimmten — poſitiven oder 
negativen — Feſtſtellung. Wie angreifbar eine ſolche Begrün⸗ 
dung oft iſt, haben die Ermittelungen des Sen. im vorl. Falle 
ergeben. Nach den beigezogenen Akten des Jugendamtes hat 
zwar gegen den Betroffenen ein Ermittelungsverfahren ge” 
ſchwebt, zu einer Beſtrafung iſt es aber nicht gekommen, die 
Akten ſchließen mit einem Vermerk, nach dem die Schuld an 
dem Vorfalle einem Freunde des Betroffenen beigemeſſen 
wird. Es muß hiernach ſehr zweifelhaft erſcheinen, ob dieſer 
Vorfall — ſei es auch nur in hypothetiſcher Form — für die 
Seftftellung eines angeborenen Schwachſinns verwertet werden 
ann. 

Der Sen. hat hiernach die Vorentſcheidung aufgehoben. 
Das ErbgeſGer. wird bei der erneuten Prüfung den Betrof⸗ 
fenen unmittelbar zu vernehmen haben, um ein ſicheres Bild 
von ſeiner Perſönlichkeit und ſeinen geiſtigen Fähigkeiten zu 
erlangen; dabei wird auch die Familienbelaſtung zu unter“ 
ſuchen ſein, die ſich angeblich aus der Verwandtſchaft der 
Mutter ergeben ſoll. 

(ExbgefObGer. Berlin, 1. Sen., Beſchl. v. 4. Febr. 1937, 
Wg 1063/36.) 


* 

46. 88 8, 1 ErbkrNachwGeſ.; 819 Fc. Beſchwerde gegen 
die Pflegerbeſtellung. Berückſichtigung der beſonderen Verhält⸗ 
niſſe, unter denen der wegen angeborenen Schwachſinns Ge⸗ 
meldete aufgewachſen iſt. 

Der Landarbeiter Joſef P. hat innerhalb der dafür De’ 
ſtimmten Friſt gegen den Beſchluß des Erbgeſcher., der ſeine 
Unfruchtbarmachung anordnet, Beſchwerde eingelegt. Der 
Pfleger, den ihm das Erbgeſcher beſtellt hatte, hat auf die 
Beſchwerde dagegen ſchon vorher verzichtet. Eines Pfleger? 
bedurfte P. jedoch nicht. Denn wenn er auch kaum leſen un 
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ſchreiben kann, ſo iſt er, wie noch darzulegen ſein wird, doch 
nicht ſchn achſinnig, und damit fehlt es an der geſetzlichen 
Grundlage, ihm einen Pfleger zu beſtellen (ſ. Art. 2 der 
3. Ausf VO. zum ErbkrNachwchgeſ.). Die Anordnung, die das 
ErbgeſGer. inſoweit getroffen hat, iſt daher, wie P. mit der 
in der Verhandlung vor dem Senat erhobenen Beſchwerde 
beantragt, aufzuheben. 

Damit erweiſt ſich auch deſſen Beſchwerde gegen den 
Beſchluß, wonach er unfruchtbar gemacht werden ſoll, als 
zuläſſig. Der Beſchwerdeverzicht des Pflegers hat keine Be⸗ 
deutung mehr. Nach dem in 832 FGG. ausgeſprochenen 
Grundſatz könnte es freilich ſcheinen, als ob der Verzicht zur 
Rechtskraft des Beſchluſſes des Exbgef®er. geführt habe. 
Das iſt aber nicht der Fall. Denn jener Grundſatz kann 
dann, wenn die Erklärungen des Pflegebefohlenen und ſeines 
inzwiſchen abberufenen Pflegers einander widerſtreiten, nicht 
gelten, vielmehr geht die Erklärung des zu Unrecht unter 
Pflegſchaft Geſtellten vor. Die Frage iſt ſtreitig (ſ. auch 
Schlegelberger, „Erläuterungsbuch zum FGG.“, 4. Aufl., 
§ 32 Note 6). Man wird jedoch gerade in Erbgeſundheits⸗ 
ſachen nur dann zu befriedigenden Ergebniſſen kommen, wenn 
man ſie zugunſten des Pflegebefohlenen entſcheidet. 

In der Sache ſelbſt ſind die beſonderen Verhältniſſe in 
den Vordergrund zu ſtellen, unter denen P. aufgewachſen iſt. 
Denn nur ſo iſt das an ſich völlig unzulängliche Ergebnis 
der Begabungsprüfungen zu verſtehen, die der Amtsarzt und 
das Erbgeſcher. an ihm vorgenommen haben. Er iſt das 
Kind polniſcher Eltern, die vor etwa 30 Jahren aus dem 
damals noch zu Sfterreich gehörenden Teil Galiziens in 
Deutſchland eingewandert ſind und ſeitdem ſtets auf Gütern 
gearbeitet haben. Sie können ſelbſt heute noch nicht richtig 
deutſch ſprechen, auch P. ſoll nach dem Bericht der zuſtän⸗ 
digen Schulleitung als Schüler die deutſche Sprache nicht 
beherrſcht haben. Unter dieſen Umſtänden mußte es ſchwer 
ſein, ihn in der Schule zu fördern, und iſt ohne weiteres zu 
erklären, daß er heute große Wiſſensmängel zeigt. Die Eltern 
haben ihn, wie er glaubhaft angibt und auch von ſeiner 
Schweſter beſtätigt wird, zudem oft von der Schule fern ge⸗ 
halten, um ihn bei ſich mit arbeiten zu laſſen und fo ihren 
Verdieuſt zu ſteigern. Hätte er feiner Schulpflicht unter au⸗ 
deren Verhältniſſen genügen können, ſo würden ſeine Wiſſens⸗ 
mängel nicht ſo groß ſein, wie es im angef. Beſchluß im 
einzelnen dargelegt iſt. Denn die Prüfung, die der Senat 
mit ihm vorgenommen hat, hat ergeben, daß ſeine geiftigen 
Fähigkeiten zumindeſt noch dem Durchſchnitt entſprechen. Denk⸗ 
fähigkeit und Urteilsvermögen ſind bei ihm verhältnismäßig 
logar gut entwickelt. Auch die Art, wie er die Aufgaben 
ſeines Berufs als Geſchirrſührer darlegte und darüber hin⸗ 
aus das Weſen des landwirtſchaftlichen Betriebs erläuterte, 
wo er zur Zeit tätig iſt, ließ Verſtändnis erkennen. Nach 
den vom Erbgeſcher. angeſtellten Ermittlungen gilt er als 
tüchtiger und wertvoller Arbeiter, und auch über feinen fon- 
ſtigen Ruf wird Gutes berichtet. Auch feine Eltern und Ge- 
ſchwiſter werden als ordentlich geſchildert. Seine Schweſter 
Marie ſollte zwar ebenfalls ſchwachſinnig ſein. Das hat ſich 
aber nicht als richtig erwieſen (ſ. den Beſchluß des Senats 
v. 19. März 1937, Wg 185/37). 

Joſef P. unfruchtbar zu machen, beſteht daher kein Anlaß. 

(ErbgeſObcker. Jena, Beſchl. v. 19. März 1937, Wg 184/37.) 
* 
. 427.88 ErbkrNachwGeſ. Jeder wegen angeborenen Schwach⸗ 
finns Gemeldete muß im eriten Rechtsgang perſönlich angehört 
verden. 

Der Amtsarzt hat beantragt, die 16jährige Zigarrenarbei 
terin Elſe L. wegen angeborenen Schwachſinns unfruchtbar zu 
machen. Elſe iſt in der Schule dreimal nicht und zweimal nur 
altershalber verſetzt worden. Bei der Intelligenzprüfung durch 
den Amtsarzt war ſie ſtumpf und gleichgültig; ihre Willens⸗ 
ſphäre war gehemmt, die Aufmerkſamkeit herabgeſetzt, der Ge⸗ 
een verlangſamt. Die Prüfung ergab zahlreiche Aus⸗ 
alle. 


Das ErbgeſGer. hat auf Grund dieſer Unterlagen dem 
Antrage ſtattgegeben, ohne Elſe anzuhören und ſich davon zu 
überzeugen, ob ſie an angeborenem Schwachſinn leidet oder nicht. 


Dieſes Verfahren iſt unzuläſſig, wie der Senat ſchon wie⸗ 
derholt ausgeſprochen hat. Grundſätzlich ſoll nach der Verfügung 
des Herrn RIM. v. 22. April 1936 in keinem Falle über einen 
Antrag auf Unfruchtbarmachung wegen angeborenen Schwach⸗ 
ſinns — Fälle von Idiotie ausgenommen — entſchieden wer⸗ 
den, bevor das Gericht durch eine perſönliche Anhörung des 
Betroffenen ſich davon überzeugt hat, ob Schwachſinn vorliegt 
oder nicht. Und zwar muß dieſe Anhörung im erſten Rechts⸗ 
gang vor dem ErbgeſGer. ſtattfinden. Denn der Betroffene hat 
einen Anſpruch darauf, daß von Anfang an alles geſchieht, um 
die für ihn und für ſeine Sippe ſo überaus wichtige Frage zu 
klären, ob er erbkrank iſt oder nicht. Dieſen Grundſatz hat der 
Senat ſchon in den Entſch.: FW. 1935, 1869 3 a ausgeſprochen. 
Auch im täglichen Leben wird kein gewiſſenhafter Menſch ein 
Urteil über einen Volksgenoſſen abgeben, den er ſelbſt nicht 
perſönlich kennt. Wieviel weniger hier, wo ſichs um angeborenen 
Schwachſinn handelt, alſo um eine Erbkrankheit mit fließenden 
Grenzen, bei der der perſönliche Eindruck des erfahrenen Be- 
urteilers häufig erſt Klarheit bringt und den Ausſchlag gibt. 
Deshalb iſt die Anhörung durch das Erbgeſcger. unbedingt nötig 
(vgl. auch ErbgeſObcker. Berlin: ZW. 1937, 956 ). Ob dann 
der Betroffene im zweiten Rechtsgang nochmals zu prüfen iſt, 
0 dem pflichtmäßigen Ermeſſen des ErbgeſObcher. überlaſſen 
bleiben. 

Hier ſprachen außer dieſer allgemeinen noch weitere be⸗ 
ſondere Gründe für die Anhörung. Denn es handelt ſich um ein 
erſt 16jähriges Mädchen, das zu Oſtern 1935 aus der Schule 
entlaſſen worden iſt. Die Frage, wie Elſe ſich im praktiſchen 
Leben bewährt, ob ſie über ein gewiſſes eigenes Urteilsvermögen 
verfügt ((Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke S. 125), iſt ſehr wichtig. 
Ihr Vater meint, ſie bewähre ſich als Zigarrenarbeiterin und 
habe ſich auch geiſtig gut entwickelt, während der Amtsarzt im 
Antrag ohne weitere Belege angibt, ihre Leiſtungen als Zigar⸗ 
renarbeiterin feien ihrem geiftigen Zuſtand entſprechend mittel- 
mäßig. Auch dieſe wichtige Frage hätte das Erbgeſcger. ein⸗ 
gehend prüfen müſſen. Das von ihm eingeſchlagene Verfahren 
iſt mangelhaft und keine geeignete Grundlage für die Entſch. 
Der Seuat hat daher den angefochtenen Beſchluß aufgehoben 
und die Sache an das Erbgeſcher. zurückverwieſen. 


(ErbgeſObcker. Jena, Beſchl. v. 14. April 1937, Wg 236/37.) 
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48. 88 9, 8 S. 1 ErbkrNachwczeſ.; Art. 4 Abs. 2 BO. vom 
5. Dez. 1933. Beſchwerde gegen den Vormund in dem Erbgeſund⸗ 
heitsverfahren. 

F. iſt die außereheliche Tochter der jetzt verehelichten J. 
Das Jugendamt in S. iſt Vormund. Das Erbgeſcher. hat die Un⸗ 
fruchtbarmachung der F. wegen angeborenen Schwachſinns bes 
ſchloſſen. Nach SS 2, 8, 9 Gef. v. 14. Juli 1933 iſt nur der Vor⸗ 
mund für den noch nicht 18 Jahre alten Mündel beſchwerde⸗ 
berechtigt. Es haben nun die Mutter der F. und deren jetziger 
Ehemann Beſchw. erhoben mit dreifachem Ziele: 

1. Gegen das Verhalten des Amtsarztes; 

2. gegen das Jugendamt, weil es als Vormund die Belange 

der F. pflichtwidrig nicht vertreten hat: 

3. gegen den Beſchluß des Erbgeſcher. 

1. Für die Beſchw. gegen den Amtsarzt iſt das ErbgeſObcker. 
nicht zuſtändig. 

2. Für F. mußte nach SS 1707, 1773 BOB. ein Vormund 
beſtellt werden. Gegen die Beſtellung des Jugendamts als Vor⸗ 
mund hat die Mutter der F. Beſchw. erhoben. Es iſt aber vom 
VormGer. der Beſchw. nicht ſtattgegeben worden. Es fragt ſich, 
ob die BeſchwF. berechtigt ſind, beim Erbgeſcger. Beſchw. gegen 
den Vormund zu erheben. Der Vormund iſt allein berechtigt, das 
Mündel zu vertreten und hat es daher auch im Erbgeſundheits⸗ 
verfahren zu vertreten. Soweit er in dieſem Verfahren tätig iſt, 
ſtehen den Exbgef®er. die Rechte und Pflichten des VormGer. 
zu. Verletzt in dieſem Verfahren der Vormund ſeine Pflichten, 
jo kann neben dem Vormcger. das ErbgeſGer. eingreifen. Da aber 
eine Verfügung des Exbgejßer. nicht vorliegt, fo iſt die Beſchw. 
der Beſchw F. an ſich unzuläſſig, da das ErbgeſObcger. nicht über 
Entſch. des VornıGer. als BeſchwInſt. entſcheiden kann. Es kann 
daher unerörtert bleiben, ob die BeſchwF. und unter welchen 
Vorausſetzungen fie Beſchw. führen können. 

3. Aus den obigen Ausführungen geht hervor, daß die 
BeſchwF. nicht befugt find, Beſchw. einzulegen. Ihre ſämtlichen 
Beſchw. mußten daher als unzuläſſig verworfen werden. 
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Es ift geprüft worden, ob ein Anlaß zur Wiederaufnahme 
des Verfahrens gegeben iſt. Der Antrag iſt vom Amtsarzt geſtellt 
worden. Der Vormund hat ſich mit dem Verfahren einverſtanden 
erklärt. Das Erbgeſcher. hat mit Rückſicht auf die Jugend der F. 
das Verfahren auf ein halbes Jahr ausgeſetzt gehabt. Die ange⸗ 
ſtellten Ermittlungen und Prüfungen haben einwandfrei das Vor⸗ 
liegen von Schwachſinn ergeben. Selbſt wenn in der Familie 
Fälle von Schwachſinn nicht vorliegen, ſo iſt derſelbe als ange⸗ 
boren i. S. des Geſetzes anzuſehen, wenn nicht Anhaltspunkte 
vorhanden ſind, daß er durch Schädel⸗ und Gehirnverletzungen er⸗ 
worben iſt. Dafür iſt hier kein Anhalt gegeben. Es kommt viel⸗ 
mehr hinzu, daß auch der Bruder H. wegen geiſtiger Unterent⸗ 
wicklung in der Schule nicht gut fortkommt. Bei dieſem Sach⸗ 
verhalt kann es nicht als Pflichtwidrigkeit des Vormundes ange⸗ 
ſehen werden, daß er nicht Beſchw, eingelegt hat. Ein Grund zur 
Wiederaufnahme des Verfahrens liegt nicht vor. 

(ErbgeſObcher. Naumburg, Beſchl. v. 19. März 1937, 1 Weg 
905/36.) 
* 

49. 88 9, 8 Schlußſatz, $ 2 S. 1, 3 ErbkrNachwGeſ. Zu⸗ 
läſſigkeit der Veſchw. des Vaters (der Mutter) als geſetzlichen 
Vertreters für das über 18 Jahre alte minderjährige Kind. 

Das Erbgeſcger. hat die Unfruchtbarmachung des N. wegen 
angeborenen Schwachſinns angeordnet. 

Gegen den Beſchluß hat der Vater als geſetzlicher Ver⸗ 
treter des inzwiſchen 18 Jahre alt gewordenen Sohnes recht⸗ 
zeitig Beſchw. eingelegt. Dieſe Beſchw. iſt auch angeſichts der 
Beſtimmung des 89 i. Verb. m. § 8 Schlußſatz, 82 S. 1, 3 
ErbkrNachwcgeſ. nach ſtändiger Rſpr. des Senats zuzulaſſen. 

Dieſe Frage iſt allerdings beſtritten. Für die Zuläſſig⸗ 
keit der Beſchw. hat ſich das ErbgeſObGer. Naumburg (JW. 
1935, 2506) und beſonders Dr. Stepp (früher Vorſ. des Erb⸗ 
geſ Ober. München) in der JW. 1936, 965/966, mit näherer 
Begründung ausgeſprochen; dagegen eine Reihe anderer Erb⸗ 
ge Ober. (vgl. die Zuſammenſtellung bei Riſtow, „Erb⸗ 
geſundheitsrecht“, S. 199) und beſonders das Erläuterungs⸗ 
werk von Gütt Rüdin⸗Ruttke, 2. Aufl., S. 249/250. 
Der erſteren Auffaſſung iſt der Vorzug zu geben. Von 
Dr. Ste pp iſt mit Recht geſagt, daß Antragsrecht und Be⸗ 
ſchwerderecht zwei weſensverſchiedene Dinge ſind, und daß der 
Ausſchluß des ſelbſtändigen Beſchwerderechts des geſetzlichen 
Vertreters in dieſem Falle vom Volke nicht verſtanden, von ihm 
als ein Formalismus empfunden und gegen die Forderung 
der Schaffung eines volksnahen Rechts verſtoßen würde. 
Bei der Wahrnehmung der Rechte für ein minderjähriges Kind 
bis zu feiner Volljährigkeit (58 1626 ff. BGB.) durch den ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter, damit auch der Anwendung eines Rechts⸗ 
mittels im gegebenen Falle, handelt es ſich um einen aus der 
Rechtsüberzeugung des Volkes erwachſenen Fundamentalrechts⸗ 
ſatz, der nicht durch eine künſtliche Rechtskonſtruktion, ſondern 
nur durch eine klare, poſitive, das Recht der Vertretung des 
Kindes ausſchließende Beſtimmung außer Kraft geſetzt wer⸗ 
den könnte. Eine ſolche poſitive Beſtimmung enthält SI i. 
Verb. m. 88 8 S. 5, 2 S. 3 ErbkrNachwGeſ. nicht. Es iſt zwar 
geſagt, daß der zur Antragſtellung berechtigte Minderjährige 
(zwiſchen 18 und 21 Jahren) zur Beſchw. berechtigt iſt, aber 
nicht, daß dem geſetzlichen Vertreter dieſes Minderjährigen ſein 
grundſätzliches Vertretungs⸗ und damit Beſchwerderecht ge⸗ 
nommen ſei. Und ware das letztere etwa der Gedanke des Ge⸗ 
ſetzgebers bei Erlaß der genannten Beſtimmung geweſen, ſo 
hat dieſer Gedanke angeſichts jenes grundſätzlichen, in der 
Rechtsüberzeugung des Volkes verankerten Rechts der geſetz⸗ 
lichen Vertretung der Minderjährigen keinen genügend be⸗ 
ſtimmten Ausdruck geſunden, um daraus jene weitgehende 
Folgerung ziehen zu müſſen. Wie jenes Recht der geſetzlichen 
Vertretung im Volke verankert iſt und als wie volksfremd 
man den Ausſchluß der geſetzlichen Vertretung bei Minderjäh⸗ 
rigen zwiſchen 18 und 21 Jahren, zumal bei einer ſo wichtigen 
Frage wie der hier in Betracht kommenden, empfunden würde, 
lehrt jeder Tag der praktiſchen Arbeit in Erbgeſundheitsſachen. 

Der letztgenannte Rechtsgedanke wäre aber auch aus 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsüberzeugung heraus abzulehnen. 
Nationalſozialiſtiſcher Welt⸗ und Rechtsanſchauung entſpricht es, 
die Perſon nicht als Einzelperſon zu ſehen und zu werten, ſon⸗ 
dern als Angehörige und Glied einer Familie und eines Sip⸗ 


penverbandes. Nach altgermaniſchem, uns jetzt wieder bewußt 
gewordenem Rechte war der Vater (und gegebenenfalls die 
Mutter) das Haupt der Familie. Es widerſpricht dieſer Auf 
faſſung, den, auch über 18 Jahre alten, Minderjährigen von 
ſeiner Familie, ſeiner Sippe, in dem Erbgeſundheitsverfahren, 
und gerade in dieſem, loszulöſen, ihm das alleinige Beſchwerde⸗ 
recht und damit allein die Entſch. darüber, zu überlaſſen, ob 
er den Beſchluß des Erbgej®er., die Feſtſtellung einer Erbkrank⸗ 
heit bei ihm, anerkennen will oder nicht, und das Haupt der 
Familie, der Sippe von dem Recht der Beſchw. gegen eine nicht 
nur die Einzelperſon, ſondern die ganze Sippe berührende 
Entſch. und Feſtſtellung auszuſchließen. Ein folder Rechts⸗ 
gedanke, wie er auch bei Gütt-Rüdin⸗Ruttke S. 250, 
als dem Willen des Geſetzgebers entſprechend vertreten wird, 
wäre als aus individualiſtiſch⸗liberaliſtiſchem Gedankengange 
heraus geboren und nationalſozialiſtiſcher Welt⸗ und Rechts⸗ 
anſchauung widerſprechend abzulehnen; das Geſetz müßte ſich 
gegebenenfalls eine Auslegung aus letztgenannter Rechts⸗ 
anſchauung heraus gefallen laſſen. — Zu der hier vertretenen 
Auffaſſung ſei noch auf Riſto wa. a. O., S. 200/201, verwieſen, 
wo für die hier zu entſcheidende Frage mit Recht auf den be⸗ 
zeichneten altgermaniſchen und gerade für das Erbgeſundheits⸗ 
recht bedentſamen Sippegedanken hingewieſen worden iſt. 

Stellt man ſich auf den hier vertretenen Standpunkt, 
dann werden die verſchiedentlich verſuchten Hilfskonſtruktionen 
mit dem Zwecke, zu einer vernünftigen Löſung zu gelangen, 
entbehrlich, und das Gericht befindet ſich wieder im Einklang 
mit der Rechtsüberzeugung des Volks. Es muß aber noch dar⸗ 
auf hingewieſen werden, daß, wenn man einen entgegengeſetz⸗ 
ten Standpunkt vertreten und alſo das Beſchwerderecht des 
geſetzlichen Vertreters bei Minderjährigen über 18 Jahre ver’ 
neinen wollte, man doch genötigt wäre, in jedem einzelnen 
Falle, bei dem Minderjährigen Rückfrage zu halten, ob die 
Beſchw. von dem geſetzlichen Vertreter (Vater, Mutter) nach 
Beſprechung mit ihm lin der Familie), alſo in ſeinem Auf⸗ 
trage und in ſeiner Vollmacht eingelegt worden ſei oder nicht. 
Aller Regel nach, das beweiſt die Erfahrung, würde die Ant⸗ 
wort bejahend ausfallen, womit die gleiche Rechtslage gegeben 
iſt, wie wenn man die Beſchw. nach der hier vertretenen Auf 
faſſung ohne weiteres zuläßt. — Nur nebenher jet noch erwähnt, 
daß es ſchon an ſich ein ungewöhnlicher Gedanke iſt, im all⸗ 
gemeinen Rechtsleben bei geiſtig gefunden Minderjährigen (von 
beſonderen Ausnahmefällen abgeſehen) das Recht der geſetzlichen 
Vertretung uneingeſchränkt beſtehen zu laſſen und bei geiſtig 
nicht voll gefunden Minderjährigen (ſ. beſonders § 1 Abſ. * 
Ziff. 1—4 ErbkrNachwöGkeſ.), ſofern fie über 18 Jahre find, es 
auszuſchließen. Das leuchtet dem Volke ebenfalls nicht ein. 

Grundſätzliche und rechtspolitiſche Erwägungen führen alſo 
zu der hier vertretenen Auffaſſung des Rechts auf geſetzliche 
Vertretung und damit Wahrnehmung des Beſchwerderechts für 
den auch über 18 Jahre alten Minderjährigen durch den Vater 
bzw. die Mutter. — Der Senat hat daher auch keine Ver⸗ 
anlaſſung, von ſeinem hier von Anbeginn in ſtändiger Ripr- 
vertretenen Rechtsſtandpunkt abzugehen. 

(ErbgeſObcher. Hamm, Beſchl. v. 3. Febr. 1937, Wg 1630/36.) 
* 

50. § 9 ErbkrRachwczeſ. Art. 3 der 2. AusfVOO. hierzu 
v. 29. Mai 1934. Rechtsmittelverzicht nach Verkündung, aber 
vor Zuſtellung des Beſchluſſes. 

Das ErbgeſGer. hat die Unfruchtbarmachung des P. wegen 
angeborenen Schwachſinns angeordnet. 8 

Nachdem das ErbgefGer. dem P. in der Perſon ſeine? 
Vaters einen Pfleger beſtellt und in deſſen Anweſenheit über 
den Antrag auf Unfruchtbarmachung feines Sohnes verhalf, 
delt und entſchieden, den Beſchluß auch dem Vater mitgeteilt 
hatte, hat diefer auf fein Beſchwerderecht verzichtet. Dieſer nach 
mündlicher Bekanntgabe und vor Zuſtellung des ſchriftlichen 
Beſchluſſes erklärte Verzicht iſt grundſatzlich für rechtswirksam 
zu erachten. Die gegenteiligen Anſichten (u. a. Gütt⸗Rüdin 
Ruttfe, 2. Aufl., S. 255; ErbgeſObczer. Berlin: JW. IM 
3059 2; ErbgeſObcher. Karlsruhe: IW. 1936, 1989 6; Erbgel 
Ober. Kiel: JW. 1935, 2510 be) find abzulehnen. Dieſe MU 
ſichten haben in der Beſtimmung des Art. 3 der 2. Ausf V 
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v. 29. Mai 1934 keine Stütze, und die rechtspolitiſchen Er⸗ 
wägungen, wie ſie zur Stützung der Anſicht u. a. bei Gütt⸗ 
Rüdin⸗Ruttke a. a. O. angeſtellt find, überzeugen nicht. 
Es muß ſelbſtverſtändlich erwartet werden, daß das Erbgeſcger. 
im Anſchluß an die Verhandlung und die Verkündung des 
Beſchluſſes eine Verzichtserklärung bez. des Rechtsmittels von 
dem Erbkranken oder ſeinem geſetzlichen Vertreter (Vater, Vor⸗ 
mund, Pfleger) nur nach ſachgemäßer Belehrung und nur 
dann entgegennimmt, wenn es ſich überzeugt hat, daß der 
Verzichtende nach ruhiger Überlegung und in voller Überzeu⸗ 
gung von der Richtigkeit der Entſch. die Verzichtserklärung 
abgibt. Dann aber beſtehen keinerlei Bedenken, die Verzichts⸗ 
erklärung entgegenzunehmen und dieſe dann als rechtswirk— 
ſam und bindend zu behandeln. Wenn der Erbkranke oder 
ſein Vertreter dann etwa ſpäter, vielleicht infolge Beeinfluſ⸗ 
ſung von anderer Seite, wieder bedenklich wird, von ſeinem 
Verzicht abgehen und das Beſchwerderecht ausüben will, ſo 
wird er mit Recht auf ſeinen Verzicht auf das Rechtsmittel 
verwieſen werden können, was ihm in den Gründen des Be— 
ſchluſſes mitzuteilen iſt. Dabei mag dann auch noch auf die 
Richtigkeit der Entſch. gegebenenfalls hingewieſen werden. Vor⸗ 
liegend hat der Pfleger offenbar in Erkenntnis der Richtig— 
keit der Entſch. den Rechtsmittelverzicht erklärt. Dann aber 
iſt dieſer rechtswirkſam und die nachträglich dennoch erfolgte 
Einlegung der Beſchw. durch den Pfleger als rechtsunwirkſam 
und daher unzuläſſig zu bezeichnen. Aus dieſem Grunde war die 
Beſchw. des Pflegers zu verwerfen. 

Im übrigen wäre die Beſchw. im Falle ihrer Zuläſſigkeit 
auch ſachlich als unbegründet zurückzuweiſen geweſen, weil das 
Beſtehen des Schwachſinns bei P. zweifelsfrei feſtzuſtellen iſt. 

(ErbgeſObGer. Hamm, Beſchl. v. 3. Febr. 1937, Wg 1474/36.) 
* 


51. 889, 8 S. 1 ErbkrNachwGeſ.; Art. 2 Abſ. 1 der 3. Ausf⸗ 
VO. v. 25. Febr. 1935. Beſchwerderecht des Erbkrankverdächti⸗ 
gen bei Beſtellung eines Pflegers für das Erbgeſundheitsver⸗ 
fahren 5). 

(ErbgefObber. Hamm, Beſchl. v. 12. Nov. 1936, Wg 
1032/36.) 


Mit Anm. Lemme: Abgedr. JW. 1937, 957 ®. 


* 

52. 859, 12 Abſ. 2 ErbkrNachwGeſ. Einer unzuläſſigen, 
aber ſachlich berechtigten Beſchw. des Vetroffenen wird dadurch 
abgeholfen, daß ſie als Wiederaufnahmeantrag an die erſte In⸗ 
ſtanz abgegeben wird. f) 

(Erbgeſ Ober. Berlin, 1. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 
1 Wg 857/36.) 
Abgedr.: IW. 1937, 958 58. 


Anmerk. zu 51 u. 52. B.: Die beiden Entſch. find ein ein⸗ 
dringlicher Beleg dafür, wie die Praxis unter der in dieſer wich— 
tigen Frage leider nicht zureichenden geſetzlichen Regelung 
leidet. Es kann m. E. nicht zweifelhaft ſein, daß die Entſch. 
des ErbgeſObcher. Hamm fachlich ebenſoſehr das Richtige 
trifft, wie ſie mit dem beſtehenden Geſetz unvereinbar iſt. In 
letzterer Beziehung ift auf das zu verweiſen, was Lem me in 
ſeiner Anmerkung zum Hammer Beſchluß ausgeführt hat. Die 
88 9, 8 Satz 5 des Gef. find i. Verb. m. Art. 2 Abſ. 1 S. 2 
und 3 der 3. AusfVO. v. 25. Febr. 1935 durchaus eindeutig 
und laſſen für die Anwendung des §8 19 RG. in dieſer 

rage keinen Raum. Das Geſetz geht von der Auſchauung 
aus, daß der Unfruchtbarzumachende, der pflegebedürftig iſt, 
zugleich auch willeus⸗ und deshalb beſchwerdeunfähig ſei. Die 
Wirklichkeit ſieht aber anders aus. Das Erbgeſundheitsver⸗ 
fahren hat es bis auf die Fälle offenſichtlicher Idiotie oder 
chwerer geiſtiger Verblödung, in denen Willens⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit i. S. des § 104 Nr. 2 BGB. vorliegt, mit 
geiſtigen Zwiſchenlagen zu tun, in denen zwar die allgemeine 
Einſicht des Kranken weitgehend herabgeſetzt iſt, aber zur Er⸗ 
faſſung der Bedeutung des Erbgeſundheitsverfahrens aus⸗ 
reicht, häufig auch zur Erfaſſung der zur Abwehr der Un⸗ 
fruchtbarmachung zur Verfügung ſtehenden Verfahrensmittel. 
Ju denken iſt hier nicht nur an den im weſentlichen gleich⸗ 


bleibenden Geiſteszuſtand des angeboren Schwachſinnigen oder 
den ſich nur langſam ändernden Zuſtand des Epileptikers, 
ſondern auch an den ſich häufig ſchubweiſe ändernden Zuſtand 
des maniſch⸗depreſſiv Erkrankten oder des Schizophrenen, die 
beide heute völlig krank, morgen — natürlich nur erſchei⸗ 
nungsbildlich — völlig geſund fein können. Es iſt nicht an⸗ 
gängig, den Willen dieſer Perſonen, ſolange er nicht eben auf 
völlig mangelhaften geiſtigen Unterlagen beruht, wie § 104 
Nr. 2 BGB. fie im Auge hat, für verfahrensrechtlich un⸗ 
beachtlich zu erklären und zugunſten eines fremden Pfleger⸗ 
willens auszuſchalten. In der Praxis kommen immer wieder 
Fälle vor, wo beide Willen ſich nicht decken und wo, wie die 
Entſch. der beiden ErbgeſObcker. zeigen, der Wille des Un⸗ 
fruchtbarzumachenden mehr Beachtung verdient als der Wille 
des Pflegers. Aber auch da, wo das nicht der Fall iſt, 
darf dem Unfruchtbarzumachenden in dieſer für ihn ſo be⸗ 
deutungsvollen Frage nicht die Möglichkeit verſchloſſen wer⸗ 
den, die Entſcheidung der letzten Inſtanz herbeizuführen. 
Die Gefahr, daß dabei ganz unbegründete Beſchw. mit unter⸗ 
laufen, iſt natürlich vorhanden. Sie kann aber um ſo eher 
in Kauf genommen werden, als ſolche Beſchw. keine erheb- 
liche Arbeit zu machen pflegen, und als die dadurch bedingte 
Verzögerung des Eingriffs jedenfalls nicht notwendigerweise 
erheblich zu ſein braucht. Auf alle Fälle kann und muß dieſe 
Gefahr ertragen werden, wenn damit der Vorteil erkauft wird, 
daß Fehlentſcheidungen der erſten Inſtanz, wie ſie in den 
beiden von Hamm und Berlin behandelten Fällen vorlagen, 
zur Aufhebung gelangen. 

Nun liegt es nahe, mit Lemme zu fagen, daß das Ge⸗ 
richt mit der Pflegerbeſtellung beſonders ſorgfältig ſein müſſe. 
Das iſt bei den jetzigen Rechtszuſtande zweifellos richtig. 
Wenn das ErbgeſObGer. Hamm den Gedanken von der Hand 
weiſt, daß die Pflegerbeſtellung dem Unfruchtbarzumachenden 
nicht nur einen Schutz verleihen, ſondern ihm zu gleicher Zeit 
Rechte, nämlich ſein Beſchwerderecht, nehmen könne, ſo ver⸗ 
kennt es, daß de lege lata dem tatſächlich jo iſt. Es ſollte 
aber nicht ſo ſein. Das Dilemma: Pflegerbeſtellung, 
Rechtsverluſt einerſeits und Pflegerloſigkeit, Schutzloſigkeit 
andererſeits dürfte für den Richter nicht beſtehen. Der Richter 
muß in der Lage ſein, in allen Fällen, in denen Zweifel an 
der völligen geiſtigen Geſundheit des Unfruchtbarzumachenden, 
möglich ſind, einen Pfleger zu beſtellen und dem Unfruchtbar⸗ 
zumachenden damit einen zuſätzlichen Schutz zu ver⸗ 
ſchaffen, ohne ihm irgend etwas an ſeinen 
Rechten zu nehmen. Ich habe dieſen Gedanken in 
meinen Ausführungen: „Die Prozeßfähigkeit des Unfrucht⸗ 
barzumachenden“ in der Dig. 1936, 535 ff. unter Anfüh⸗ 
rung von Beiſpielen aus der Praxis und im Hinblick auf 
andere Verfahren, in denen es ſich um höchſtperſönliche Be⸗ 
lange der Betroffenen handelt, näher ausgeführt und muß 
hier zur Vermeidung von Wiederholungen darauf verweiſen. 
Inzwiſchen iſt beim ErbgeſObGer. Danzig ein weiterer Fall 
vorgekommen, wo eine Schizophrene zu einer Zeit, wo ſie als 
geheilt aus der Anſtalt entlaſſen war, gegen den Willen des 
Pflegers Beſchw. eingelegt hat. 

Auf welch verſchlungene Pfade alter Konſtruktionsjuris⸗ 
prudenz die Praxis gedrängt wird, um zu brauchbaren Er⸗ 
gebniſſen zu gelangen, zeigt die Entſch. des ErbgeſObcker. 
Berlin. Dieſes ſtellt feſt, daß von einem Schwachſinn im 
Sinne des Geſetzes nicht geſprochen werden könne; damit war 
die Sache ſpruchreif im Sinne einer Ablehnung des Antrags 
auf Unfruchtbarmachung durch das ErbgeſObGger. Statt deſſen 
muß dieſes eine Beſchw. in ein Geſuch um Wiederaufnahme 
des Verfahrens umdeuten; es muß Umſtände, die in der 
gar nicht eröffneten Beſchwerdeinſtanz, alſo auf unzuläſſige 
Weiſe ermittelt find, als Umſtände i. S. des 8 12 Abſ. 2 des 
Gef. auswerten; es muß ſchließlich die Sache an eine Inſtanz 
abgeben, die völlig überflüſſig iſt, weil ſie entweder nur das 
wiederholen kann, was das ErbgefObber. ſchon geſagt hat, 
oder deren Entſcheidung ſonſt vom Erbgefübßer. alsbald 
abgeändert wird. . 5 

Ebenſo verſchlungen find die Wege, die Lemme und 
hilfsweiſe das Erbgeſobcher. Hamm zu gehen ſich genötigt 
ſehen. Sie müſſen eine Beſchw. gegen den Beſchluß auf Un⸗ 
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fruchtbarmachung umformen in eine Beſchwerde gegen die Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers. Offenbar iſt dieſe Beſchw. gemäß 
§ 19 RSG. als unbefriſtet gedacht. Dann würde ſie noch 
nach Rechtskraft des Beſchluſſes auf Unfruchtbarmachung ein⸗ 
gelegt werden können, ein kaum mögliches Ergebnis. Läßt 
man die Beſchw. befriſtet ſein, ſo iſt dieſe Friſt, wenn der 
Beſchluß auf Unfruchtbarmachung ergangen iſt, regelmäßig 
verſtrichen, das Beſchwerderecht des Unfruchtbarzumachenden 
alſo gegenſtandslos. Es bliebe noch die Möglichkeit einer an 
ſich unbefriſteten Beſchw. gegen die Beſtellung eines Pflegers, 
deren Zuläſſigkeit aber davon abhängig wäre, daß fie binnen 
zwei Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes auf Unfrucht⸗ 
barmachung eingelegt würde! Das BeſchwG. ſoll auf Grund 
einer ſolchen Beſchw. gegen die Pflegerbeſtellung in eine ſach⸗ 
liche Nachprüfung der Vorausſetzungen der Unfruchtbar⸗ 
machung eintreten, alſo dasſelbe tun, was es auf eine zuläſſige 
Beſchw. gegen den Beſchluß auf Unfruchtbarmachung zu tun 
hätte; es hätte im Falle der Bejahung der Vorausſetzungen 
die Beſchw. zurückzuweiſen, im Falle der Verneinung aber 
nicht etwa ſelbſt zu entſcheiden, ſondern die Sache unnötiger⸗ 
weiſe wieder an das Erbgeſcher. zu verweiſen. 

Angeſichts all ſolcher Künſteleien kann nur der Wunſch 
wiederholt werden, daß ſich der Geſetzgeber zu einer Anderung 
der maßgeblichen Beſtimmungen entſchließen möchte. Es 
müßte dann auch 8 8 letzter Satz des Geſetzes dahin geändert 
werden, daß der Beſchluß des Erbgef®er. auch dem Unfrucht⸗ 
barzumachenden, ſolange nicht § 104 Ziff. 2 BGB. auf ihn 
zur Anwendung gelangt, zugeſtellt wird. Mit einer ſolchen 
Regelung würde im Reiche — dieſes Mal auf umgekehrtem 
Wege wie ſonſt — die Rechtsgleichheit mit Danzig hergeſtellt 
werden, deſſen ErbgeſObcher. auf Grund einer von der deut⸗ 
ſchen abweichenden Faſſung der maßgeblichen Danziger Be⸗ 
ſtimmungen die Beſchwerdefähigkeit des Unfruchtbarzumachen⸗ 
den ſtändig bejaht, ohne daß ſich daraus irgendwelche Unzu⸗ 
träglichkeiten, wie Lem me ſie befürchtet, ergeben hätten. 

Dr. Rumpf, Sencßräſ. am ObGer. und 
Vorſ. des ErbgefObGer. Danzig. 


* 


53. 8 15 ErbkrNachwöGeſ.; Art. 4 Abſ. 2 der 1. AusfVO. 
v. 5. Dez. 1933; Art. 5 der 3. Ausf VO. v. 25. Febr. 1935; 8 16 
Abſ. 2 RF§cgG.; 88 203 ff. ZPO. Zuläſſigkeit der öffentlichen 
Zuitellung im Erbgeſundheitsverfahren. 

Durch Beſchl. v. 7. Aug. 1936 hatte das ErbgeſGger. 
die Unfruchtbarmachung der Betroffenen wegen angeborenen 
Schwachſinns angeordnet, die hiergegen rechtzeitig eingelegte 
Beſchwerde iſt durch Beſchl. des Sen. v. 30. Nov. 1936 zu⸗ 
rückgewieſen worden. Die Zuſtellung dieſes Beſchluſſes an die 
Betroffene war nicht möglich, weil dieſe während des Ver⸗ 
fahrens unbekannt verzogen und ihr neuer Aufenthalts- oder 
Wohnort nicht zu ermitteln iſt. Für die Zuſtellung bleibt alſo 
nur der Weg, der durch Art. 4 Abſ. 2 der 1. AusfVO. vom 
5. Dez. 1933, § 16 Abſ. 2 RFchG. und SF 203 ff. BED. 
vorgeſehen iſt. 

Dieſe Zuſtellung erfolgt durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung. Es war deshalb zu prüfen, ob die an ſich für ſolche 
Fälle vorgeſchriebene öffentliche Zuſtellung mit dem Grund⸗ 
ſatze des $ 15 ErbkrNachwGbeſ. vereinbar iſt, der die an dem 
Verfahren beteiligten Perſonen zur Verſchwiegenheit ver⸗ 
pflichtet. Es ſteht außer Zweifel, daß eine öffentliche Bekannt⸗ 
machung von Entf. im Erbgeſundheitsverfahren — ſelbſt 
wenn fie nur durch Aushang an der Gerichtstafel erfolgt — 
einem unbeſchränkten Perſonenkreiſe die Möglichkeit gibt, von 
der Entſch. Kenntnis zu nehmen; das iſt ſogar der Zweck 
dieſes Zuſtellungsverfahrens; denn es ſoll ja gerade erreicht 
werden, daß der Zuſtellungsempfänger durch dritte Perſonen, 
die die öffentliche Bekanntmachung geleſen haben, von der Zu⸗ 
ſtellung Kenntnis erlangt. Es iſt deshalb zu fragen, ob die in 
§ 15 a. a. O. beſtimmte Geheimhaltungspflicht nicht als ein 
das geſamte Erbgeſundheitsverfahren beherrſchender Grund⸗ 
ſatz vorzugehen hat und ſich deshalb eine Zuſtellung durch 
A ae Bekanntmachung im Erbgeſundheitsverfahren ver⸗ 
ietet. 

Der Sen. vermag das indeſſen nicht anzunehmen. Der 


Grundſatz des 8 15 ErbkrNachwGeſ. iſt aufgeſtellt im Inter 
eſſe des Betroffenen und feiner Angehörigen; dieſes Intereſſe 
muß aber da endigen, wo das Intereſſe des Staates, der 
Geſamtheit, der Volksgemeinſchaft beginnt. Dieſes Intereſſe 
aber fordert, daß die zur Geſunderhaltung des deutſchen 
Volkes eingeleiteten geſetzlich geordneten Erbgeſundheitsver⸗ 
fahren auch durchgeführt werden. Weſentlich iſt für dieſe 
Durchführung, daß die im Erbgeſundheitsverfahren ergehen 
den Entſch. rechtskräftig werden, und die Rechtskraft wieder⸗ 
um iſt abhängig von der Zuſtellung der ergangenen Entſch. 
an den Betroffenen. Entzieht ſich dieſer der Zuſtellung, in⸗ 
dem er in Kenntnis des ſchwebenden Verfahrens unbekannt 
verzieht, ſich alſo verborgen hält und die ordnungsmäßige 
Zuſtellung vereitelt, ſo muß er es ſich gefallen laſſen, daß die 
für ſolche Fälle geſetzlich vorgeſehene Zuſtellung durch öffent⸗ 
liche Bekanntmachung erfolgt, und daß der in ſeinem Inter⸗ 
eſſe geſchaffene Anſpruch auf Geheimhaltung des Verfahrens 
gegenüber den Belangen der Volksgemeinſchaft zurücktritt. 
Die öffentliche Zuſtellung war deshalb im vorl. Falle anzu⸗ 
ordnen. 

Um auch in dieſem Rahmen noch der Vorſchrift des 
§ 15 a. a. O. nach Möglichkeit Geltung zu verſchaffen, hat 
der Sen. angeordnet, daß die für den Sinn der zuzuſtellen⸗ 
den Entſch. unweſentlichen Worte „betreffend der Unfrucht⸗ 
barmachung“ im Eingange des Beſchluſſes in der auszu⸗ 
hängenden Ausfertigung wegbleiben, und daß der Aushang 
ohne Gründe erfolgt. Art. 5 der 3. AusfVO. v. 25. Febr. 
1935 ſtellt die Mitteilung der Gründe an den Betroffenen 
in das Ermeſſen des Gerichts. Gütt-Rüdin⸗Ruttke 
(Anm. 5, 2. Aufl., S. 247) erläutert die Vorſchrift aller 
dings dahin, daß die Nichtmitteilung der Gründe nur durch 
ernſthafte ärztliche Bedenken gerechtfertigt werden könne, 
und im Regelfalle wird dem unbedingt beizupflichten ſein. 
Allein der Wortlaut des Geſetzes zwingt nicht zur Beſchräu⸗ 
kung auf rein ärztliche Geſichtspunkte; der Fall, daß durch 
öffentlichen Aushang der Gründe Einzelheiten des Verfahrens 
einem weiteren Perſonenkreis bekannt werden, obwohl der 
Zweck der Zuſtellung auch ohne Mitteilung der Gründe er⸗ 
reicht werden kann, iſt unbedenklich geeignet, die Anwendung 
der Ausnahmevorſchrift des Art. 5 a. a. O. zu rechtfertigen. 

(Erbgeſobcher. Berlin, 1. Sen., Beſchl. v. 7. Mai 1937, 
Wg 787/36.) 


AusfVO. v. 5. Dez. 1933 


54. Art. 1 Ab. 2 Ausf VO. v. 5. Dez. 1933. Anſtaltsbedürf⸗ 
tigkeit liegt vor, wenn der Unfruchtbarzumachende infolge geil“ 
ſtiger Erkrankung nach amtsärztlicher Feſtſtellung dauernd 
pflegebedürftig iſt. 

Nach dem Inhalt der Krankenakten der Landesanſtalt &. 
ſteht die Diagnoſe Schizophrenie einwandfrei feſt. Die Be⸗ 
ſchwerde greift den die Unfruchtbarmachung anordnenden Be⸗ 
ſchluß auch nur mit der Begründung an, daß nach der Aus⸗ 
kunft des Direktors der Landesanſtalt die Entlaſſung der Ber 
troffenen in abfehbarer Zeit nicht zu erwarten jet, und daß 
deshalb der Art. 1 Abſ. 2 der 1. AusfVoO. ſowohl der Stel- 
lung des Antrages wie auch der angefochtenen Entſch. ent⸗ 
gegenſtehe. Dieſe Anſicht des BeſchwF. iſt indeſſen nicht au“ 
treffend. Wenn der Direktor der Landesanſtalt beſcheinigk, 
daß in abſehbarer Zeit die Entlaſſung der Betroffenen 
nicht zu erwarten ſei, ſo iſt daraus nicht zu entnehmen, daß 
die Betroffene wegen Anſtaltsbedürftigkeit in der geſchloſſenen 
Auſtalt dauernd verwahrt wird, vielmehr wird eine Ent 
laſſung zwar nicht in abſehbarer Zeit, wohl aber in einem 
ſpäteren Zeitpunkt für möglich gehalten. Dafür fpricht ſchon 
der Umſtand, daß die Betroffene ſchon einmal von den Eltern 
nach Hauſe geholt worden iſt. Anſtaltsbedürftigkeit liegt vie“ 
mehr (vgl. Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, 2. Aufl., S. 182) dann 
vor, wenn der Unfruchtbarzumachende infolge geiſtiger Eu 
krankung nach amtsärztlicher Feſtſtellung dauernd pflegebe⸗ 
dürftig iſt. An einer ſolchen Feſtſtellung fehlt es, die Voraus“ 
fegung des Art. 1 Abf. 2 a. a. O. iſt ſomit hier nicht gegeben 

(ErbgefOb&er. Berlin, 1. Sen., Beſchl. v. 15. Febr. 1937, 
Wg 121/37.) 
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55. Art. 4 Abi. 2 AusfVO. v. 5. Dez. 1933. Die Über⸗ 
nahme einer auhängigen Erbgeſundheitsſache durch ein anderes 
ErbgeſGer. aus Zweckmäßigkeitsgründen iſt zuläſſig. 

Der Amtsarzt hatte bei dem örtlich zuſtändigen Erb⸗ 

geſ er. den Antrag geſtellt, die Unfruchtbarmachung der 
E. F. wegen angeborenen Schwachſinns anzuordnen. Nachdem 
das Verfahren bei dem zuſtändigen ErbgeſGer. X. anhängig 
gemacht worden war, verlegte E. F. ihren Aufenthaltsort 
auf die Dauer eines Jahres nach G., einem Orte, der von 
dem Sitze des zuſtändigen Exbgejf®er. X. ſehr weit entfernt 
it und zum Bezirke des Erbgeſcher. N. gehört. Das Erbgeſ— 
Ger. X. beſchloß daher, die Akten zwecks Übernahme an das 
ErbgeſGer. in M. abzugeben, da eine Anhörung der Kranken 
ſelbſt unerläßlich ſei. 
Der Vorſitzende des ErbgeſGer. in M. lehnte indes die 
Übernahme der Sache ab, da nach feſtſtehender Rſpr. des 
Erbgef ober, eine Abgabe von Sachen aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen nicht zuläſſig ſei. 

Das Erbgeſcher. X. hat darauf die Akten dem Erbgeſ— 
ObGer. vorgelegt und ausgeführt: 

Zu Unrecht berufe ſich der Vorſitzende des ErbgeſGer. in 
M. auf eine feſtſtehende Rſpr. der Ober. Das Erbgefber. 
K. könne in der Sache ohne Anhörung der Betroffenen nicht 
entſcheiden, müßte alſo abwarten, ob dieſe ſich nach einem 
Jahr in X. wieder einfinde; denn die zuweilen durchgeführte 
Anhörung im Wege der Rechtshilfe habe ſich als durchaus 
unzureichend erwieſen. Eine entſprechende Anwendung des 
846 RF. fer bis zu der in Ausſicht geſtellten geſetzlichen 
Regelung geboten. 

Das ErbgeſobGer. hält die Abgabe der Sache an das 
Erbgef®er. in M. für gerechtfertigt. 

Zwar kann dem Erbgeſcher. X. entgegengehalten werden, 
daß eine Anhörung der Betroffenen auch vor dem Erbgeſ— 
Ger. K. möglich iſt; die Entfernung des Aufenthaltsortes 
kann, wenn das Verfahren die perſönliche Vernehmung er⸗ 
fordert, kein Hindernis für die Vorladung und die Anord⸗ 
nung des perſönlichen Erſcheinens abgeben. Allein es liegt 
ſelbſtverſtändlich im Intereſſe der Betroffenen ſowohl wie 
auch — vom Koſtenſtandpunkte aus — im ſtaatlichen Inter⸗ 
eſſe, wenn die Vernehmung vor dem nächſtgelegenen Erbgeſ⸗ 
Ger. erfolgen kann. Der Sen. muß mit Nachdruck die Aus⸗ 
führung des Erbgeſcher. X. unterſtreichen, daß eine Ver⸗ 
nehmung im Wege der Rechtshilfe in aller Regel unzureichend 
iſt und die mittelbare Anhörung der Betroffenen vor dem 
entſcheidenden ErbgeſGer. nicht erſetzen kann. Der Sen. hat 
in einer Reihe von Entſch. (vgl. den Beſchl. v. 11. Jan. 1937, 
Wg 951/36: JW. 1937, 956) den Standpunkt vertreten, daß 
in den Fällen des angeborenen Schwachſinns das Erbgeſcher. 
in der Regel ſich auf Grund perſönlicher Vernehmung der 
Betroffenen ein eigenes Urteil über deren geiſtige Beſchaf— 
fenheit bilden muß. Danach iſt es im Jutereſſe ſachgemäßer 
Durchführung des Verfahrens angebracht, wenn in einem 
Falle wie dem hier vorliegenden eine Übernahme der Sache 
durch dasjenige ErbgeſGer. ſtattfindet, in deſſen Bezirk die 
fe ihren Aufenthalt auf eine längere Zeitſpanne ver⸗ 
egt hat. 

Einer ſolchen Übernahme ſtehen geſetzliche Hinderniſſe 
nicht im Wege. Richtig iſt allerdings, daß die Senate des 
ErbgeſObcger. Berlin früher die Abgabe einer ordnungsmäßig 
anhaͤngig gewordenen Sache aus Zweckmäßigkeitsgründen nicht 
für zuläſſig gehalten haben (vgl. den Veſchl. des 2. Sen.: 
JW. 1936, 1986). Maßgebend für dieſe Stellungnahme der 
Senate des ErbgefObGer. Berlin war die Erwägung, daß 
eine entſprechende Anwendung des AFG. nur mit Bezug 
auf die allgemeinen, für das ganze RFGG. geltenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 1— 34, nicht aber mit Bezug auf die in 
den Sondervorſchriften für einzelne Verfahrensarten enthal- 
tenen Beſtimmungen in Betracht kommen könne. 

Die Senate des Erbgeſobcger. Berlin haben indeſſen 
nicht verkannt, daß die vorſtehend erörterte Geſetzesauslegung 
eine Erſchwerung für die ſachgemäße und ſchnelle Abwicklung 
eines Erbgeſundheitsverfahrens bilden kann. Das tritt mit 
beſonderer Schärfe und Häufigkeit im Bezirk des KG. hervor, 


weil die Eigenſchaft der Stadt Berlin als Reichshauptſtadt 
mehr als in anderen Gerichtsbezirken ein Hin- und Herfluten 
der Gerichtseingeſeſſenen mit ſich bringt. Mehr als anderwärts 
tritt deshalb in Berlin das Bedürfnis hervor, im Intereſſe 
zweckmäßiger Geſtaltung des Verfahrens von der bisherigen 
Rſpr. abzugehen und eine Abgabe und Übernahme einer be⸗ 
reits anhängigen Sache an ein anderes ErbgeſGer. zuzu⸗ 
laſſen. Auf der anderen Seite war zu erwägen, daß es man⸗ 
gels eines RErbgeſGger. an einer Inſtanz fehlt, die eine ſolche 
Rechtsfrage für das geſamte Reichsgebiet eutſcheiden kann; 
es beſteht die Gefahr, daß die Rechtsfrage von den verſchie⸗ 
denen ErbgefObßer. verſchieden beantwortet wird, und daß 
dies gerade in einem Falle, wie demjenigen der Übernahme 
einer Sache an ein anderes Erbgeſcher., zu einer erheblichen 
Rechtsunſicherheit führen würde, wenn mehrere ErbgeſObGer. 
beteiligt find und die Rechtsfrage von dieſen ObGer. ver⸗ 
ſchieden beantwortet wird. Um dieſen Schwierigkeiten im 
Rahmen des Möglichen zu begegnen, haben die Vorſitzenden 
der beiden Senate des ErbgeſobGer. am KG. ſich mit einer 
Rundfrage an die ſämtlichen ErbgeſObGer. gewandt, um zu 
klären, ob in der Frage der Abgabe und Übernahme einer 
bereits anhängigen Sache an ein anderes Erbgej®er. eine 
einheitliche Rechtsauffaſſung und Rſpr. der Ober. im Wege 
freier Verſtändigung herſtellbar iſt. 

In dem Rundſchreiben an die ObGer. haben die Vor⸗ 
ſitzenden der Berliner Senate u. a. darauf hingewieſen, daß 
der § 12 Satz 2 der 1. AusfVO. zum EhegeſundhG. eine 
ſolche Abgabe ausdrücklich zuläßt; bei der Ahnlichkeit der 
beiden Verfahren nach dem ErbkrNachwGef. und dem Ehe⸗ 
geſundhGG. könne auch nicht wohl angenommen werden, daß 
letzteres Geſetz mit ſeiner in Rede ſtehenden Beſtimmung 
einen Gegenſatz zum ErbkrNachwGeſ. habe ſchaffen wollen. 

Die Frage des Rundſchreibens, ob ſich das angefragte 
ErbgeſObcger. zwecks Herſtellung einer einheitlichen Rſpr. 
für das ganze Reich ſich anſchließen würde, wenn die Mehr- 
heit der Ober. ſich für eine entſprechende Anwendung des 
8 46 Rich. ausſprechen ſollte, iſt von 19 ErbgeſObGer. 
zuſtimmend, von zwei ErbgeſObGer. verneinend beantwortet 
worden. Zwei ObGer. haben es abgelehnt, Stellung zu neh⸗ 
men, ein ObGer. hat die Frage nicht beantwortet, ein weiteres 
Ober. hält die Abgabe nur auf Grund freier Vereinbarung 
der in Betracht kommenden Gerichte für angängig. Von 
26 ErbgeſObcger. find alſo — einſchließlich Berlin — 20 ge⸗ 
neigt, eine Abgabe bzw. Übernahme einer Sache zuzulaſſen, 
während nur zwei ObGer. der geſtellten Frage ablehnend 
gegenüberſtehen. Es kann alſo geſagt werden, daß die Rechts⸗ 
auffaſſung der ObGer. in Deutſchland bei weitem überwiegend 
dahin geht, eine Abgabe bzw. Übernahme einer anhängigen 
Sache an ein anderes Gericht aus Zweckmäßigkeitsgründen 
zuzulaſſen. 

Der Sen. hält dieſes Ergebnis — übrigens überein⸗ 
ſtimmend mit dem zweiten Sen. — für eine hinreichend 
ſichere Grundlage, um ohne Gefährdung der Rechtsſicherheit 
von dem früheren Standpunkte abzugehen, der in dem oben 
wiedergegebenen Beſchluſſe des 2. Sen. niedergelegt war. 

Das Bedenken, das ſich aus der Stellung des 8 46 
RSG. in dieſem Geſetz ergibt, verliert an Erheblichkeit, 
wenn man erwägt, daß ſich eine entfprechende Beſtimmung 
auch im § 75 RG. findet, und daß der Rechtsſatz, der die 
Abgabe einer anhängigen Sache geſtattet, in den allgemeinen 
Beſtimmungen der 88 1-34 RG. offenbar nur deshalb 
keinen Platz gefunden hat, weil es eine Reihe Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit gibt — beiſpielsweiſe die Ver⸗ 
fahren in Grundbuch-, in Regiſterſachen —, in denen eine 
Abgabe an ein anderes Gericht grundſätzlich nicht in Frage 
kommen kann. Wo eine Abgabe möglich und zweckmäßig iſt, 
wird fie zugelaſſen (88 46, 75). Es beſteht deshalb kein 
Anlaß, in dem frei und zweckmäßig geſtalteten Erbgeſund⸗ 
heitsverfahren nur deshalb die Abgabe aus Zweckmüßigkeits⸗ 
gründen nicht zuzulaſſen, weil es keine poſitive Geſetzesvor⸗ 
ſchrift gibt, die eine Abgabe ausdrücklich geſtattet. Art. 4 
Abſ. 2 der 1. AusfVO. v. 5. Dez. 1933 erklärt, ſoweit im 
Gef. oder dieſer VO. etwas anderes beſtimmt iſt, die Vor⸗ 
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ſchriften des RF GG. ohne Einſchränkung für anwendbar, 
beſchränkt die Verweiſung alſo nicht nur auf die allgemeinen 
Vorſchriften der SS 1—34 a. a. O. Bei der freien Geſtal⸗ 
tung des Erbgeſundheitsverfahrens werden über die 88 1— 34 
hinaus auch diejenigen Beſtimmungen des RF GG. Anwen⸗ 
dung zu finden haben, die ſinngemäß für das Erbgeſund⸗ 
heitsverfahren paſſen, und dazu gehört in erſter Linie auch 
die nicht nur in 846 enthaltene, ſondern auch in § 75 
wiederkehrende Vorſchrift. Ein geſetzliches Hindernis, die Ab⸗ 
gabe und Übernahme einer anhängigen Sache zuzulaſſen, be⸗ 
ſteht jedenfalls um ſo weniger, nachdem der Geſetzgeber ſich 
in § 12 Satz 2 der 1. AusfVoO. zum EhegeſundhG. auf 
einem nahe verwandten geſetzgeberiſchen Gebiet zu einem den 
88 46, 75 RF. entſprechenden Grundſatz bekannt hat. 
Man kann darüber hinaus jagen, daß das durch verfahrens⸗ 
rechtliche Beſtimmungen wenig gefeſſelte Erbgeſundheitsver⸗ 
fahren die Anwendung aller Maßnahmen geſtattet, die dem 
Zwecke des Gef. dienen, und die nicht durch ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmungen unterſagt ſind. 

Aus dieſen Erwägungen hat der Sen. die Übernahme 
der vom ErbgeſGer. X. abgegebenen Sache durch das Erb- 
geſGer. in Y. angeordnet. 

Es handelte ſich hierbei um die Abgabe und Übernahme 
einer Sache im Verfahren erſter Inſtanz. Inwieweit eine 
Übernahme und Abgabe im Verfahren zweiter Inſtanz mög⸗ 
lich iſt, brauchte in dieſem Zuſammenhange nicht unterſucht 
zu werden; der erk. Sen. hat aber neuerdings auf Antrag 
des Betroffenen und in freier Vereinbarung mit dem bisher 
zuſtändigen ErbgeſObGer. eine Sache zweiter Inſtanz über⸗ 
nommen. 

(Erbgeſ Ober. Berlin, 1. Sen., Beſchl. v. 26. April 1937, 
Wg 363/37.) 


2. Ausf VO. v. 29. Mai 1934 
56. Art. 3 der 2. VO. v. 29. Mai 1934 z. ErbkrNachwGeſ. 


Trotz Rücknahme der Beſchw. gegen den die Unfruchtbar⸗ 
machung anordnenden Beſchluß iſt eine ſachliche Prüfung vor⸗ 
zunehmen. 

Formale Bedenken müſſen im Intereſſe einer dem Wohle 
des Ganzen dienenden, ſachlich richtigen Entſch. zurücktreten. 


Der Amtsarzt von B. hat die Unfruchtbarmachung des 
W. wegen angeborenen Schwachſinns beantragt. Das Erbgeſ⸗ 
Ger. hat durch Beſchl. v. 4. Dez. 1936 die Unfruchtbar⸗ 
machung angeordnet. 

Der Beſchl. iſt dem W. am 18. Dez. 1936 zugeſtellt. Am 
4. Jan. 1937 erſchien dieſer auf der Geſchäftsſtelle des Erbgeſ⸗ 
Ober. und legte gegen dieſen Beſchluß Beſchw. ein mit der 
Behauptung, er ſei nicht erbkrank, und er bitte, ihn vor⸗ 
zuladen und zu vernehmen. Das ErxbgefObßer. beſchloß 
zunächſt den Sachverſtändigen der erſten Inſtanz zu beeidigen 
und alsdann die mündliche Vernehmung des W. An 8. März 
1937 erſchien W. auf der Geſchäftsſtelle des Erbgeſcher. und 
erklärte, er nehme ſeine Beſchw. v. 4. Jan. 1937 zurück und 
erkenne die Rechtskraft des Beſchluſſes des ErbgeſGer. G. an. 

Einer materiellen Entſcheidung ſtanden zunächſt folgende 
formellen Bedenken entgegen. 

1. Vor der Entſcheidung des ErbgeſObGer. hat der 
Beſchwß. ſeine Beſchw. zurückgezogen. — Eine materielle 
Entſcheidung kann dadurch nicht ausgeſchloſſen werden, wie 
das erkennende Gericht bereits in feiner Entſch. v. 25. Jan. 
1937, Wg 321/36, zum Ausdruck gebracht hat (vgl. JW. 
1937, 633 22). 

2. Die Beſchw. des W. iſt verſpätet. Beſondere Gründe 
für die Verſpätung gibt er nicht an, ſo daß eine Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand nicht in Frage kommt. Nach 
Schlegelberger § 25 FGG. (vgl. Anm. 1 Nr. 5 S. 297) 
darf das BeſchwG., falls es die Zuläſſigkeit der Beſchw. ver⸗ 
neint, eine ſachliche Prüfung nicht vornehmen; es hat die 
Beſchw. als unzuläſſig zu verwerfen. Immerhin muß das 
ErbgeſObGer. ſomit auch über eine unzuläſſige Beſchw. be⸗ 
finden. Die Prüfung der formalen Erforderniſſe hat fachliche 
Vedenken ausgelöſt, Bedenken, die um ſo leichter auftauchen 


konnten, da die Erbgeſcger. Fachgerichte ſind, „deren Mit 
glieder grundſätzlich ſelbſt von ihren Fachkenntniſſen weiteſt⸗ 
gehend Gebrauch machen und den Fall ſelbſt genau prüfen 
(ogl. Hochreuther: DI. 1935, 1417 und 1418). Da 
es aber auch nach Gütt-Rüdin⸗Ruttke, 8 12 Anm. 4 
Abſ. 4 Geſ. v. 14. Juli 1933 S. 274 „nicht darauf ankommt, 
unter Beachtung beſtimmter Formvorſchriften eine formal 
richtige, ſondern darauf, eine dem Leben des Volkes dienende 
Entſcheidung zu finden“, hat das ErbgeſObcher. es nicht für 
zuläſſig gehalten, eine formale Entſcheidung dahin zu treffen, 
daß die Beſchw. als unzuläffig verworfen werde. Es hat viel 
mehr trotz der formellen Unzuläſſigkeit der Beſchw. eine ſach⸗ 
liche Prüfung vorgenommen und den BeſchwF. perſönlich ver⸗ 
nommen. Dieſe perſönliche Vernehmung hat die Berechti⸗ 
gung der Bedenken des ErbgefObber., daß die Entſcheidung 
des Exrbgeißer. nicht aufrechterhalten werden könne, in vollem 
Umfange beſtätigt. Der Gutachter der erſten Inſtanz hatte auf 
Grund einer Beobachtung vom 22. bis 24. Okt. 1936 einen 
nicht ſehr hochgradigen, aber eindeutig nachweisbaren an⸗ 
geborenen Schwachſinn feſtgeſtellt. Die eingehende perſön⸗ 
liche Vernehmung des W. vor dem ErbgefOb®er. hat nicht 
nur ergeben, daß W., wie auch der Gutachter feſtſtellt, mit 
den Eindrücken und Vorgängen ſeiner täglichen Umgebung im 
großen und ganzen fertig wird. Sie hat auch weiter ergeben, 
daß W., der ſeit über zehn Jahren in der gleichen Dienſtſtelle 
beſchäftigt iſt, in den landwirtſchaftlichen Arbeiten, ihren Er⸗ 
forderniſſen und Zielen recht gut Beſcheid weiß. Auch ab⸗ 
ſtrakte Fragen auf dem Gebiet des allgemeinen Wiſſens und 
der Urteilsfähigkeit werden von ihm zum Teil überraſchend 
gut und auch ſchnell beantwortet, wenn man ſeine langſame, 
ſchwerfällige und einen etwas verſchüchterten Eindruck machende 
Art berückſichtigt. Die Vernehmung hat ergeben, daß die nicht 
zu beſtreitende Bewährung im täglichen Leben, die ihm zudem 


von ſeinem derzeitigen Dienſtherrn, dem Gutsverwalter H., 


für die Zeit ſeit März 1935 ausdrücklich beſtätigt wird, ver⸗ 
bunden iſt mit durchſchnittlichem Pflichtgefühl und aus⸗ 
reichend verantwortungsbewußter Lebensführung. Das Erb⸗ 
geſObGker. verkennt nicht die vorhandenen Mängel und Unzu⸗ 
länglichkeiten des geiſtig nicht beſonders gut veranlagten W. 
kommt aber bedenkenlos zur Verneinung der Frage nach dem 
Vorliegen von angeborenem Schwachſinn. 


Damit iſt der Entſcheidung der Vorinſtanz die Grundlage 
entzogen. Das Erbgef Ober. hat ſich für verpflichtet gehalten, 
ſofort in der Sache ſelbſt zu entſcheiden. Der Weg, die Beſchw. 
als unzuläſſig zu verwerfen, ſeine ſachlichen Bedenken zum 
Ausdruck zu bringen und eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
bei dem Erggeſcher. anzuregen oder aber über die Beſchw. 
überhaupt nicht zu entſcheiden, vielmehr die Beſchw. als 
Antrag auf Wiederaufnahme an das ErbgeſGer. abzugeben, 
erſchien ihm nicht gangbar und nicht zweckmäßig. Schon allein 
deshalb, weil dieſes Verfahren nicht zu dem von dem Erbgeſ⸗ 
Obger. allein für richtig gehaltenen Ergebnis führen muß. 
Wie, wenn das Erbgef®er. aus irgendwelchen Erwägungen, 
vielleicht auf Grund einer noch einmal von ihm vorgenom- 
menen perſönlichen Vernehmung des W. zur Ablehnung des 
Wiederaufnahmeantrags kommt und dieſer Beſchluß dann, 
weil von keiner Seite mit Beſchw. angefochten, überhaupt 
nicht mehr zur Entſcheidung des ObGer. kommt, oder aber 
auf Grund einer vielleicht wiederum unzuläſſigen Beſchwerde? 
(Vgl. dazu JW. 1937, 95858). Das ErbgeſObGer. iſt, aller⸗ 
dings erſt auf Beſchw., zur Entſcheidung befugt, aber eben“ 
falls eine Tatſacheninſtanz im gleichen Rahmen und mit 
gleichen Verpflichtungen wie die Vorinſtanz. Ein anhängiges 
Verfahren muß ſchnell und ſachlich richtig zum Abſchluß ge⸗ 
bracht werden. Das erkennende Gericht hat ſchon in feinem 
obenerwähnten Beſchl. v. 25. Jan. 1937 zum Ausdruck ge 
bracht, daß ſehr oft formale Bedenken werden zurücktreten 
müſſen, im Intereſſe einer dem Wohle des Ganzen dienen 
den, ſachlich richtigen Entſcheidung. 


(ErbgeſObGer. Darmſtadt, Beſchl. v. 5. April 1937, Wg 2/37.) 


66. Jahrg. 1937 Heft 32 


3. AusfVO. v. 25. Febr. 1935 


57. Art. 3 der 3. Ausf BO. v. 25. Febr. 1935 zum Erbkr⸗ 
NachwGeſ. Begriff „Sitzungsdauer“. Der Weg von und zu der 
Sitzung gehört nicht zur Sitzung, ſondern zur Reiſe und iſt dem⸗ 
entſprechend zu vergüten. 


Der praktiſche Arzt Dr. S. in B. hat als ärztlicher Bei⸗ 
ſitzer an der Sitzung des ErbgeſGer. in A. vom 25. Sept. 1936 
teilgenommen. Die Sitzung hat drei Stunden gedauert. Dr. S. 
iſt zur Sitzung und von der Sitzung nach Hauſe im eigenen 
Kraftwagen gefahren. Die Fahrt hat jedesmal etwa 25 Minu⸗ 
ten in Anſpruch genommen. Der Vorſitzer des Erbgeſcger. hat 
ihm außer der Entſchädigung für die Reiſe eine Entſchädigung 
nach Art. 2 Abſ. 2 der 2. Ausf VO. v. 29. Mai 1934 i. d. Faſſ. 
des Art. 3 der 3. AusfVO. v. 25. Febr. 1935 im Betrage von 
12 H für vier Stunden zugebilligt. 


Das Rechnungsamt des OLG. hat das beanſtandet und 
die Rückzahlung von 3 N verlangt, da die Sitzung nur drei 
Stunden gedauert habe. Der Vorſitzer des Erbgef®er. hat aber 
die frühere Zahlungsanweiſung aufrechterhalten und ausge— 
führt, unter „Sitzungsdauer“ ſei auch der Weg zur und von 
der Sitzung zu verſtehen. Denn auch durch dieſe Wege erleide 
der Beiſitzer einen Verdienſtausfall, der ihm nach der ange— 
führten Beſtimmung erſetzt werden ſolle. Für dieſe Auslegung 
ſprächen die Vorſchriften über die Entſchädigung der Zeugen 
und Sachverſtändigen, der Beiſitzer der ArbG., der AnerbG., 
der Schöffen und Geſchworenen. Eine engere Auslegung be— 
deute eine ungerechtfertigte und vom Geſetzgeber zweifellos 
nicht beabſichtigte Benachteiligung der Erbgeſundheitsrichter ge⸗ 
genüber allen anderen Laienrichtern. 


Das Rechnungsamt hat ſeine Beanſtandung aufrechterhal⸗ 
ten und der Bezirksreviſor hat nach $ 11 der Kaſſenordnung 
für die Juſtizbehörden in Thüringen v. 30. Jan. 1934 Beſchw. 
eingelegt. 


Über die Beſchw. zu entſcheiden hat das ErbgeſObGer.; 
das Exrbgeißer. iſt kein AG., ſondern nur dem AG. ange⸗ 
gliedert. Das LG. iſt deshalb auch nicht übergeordnetes Ge⸗ 
richt, ſondern nur das ErbgeſObGer. Dafür ſprechen auch prak⸗ 
tiſche Erwägungen. Eine einheitliche Rſpr. läßt ſich nur da⸗ 
durch herbeiführen, daß das ErbgeſObGer. über alle Fragen 
entſcheidet, die in der Praxis der ErbgeſGer. zweifelhaft ges 
worden ſind (JW. 1935, 2508). 


Die Beſchw. iſt begründet. Während die Zeugen und Sachs 
verſtändigen ihren Verdienſtausfall nach der tatſächlichen Zeit⸗ 
verſäumnis berechnen ($ 6 ZeugGebdO.), erhalten nach Art. 8 
Abſ. 2 der 3. AusfVO. v. 25. Febr. 1935 die nicht feſt beſoldeten 
Arzte als Beiſitzer der Erbgeſcßher. außer der Vergütung der 
Reiſekoſten eine Entſchädigung von 3 %% für jede angefangene 
Stunde der Sitzungsdauer und der Vorbereitung auf die 
Sitzung für den ihnen aus der Wahrnehmung des Beiſitzer⸗ 
amts erwachſenden Verdienſtausfall. Der Umſtand, daß ſie 
neben den Reiſekoſten ihren Verdienſtausfall erſetzt bekommen, 
zwingt dazu, den Begriff „Sitzungsdauer“ eng auszulegen. Un⸗ 
berückſichtigt bleibt hier die für die Fahrt vom Wohnort zum 
Gerichtsſitz und zurück benötigte Zeit (Gütt⸗Rüdin⸗ 
Ruttke S. 231). Der Weg zur und von der Sitzung gehört 
nicht zur Sitzung, ſondern zur Reiſe und iſt dementſprechend 
zu vergüten. Nun erhält hier Dr. S. aber kein Tagegeld, weil 
das Geſchäft weniger als ſechs Stunden gedauert hat. Denn 
das Tagegeld iſt nach der tatſächlichen Dauer der Reiſe zu be⸗ 
meſſen. Wenn Dr. S. die Eiſenbahn benutzt hätte, ſo hätte das 
Geſchäft mehr als ſechs Stunden gedauert und er hätte An- 
ſpruch auf das entſprechende Tagegeld. Die Abfahrts⸗ und 
Ankunftszeit der Eiſenbahn kann er aber ſeiner Berechnung 
nicht zugrunde legen, weil er mit ſeinem Kraftwagen gefahren 
und daher weniger als ſechs Stunden von ſeinem Wohnort ab⸗ 
weſend geweſen iſt. Er muß alſo 3 N wieder zurückzahlen. 


(ErbgeſObGker. Jena, Beſchl. v. 28. April, WGER 3/37.) 
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Ehegeſundheitsgeſetz 


58. §1e EhegeſundhG. v. 18. Okt. 1935. Ausgeſprochen 
kriminelles und aſoziales Verhalten bei erblicher Belaſtung und 
ſchon früh einſetzender Kriminalität kann als Ausdruck anlage⸗ 
mäßiger Abartigkeit und daher als geiſtige Störung i. S. des 
S Le aufgefaßt werden, ſelbſt wenn ſich der Träger in den letzten 
Jahren ſtraffrei gehalten hat. 

Dem Fr. K. und ſeiner Verlobten A. H. iſt vom Geſund⸗ 
heitsamt das Ehetauglichkeitszeugnis verſagt worden, weil 
die Braut ſchwachſinnig und der Bräutigam Pſychopath ſei. 
A. H. hat gegen die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
die Entſcheidung des Erbgeſcher. angerufen mit der Begrün⸗ 
dung, daß ſie ſich nicht ſchwachſinnig fühle und auch nicht 
glaube, daß ihr Bräutigam ein Pſychopath ſei. 

Zur Entſcheidung iſt das Erbgeſcher. Fr. zuſtändig (812 
der 1. DurchfVO. z. Ehegefundh®. v. 29. Nov. 1935). 

Inſoweit A. H. in Frage kommt, iſt durch Beſchluß 
des Erbgeſcher. Fr. vom heutigen ihre Unfruchtbarmachung 
wegen angeborenen Schwachſinns i. S. des §1 Abſ. II Nr. 1 
ErbkrNachwGeſ. angeordnet worden. Auf den diesbezüglichen 
Beſchluß wird Bezug genommen. 

Hinſichtlich des Fr. K. ergibt die Familiengeſchichte fol⸗ 
gendes: 

Sein Vater iſt ein energieloſer Menſch. Einer von deſſen 
Brüdern war wegen Geiſtes krankheit in der Heil- und Pflege⸗ 
anſtalt A. untergebracht. Ein anderer Bruder war Trinker 
und endete durch Selbſtmord. Der Großvater väterlicherſeits 
des Fr. K. endete ebenfalls durch Selbſtmord. Die Mutter iſt 
eine in ſittlicher Beziehung nicht einwandfreie Perſon. Ihre 
Ehe wurde i. J. 1931 aus ihrem Verſchulden geſchieden. Sie 
lebt nunmehr mit dem ledigen Schneider R. K. zuſammen. 
Den Haushalt und die Kinder ließ ſie ſo vollſtändig verwahr⸗ 
loſen, daß über Fr. K. und drei ſeiner Geſchwiſter i. J. 1919 
Fürſorgeerziehung angeordnet werden mußte. Fr. K. wurde 
darauf im Rettungshaus H. untergebracht. Er beſuchte dort 
weiterhin die Schule und wurde aus der 7. Klaſſe entlaſſen. 
Er hat eine Klaſſe (die 4.) wiederholt. Im Schülerbogen wird 
er um dieſe Zeit als Schulſchwänzer bezeichnet. Einen Beruf 
hat er nicht erlernt. Er war in einer Fabrik tätig, war 
jahrelang arbeitslos und hat i. J. 1936 einige Monate auf 
dem Flugplatz bei A. gearbeitet. Zur Zeit arbeitet er in 
einem Kohlengeſchäft. Er iſt bereits dreimal in ſchwerer Weiſe 
gerichtlich beſtraft worden. Am 22. Febr. 1929 wurde er 
wegen eines gemeinſchaftlich mit einem anderen verübten 
Verbrechens des Raubs in Tatmehrheit mit einem gemeinſam 
verübten Verbrechen des verſuchten Raubs zur Geſamtſtrafe 
von einem Jahr und drei Monaten Gefängnis verurteilt. Am 
26. Febr. 1929 erhielt er wegen ſchweren Diebſtahls vier Mo⸗ 
nate Gefängnis. Dieſe beiden vorgenannten Strafen ſind dann 
ſpäter auf eine Geſamtſtrafe von ein Jahr und ſechs Monaten 
Gefängnis zurückgeführt worden. Am 3. Sept. 1931 erhielt 
er neuerdings wegen zweier Verbrechen des ſchweren Dieb⸗ 
ſtahls eine Geſamtgefängnisſtrafe von ſechs Monaten. Fr. K. 
hat mit ſeiner jetzigen Verlobten A. H. ein Verhältnis begon⸗ 
nen, als dieſe noch mit Aug. H. verheiratet war, der ſich ſeit 
19. Jan. 1933 wegen Geiſteskrankheit in der Heil- und Pflege⸗ 
anſtalt Fr. befindet. Dieſem illegitimen Verhältnis ent⸗ 
ſprangen zwei i. J. 1934 und 1935 geborene Kinder. A. H. 
iſt von Fr. K. neuerdings etwa im ſiebenten Monat ſchwan⸗ 
ger. Die Ehe der A. H. wurde i. J. 1935 wegen Geiſteskrank⸗ 
heit des Aug. H. und wegen Ehebruchs der A. H. mit ihrem 
jetzigen Bräutigam Fr. K. geſchieden. Er 

enn Fr. K. auch unter ſehr ungünſtigen Verhältniſſen 
aufgewachſen ift, fo ift feine ſchon frühzeitig einſetzende krimi⸗ 
nelle Betätigung doch nicht nur auf die ungünſtigen Umwelt⸗ 
bedingungen zurückzuführen, ſondern ſicherlich auch Ausfluß 
einer pſychopathiſchen Veranlagung, worauf übrigens auch die 
feſtgeſtellte familiäre Belaſtung hinweiſt (dgl. über Fruh⸗ 
kriminalität als Ausdruck anlagemäßiger Abartigkeit Fried⸗ 
rich Stumpfl, „Die Urſprünge des Verbrechens“, 1986, 
S. 155 ff.). Das Gericht iſt der Auffaſſung, daß man bei 
Fr. K., der ſich ſeit 1931 zwar ſtraffrei gehalten, jedoch nach 
wie vor in ſozial wenig erfreulicher Weiſe betätigt hat, wohl 
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berechtigt iſt, von einer geiſtigen Störung zu ſprechen, die die 
Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt 
(S 10 EhegeſG.). 

Anhaltspunkte dafür, daß Fr. K. an angeborenem 
Schwachſinn i. S. des § 1 Abſ. II Nr. 1 ErbkrNachwckeſ. leidet, 
haben ſich nicht ergeben. 

Es ſteht demnach der beabſichtigten Eheſchließung der 
A. H. mit Fr. K. auf ſeiten der erſteren das Ehehindernis des 
§ 1d und auf ſeiten des letzteren das Ehehindernis des Sic 
EhegeſundhGG. v. 18. Okt. 1935 entgegen. 

(Erbgef®er. Frankenthal, Beſchl. v. 10. April 1937, XIV 
15/36.) 
+ 

59. §1 Abi. 1 zu e EhegefundhG. Zur Frage der „geiſti⸗ 

gen Störung“ i. S. von 81 Abſ. 1 zu e EhegeſundhG. 


Das ſtaatliche Geſundheitsamt zu J. hat dem Zimmer⸗ 
mann F. M. und der H. B. das Ehetauglichkeitszeugnis ver⸗ 
ſagt, weil auf die Verlobte 8 1 Abſ. 1 zu c EhegeſundhG. zu⸗ 
treffe. Die angezogene Geſetzesſtelle beſagt, daß eine Ehe nicht 
geſchloſſen werden darf, wenn einer der Verlobten, ohne ent⸗ 
mündigt zu ſein, an einer geiſtigen Störung leidet, die die Ehe 
für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt. Der die 
Beſcheinigung ausſtellende Amtsarzt hat eine nähere Erläute⸗ 
rung oder eine wiſſenſchaftliche Diagnoſe über das bei der 
Verlobten vorliegende Ehehindernis nicht gegeben. Auf Grund 
des den Akten beiliegenden Intelligenzprüfungsbogens iſt 
jedoch anzunehmen, daß der Grund der Verweigerung des 
Ehetauglichkeitszeugniſſes in einer als erheblich angeſehenen. 
Geiſtesſchwäche gelegen hat. Andererſeits muß der Amtsarzt 
einen angeborenen und vererbbaren Schwachſinn der Verlobten 
bewußt ausgeſchloſſen haben, da er die Ablehnung nicht mit 
§ 1 Abſ. 1 zu d Ehegefundh®. begründet hat, wo allein und 
ausdrücklich die von dem ErbkrNachwGeſ. bezeichneten Erb⸗ 
krankheiten, alſo auch der angeborene Schwachſinn, als Ehe⸗ 
untauglichkeitsgrund aufgeführt iſt. Auch hat, ſoweit die Akten 
es ergeben, der zuſtändige Amtsarzt einen Antrag auf Un⸗ 
fruchtbarmachung der Verlobten wegen angeborenen Schwach⸗ 
ſinns nicht geſtellt, wozu er bei Annahme eines ſolchen Lei⸗ 
dens erblicher Art durch das ErbkrNachwGeſ. verpflichtet ge⸗ 
weſen wäre. 

Das Erbgej®er. in P. hat auf Grund einer von ihm an⸗ 
geſtellten Intelligenzprüfung angenommen, daß die Verlobte 
an angeborenem Schwachſinn leide, wenn es auch anerkannt 
hat, daß ſie, aus einfachen Verhältniſſen ſtammend, aus 
äußeren Gründen die Schule häufig hat verſäumen müſſen 
und daß ſie in praktiſchen Dingen bewandert iſt. Auch das 
Erbgej®er. hat feinen ablehnenden Beſchluß ausdrücklich mit 
der Eheuntauglichkeit der Verlobten gem. § 1 Abſ. 1 zu e 
EhegeſundhG. begründet, alſo das Vorliegen einer Erbkrank⸗ 
heit nicht in Betracht gezogen. 

Es liegt ſomit übereinſtimmend bei Geſundheitsamt und 
Erbgej®er. die Annahme vor, daß bei der Verlobten ein erb⸗ 
licher angeborener Schwachſinn im Sinne des Erbgeſundhch. 
nicht nachweisbar iſt, daß es ſich vielmehr um eine geiſtige 
Störung anderer Art handelt, die als ſolche die Ehe der Ver⸗ 
lobten für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt. 
Es war daher zu prüfen, ob in der Tat bei der Verlobten 
eine nicht vererbliche geiſtige Störung von einer Art vorliegt, 
die trotz nicht erfolgter und nicht für nötig erachteter Ent⸗ 
mündigung ihre Eheſchließung mit ihrem Verlobten für die 
Volksgemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt. Als geiſtige 
Störung kann nach Lage des Falles nur eine Intelligenz⸗ 
ſchwäche in Frage kommen, die mangels erblichen Charakters 
auf einer natürlichen Minderbegabung innerhalb der Grenzen 
geiſtiger Geſundheit beruht. Die vorgenommenen Intelligenz⸗ 
prüfungen erweiſen, daß in der Tat ein ſolcher Intelligenz⸗ 
mangel nachweisbar iſt. Demgegenüber wird von dem Bürger⸗ 
meiſter des Heimatortes der Betroffenen auf die Anfrage des 
Senats ausdrücklich feſtgeſtellt, daß ſich die Verlobte bisher 
gut und ohne Klage geführt hat, daß ſie in der Lage iſt, alle 
Arbeiten richtig auszuführen, daß ſie ihren und ihrer Mutter 
Haushalt in Ordnung hält und daß ſie in ihrer Umgebung 
keineswegs als ſchwachſinnig angeſehen wird. Es iſt ferner 
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von dem Verlobten unwiderſprochen behauptet worden, daß 
die Betroffene als Großmagd, alſo in einer verantwortlichen 
Stellung, zur Zufriedenheit ihrer Arbeitgeber tätig geweſen 
jet. Während das Geſundheitsamt ein Urteil über die pral⸗ 
tiſche Bewährung der Verlobten nicht abgegeben hat, führt der 
Beſchluß des ErbgeſGer. ausdrücklich an, die von ihm vor⸗ 
genommene perſönliche Anhörung der Verlobten habe ergeben, 
daß ſie in allen praktiſchen Dingen Beſcheid wiſſe. Wenn aber 
eine Ehebewerberin frei von einem als erblich nachzuweiſen⸗ 
den angeborenen Schwachſinn iſt, und zwar einen merkbaren 
Mangel an Intelligenz und an allgemeinem Wiſſen aufweiſt, 
ſich dabei aber im praktiſchen Leben durchaus bewährt hat, 
ſo kann nicht angenommen werden, daß eine von ihr zu 
ſchließende Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht ſein 
würde. Die zu ſchließende Ehe bedeutet keine Gefährdung des 
Volkes durch kranken oder erbkranken Nachwuchs, da eine 
Erbkrankheit nicht vorliegt. Sie gefährdet auch als ſolche die 
Volksgemeinſchaft nicht, da die geiſtige Beſchaffenheit beide 
Ehebewerber eine geordnete Eheführung und eine ſoziale Ein⸗ 
paſſung erwarten läßt. Der Komm. zum EhegeſundhG. von 
Gütt⸗Linden-Maßfeller weiſt im übrigen mit Recht 
darauf hin, daß bei der Möglichkeit einer geiſtigen Störung 
bei einem der Verlobten der andere Verlobte weſentlich mit⸗ 
zuberückſichtigen ſei. Dieſe Berückſichtigung, die bei den Vor⸗ 
entſcheidungen unterblieben iſt, ergibt im vorl. Falle, daß der 
Verlobte offenbar nach geiſtiger Beſchaffenheit und Charakter 
wohl geeignet iſt, in der zu ſchließenden Ehe den bei der 
weiblichen Partnerin vorhandenen Intelligenzmangel aus⸗ 
zugleichen. Es liegt demnach kein geſetzlicher Grund vor, die 
Ehetauglichkeit der Verlobten zu verneinen. F. M. und H. B. 
find ehetauglich im Sinne des EhegeſundhG. 

Gemäß 8 20 Abſ. 5 der VO. v. 29. Nov. 1935 (RGBl. J, 
1419) ſind den Verlobten die gerichtlichen Gebühren des Ver⸗ 
fahrens zu erſtatten. 

(Erbgeſ Ober. Berlin, 2. Sen., Beſchl. v. 10. März 1937, 
Wg 1166/36.) f 
* 

60. 81d Ehegeib. Verſagung des Ehetauglichkeitszeug⸗ 
niſſes. Polydaktylie und Syndaktylie ſind ſchwere Mißbildun⸗ 
gen, wenn ſie ſchwer und gehäuft in der Sippe vorkommen. Not⸗ 
wendigkeit der Erforſchung und ärztlichen Unterſuchung der 
Sippe. 

Das Geſundheitsamt hat dem 26jährigen Maler Fritz S. 
das Ehetauglichkeitszeugnis nach 8 1d Chegefundh®. verſagt, 
weil er an Poly⸗ und Syndaktylie leidet. Das Geſundheits⸗ 
amt bewertet dieſes Leiden als erbliche körperliche Mißbil⸗ 
dung, meint allerdings, es könne zweifelhaft fein, ob ſich's 
um eine ſchwere Mißbildung handle. Denn Fritz S. ver⸗ 
richtet ebenſo wie ſeine Geſchwiſter und ſeine Mutter, die alle 
die gleiche Mißbildung aufweiſen, feine Arbeiten als Hand⸗ 
werker ordentlich. 

Das Erbgeſcher. hat die Verſagung des Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes beſtätigt, weil ſich's bei dem gehäuften Vorkom⸗ 
men in der Familie offenbar um ſchwere erbliche Glied 
maßendefekte und Entwicklungsſtörungen handle. 

Der Senat hat die Mutter des S., feine Geſchwiſter 
und deren Kinder von den zuſtändigen Amtsärzten unter⸗ 
ſuchen laſſen. Die Röntgenaufnahmen ergeben, daß bei Fritz S. 
die Finger der linken Hand bis auf den kleinen Finger, die 
der rechten Hand bis auf den Daumen zuſammengewachſen 
find. Ebenſo find die Zehen beider Füße ſämtlich zuſammen⸗ 
gewachſen. S. hat an beiden Füßen je ſechs Zehen. Seine 
Mutter weiſt Poly⸗ und Syndaktylie mit Schwimmhaut. 
bildung an Händen und Füßen auf, ſein außereheliches Kind 
Poly⸗ und Syndaktylie beider Füße. Bei allen drei Brüdern 
und bei einem Neffen beſteht Poly⸗ und Syndaktylie an 
Händen und Füßen, bei feiner Schweſter Syndaktylie der 
Haut zwiſchen den 2. und 3. Zehen beider Füße, und zwar 
nur zwiſchen den Grundphalangen. 8 

Der Senat iſt mit dem Erbgej®er. der Anſicht, daß diel® 
zweifellos erblichen Mißbildungen als ſchwere anzuſprechen 


find. Wohl gilt im allgemeinen der Grundſatz, daß Viel⸗ 
fingrigkeit für ſich oder Verwachſung der Finger nicht als 
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ſchwere Erbſchäden anzufehen find (Gütt-Rüdin⸗Ruttke 
S. 165). Das ſchließt jedoch nicht aus, daß bei ſchwerem und 
gehäuftem Vorkommen dieſer verſchiedenen Erbmerkmale eine 
andere Beurteilung nötig iſt. Das iſt hier der Fall. Dazu 
kommt, daß in der Sippe die Durchſchlagskraft der Störung 
beſonders ſtark iſt. Alle Geſchwiſter des S., ſeine Mutter 
und ſein Kind ſind mit dieſem Erbleiden behaftet. Sein 
weiterer Nachwuchs würde mit großer Wahrſcheinlichkeit die 
gleichen Mißbildungen und möglicherweiſe in noch ſchwererer 
Ausprägung aufweiſen. Wenn auch S. betont, daß er alle 
Malerarbeiten ausführen kann, ſo läßt doch bei ſolchen Leiden 
erfahrungsgemäß nicht ſelten die Feinheit der Arbeitsleiſtung, 
das Arbeitstempo und die Sicherheit des Hantierens zu 
wünſchen übrig. Ferner iſt in Betracht zu ziehen, daß S. 
und ſeine Sippe infolge der Mißbildungen zum Heeresdienſt 
ungeeignet erſcheint, daß die Mißbildung für den Fortbeſtand 
der Raſſe verhängnisvoll iſt und ihre Träger zu außer⸗ 
gewöhnlichen Leiſtungen des Lebens unfähig macht, wie ſie 
3. B. im Krieg oder bei Überwindung von Gefahren erforder- 
lich ſind. 

Auch hier müſſen wie bei allen Erbkrankheiten alle 
einzelnen Fälle in der Sippe in ihrer Geſamtheit beurteilt 
werden, um eine verantwortungsvolle Entſch. im Sinne des 
Geſetzes zu gewährleiſten (Gütt-Rüdin⸗Ruttke S. 161, 
162). Und dieſe Gefamtbeurteilung ergibt, daß S. die Ehe- 
ſchließung nicht erlaubt werden kann ($ 14 Ehegeſunoh G.). 

(ErbgeſObGer. Jena, Beſchl. v. 12. Mai 1937, Wg 9/37.) 


Erbgeſundheitsobergericht Danzig 


61. S 16 Zeug Geb O. Ein Arzt, der ſchrift⸗ 
lich Auskunft über ſeine Feſtſtellungen er⸗ 
teilt hat, hat keinen Anſpruch auf Vergütung. 


Durch das ErbgeſObGer. wurde der prakt. Art Dr. N. um 
Auskunft darüber gebeten, welche Beobachtungen er in bezug 
auf Schwachſinn bei dem Bäckergeſellen M. M. während einer 
gelegentlichen Behandlung gemacht habe. Für dieſe ſchriftlich 
erteilte Auskunft beanſprucht Dr. N. eine Gebühr in Höhe 
von 8 Gulden. Die Gebührenfeſtſetzungsſtelle hat den Antrag 
abgelehnt. Dagegen hat Dr. N. Einwendung erhoben. 

Die Einwendung iſt als Antrag auf gerichtliche Feſt⸗ 
ſetzung der Gebühren gem. $ 17 Zeug®ebd. aufzufaſſen. 

Der Gebührenanſpruch iſt nicht gerechtfertigt. Gem. 8 401 
Abſ. 1 und 2 ZPO., der nach 87 Abſ. 2 der Rechts VO. 
b. 24. Nov. 1933 (GBl. 581) auch im vorl. Verfahren zur 
Anwendung kommt, ſteht einem Zeugen ein Gebührenanſpruch 
zu, wenn er vom Gericht vernommen wird. Bei ſchriftlicher 
Beantwortung der Beweisfragen hat er dagegen lediglich 
einen Anſpruch auf Erſtattung der ihm durch die Beantwor⸗ 
tung entſtandenen Auslagen (vgl. Jonas, Anm. II zu 
§ 401 ZPO. und Wegener, 8. Aufl., Anm. 4 zu 8 1 
ZeugGeboO.). Da Dr. N. lediglich eine ſchriftliche Auskunft 
erteilt hat, ſteht ihm ein Anſpruch auf Gebühren nicht zu. 

Ein ſolcher Anſpruch ergibt ſich auch nicht auf Grund 


eines zivilrechtlichen Vertragsverhältniſſes. Die Pflicht, ſich 


dem Staat als Zeuge zur Verfügung zu ſtellen, iſt eine 
öffentlich⸗rechtliche, der ſich jeder zu unterwerfen hat. Ent⸗ 
chädigungen bei Inanſpruchnahme einer Perſon als Zeuge 
oder Sachverſtändiger werden daher nur inſoweit gewährt, 
als ſie geſetzlich ausdrücklich zugebilligt ſind. 

Im übrigen widerſpricht auch die allgemeine Stellung 
des Arztes der Zubilligung einer Gebühr im Verfahren betr. 
die Unfruchtbarmachung. Nach § 1 und 2 der Arzteordnung 
d. 1. Dez. 1933 (GBl. 589) iſt die Arzteſchaft in ihrer Ge⸗ 
jamtheit zum Geſundheitsdienſt an der Bevölkerung berufen 
und die Tätigkeit des einzelnen Arztes in Erfüllung öffent- 
licher Aufgaben Dienſt am Kranken und an der Geſundheit 
des Volkes. — Gerade bei dem Verfahren vor den Erbgeſ⸗ 
Ger. das der Geſunderhaltung des geſamten Volkskörpers 


bient, würde es den obigen Grundfätzen widerſprechen, wenn 
bie Arzte eine Mitwirkung, wie fie hier verlangt iſt, von der 


Zubilligung einer Gebühr abhängig machen würden. Bislang 
ſind ſolche Anſprüche auch von anderen Arzten nicht erhoben 
worden. 

(Erbgeſ Ober. Danzig, Beſchl. v. 19. Febr. 1936, 2 W 
78/35.) 
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62. § 1 ArbGG.; SS 12,13 GG.; 88 5 ff. PrVO. betr. 
die Kompetenzkonflikte zwiſchen Gerichten und Verwaltungs⸗ 
behörden v. 1. Aug. 1879 (GS. 573). Unzuſtändigkeit des Ge⸗ 
richts und Unzuläſſigkeit des Rechtswegs in Arbeitsſachen. Kom⸗ 
petenzkonflikt in Preußen. 

Werden die Einreden der Unzuſtändigkeit des angerufenen 
Gerichts und der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs erhoben, ſo hat, 
falls nicht über beide Einreden gleichzeitig entſchieden wird, die 
Entſch. über die erſtere vorauszugehen, weil nur ein zuſtän⸗ 
diges Gericht darüber befinden kann, ob der erhobene Klage⸗ 
anſpruch nach $ 13 GVG. der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
unterliegt oder nicht (JW. 1912, 643 15; R ArbG. 1, 179 = JW. 
1928, 1669 1 m. Anm.). Gegenſtand des Berufungs⸗ und Re⸗ 
viſionsverfahrens iſt alſo lediglich die umſtrittene arbeitsgericht⸗ 
liche Zuſtändigkeit und noch nicht die gleichfalls ſtreitige Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs geworden. 

Kann jedoch hiernach im Rechtsſtreit der Parteien das 
gegenwärtige Reviſionsverfahren auf die Frage der Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtswegs noch gar nicht erſtreckt werden, ſo muß 
für dasſelbe der vom Miniſter erhobene Kompetenzkonflikt, 
weil er lediglich jene Zuläſſigkeit betrifft, unbeachtlich bleiben. 
Durch die Koufliktserhebung ſoll in einem Rechtsſtreit die 
Entſch, über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs der dafür an ſich 
zuftändigen ordentlichen Gerichtsbarkeit, welche die arbeitsge- 
richtliche Sondergerichtsbarkeit mitumfaßt, entzogen und beſon⸗ 
deren Kompetenzkonfliktsgerichtshöfen zugeführt werden. Sie iſt 
daher im Rechtsſtreit ohne Bedeutung, wenn oder ſolange ver⸗ 
fahrensrechtlich die Zuläſſigkeit des Rechtswegs noch keine Rolle 
ſpielt. Das trifft im Rechtsſtreit der Parteien auf den gegen⸗ 
wärtigen Rechtszug zu. Deshalb verbietet ſich zur Zeit auch jede 
Erörterung darüber, ob die Konfliktserhebung, wie der Mi⸗ 
niſter glaubt, entgegen der bisherigen Rſpr. infolge der Über- 
leitung der geſamten Rechtspflege auf das Reich jetzt auch in 
der Revnſt. noch ſtatthaft iſt. 

Die ſachliche Zuſtändigkeit des ArbGG. iſt von den Vorinſt. 
mit Recht bejaht worden. Sie hängt davon ab, ob der Klage: 
antrag auf Feſtſtellung, daß das Dienjtverhältnis des Kl. in⸗ 
folge des Fehlens eines wichtigen Kündigungsgrundes durch die 
Entlaſſung nicht beendet worden iſt, das Weiterbeſtehen eines 
bürgerlich⸗rechtlichen Arbeitsvertrages oder eines öffentlich⸗ 
rechtlichen Beamtenverhältniſſes zum Gegenſtande hat, ob alfo 
der Kl. Beſchäftigter (Arbeitnehmer) oder Beamter geweſen iſt. 
War er Beſchäftiger, ſo kommt für den Rechtsſtreit im Bereich 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit nur die Zuſtändigkeit der Ar⸗ 
beitsgerichtsbehörden ($ 1 ArbcgG.) in Frage und tft die Zu= 
ſtändigkeit der im § 12 GVG. genannten allgemeinen ordent⸗ 
lichen Gerichte ausgeſchloſſen. Als Beamter würde der Kl. da- 
gegen nach § 5 Abſ. 2 ArbGG. nicht zu den Beſchäftigten ge⸗ 
hört haben. Für dieſen Fall würde mithin dem von ihm ange⸗ 
rufenen ArbG. die ſachliche Zuſtändigkeit fehlen. 

Fallen nun die behaupteten, die Zuſtändigkeit begründen⸗ 
den Tatſachen, wie es im Rechtsſtreit der Parteien der Fall iſt, 
mit den behaupteten klagebegründenden Tatſachen zuſammen, 
ſo genügt zur Begründung der Zuſtändigkeit des angerufenen 
Gerichts die bloße unbewieſene Behauptung dieſer Tatſachen 
(RG Z. 61, 70/71). Maßgebend find alſo für die Feſtſtellung der 
ſachlichen Zuſtändigkeit des Arb®. die vom Kl. vorgetragenen 
klagebegründenden Tatſachen, mögen ſie beſtritten worden oder 
unſtreitig geblieben ſein. Dagegen iſt es unrichtig, wenn das 
BG. die Zuſtändigkeit ſchon aus der Einigkeit der Parteien 
darüber folgert, daß der Kl. kein Beamter i. S. der Beamten⸗ 


geſetzgebung geweſen iſt. Dieſe Auffaſſung der Parteien enthält 
nicht die übereinſtimmende Behauptung einer Tatſache, ſondern 


2070 
die gleiche rechtliche Beurteilung des vom Kl. vorgetragenen 
Sachverhalts, die falſch ſein kann. Entſcheidend bleibt jedoch 
allein, wie ſich das Dienſtverhältnis des Kl. bei richtiger Be⸗ 
urteilung des Klagevortrags darſtellt, ob als öffentlich-recht- 
liches Beamtenverhältnis oder als bürgerlich- rechtliches Beſchäf⸗ 
tigungsverhältnis. 

Wie der Kl. vorträgt, iſt er ſeit Sept. 1933 zunächſt nur 
nebenbei beſchäftigt worden, dann aber vollbeſchäftigte, nicht 
planmäßig angeſtellte Lehrperſon an einer Berufs- und Han⸗ 
delsſchule geweſen. Nach SS 3 und 6 des bereits vor Beginn der 
in Frage kommenden öffentlichen Lehrtätigkeit des Kl. in Kraft 
getretenen BRAndG. konnte ein Beamtenverhältnis nur noch 
durch Aushändigung einer Urkunde, in der die Worte „unter 
Berufung in das Beamtenverhältnis“ enthalten ſind, begründet 
werden. Der Kl. hat unſtreitig überhaupt keine Urkunde über 
ſein Dienſtverhältnis erhalten, iſt alſo nicht Beamter geweſen. 
Daraus folgt die ſachliche Zuſtändigkeit des ArbG. nach § 2 
Nr. 1 ArbGGG., da die Klage auf ein Anſtellungsverhältnis bür⸗ 
gerlich⸗rechtlicher Natur geſtützt und das Vorliegen eines ſol⸗ 
chen durch die Klagebehauptungen ſchlüſſig begründet er⸗ 
ſcheint. 

Damit ſteht die Zuſtändigkeit des Arb®. rechtskräftig feſt. 
Dieſes wird, bevor es das Verfahren fortſetzt und zunächſt 
über die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs verhandelt, 
zu prüfen haben, ob die Konfliktserhebung ſeitens des nach 8 5 
PrVO. betr. Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und 
den Verwaltungsbehörden v. 1. Aug. 1879 (GS. 573) zuſtän⸗ 
digen Miniſters, welche nach §S 6 beim RArbG., bei dem der 
Rechtsſtreit damals anhängig war, erfolgt iſt, nunmehr Be⸗ 
deutung gewonnen und den Rechtsſtreit nach §S 7 Abſ. 1 unter⸗ 
brochen hat und infolgedeſſen gemäß den im Abſ. 2 des § 7 und 
den folgenden Paragraphen der VO. gegebenen Vorſchriften zu 
verfahren iſt. 


(RArbG., Urt. v. 6. Febr. 1937, RAG 186/36. — Köln.) 
* 


*= 53,841 Abſ. 3 BNÄINIG. ſchließt nicht den Rechtsweg für 
Bezüge irgendwelcher Art aus, ſondern bindet den Richter nur 
in der Vorfrage, ob eine in Durchführung des BRÄNDG. vor⸗ 
genommene Kürzung von Bezügen ihrer Höhe nach den Anglei⸗ 
chungsvorſchriften des Geſetzes entſpricht. Eutſprechendes gilt 
auch, ſoweit die Kürzung von Dienſtbezügen auf die PrSpar⸗ 
Not VO. v. 12, Sept. 1931 geſtützt wird (vgl. RAG 247/32 vom 
9. Nov. 1932: JW. 1933, 931; RArbG. 12, 90 = FW. 1933, 
493). 


(RArbG., Urt. v. 20. März 1937, RAG 246/36. — Han⸗ 
nover.) 
1. 


* 64. § 59 HGB. Zeitungswerber leiſten kaufmänniſche 
Dienſte. 

Die Eutſch. hängt davon ab, ob der Kl. an Stelle der 
vereinbarten Kündigungsfriſt die nur zum Monatsſchluß ſtatt⸗ 
hafte einmonatige des 867 HGB. für ſich in Anſpruch 
nehmen kann. Der $ 67 enthält zwingendes Recht, gilt aber 
nur für Handlungsgehilfen. Handlungsgehilfe iſt nach 8 59 
HGB. wer in einem Handelsgewerbe zur Leiſtung kauf⸗ 
männiſcher Dienſte angeſtellt iſt. Die Parteien ſtreiten darum, 
ob der Kl. als Bezieherwerber (Abonnentenſammler) für die 
vom Bekl. verlegten und gedruckten Zeitungen kaufmänniſche 
Dienſte geleiſtet hat. 

Auszugehen iſt zunächſt davon, daß der Kl. in dem kauf⸗ 
männiſchen Teil des Betriebes des Bekl. tätig geworden iſt. 
Er hat nicht bei der geiſtigen oder techniſchen Herſtellung der 
vom Bekl. verlegten und gedruckten Zeitungen, ſondern ledig⸗ 
lich bei ihrem Abſatz mitgewirkt. Deſſen Organiſation, Aus⸗ 
ſührung und Steigerung fällt aber in den kaufmänniſchen 
Betriebsbereich eines Zeitungsunternehmens. Hier hat der 
Kl. ferner keine Tätigkeit entfaltet, die im weſentlichen nur 
körperliche Kräfte oder Geſchicklichkeiten erfordert, wie etwa 
die Tätigkeit des Packers oder der Zeitungsfrau, und deshalb 
aus dem Rahmen kaufmänniſcher Dienſte im verkehrsüblichen 
Sinne herausfällt. Seine Werbetätigkeit war vielmehr geiſtiger 
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Art und zeigte damit ein Merkmal kaufmänniſcher Tätigkeit. 
Sie beſtand ferner in Handlungen, die wie das Kaufen und 
Verkaufen im Verkehr von jeher als gerade den Kaufmann 
kennzeichnend angeſehen worden ſind. Auch der Bezieherwerber 
betreibt nämlich eine verkaufsähnliche Tätigkeit, indem er 
Kunden aufſucht, mit ihnen Vertragsſchlüſſe über den Bezug 
einer Zeitung vermittelt oder tätigt und den Kundenkreis 
des Zeitungsunternehmens zu erweitern ſucht. Er ſorgt auf 
dieſe Weiſe für den Abſatz des in der Zeitung verkörperten 
Kulturguts, ähnelt dem Reiſenden im reinen Warenverkehr 
und leiſtet Dienſte von ausgeſprochen kaufmänniſcher Eigenart. 


Nun gibt es freilich auch Verkaufstätigkeiten ſo einfacher 
Art, daß ſie als überwiegend körperliche oder faſt mechaniſche 
Tätigkeit anzuſehen ſind, beinahe jedes geiſtigen Einſchlags 
entbehren und daher auch vom Verkehr nicht mehr als kauf- 
männiſche Dienſte gewertet werden, z. B. im allgemeinen die 
Dienſte der Zigarettenboys (ArbRSamml. 18, 437 ff. = JW. 
1933, 2408?) oder der Kartenverkäuferin eines Lichtſpiel⸗ 
theaters (RArbch. 2, 131 JW. 1929, 73? m. Anm.). Das 
trifft jedoch auf die Tätigkeit eines Bezieherwerbers nicht zu. 
Sie verliert, mag fie auch noch fo einfach fein ‚niemals die 
Eigenſchaft geiſtiger Arbeit. Dann kann es aber auch nicht 
darauf ankommen, ob die zur Kundenwerbung für ein 
Zeitungsunternehmen zweifellos erforderliche, nicht jedem 
Dritten eignende geiſtige Beweglichkeit und Gewandtheit im 
Einzelfalle durch eine beſondere kaufmänniſche Ausbildung 
oder Übung erworben ſind. Welche Anforderungen der Unter⸗ 
nehmer an die Ausbildung des Zeitungswerbers ſtellen will, 
muß ihm ſelbſt überlaſſen bleiben (ArbRSamml. 6, 590 
JW. 1930, 440% m. Anm.). Daß die Werbetätigkeit an 
ſich eine gewiſſe kaufmänniſche Gewandtheit erfordert, die bei 
entſprechender Begabung im allgemeinen nur auf Grund 
einer geiſtigen, wenngleich vielleicht nicht auf kaufmänniſchem 
Gebiete liegenden Ausbildung erlangt wird, genügt, um ſie 
zu einer kaufmänniſchen zu ſtempeln. 


(RArbch., Urt. v. 13. März 1937, RAG 254/36. — Köln.) 


* 


65. 1. 8 4 Abſ. 2 der 1. VO. zum NBürger®. gewährt den 
Weiterbezug der vollen Dienſtbezüge nur entlaſſenen jüdiſchen 
Beamten; entlaſſene jüdiſche Angeſtellte, die Frontkämpfer 
waren, genießen dieſe Vorzüge nicht. 


2.8 323 BGB.; SS 4, 10 der 1. DurchfVO. zum RKultur⸗ 
kammer. v. 1. Nov. 1933. Die Nichtaufnahme eines ſtädtiſchen 
Kammermuſikers in die Reichsmuſikkammer bewirkt Unmöglich⸗ 
keit ſeiner Vertragsleiſtung aus einem von keinem der Ver⸗ 
tragsteile zu vertretenden Umſtande; er verliert demnach den 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung. 


Das BG. lehnt ohne Rechtsirrtum die Anwendbarkeit 
des § 4 Abſ. 2 der 1. VO. zum RBürgerG. auf den Kl. 
ab. Nach dieſer Vorſchrift ſind jüdiſche Beamte, die als Juden 
nach Abi. 1 des § 4 nicht Reichsbürger find und deshalb kein 
öffentliches Amt bekleiden können, mit Ablauf des 31. Dez. 
1935 in den Ruheſtand getreten, erhalten aber, wenn ſie im 
Weltkrieg an der Front für das Deutſche Reich oder ſeine 
Verbündeten gekämpft haben, bis zur Erreichung der Alters⸗ 
grenze als Ruhegehalt die vollen zuletzt bezogenen ruhe? 
gehaltsfähigen Dienſtbezüge. Jüdiſche Angeſtellte können 
dagegen, obwohl fie nicht Reichsbürger find, ihre Beſchäfti⸗ 
gung fortſetzen. Ihr Dienſtverhältnis wird von der Vor? 
ſchrift nicht berührt. Der Kl. iſt unſtreitig dienſtvertraglicher 
Angeſtellter und kein Beamter. 


Die Rev. glaubt, daß die dem Beamten in feiner Eigen“ 
ſchaft als Frontkämpfer gewährte beſondere Vergünſtigung 
eines Weiterbezugs der bisherigen vollen Dienſtbezüge dem 
Kl. ebenfalls zuteil werden müſſe, weil der ſtädtiſche Ange⸗ 
ſtellte als Frontkämpfer nach Abſ. 2 des § 3 der zum BW. 
HG. v. 7. April 1933 (RG Bl. I, 175) ergangenen 2. Durchſ⸗ 
RO. v. 4. Mai 1933 (RG Bl. I, 233) den gleichen Rechts“ 
ſchutz genieße wie der Beamte und daher ebenſowenig wi 
dieſer als Frontkämpfer allein wegen nichtariſcher Abſtam⸗ 
mung aus dem Dienſt habe entlaſſen werden können. 
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Dabei überſieht die Rev. zweierlei. Einmal handelt es 
ſich bei der Vorſchrift der VO. zum RBürgerG. gar nicht 
um einen Entlaſſungsſchutz für jüdiſche Beamte, die Front⸗ 
kampfer find, ſondern um die Gewährung eines außerordent- 
lichen Ruhegehalts für ſolche Beamte, nachdem ſie — unab⸗ 
hängig von dem im BWG. getroffenen Beſtimmungen — 
auf Grund der Auswirkungen des RBürgerG. mit dem 
1. Jan. 1936 aus dem Dienſt haben ausſcheiden und in den 
Ruheſtand treten müſſen. Sodann geht aber auch der dem 
Angeſtellten im Abſ. 2 des 83 der 2. DurchfVO. zum 
BWHG. gewährte Entlaſſungsſchutz nicht fo weit, daß er den 
im öffentlichen Dienſt befindlichen Angeſtellten wegen ſeiner 
Frontkämpfereigenſchaft vor jeder Entlaſſung ſchützt, ſondern 
nur dahin, daß er ihn vor der im Abſ. 1 des § 3 vorge⸗ 
ſchriebenen Kündigung allein wegen feiner nichtariſchen Ab⸗ 
ſtammung bewahrt. Andere geſetzliche oder vertragsmäßige 
Kündigungsgründe ſind dadurch nicht ausgeſchaltet worden, 
und die Vorausſetzung für das außerordentliche Ruhegeld des 
§ 4 der 1. VO. zum RBürgerG., welche darin beſteht, daß 
der Beamte infolge mangelnder Reichsbürgerſchaft zur Ver- 
richtung ſeiner Dienſte unfähig geworden und daher in den 
Ruheſtand übergeführt worden iſt, trifft auf den Kl. als 
ſtädtiſchen Angeſtellten gerade nicht zu. Er hätte trotz nicht⸗ 
ariſcher Abſtammung wegen ſeiner Frontkämpfereigenſchaft 
ſeinen Dienſt weiter verſehen können und darf lediglich in— 
folge ſeiner Nichtaufnahme in die Reichsmuſikkammer nach 

4 der zur Durchf. des RKulturkammerG. v. 22. Sept. 
1933 (RG Bl. I, 661) ergangenen 1. VO. v. 1. Nov. 1933 
(RGBl. I, 797) ſeine Tätigkeit im ſtädtiſchen Orcheſter der 
Bekl. nicht mehr ausüben. Dadurch wird, mag auch den 
Grund für die Ablehnung feiner Aufnahme in die Reichs⸗ 
muſikkammer nichtariſche Abſtammung gebildet haben, die 
vorher bezeichnete Vorausſetzung für den Weiterbezug der 
bisherigen vollen Dienſtbezüge nicht erſetzt. Das ergibt die 
einfache überlegung, daß nach 8 10 der VO. die Aufnahme 
in eine Kulturkammer nicht etwa bloß wegen nichtariſcher 
Abſtammung, ſondern aus jedem Grunde abgelehnt werden 
kann, aus welchem der abgelehnten Perſon die für die Aus⸗ 
übung der betreffenden Tätigkeit erforderliche Zuverläſſig⸗ 
keit und Eignung fehlen. Die Nichtaufnahme des Kl. hat 
daher nicht deſſen Zurruheſetzung zur Folge gehabt, ſondern 
nur die Unmöglichkeit der ihm obliegenden Vertragsleiſtung 
aus einem von keinem der Vertragsteile zu vertretenden Um⸗ 
ſtande herbeigeführt. Damit hat der Kl. aber, wie die Vor⸗ 
inſtanzen mit Recht angenommen haben, nach $ 323 BGB. 
den Anſpruch auf die Gegenleiſtung der Bekl. verloren. Das 
Dienſtverhältnis der Parteien iſt dadurch an ſich in ſeinem 
Rechtsbeſtande unberührt geblieben, wenngleich es, da mit 
einer dauernden Unmöglichkeit der Leiſtung des Kl. zu 
rechnen iſt, praktiſch ſeinen Inhalt eingebüßt hat. 


Richtig iſt, daß 8 323 BGB. nicht zur Anwendung 
ommen kann, wenn das Dienſtverhältnis der Parteien be⸗ 
reits beendet geweſen wäre. Das Anſtellungsverhältnis be⸗ 
ſtand aber noch fort, als die Bekl. ſich im Schreiben vom 
27. Febr. 1936 auf 8 323 BGB. berief, und dieſe war 
hiernach berechtigt, die Weiterzahlung des Gehalts ſolange zu 
verweigern, als der Kl. infolge der Nichtaufnahme in die 
Reichsmuſikkammer nicht in der Lage war, ſeinerſeits die ihm 
obliegende Tätigkeit zu erfüllen. Schon daraus ergibt ſich 
die Unbegründetheit des Klageantrages. Darüber hinaus hat 
die Bekl, aber auch durch das Schreiben v. 27. Febr. 1936 
den Willen, mit Rückſicht auf die Nichtaufnahme des Kl. in 
die Reichsmuſikkammer den Vertrag mit ſofortiger Wirkung 
als beendet anzuſehen, mit zum Ausdruck gebracht. Die, wie 
anzunehmen, dauernde Unmöglichkeit der Leiſtung des Kl. 
dildete auf jeden Fall einen wichtigen Grund zur friſtloſen 
uflöſung des Dienſtverhältniſſes. Lag ein ſolcher vor, jo 
entfiel der Anſpruch des Kl. auf die vertragliche Gegen⸗ 
leiſtung des Gehalts. 


(RArbG., Urt. v. 6. Febr. 1937, RAG 222/36. — Köln.) 
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n 66. 1. § 19 FürſpflVO. v. 13. Febr. 1924; S8 91, 75 d Arb⸗ 
VermG. Arbeiten, die zu den Aufgaben der Fürſorgeverbände 
gehören und von ihnen ohnehin geleiſtet werden müßten, ſind 
nicht zuſätzlich i. S. von 819 FürſpflV O. und 8 91 Arb VermG. 
Wer zu ſolchen Arbeiten herangezogen wird, iſt demnach nicht 
Fürſorgearbeiter i. S. dieſer Vorſchriften und unterliegt daher 
auch nicht der durch § 75 d Arb VermG. getroffenen, den ordent⸗ 
lichen Tarif abändernden Beſtimmung. 


2. Einrede der unzuläſſigen Rechtsausübung oder der Ver⸗ 
wirkung gegenüber Tariflohnanſprüchen. 


Es iſt zwiſchen den Parteien unſtreitig ein privatrecht⸗ 
liches Arbeitsverhältnis begründet worden; die Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Regelung ſteht feſt. Es würde grundſätzlich alſo 
der von dem Kl. genannte, als Tard. weiter beſtehende Be⸗ 
zirks TarVertr. für Angeſtellte der Kommunalverwaltungen im 
Bereich des Arbeitgeberverbandes rheiniſch-weſtfäliſcher Ge- 
meinden anzuwenden ſein. Der Streit der Parteien geht, ab⸗ 
geſehen von der Einrede der Argliſt und Verwirkung auch 
lediglich darum, ob die Anwendung dieſer TarO. ausgeſchloſ— 
fen iſt. Die Bekl. glaubt dies aus zwei Gründen annehmen 
zu dürfen: 


1. In feinem § 1 iſt hinſichtlich des Geltungsbereichs 
dieſes Tar Vertr. beſtimmt, er finde nicht Anwendung auf 
Angeſtellte, die mit Notſtandsarbeiten und auf Grund des 
8 19 FürſVoO. v. 13. Febr. 1924 und des § 91 ArbVermG. 
beſchäftigt ſeien, und zwar auch dann nicht, wenn ſie auf 
Grund eines privatrechtlichen Dienſtvertrags tätig ſeien. Die 
Bekl. meint, durch dieſe Beſtimmung ſei die Anwendung der 
Tard. auf das Dienſtverhältnis des Kl. ausgeſchloſſen. Mit 
Recht hat das LArbS. dieſe Auffaſſung als irrig zurück⸗ 
gewieſen. Das RArbcz. hat in RArbGG. 16, 268 — Arbgi⸗ 
Samml. 27, 196 mit Anm. von Derſch = JW. 1936, 
294859) zu der Frage bereits dahin Stellung genommen, 
daß dieſe Ausnahmevorſchrift auf ſolche Arbeiten nicht zu⸗ 
trifft, die zu den Aufgaben der öffentlichen Fürſorgeverbäude 
gehören und von ihnen ohnehin geleiſtet werden müßten. An 
dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten. Es kommt hierfür nicht 
darauf an, ob die ſonſtigen Angeſtellten der Bekl. zu dieſen 
Arbeiten herangezogen worden wären, wenn der Kl. nicht 
eingeſtellt worden wäre. Denn durch die Entlaſtung anderer 
Angeſtellter, auch wenn ſie nicht notwendig geweſen wäre, 
würde der Arbeit nicht das Merkmal der Zuſätzlichkeit ge⸗ 
geben fein, wie es im Rahmen des § 19 FürſsO. nach der 
vorbezeichneten Entſch. erforderlich iſt. 


Irrig iſt ferner die Meinung, nach der von den Vor⸗ 
inſtanzen und auch vom RArbG. in RArbG. 16, 268 dem 
§ 19 FürſVoO. gegebenen Auslegung könnten Büroarbeiten 
überhaupt nicht im Rahmen einer Fürſorgebeſchäftigung ge⸗ 
leiſtet werden. Zu dieſer Auffaſſung geben weder die Urteile 
der Vorinſtanzen noch auch das Urteil des NUrbG. irgend- 
welchen Anhalt. 


2. Die Bekl. glaubt ferner, nur den im Einvernehmen 
mit dem Arbeitsamt für die Entlohnung der Fürſorgearbeiter 
auf Grund des 3 75d ArbVermG. feſtgeſetzten Lohn, der 
dem Tarif für Tiefbauarbeiter entnommen iſt, zahlen zu 
brauchen. Auch dieſer Meinung kann nicht beigepflichtet wer⸗ 
den. Dieſe Feſtſetzung iſt für Fürſorgearbeiter ver⸗ 
pflichtend, die i. S. des 8 19 Fürſ oO. Fürſorgearbeiter ſind. 
Ob dies zutrifft, wird allein durch das Geſetz entſchieden 
und nicht durch Erklärungen der Parteien im Anſtellungs⸗ 
vertrag. Mit dem im $ 19 FürſVoO. enthaltenen Merkmal 
der Gemeinnützigkeit der Arbeit des Fürſorgearbei⸗ 
ters iſt dieſes Merkmal auch auf 8 75 ArbVermG. erſtreckt, 
da er ſich auf Fürſorgearbeiter bezieht. 

In der genannten Entſch. RArbG. 16, 268 iſt bereits 
ausgeführt worden, daß es ſich bei den im § 19 Fürs. 
genannten Arbeiten gemeinnütziger Art zugleich um ſog. zu⸗ 
ſätzliche Arbeiten i. ©. des § 91 Arb VermG. handeln müſſe, 
alſo um Arbeiten, die ſonſt überhaupt nicht oder nicht zu 
dieſer Zeit oder nicht in dieſem Umfange ausgeführt worden 
wären. Wenn die Rev. meint, $ 91 unterſcheide in Ziff. 1 
und 2 gemeinnützige und jog. zuſätzliche Arbeiten, und da⸗ 
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mit ſagen will, daß § 91 zweierlei verſchiedene Arbeiten 
umfaſſe, gemeinnützige und zuſätzliche alſo auseinanderzu⸗ 
halten ſeien, ſo beachtet ſie nicht, daß auch § 91 beide Merk⸗ 
male zuſammen, nicht jedes einzeln vorausſetzt und erfordert. 
Von dieſen Merkmalen trifft das der Zuſätzlichkeit auf die 
vom Kl. verrichteten Arbeiten nicht zu. Er iſt daher kein Für⸗ 
forgearbeiter i. S. des § 19 FürſVO. und unterliegt daher 
auch nicht der durch 8 75d ArbVermG. getroffenen, den 
ordentlichen Tarif abändernden Beſtimmung. Zwar hat er 
ſich im Vertrage der Anwendung diefer Beſtimmung unter⸗ 
worfen, damit aber lediglich auf den ihm zuſtehenden Tarif⸗ 
lohn verzichtet. Ein ſolcher Verzicht iſt nicht zuläſſig. Die 
Unabdingbarkeit des auf das Arbeitsverhältnis des Kl. anzu⸗ 
wendenden TarVertr. und Tariflohns ergibt die Ungültigkeit 
der vertraglichen Vereinbarung in Ziff. 2 der Annahmever⸗ 
handlung. Auf eine Zwangslage kommt es dabei nicht an. 


Schließlich ſind auch die Ausführungen, mit denen das 
BG. eine Verwirkung des Anſpruchs und die Einrede der 
Argliſt zurückweiſt, rechtlich nicht zu beanſtanden. Das RArbG. 
hat immer darauf gehalten, daß jedem Gefolgſchaftsmitglied 
der unabdingbare Anſpruch auf den Tariflohn erhalten bleibt 
und hat daher ganz beſonders ſtrenge Anforderungen ge⸗ 
ſtellt, wenn dem Anſpruch auf Tariflohn gegenüber die Ein⸗ 
rede der unzuläſſigen Rechtsausübung oder der Verwirkung 
anerkannt werden ſoll. Dieſem Grundſatz iſt das BG. gefolgt. 
Damit ſoll nun freilich nicht geſagt ſein, daß bei Prüfung 
dieſer Einreden im Einzelfalle nicht von eutſcheidender Be⸗ 
deutung ſein könnte, unter welchen Umſtänden und in welcher 
Abſicht eine Gemeinde Arbeitsloſen Beſchäftigung in ihrem 
Bürodienſt gegeben hat. Hat ſie lediglich in der guten Ab⸗ 
ſicht, die Arbeitsloſigkeit auf jede nur denkbare Weiſe zu be⸗ 
kämpfen, Arbeitsloſe eingeſtellt und dafür die Arbeit geſtreckt, 
ihnen Arbeit zugewieſen, die ſonſt von den Angeſtellten be⸗ 
wältigt worden wäre, iſt ſie etwa gar Wünſchen entgegen⸗ 
gekommen, Arbeitsloſen paſſende Beſchäftigung zu geben, hat 
ſie unter ſolchen Umſtänden einen niederen Lohn zugeſichert 
und Tariflohn nicht voll bezahlt, haben ſich die Eingeſtellten 
damit zufrieden erklärt und hat die Gemeinde im Vertrauen 
hierauf über ihre Etatsmittel verfügt, ihre Finanzwirtſchaft 
jahrelang darauf eingeſtellt, würde durch Nachzahlungen die 
allgemeine Finanznot der Gemeinde erneut erheblich ver⸗ 
ſchlimmert werden und etwa gar die ſchon ſchwere Steuerlaſt 
vergrößert werden müſſen, haben ſich die Eingeſtellten lange 
in dieſe Verhältniſſe gefügt und kämen ſie nun plötzlich mit 
Nachforderungen, die die Gemeinde ſchwer treffen würden, 
ſo hätte bei eingehender Aufklärung der Einzelheiten viel⸗ 
leicht eine Verwirkung des Auſpruchs oder unzuläſſige Rechts⸗ 
ausübung angenommen werden können. Einer mißbrauchlichen 
billigen Beſchaffung notwendiger Arbeitskräfte kann aber der 
Weg nicht geebnet werden. An einer eingehenden Darlegung 
in der eben bezeichneten Richtung hat es jedoch im vorl. Falle 
gefehlt. 

5 190 Urt. v. 10. März 1937, RAG 243/36. — Duis⸗ 
urg.) 
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K 67. 8 850 d ZPO. Einreden gegen eine gem. § 850 d fin⸗ 
gierte Entgeltforderung. 


Die Inhaberin der Bekl. iſt die Ehefrau des früheren 
Fabrikbeſitzers Sch., der der Kl. (Berufsgenoſſenſchaft) aus ſei⸗ 
nem einſtigen Geſchäftsbetriebe noch Beiträge ſchuldet und, 
nachdem er in Konkurs verfallen war, in eine von der Ehe⸗ 
frau neu begründete Firma eingetreten iſt, worin er einen 
garantierten Reingewinn von monatlich 150 H erhalten ſollte 
und überdies abredegemäß monatlich 1000 7% für Speſen ent⸗ 
nommen hat. In einem Vorprozeß der Parteien iſt rechtskräf⸗ 
tig feſtgeſtellt, daß im Verhältnis der Parteien eine angemeſſene 
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Vergütung von 500 % monatlich als von der Inhaberin der 
Bekl. an ihren Ehemann geſchuldet zu gelten habe. Durch einen 
am 12. Aug. 1935 der Bekl. zugeſtellten Beſchluß iſt für die 
Kl. in das Gehalt des Sch. gepfändet worden. Sie klagt einen 
Teilbetrag ein. Die Bekl. rechnet u. a. mit von ihr angeblich 
übernommenen Forderungen aus der früheren Geſchäftstätig⸗ 
keit des Sch. gegen dieſen in Höhe von rund 55 000 „7% gegen 
die Klageforderung auf. 


Beide Vorinſtanzen haben der Klage ſtattgegeben. Das 
R ArbG. hat aufgehoben und zurückverwieſen. 


Das BG. meint, die Aufrechnung der Bekl. verſtoße gegen 
Treu und Glauben, da die von der Bekl. dazu benutzten etwa 
50 000 %%% Konkursforderungen, die fie übernommen habe, faſt 
ausſchließlich Verwandtenforderungen ſeien, mit deren Aufrech⸗ 
nung ſie andere alte Gläubiger des Schuldners Sch. ſchädigen 
wolle. 


Die Rev. erſcheint begründet. Auszugehen iſt davon, daß 
die Pfändung der Bezüge des Schuldners Sch. bei der Bekl 
auf § 890 d ZBO. beruht. Ohne Bedeutung für den Rechtsſtreit 
iſt, ob die Bekl. mit dem Vergütungsabkommen, das ſie mit 
dem Schuldner getroffen hat, auf eine Beeinträchtigung ſeiner 
alten Gläubiger ausgegangen iſt, denn die Klage ſtellt ſich ja 
gerade auf den Boden dieſes Abkommens. Es muß 
auch die bisher nicht geprüfte Behauptung der Kl. ausſcheiden, 
daß das Geſchäft der Bekl. in Wirklichkeit das frühere, jetzt nur 
auf den Namen der Ehefrau fortgeſetzte Geſchaft des Schuldners 
Sch. ſelbſt ſei. Zu prüfen iſt allein die Zuläſſigkeit der Aufrech⸗ 
nung von Forderungen alter Konkursgläubiger des Sch., die 
der Bekl. abgetreten find, gegen die Klageforderung. Sie be 
urteilt ſich geſetzlich nach $392 (vgl. auch § 406) BGB., mit 
dem die Vorinſtanz ſich auseinanderzuſetzen nicht Veranlaſſung 
genommen hat. Es beſteht danach, wenn die Vorausſetzungen 
jener Beſtimmungen nicht zutreffen, an ſich kein Anlaß, die 
Aufrechnung zu beanſtanden. Zunächſt fehlt auch ſowohl in tat> 
ſachlicher wie rechtlicher Hinſicht die Grundlage dafür, daß die 
Reviſionsbeantwortung die Übernahme der Verwandtenforde⸗ 
rungen als in Gläubigerbenachteiligungsabſicht geſchehen an⸗ 
fechten will, weil ja von einem Anfechtungsfall, der etwa der 
KO. oder dem AnfG. unterfiele, an ſich keine Rede fein kann, 
wenn ſich die Bekl. Forderungen von Gläubigern des Eheman⸗ 
nes ihrer Inhaberin abtreten ließ. Die Bekl. kann auch nicht 
als behindert angeſehen werden, ſolche Forderungen, gleichviel, 
ob von Verwandtenſeite — wie ſie behauptet, unter mindeſtens 
teilweiſer Leiſtung des Gegenwertes —, zu erwerben. Die Kl. 
verfolgt gegen fie nicht ein eigenes Recht, ſondern eine gepfän⸗ 
dete Forderung ihres Schuldners. Wird dieſe als beſtehend nach 
5850 d ZPO. fingiert, unterliegt fie auch unbedenklich der Auf 
rechnung, weil die Fiktion folgerichtigerweiſe dazu führen muß, 
daß die Forderung auch hinſichtlich der gegen fie geltend zu 
machenden Einreden als beſtehend behandelt wird. Nicht aus“ 
geſchloſſen iſt freilich, daß der Aufrechnung unter beſonderen 
Umſtänden die Eiurede der Argliſt entgegenſteht, wenn ihre 
Geltendmachung ſich i. S. von 9826 BGB. als eine ſitten⸗ 
widrige Handlung darſtellt. In dieſer Hinſicht läßt aber das 
BU. ſchlüſſige Begründung vermiſſen. Denn, wenn die Bekl. 
wirklich die Gläubiger der von ihr erworbenen Forderungen 
ratenweiſe befriedigt, alſo an der Ernſtlichkeit der Abtretung 
nicht zu zweifeln iſt, iſt nicht einzuſehen, warum ſie bei dieſen 
Forderungserwerb etwa eine beſtimmte Rangfolge einhalten 
oder eine Übernahme der Verwandtenforderungen mit Rückſicht 
auf andere vorhandene Glaubiger, die nicht an ſie wegen der 
Übernahme ihrer Forderungen herangetreten ſind, unterlaſſen 
und derartige Forderungen nicht Pfändungsgläubigern des 
Schuldners entgegenſtellen ſoll. 


(RArbG., Urt. v. 20. Febr. 1937, RAG 250/36. — Königs⸗ 
berg i. Pr.) 
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